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An einem Herbsttag des Jahres 1906 brach der britische Gelehrte Francis Galton von seiner Wohnung in der Stadt Plymouth zum Besuch eines Marktes auf dem Lande auf. Den fünfundachtzigjährigen Galton plagten zwar die üblichen Altersbeschwerden, doch wurde er nach wie vor von jener unbezähmbaren Neugier getrieben, die ihm bei seinen Forschungen zur Statistik und über Erbanlagen Ruhm – und einen berüchtigten Ruf – eingebracht hatte. An diesem Tage galt Galtons Wissbegier dem Nutzvieh.

Galtons Ziel war die alljährliche West of England Fat Stock and Poultry Exhibition, eine regionale Messe, zu der sich Bauern und Stadtbewohner aus der Umgebung einfanden, um Rinder, Schafe, Hühner, Pferde und Schweine zu taxieren. Nun mag es seltsam erscheinen, dass ein Wissenschaftler – noch dazu ein so hoch betagter – einen ganzen Nachmittag darauf verwendete, Reihe um Reihe von Ständen abzulaufen und Arbeitspferde und prämiierte Hausschweine zu begutachten; es entsprach jedoch einer gewissen Folgerichtigkeit seines Denkens. Galton war nämlich geradezu besessen von zweierlei: dem Messen körperlicher wie geistiger menschlicher Eigenschaften und der Fortpflanzung. Und was wäre schließlich ein Viehmarkt, wenn nicht ein grandioses Schaufenster für die Auswirkungen guter und schlechter Aufzucht von Tieren?

Erziehung und Bildung waren für Galton deshalb von generell hoher Bedeutung, weil er der Überzeugung war, dass nur sehr wenige Menschen über jene Eigenschaften verfügten, die zum Erhalt einer gesunden, funktionierenden Gesellschaft erforderlich sind. Er hatte solch spezielle Eigenschaften in seinem langen Leben als Wissenschaftler unentwegt durch Messungen zu erfassen versucht – genauer gesagt: Er war immer wieder bemüht gewesen nachzuweisen, dass derartige Eigenschaften der überwiegenden Mehrheit der Menschheit abgingen. So hatte er beispielsweise 1884 auf der Weltausstellung in London ein »anthropometrisches Labor« aufgebaut, wo er mit eigens dazu von ihm entwickelten Geräten und Methoden »die Seh- und Hörschärfe, den Farbsinn, die Urteilsfähigkeit des Auges [und] die Reaktionsschnelligkeit« von Messebesuchern testete. Die Experimente hatten ihm wenig Vertrauen in die Intelligenz des durchschnittlichen Menschen vermittelt, »da die Dummheit und Verbohrtheit vieler Männer und Frauen von schier unglaublichen Ausmaßen« sei. Eine Gesellschaft könnte – so Galtons Überzeugung – nur dann gesund und tüchtig bleiben, wenn ihre Lenkung und die Macht in der Hand weniger Auserwählter verblieben.

Beim Gang über die Messe jenes Herbsttages kam Galton zu einem Wettbewerb, bei dem es um eine Gewichtsbeurteilung ging. Man hatte einen massigen Ochsen zur Schau gestellt, und aus der sich rasch ansammelnden Zuschauermenge trat einer nach dem andern vor, um das Gewicht des Ochsen zu schätzen. (Beziehungsweise es wurden Wetten darauf abgegeben, wie hoch das Gewicht des Ochsen sein würde, nachdem er »geschlachtet und ausgeweidet« wäre.) Für ein Sixpencestück gab es eine gestempelte nummerierte Karte zu kaufen, auf der Name, Adresse und das Schätzgewicht einzutragen waren. Auf die genauesten Schätzungen waren Preisgelder ausgesetzt.

Rund 800 Leute versuchten ihr Glück. Es war eine bunt zusammengewürfelte Mischung – darunter viele Metzger und Landwirte, die wahrscheinlich etwas von Viehgewichten verstanden, jedoch auf der anderen Seite nicht wenige, die, in heutigem Sprachgebrauch, kein »Insiderwissen« über Hornvieh besaßen. »An dem Wettspiel nahmen zahlreiche Laien teil«, berichtete Galton später in der Wissenschaftszeitschrift Nature, »wie all jene Büroangestellten usw., die über keinerlei Fachwissen verfügen und doch, Zeitungsberichten, Meinungen von Freunden oder eigenem Gutdünken folgend, bei Pferderennen wetten.« Es war Galton sofort klar, dass hier eine Analogie zu demokratischen Gesellschaften bestand, in denen Menschen mit völlig unterschiedlichen Fähigkeiten und Interessen ihr freies Wahlrecht ausüben. »Der durchschnittliche Wettteilnehmer«, schrieb er, »war in aller Wahrscheinlichkeit in gleicher Weise imstande, das Schlachtgewicht des Ochsen zu schätzen, wie der durchschnittliche Wähler den Sachgehalt der meisten politischen Fragen zu beurteilen imstande ist, über die er abstimmt.«

Nun kam es Galton aber darauf an herauszufinden, wozu der »Durchschnittswähler« befähigt ist, weil er nachweisen wollte, dass dieser Typus eben zu sehr wenig imstande wäre. Um dieses Zieles willen nutzte er diese Ochsen-Wette zu einem Spontanexperiment. Nach der Auszählung und Preisverleihung borgte sich Galton von den Veranstaltern die Wettkarten und unterwarf sie mehreren statistischen Tests. Er ordnete die Schätzungen – es waren 787, nachdem er 13 wegen Unlesbarkeit hatte eliminieren müssen – in einer Rangfolge vom höchsten bis zum niedrigsten Wert. Weil er neugierig war, ob sie dem Verlauf der von ihm entdeckten statistischen Glockenkurve entsprachen, stellte er die Ergebnisse graphisch dar. Danach addierte er, unter anderem, die Schätzwerte aller Wettteilnehmer, um den mittleren Wert zu errechnen – es war die Zahl, die gewissermaßen die kollektive Weisheit der Menge auf jener Messe nahe Plymouth darstellte. Wäre die Menge der dortigen Wettteilnehmer eine Einzelperson gewesen – auf genau das Gewicht hätte ein solches Individuum das Gewicht dieses Ochsen geschätzt.

Nun hatte Galton zweifellos erwartet, dass der mittlere Schätzwert weit daneben liegen würde. Und es scheint ja zunächst durchaus plausibel: Die Mischung aus ein paar extrem kundigen Personen, etlichen mittelmäßigen und einem Haufen dumpfer Individuen müsste doch ein entsprechend unsinniges Ergebnis zeitigen. Aber Galton hatte sich geirrt. Denn die Ausstellungsbesucher hatten das Gewicht des geschlachteten, ausgeweideten Ochsen auf 1197 [englische] Pfund geschätzt. Und nach Schlachtung und Ausweidung wog das Tier dann genau 1198 Pfund. Mit anderen Worten: Das Gruppenurteil traf fast haargenau ins Schwarze. Also konnten Bildung und Fachwissen vielleicht doch keine so immense Rolle spielen. »Das Resultat«, schrieb Galton später, »scheint ein wenig mehr für die Vertrauenswürdigkeit eines demokratischen Urteils zu sprechen, als man hätte erwarten mögen.« Das aber ist nun wirklich – milde ausgedrückt – ein typisch englisches Understatement.
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An jenem Herbsttag ist Francis Galton über die schlichte, dafür aber umso nachhaltigere Wahrheit gestolpert, die den Kern dieses Buches ausmacht: Unter den richtigen Umständen sind Gruppen bemerkenswert intelligent – und oft klüger als die Gescheitesten in ihrer Mitte. Für das kluge Verhalten solcher Gruppen bedarf es eben nicht dominanter, außergewöhnlich gescheiter Mitglieder. Mit anderen Worten: Auch wenn die allermeisten Angehörigen einer Gruppe weder sonderlich informiert noch zu rationalem Denken imstande sind, vermögen sie als Kollektiv gleichwohl vernünftige Entscheide zu treffen. Und das ist gut so, da der Mensch für Entscheidungsfindungen keineswegs ideal ausgerüstet und vollkommen ist. Jeder für sich allein genommen, sind wir vielmehr, um den Ökonomen Herbert Simon zu zitieren, bloß »beschränkt rational«. Jeder von uns verfügt über weniger Informationen, als ihm lieb sein könnte. Wir haben lediglich einen begrenzten Blick in die Zukunft. Den meisten von uns fehlt es an der Gabe – und am nötigen Willen –, hochkomplizierte Kosten-Nutzen-Rechnungen zu erstellen. Statt darauf aus zu sein, die jeweils beste aller möglichen Lösungen zu finden, geben wir uns häufig mit einer passablen Variante zufrieden. Und wir lassen uns in unserem Urteil oft von Gefühlen leiten. Trotz all solcher Beschränkungen ist es aber so, dass unsere kollektive Intelligenz oft exzellent funktioniert, wenn unsere individuell unvollkommenen Urteile auf die richtige Art und Weise vereinigt werden.

Diese kollektive Intelligenz beziehungsweise das, was ich als »Die Weisheit der Vielen« bezeichne, tritt in mannigfachen Formen zutage. Sie ist der Grund dafür, dass die Internet-Suchmaschine Google eine Milliarde Websites scannen und genau die eine Seite finden kann, die die gesuchte Information enthält. Sie ist der Grund, warum es so schwer ist, einen Lottosechser zu erzielen, und sie hilft zu verstehen, warum in den vergangenen anderthalb Jahrzehnten ein paar hundert Amateurhändler einer Börse im abgelegenen US-Bundesstaat Iowa bei Wahlvorhersagen besser abschnitten als Gallup-Prognosen. Die Weisheit vieler vermag uns einiges darüber zu sagen, warum die Börse funktioniert (und warum sie gelegentlich nicht funktioniert). Das Konzept von kollektiver Vernunft trägt zur Erklärung des Phänomens bei, warum man im Tankstellenshop um zwei Uhr morgens noch eine Packung Milch vorfindet, und sie erzählt uns sogar etwas Wichtiges darüber, warum Menschen Steuern zahlen und unbedeutende lokale Fußballvereine unterstützen. Es entspricht solider Wissenschaft. Es birgt auch das Potenzial zur positiven Veränderung des Geschäftsverhaltens von Unternehmen.

Auf den folgenden Seiten soll zum einen der Versuch unternommen werden, die Welt so darzustellen, wie sie ist, indem das Augenmerk auf Dinge gelenkt wird, die auf den ersten Blick grundverschieden scheinen mögen, einander letzten Endes jedoch sehr ähnlich sind. Zum anderen handelt das vorliegende Buch aber auch davon, wie die Welt sein könnte. Ein besonders auffälliger Aspekt der »Weisheit der Vielen« besteht nämlich darin, dass man sie, obwohl sich ihre Wirkungen allenthalben bemerkbar machen, leicht übersieht und dass es selbst dann, wenn sie erkannt werden, oft sehr schwer fallen kann sie zu akzeptieren. Die meisten von uns – ob als Wähler, Investoren, Konsumenten oder Manager – sind der Auffassung, dass wertvolles Wissen in nur sehr wenigen Händen (oder besser gesagt: in nur sehr wenigen Köpfen) konzentriert ist. Wir gehen davon aus, der Schlüssel zur Lösung von Problemen oder zur richtigen Entscheidungsfindung liege darin, die eine richtige Person zu finden, die im Besitz der Antwort wäre. Auch angesichts einer großen Menge, die – ohne dass ihre meisten Mitglieder individuell besonders gut informiert sind – etwas Erstaunliches leistet, wie beispielsweise den Ausgang von Pferderennen vorherzusagen, neigen wir höchstwahrscheinlich dazu, solche Erfolge eher einigen klugen Köpfen innerhalb einer solchen Gruppe als der Gruppe selbst zuzuschreiben. Wir scheinen fast zwanghaft immer »nach dem Experten zu suchen«, so die Soziologen Jack B. Soll und Richard Larrick. In den folgenden Kapiteln soll die These vertreten werden, dass eine solche Hatz auf Experten ein Fehler ist, und ein kostspieliger Fehler obendrein. Wir sollten aufhören, hinter Experten herzuhecheln, und stattdessen die Menge befragen (der selbstverständlich wie alle anderen auch die Genies angehören). Die Chancen stehen einigermaßen gut, dass sie über das nötige Wissen verfügt.
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Schon die Vorstellung, dass eine Menschenmenge überhaupt etwas wissen könnte, hätte Charles Mackay hohnlachend zurückgewiesen. Dieser schottische Journalist veröffentlichte 1841 das Werk Extraordinary Popular Delusions and the Madness of Crowds [»Ungewöhnliche populäre Irrtümer und Massenwahn«], dem, wenn auch in Umkehrung, der Titel dieses Buches Tribut zollt. Es ist eine unerschöpflich unterhaltsame Chronik von Vorkommnissen des Massenwahns und kollektiver Dummheit: Mackay zufolge sind Massen nie weise, ja nicht einmal vernünftig, fallen kollektive Urteile stets unausgewogen und extrem aus. »Menschen, so ist einmal schön formuliert worden, denken in Herden«, schrieb er. »Wie zu zeigen sein wird, werden sie im Herdenverbund verrückt; zu Verstand kommen sie nur langsam und nur jeder für sich allein.« Mackays These von einem kollektiven Wahn ist keine Einzelerscheinung. In der Volksmeinung macht die Menge Menschen entweder blöd oder verrückt, wenn nicht gar beides zugleich. Dem Börsenspekulanten Bernard Baruch wird folgendes Urteil zugeschrieben: »Jeder Mensch ist, für sich genommen, einigermaßen vernünftig und rational – als Mitglied einer Menge aber wird er prompt zum Dummkopf.« Henry David Thoreau klagte: »Die Masse erreicht niemals das geistige Niveau ihres herausragendsten Mitglieds, sondern sinkt vielmehr auf das unterste individuelle Niveau in ihren Reihen.« Friedrich Nietzsche behauptete: »Der Irrsinn ist bei Einzelnen etwas Seltenes – aber bei Gruppen die Regel.« Und der englische Historiker Thomas Carlyle fasste kurz und bündig zusammen: »Ich glaube nicht an die kollektive Weisheit individueller Ignoranz.«

Der schärfste Verfechter der These der Dummheit von Gruppen dürfte der französische Schriftsteller Gustave Le Bon gewesen sein, der 1895 mit seiner Polemik Psychologie der Massen Berühmtheit erlangte. Le Bon war über das Aufkommen der Demokratie in der westlichen Welt während des 19. Jahrhunderts entsetzt; er weigerte sich zu akzeptieren, dass gewöhnliche Menschen in der Politik und im kulturellen Leben Macht und Einfluss gewonnen hatten. Seine Verachtung der Menge ging jedoch tiefer. Eine Masse, so argumentierte Le Bon, sei nicht bloß die Summe ihrer Mitglieder; sie sei so etwas wie ein selbstständiger Organismus, habe eine eigene Identität, einen eigenen Willen und verhalte sich oft auf eine Weise, die kein Einzelner in ihr beabsichtigt habe. Wenn eine Masse handle, so Le Bon, agiere sie unweigerlich dumm. Eine Masse möge tapfer, feige oder brutal sein, doch nie und nimmer gescheit. Denn »in dem Haufen, der eine Masse bildet«, ergebe sich »keineswegs eine Summe und ein Durchschnitt der Bestandteile«, sondern bloß Dummheit, »weil die Massen niemals Handlungen ausführen können, die eine besondere Intelligenz beanspruchen« und »dem allein stehenden Menschen intellektuell stets untergeordnet« seien. Le Bons Begriff von der »Masse« umfasst nicht nur den augenscheinlich kollektiv rabiaten Pöbel oder aufrührerischen Mob, sondern praktisch alle Arten von Gruppen, die Entscheidungen fällen.

Darum wetterte Le Bon auch gegen Schwurgerichte: Sie »sprechen Urteile aus, die jeder Geschworene als Einzelner missbilligen würde«. Parlamente, so erklärte er, beschlossen Gesetze und Verordnungen, die der einzelne Abgeordnete für sich allein ablehnen würde. Ja, »die Entscheidungen von allgemeinem Interesse, die von einer Versammlung hervorragender, aber verschiedenartiger Leute getroffen werden, sind jenen, welche eine Versammlung von Dummköpfen treffen würde, nicht merklich überlegen«.

Ich folge im Verlauf dieses Buches dem Beispiel Le Bons, indem ich die Begriffe »Gruppe«, »Menge« und »Masse« breit definiere und darunter alles – vom Quiz-Show-Publikum über Konzerne mit Milliardenumsätzen bis hin zu einer Menge, die Sportwetten tätigt – umfasse. Manche solcher Gruppen, wie beispielsweise Managementteams, von denen im 9. Kapitel die Rede sein soll, sind streng organisiert und sich ihrer Gruppenidentität stark bewusst. Andere große Gruppen, wie etwa die Autofahrerhorden in Verkehrsstaus, mit denen ich mich im 7. Kapitel befasse, sind ohne jede förmliche Organisation. Wieder andere, so die Börsenmärkte, bestehen hauptsächlich im Sinne einer sich unentwegt verändernden Ansammlung von Zahlen und Geldwerten. All diese Gruppen sind verschiedenartig und doch durch die Fähigkeit geeint, kollektiv Entscheidungen zu treffen und Probleme zu lösen – selbst wenn es den Personen, die diesen Gruppen angehören, nicht immer bewusst ist, dass sie eben das leisten. Und was für manche jener Gruppen nachweislich gilt – nämlich dass sie klug handeln und ausgesprochen geschickt im Lösen von Problemen sind –, trifft, wenn nicht auf alle, so doch auf die meisten potenziell zu. Von dieser Warte aus betrachtet hat Gustave Le Bon die Sache in genau umgekehrter Weise gesehen. Wenn man eine hinreichend große und mannigfaltige Gruppe von Menschen zusammenbringt und sie auffordert, »Entscheidungen zu treffen, die das Allgemeininteresse berühren«, so werden die Entscheide dieser Gruppe mit der Zeit »denen eines isolierten Individuums geistig [überlegen] sein«, ganz gleich, wie intelligent oder gut informiert die Einzelperson ist.
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Das Gewicht eines Ochsen zu schätzen ist wohl kaum eine komplizierte Aufgabe. Wie schon erwähnt, kann kollektive Intelligenz aber auf alle Probleme angesetzt werden, mögen sie auch noch so komplex sein. Ich konzentriere mich in diesem Buch auf drei Arten von Problemen. Die erste Kategorie möchte ich als Kognitionsprobleme bezeichnen – dabei geht es um Fälle, für die es definitive Lösungen gibt oder geben wird. Um solche Kognitions- oder Erkenntnisprobleme handelt es sich beispielsweise bei Fragen wie: »Wer gewinnt in diesem Jahr das Endspiel der Champions League?« oder: »Wie viele Exemplare des vorliegenden Buches werden wir im laufenden Jahr verkaufen?« Das trifft auch auf die Frage zu: »Wie groß ist die Wahrscheinlichkeit, dass dieses Medikament von der Arzneimittelbehörde zugelassen wird?« Es handelt sich da um Fragen, auf die es vielleicht nicht eine einzige richtige Antwort geben wird, für die manche Antworten jedoch gewiss besser sind als andere. Fragen wie: »Was wäre der beste Standort für das neue öffentliche Schwimmbad?« stellen ebenfalls Kognitionsprobleme dar.

Die zweite Problemart wird gewöhnlich als Koordinierungsproblem bezeichnet. Bei Koordinierungsproblemen haben Mitglieder einer Gruppe (des Marktes, U-Bahn-Benutzer, Studenten auf der Suche nach einer preisgünstigen Bude) eine Möglichkeit zu finden, ihr Verhalten untereinander zu koordinieren, wohl wissend, dass jeder von ihnen Gleiches zu tun versucht. Wie kommen Käufer und Verkäufer zusammen, und wie handeln sie einen fairen Preis aus? Wie organisieren Unternehmen ihre geschäftlichen Aktionen? Wie kommt man als Fahrer sicher durch starken Verkehr? All das sind Koordinationsaufgaben.

Und dann gibt es da noch die Kooperationsprobleme. Wie schon der Name andeutet, bergen solche Probleme die Aufgabe in sich, selbstsüchtige, misstrauische Menschen zur Zusammenarbeit zu bewegen, obwohl das strikte Eigeninteresse es eigentlich zwingend erscheinen ließe, dass kein Individuum daran teilnehmen sollte. Die Begleichung von Steuern, das Vorgehen gegen Umweltverschmutzung, ein generelles Verständnis von der angemessenen Höhe von Löhnen und Gehältern – all das sind Beispiele für gelöste Kooperationsprobleme.

Noch ein paar Erläuterungen zum Aufbau dieses Buches. Im ersten Teil geht es, auch wenn er mit praktischen Beispielen gewürzt sein wird, um Theoretisches. Jede der oben genannten drei Problemarten hat ein eigenes Kapitel; hinzu kommen Kapitel, die sich mit den Bedingungen befassen, die gegeben sein müssen, um Massen weise zu machen: Diversität, Unabhängigkeit und eine besondere Art von Dezentralisierung. Der erste Teil dieses Buches beginnt mit der Weisheit der Massen, um dann die drei Voraussetzungen zu erkunden, die sie ermöglichen, bevor wir uns im Weiteren mit Koordination und Kooperation beschäftigen.

Der zweite Teil des Buches besteht im Wesentlichen aus Fallstudien. Jedes Kapitel ist einer anderen Methode zur Ausrichtung beziehungsweise Organisation von Menschen auf ein gemeinsames Ziel (oder zumindest auf ein loses Verständnis solch gemeinsamer Ziele) gewidmet, und jedes Kapitel handelt davon, wie kollektive Intelligenz gedeiht oder scheitert. So wird beispielsweise im Kapitel über große Unternehmen der Kontrast aufgezeigt zwischen einem System, in dem nur einige wenige Personen Macht ausüben, und einem System, in dem viele mitbestimmen. Das Kapitel über Märkte beginnt mit der Frage, welche kollektive Intelligenz Märkte aufbieten können, und endet mit einem Blick auf die Dynamik eines Börsenkrachs.

Es werden in diesem Buch viele Geschichten erzählt von Gruppen, die schlechte Entscheidungen treffen, wie von Gruppen, deren Entscheidungen sich als vorteilhaft erweisen. Warum? Nun, zum einen aus dem schlichten Grund, weil dies nun einmal so ist. Die Weisheit der Massen hat auf unser tägliches Leben einen viel bedeutsameren und positiveren Einfluss, als uns bewusst ist: Daraus ergeben sich enorme Chancen für die Zukunft. Gegenwärtig fällt es vielen Gruppen jedoch schwer, auch nur mittelmäßige Entscheidungen zu treffen, während andere mit ihren schlechten Urteilen Verheerungen anrichten. Unter manchen Umständen arbeiten Gruppen besser, unter anderen weniger gut. Damit Gruppen zusammenhalten und ordentlich funktionieren, sind Regeln erforderlich; ohne eine gewisse Ordnung und ohne solche Regeln sind Ärger und Fehlleistungen die Folgen. Gruppen profitieren davon, dass ihre Mitglieder miteinander sprechen und untereinander lernen; eine übertriebene Kommunikation kann, so paradox es klingt, jedoch dazu führen, dass die kollektive Intelligenz abnimmt. Größere Gruppen können sich oft ausgezeichnet auf das Lösen gewisser Probleme verstehen, aber auch unkontrollierbar und ineffizient sein. Andererseits ist es so, dass kleinere Gruppen leicht zu führen sind, jedoch Gefahr laufen, dass in ihnen zu wenig unterschiedliches Denken und zu viel Übereinstimmung herrscht. Und Mackay hatte schließlich mit seiner Beobachtung der Extreme kollektiven Verhaltens Recht: Es gibt Zeiten – man denke an einen Aufstand oder einen Börsenkrach –, in denen das Zusammenkommen individueller Entscheidungen in völlig irrationalen kollektiven Entscheidungen resultiert. Die Beispiele derartiger Fehler sind Beweise ex negativo für die These dieses Buches; sie unterstreichen, wie ungemein wichtig Vielfalt und Unabhängigkeit in der Meinungsbildung für eine gute Entscheidungsfindung sind, da sie die Folgen aufzeigen, wenn es an ihnen mangelt.

Meinungsvielfalt und -unabhängigkeit innerhalb einer Gruppe sind deshalb wichtig, weil die besten kollektiven Entscheidungen eben nicht durch Konsens und Kompromisse zustande kommen, sondern im Wettbewerb voneinander unabhängiger Meinungen. Eine intelligente Gruppe wird – das gilt insbesondere bei anstehenden Kognitionsproblemen – ihre Mitglieder nicht auffordern, ihre Positionen zu überdenken, damit man zu einer Entscheidung gelangt, mit der jeder glücklich sein kann. Sie wird vielmehr überlegen, auf welche Weise sich Mechanismen wie Marktpreise oder intelligente Abstimmungsverfahren nutzen lassen, um kollektive Urteile zu aggregieren und zu erzeugen, die nicht die Meinung eines Einzelnen in der Gruppe wiedergeben, sondern sozusagen zum Ausdruck bringen, was alle Mitglieder gemeinsam denken. Es ist paradoxerweise nämlich so, dass jedes einzelne Mitglied zu möglichst unabhängigem Denken und Handeln fähig sein muss, um die Gruppe gescheit zu machen.
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Ich habe die Einleitung mit einem Beispiel begonnen, in dem eine Gruppe ein einfaches Problem bewältigt: das Gewicht eines Ochsen zu schätzen. Ich möchte sie mit dem Beispiel einer Gruppe beschließen, die ein unglaublich schwieriges Problem gelöst hat: nämlich ein verloren gegangenes U-Boot aufzuspüren. Es sind zwei höchst unterschiedliche Fälle, und doch geht es in beiden um das gleiche Prinzip.

Im Mai 1968 verschwand das U-Boot Scorpion der US-Marine nach einer Routinetour während der Rückkehr zum Hafen Newport News im Nordatlantik. Die Marine kannte nur den Standort des U-Boots bei der letzten Funkmeldung. Man hatte keine Ahnung, was der Scorpion zugestoßen war, und nur eine vage Vorstellung davon, wie weit sie sich vom Ort des letzten Funkkontakts entfernt haben mochte. Infolgedessen nahm die Marine ihre Suche in einem Umkreis von 20 Seemeilen und in großer Tiefe auf. Eine hoffnungslosere Aufgabe lässt sich kaum denken. Und der einzig mögliche Weg zu ihrer Lösung wäre üblicherweise der gewesen, drei oder vier hochkarätige Fachleute mit Spezialkenntnissen über U-Boote und Meeresströmungen ausfindig zu machen, sie zu befragen, wo die Scorpion sich befinden könnte, und dann dort mit der Suche zu beginnen. Wie Sherry Sontag und Christopher Drew in ihrem Buch Blind Man’s Bluff berichten, hatte ein Marineoffizier namens John Craven da jedoch eine völlig andere Idee.

Craven konstruierte zunächst einmal eine Reihe von Szenarien – alternative Erklärungen zu dem, was möglicherweise mit der Scorpion passiert war. Sodann trommelte er ein Team von Männern mit einem breiten Spektrum an Kenntnissen zusammen, darunter Mathematiker, U-Boot-Experten und Bergungsspezialisten. Statt sie nun aufzufordern, untereinander zu beraten und mit einer gemeinsamen Antwort aufzuwarten, bat er jeden Einzelnen um ein von diesem favorisiertes Szenario. Um die Sache interessanter zu machen, ließ er sie ihre Einschätzungen in Form von Wetten abgeben; als Preise waren Flaschen Chivas-Regal-Whisky zu gewinnen. Und so tätigten Cravens Männer denn ihre Wetten: auf die Ursache, die für die Schwierigkeiten des U-Boots gesorgt hatte, über die Geschwindigkeit und den Neigungswinkel, in denen es sich auf den Meeresgrund zubewegte, und so weiter.

Craven war natürlich klar, dass keine dieser Einzelinformationen ihm darüber Aufschluss geben konnte, wo die Scorpion sich befand. Doch er war überzeugt, eine ziemlich genaue Vorstellung von der Position des U-Boots zu bekommen, wenn er alle einzelnen Antworten zu einem Mosaik des Untergangs der Scorpion zusammentragen würde. Und genau das hat er dann gemacht. Er holte alle Schätzungen ein und bediente sich der so genannten Bayesschen Regel, um die endgültige Position der Scorpion zu lokalisieren. (Die Bayessche Regel ist eine Formel zur Berechnung, wie eine neue Information über ein Ereignis unsere vorherigen Erwartungen hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit des Ereignisses verändert.) Am Ende würde Craven, vereinfacht ausgedrückt, die kollektive Einschätzung der Gruppe bezüglich des Verbleibs des U-Bootes erhalten.

Die Position, die Craven auf diese Weise ermittelte, war nicht eine Stelle, die irgendein einzelnes Mitglied des Teams angegeben hatte. Mit anderen Worten: Nicht ein einziges Mitglied der Gruppe hatte eine Vorstellung im Kopf, welche jener Vorstellung entsprach, die Craven aus den von ihnen allen eingesammelten Informationen zusammenfügte. Bei der Schlussschätzung handelte es sich um ein echt kollektives Urteil, zu dem die Gruppe in ihrer Gesamtheit gelangt war, und nicht etwa um individuelle Empfehlungen von Seiten der klügsten Gruppenangehörigen. Und es sollte sich als wirklich brillantes Urteil erweisen. Fünf Monate nach dem Verschwinden der Scorpion spürte ein Schiff der US-Navy das U-Boot auf – nur gut 75 Meter von der Stelle entfernt, wo es sich gemäß der Vermutung von Cravens Gruppe hätte befinden sollen.

Das Erstaunliche an dieser Geschichte liegt darin, dass die Gruppe sich in diesem Fall auf praktisch keinerlei Hinweise stützen konnte, sie hatte lediglich Mini-Bruchstücke von Daten. Keiner hatte eine Ahnung davon, warum das U-Boot untergegangen war, geschweige denn, wie schnell es fuhr oder in welchem Neigungswinkel es auf den Meeresboden sank. Und doch: Obwohl keinem Mitglied der Gruppe auch nur einer dieser Fakten bekannt war, vermochte die Gruppe als Ganzes sie alle zu ermitteln.
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Falls Amerikaner sich in späteren Jahren noch an irgendwelche Einzelheiten des TV-Spektakels »Wer wird Millionär?« erinnern sollten, dann vermutlich an panische Anrufe von Teilnehmern bei Freunden und Verwandten. Vielleicht wird ihnen auch noch schwach die kurze Phase im Gedächtnis haften bleiben, in der Regis Philbin wegen seines Mutes, zu einem dunkelblauen Hemd eine dunkelblaue Krawatte zu tragen, zu einer Modeikone avancierte. Nicht erinnern werden sie sich wahrscheinlich daran, dass bei »Wer wird ein Millionär?« Woche um Woche Gruppenintelligenz gegen Einzelintelligenz zum Einsatz kam und dass Woche für Woche die Gruppenintelligenz obsiegte.

»Wer wird Millionär?« war, strukturell gesehen, ziemlich einfältig. Jedem Kandidaten wurden zunehmend schwierigere Multiple-choice-Fragen gestellt – und wenn er 15 Fragen in Folge richtig beantwortete, nahm er eine Million Dollar mit nach Haus. Die Show hatte einen Gag: Wenn ein Teilnehmer ob einer Frage in Schwierigkeiten geriet, standen ihm drei Möglichkeiten offen, diese Klippe dennoch zu meistern. Erstens konnte er sich für die Eliminierung von zwei der vier Antwortmöglichkeiten entscheiden. (So sicherte er sich wenigstens eine Fünfzig-zu-fünfzig-Chance auf eine richtige Antwort.) Zweitens konnte er sich telefonisch mit einer befreundeten oder verwandten Person verbinden lassen, die er vor Beginn der Show als einen ihm als besonders gescheit bekannten Menschen genannt hatte, und sie um die richtige Antwort bitten. Und drittens hatte er die Möglichkeit, das Studiopublikum über die Antwort abstimmen zu lassen, das ihm daraufhin mittels Computer aus der Klemme zu helfen versuchte. Nach allem, was wir über Intelligenz zu wissen meinen, müsste in solch einer Situation eigentlich das kluge Individuum am hilfreichsten sein. Und diese »Experten« schnitten dabei tatsächlich gut ab. Sie steuerten – unter Zeitdruck – in 65 Prozent der Fälle die richtige Antwort bei. Im Vergleich mit dem Studiopublikum stehen sie freilich blass da. Diese zufällig entstandene Gruppe von Leuten, die an einem Werktagnachmittag nichts Besseres zu tun hatten, als sich in ein Fernsehstudio zu hocken, fand nämlich in 91 Prozent der Fälle die richtige Antwort.

Zugegeben: Einer wissenschaftlichen Untersuchung würden die Ergebnisse von »Wer wird Millionär?« nicht standhalten. Es ist nicht bekannt, wie klug die Experten waren. Insofern lässt sich auch nicht bewerten, welcher Intelligenzquotient erforderlich gewesen wäre, sie zu übertreffen. Weil den Experten und dem Studiopublikum zudem nicht immer die gleichen Fragen gestellt wurden, wäre es immerhin möglich – obzwar nicht wahrscheinlich –, dass das Publikum leichtere Fragen zu beantworten hatte. Trotz solcher Vorbehalte fällt es aber schwer, sich dem Gedanken zu verschließen, dass die Erfolge des Studiopublikums bei »Wer wird Millionär?« eine zeitgenössische Bestätigung des Phänomens darstellt, auf das Francis Galton vor etwa einem Jahrhundert als Erster gestoßen ist.

Und die Möglichkeiten von Gruppenintelligenz sind – zumindest was Fragen betrifft, bei denen es um Tatsachen geht – mittels einer Reihe von Experimenten aufgezeigt worden, die amerikanische Soziologen und Psychologen in der goldenen Ära der Erforschung gruppendynamischer Phänomene zwischen 1920 und Mitte der fünfziger Jahre des vorigen Jahrhunderts durchführten. Obwohl es allgemein (wir werden darauf noch zurückkommen) so ist, dass Gruppen umso besser abschneiden, je größer sie sind, waren die Gruppen, mit denen die meisten dieser frühen Experimente durchgeführt wurden – sie blieben aus irgendwelchen Gründen außerhalb von Universitätskreisen ziemlich unbekannt –, relativ klein. Dennoch erbrachten sie sehr gute Leistungen. Losgetreten wurde diese Lawine mit einer Experimentenserie der Soziologin Hazel Knight an der Columbia University in den zwanziger Jahren. In der ersten, die schon ihrer Simplizität wegen beeindruckt, forderte Knight die Studenten ihres Seminars auf, die Raumtemperatur zu schätzen. Anschließend errechnete sie einfach den Durchschnittswert aller Schätzungen. Er unterschied sich von der tatsächlichen Temperatur nur um 0,4 Grad. Besonders viel versprechend wirkt dieser Auftakt heute nicht, da nämlich Klassenzimmertemperaturen bekanntermaßen sehr stabil sind, weshalb es kaum vorstellbar erscheint, dass solch eine Schätzung sich allzu weit vom wirklichen Wert entfernte. Überzeugender ist das Material, das sich in den Folgejahren aus landesweiten Experimenten ergab, bei denen Studenten und Soldaten sozusagen einem Sperrfeuer von Puzzles, Intelligenztests und Buchstabenspielen ausgesetzt wurden. Die Soziologin Kate H. Gordon ließ rund 200 Studenten Objekte nach ihrem Gewicht reihen. Die »Gruppenschätzung« erwies sich als zu 94 Prozent richtig und, von fünf Ausnahmen abgesehen, besser als alle individuellen Schätzungen. In einem weiteren Experiment sollten Studenten zehn Häufchen groben Schrots mit geringen Größenunterschieden betrachten, die auf einen weißen Karton geklebt waren, und der Größe nach ordnen: Hier belief die Genauigkeit der Gruppenschätzung sich auf 94,5 Prozent. Ein klassischer Beweis für Gruppenintelligenz ist das Experiment mit Gläsern voller Geleebonbons, bei dem die Gruppenschätzung der Anzahl Geleebonbons im Glas den Schätzungen individueller Mitglieder konstant hoch überlegen war. Als Jack Treynor, ein Professor für Finanzwirtschaft, das Experiment mit 850 Bohnen im Glas durchführte, betrug die Gruppenschätzung 871 Bohnen – auf einen genaueren Schätzwert kam lediglich ein einziger der 56 Seminarteilnehmer.

Aus diesen Experimenten lässt sich zweierlei lernen. Erstens: In den meisten Gruppen sprachen die Mitglieder während des Experiments nicht miteinander oder taten sich auch nicht zusammen. Jeder machte seine individuelle Schätzung für sich allein, anschließend wurden alle addiert und ihr Mittelwert erfasst. Es war genau diese Methode, die auch Galton anwandte, und sie verspricht hervorragende Resultate. (In einem späteren Kapitel werden wir sehen, wie es in Experimenten mit Interaktionen zwischen den Gruppenmitgliedern zu veränderten Ergebnissen kommt, manchmal zum Besseren, manchmal zum Schlechteren.) Zweitens, die kollektive Schätzung wird nicht immer besser ausfallen als jede individuelle Schätzung. In vielen (vielleicht in den meisten) Fällen wird es einige wenige Personen geben, die die Gruppe übertreffen. Und das ist in einem gewissen Sinne auch gut so; weil es insbesondere in Situationen, die einen Leistungsanreiz bieten (wie zum Beispiel an der Börse), Menschen zu anhaltender Teilnahme motiviert. Diese Studien liefern allerdings keinen Beweis dafür, dass bestimmte Personen ständig besser sind als die Gruppen. Mit anderen Worten: Bei der Durchführung von zehn verschiedenen Experimenten mit Geleebonbons in einem Glas werden wahrscheinlich jedes Mal ein oder zwei Probanden das Schätzungsergebnis der Gruppe übertreffen, es werden aber nicht stets dieselben Personen sein. Bei einer Serie von zehn Experimenten wird das Ergebnis der Gruppe fast mit Sicherheit das bestmögliche sein. Das heißt, die simpelste Methode, um verlässlich gute Antworten zu erhalten, besteht darin, jedes Mal die Gruppe zu aktivieren.

Eine ähnlich direkte, zupackende Vorgehensweise scheint auch bei der Bewältigung anderer Probleme zu funktionieren. Dies vermochte der Physiker Norman L. Johnson anhand von Computersimulationen individueller »Agenten« auf dem Weg durch ein Labyrinth aufzuzeigen. Johnson, der im US-Bundesstaat New Mexico am Los Alamos National Laboratory auf dem Gebiet Theoretische Physik tätig ist, bewegte die Frage, inwieweit Gruppen zur Lösung von Problemen in der Lage sein könnten, mit denen auf sich gestellte Einzelpersonen Mühe haben. Er entwickelte ein Labyrinth mit vielen verschiedenen, kürzeren oder längeren Routen und schickte dann einen Agenten nach dem anderen hinein. Beim ersten Durchgang wanderten sie bloß umher, so wie man in einer völlig fremden Großstadt etwa nach einem Platz zum Ausruhen suchen mag. Wann immer sie eine Gabelung erreichten – einen »Knoten«, wie Johnson sie nannte –, bogen sie willkürlich nach links oder rechts. Auf diese Weise fanden manche Agenten – die einen rein zufällig rascher, andere ebenso zufällig langsamer – einen Weg ins Freie. Anschließend sandte Johnson die Agenten wieder ins Labyrinth, erlaubte ihnen jetzt aber, die Informationen zu nutzen, die sie sich beim ersten Gang angeeignet hatten, so als ob sie auf dem eingeschlagenen Weg beim ersten Mal einen »Ariadnefaden« ausgerollt hätten. Johnson wollte wissen, wie die Agenten ihre neu erworbenen Kenntnisse nutzten. Sie nutzten sie erwartungsgemäß gut und durchwanderten beim zweiten Mal das Labyrinth auf gewitztere Weise. Während sie beim ersten Mal durchschnittlich 34,3 Schritte bis zum Ausgang benötigt hatten, waren es beim zweiten Mal bloß 12,8 Schritte.

Schlüsselelement dieses Experiments war aber Folgendes: Um zur »kollektiven Lösung« des Problems zu gelangen, zog Johnson die Resultate aller individuellen Durchquerungen des Labyrinths heran. Im Labyrinth rechnete er aus, für welche Knoten sich die Mehrheit entschieden hatte; anschließend bahnte er den Weg, der sich infolge dieser Mehrheitsentscheidungen abzeichnete. (Wenn an einem bestimmten Knoten überwiegend links abgebogen wurde, nahm er an, dass die ganze Gruppe diese Richtung gewählt hatte. Knoten, bei denen sich ein Patt ergab, wurden willkürlich aufgeteilt.) Der so errechnete Weg der Gruppe bestand aus lediglich neun Schritten und war damit nicht nur kürzer als der Weg der durchschnittlichen Individuen (12,8 Schritte), sondern außerdem auch so kurz wie der Weg, den das klügste Individuum für sich entdeckt hatte. Im Übrigen stellte er die bestmögliche Lösung des Problems dar. Es gab keine Route, um das Labyrinth mit weniger als neun Schritten wieder zu verlassen. Folglich hatte die Gruppe die optimale Lösung gefunden. Hier stellt sich nun allerdings logisch die Frage: Unter den Bedingungen von Labors und Seminarräumen mag das Urteil von Gruppen oder Massen ja gut sein, doch wie sieht es in der Realität aus?
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Am 28. Januar 1986 um 11.38 Uhr wurde die Trägerrakete, die die Raumfähre Challenger ins All befördern sollte, in Cape Canaveral gezündet und hob ab. 74 Sekunden später – sie hatte gerade eine Höhe von 16 Kilometern erreicht – explodierte sie. Da der Start des Spaceshuttles im Fernsehen übertragen wurde, verbreitete sich die Nachricht von dem Unglück rasch. Die erste Meldung kam acht Minuten nach der Explosion über den Dow-Jones-Nachrichtendienst.

Die Börse gönnte sich keine Trauerpause. Binnen Minuten begannen Investoren ihre Aktien jener Unternehmen abzustoßen, die maßgeblich am Projekt Challenger beteiligt waren: Rockwell International, den Konstrukteur des Shuttles und seiner Hauptantriebswerke, Lockheed, dem die Bodenunterstützung oblag, Martin Marietta, den Hersteller des externen Brennstoffbehälters, und Morton Thiokol, dessen Feststoff-Trägerrakete Challenger in den Weltraum katapultieren sollte. Zwanzig Minuten nach der Explosion war der Aktienwert von Lockheed um fünf, von Martin Marietta um drei und von Rockwell um sechs Prozent gefallen.

Am schlimmsten traf es die Morton-Thiokol-Aktie. Wie die Professoren Michael T. Maloney und J. Harold Mulherin in ihrer faszinierenden Studie über die Marktreaktion auf die Challenger-Katastrophe berichten, versuchte eine solch große Anzahl Investoren Thiokol-Aktien zu verkaufen und stieß dabei auf eine solch geringe Resonanz, dass der Handel fast unmittelbar darauf ausgesetzt wurde. Als die Aktie wieder gehandelt wurde – nahezu eine Stunde nach der Explosion –, hatte sie sechs Prozentpunkte eingebüßt. Bei Tagesende hatte sich der Wertverlust auf fast zwölf Prozent verdoppelt. Die Aktien der drei übrigen Unternehmen dagegen begannen sich bald wieder zu erholen, sodass ihr Wert bei Börsenschluss nur einen Rückgang um rund drei Prozent verzeichnete.

Das bedeutet: Der Aktienmarkt hatte sozusagen prompt Morton Thiokol als Sündenbock für die Challenger-Katastrophe auserkoren. Der Aktienmarkt ist, jedenfalls in der Theorie, eine Maschinerie zur Berechnung des aktuellen Wertes des gesamten »freien Cashflow«, den ein Unternehmen künftig verdienen wird. (Freier Cashflow ist das Kapital, das nach Begleichung aller Rechnungen und Steuern, nach Abschreibungen und Investitionen einem Unternehmen übrig bleibt. Es ist die Summe, die Sie mit nach Hause nehmen und auf Ihr Bankkonto einzahlen würden, wenn Sie der Alleininhaber wären.) Der Absturz der Thiokol-Aktie war – insbesondere verglichen mit den geringen Aktienverlusten der übrigen drei Unternehmen – ein klares Zeichen dafür, dass die Investoren Thiokol für verantwortlich hielten und mit für die Bilanzentwicklung des Unternehmens schwer wiegenden Folgen rechneten.

Wie Maloney und Mulherin ausführen, gab es am Tag des Unglücks jedoch keine öffentlichen Kommentare, die sich auf Thiokol als den Alleinschuldigen konzentriert hätten. In ihren Berichten des folgenden Morgens erwähnte die New York Times zwei Gerüchte, die rasch die Runde gemacht hatten; aber keines dieser beiden Gerüchte belastete Thiokol, und die Zeitung unterstrich dieses auch deutlich: »Hinsichtlich der Unglücksursachen gibt es keinerlei Anhaltspunkte.«

Trotzdem lag der Markt mit seiner Reaktion richtig. Wie eine vom US-Präsidenten eingesetzte Untersuchungskommission sechs Monate nach der Explosion feststellte, wurden die Dichtungsringe der seitlichen, von Thiokol hergestellten Trägerraketen, die ein Entweichen heißer Abgase verhindern sollten, aufgrund der Kälte porös, sodass sich Risse bildeten.

(Der Physiker Richard Feynman vermochte diesen Umstand bei einer Anhörung des US-Kongresses in einer berühmt gewordenen Demonstration nachzuweisen, indem er einen der Dichtungsringe in ein Glas mit Eiswasser fallen ließ. Als er ihn wieder herausholte, war er infolge des Temperatursturzes brüchig geworden.) Bei der Challenger hatten sich die ausgetretenen Gase entzündet, die Flammen waren in den Haupttank vorgedrungen und hatten dort die verheerende Explosion ausgelöst. Thiokol wurde für den Unfall haftbar gemacht. Die übrigen Unternehmen wurden entlastet.

Anders gesagt: Der Börsenmarkt wusste binnen einer halben Stunde nach der Shuttle-Explosion, wer die Schuld daran trug. Gewiss, es ging hier um ein Einzelereignis; insofern wäre es möglich, dass der Markt mit seiner korrekten Schuldzuweisung einfach Glück hatte. Oder das Geschäftsfeld des Unternehmens reagierte auf einen Abschwung des Raumfahrtprogramms besonders empfindlich. Vielleicht war auch das Aussetzen dieser Aktie an der Börse für die Investoren ein Hinweis gewesen, misstrauisch zu sein. All das sind wichtige Vorbehalte. Aber das Verhalten des Marktes bleibt dennoch irgendwie unheimlich, insbesondere weil der Börsenmarkt in diesem Fall rein als Waage fungierte, also ohne eine Beeinflussung durch die Faktoren – Medienspekulation, Impulshandel und »Wall Street Hype« –, die ihn zu einem eigentümlich unberechenbaren Mechanismus zur Bildung kollektiver Weisheit von Investoren machen. An diesem Tage war es so, dass Käufer und Verkäufer einfach nur intuitiv herausfinden wollten, was passiert war, und die richtige Antwort fanden.

Wie haben sie die richtige Antwort gefunden? Diese Frage trieb Maloney und Mulherin an den Rand der Verzweiflung. Sie prüften die Unterlagen zunächst auf »Insidertrading«: Konnten vielleicht Thiokol-Manager, die über die Verantwortlichkeit ihres Unternehmens im Bilde gewesen waren, am 28. Januar Thiokol-Aktien abgestoßen haben? Mitnichten. Diese Vermutung traf ebenso wenig auf Manager der übrigen drei Firmen zu, die ja möglicherweise vom Problem mit den Dichtungsringen gehört und sich deshalb von Thiokol-Aktien getrennt haben mochten. Nichts wies darauf hin, dass irgendwer Thiokol-Aktien auf den Markt geworfen und Aktien der übrigen drei Unternehmen erworben hatte (was für Personen mit Insiderwissen ein folgerichtiges Handeln gewesen wäre). Der Sturz der Thiokol-Aktie am Unglückstag war jedenfalls nicht allein durch gewitzte Insider verursacht worden. Er kam vielmehr durch die vielen – zumeist relativ uninformierten – Investoren zustande, die sich einfach weigerten, die Aktie zu kaufen.

Warum aber waren sie an Thiokol-Aktien nicht interessiert? Auf die Frage sind Maloney und Mulherin eine überzeugende Antwort schuldig geblieben. Sie legten sich schlussendlich auf die Annahme von Insiderinformationen als Ursache für den Wertverfall der Thiokol-Aktie fest, ohne jedoch erklären zu können, wie es dazu gekommen sein sollte. Es ist bezeichnend, dass sie sich auf ein Zitat von Maureen O’Hara, einer Wirtschaftswissenschaftlerin der Cornell University, zurückzogen: »Obwohl Märkte in der Praxis anscheinend funktionieren, ist uns nicht klar, wie sie in der Theorie funktionieren.«

Das mag ja sein. Nun stellt sich freilich die Frage, was unter »Theorie« zu verstehen ist. Auf die Kernfakten reduziert, hat sich an jenem 28. Januar Folgendes ereignet: Eine große Menge Einzelpersonen (die wirklichen und die potenziellen Aktionäre von Thiokol und den drei anderen in diese Geschichte involvierten Unternehmen) hatten die Frage zu beantworten: »Wie viel weniger sind die vier Unternehmen nach der Explosion der Challenger jetzt wert?« Und darauf gab es eine objektiv richtige Antwort. Eben das macht die Umstände aus, unter denen die Durchschnittsschätzung einer Gruppe von Menschen – genau das stellt in harter Münze ein Aktienwert schließlich dar – wahrscheinlich korrekt ausfällt. Mag ja auch sein, dass irgendwer in der Tat über Insiderwissen hinsichtlich der fehlerhaften Dichtungsringe verfügte. Es ist aber, selbst wenn dem nicht so wäre, plausibel, dass ein Zusammenkommen sämtlicher bruchstückhaften Informationen in den Köpfen aller Aktienhändler über die Explosion an jenem Tage sich der Wahrheit sehr annäherte. So wie es für all die Personen zutraf, die John Craven halfen, das verlorene U-Boot Scorpion zu finden: Auch wenn kein einziger der Aktienhändler sich der Schuld von Thiokol an dem Unfall gewiss gewesen ist – kollektiv waren sich dessen alle sicher.

An jenem Tag hat der Markt sich klug verhalten, weil er den vier Bedingungen genügte, die für die Weisheit der Masse notwendig sind: Meinungsvielfalt (das Individuum muss irgendwelche eigenen Informationen haben, selbst wenn sie nur eine ausgefallene Deutung der bekannten Fakten zulassen); Unabhängigkeit (die einzelnen Meinungen sind nicht durch Meinungen anderer in ihrem Umkreis geprägt); Dezentralisierung (die Menschen sind in der Lage, sich zu spezialisieren und lokal gegebenes Wissen heranzuziehen); und Aggregation (irgendein Mechanismus bündelt die individuellen Urteile zu einer kollektiven Entscheidung). Wenn eine Gruppe diese Bedingungen erfüllt, wird ihr Urteil mit hoher Wahrscheinlichkeit korrekt sein. Warum? Die Antwort auf die Frage liegt in einer mathematischen Binsenweisheit begründet. Fordert man eine hinreichende Zahl andersartiger, voneinander unabhängiger Personen zu einer Vorhersage oder der Einschätzung einer Wahrscheinlichkeit auf und errechnet danach den Mittelwert ihrer Schätzwerte, so werden die Fehler der Einzelnen einander ausgleichen. Jede individuelle Schätzung besteht gewissermaßen aus zwei Komponenten: aus Information und Irrtum. Man substrahiere den Irrtum, und was bleibt? Die Information.

Nun ist es aber auch nach Ausmerzen des Fehlerfaktors möglich, dass eine Gruppe ein schlechtes Urteil treffen wird. Damit eine Gruppe klug ist, muss nämlich in der Formel »Information minus Irrtum« für den Faktor »Information« auf jeden Fall eine minimale Größe gegeben sein. (Hätte man nach dem Challenger-Unglück eine Schar Kinder aufgefordert, Aktien zu kaufen und zu verkaufen, so wären die lieben Kleinen wohl kaum auf Thiokol als das für dieses Unglück verantwortliche Unternehmen gestoßen.) Auffallend ist aber – und dieser Umstand verleiht einer Redewendung wie der von der »Weisheit der Vielen« einen Sinn –, wie viel Informationen das kollektive Urteil einer Gruppe nur zu oft enthält. In Fällen wie Galtons Experiment oder der Explosion der Challenger entspricht das Kollektivbewusstsein der Masse nahezu der Wirklichkeit.

Vielleicht ist das auch gar nicht überraschend. Wir sind ja schließlich das Produkt einer Evolution und darum vermutlich ausgerüstet, die Realität zu verstehen. Nur: Wer hat denn bisher schon gewusst, dass wir, unter den rechten Umständen, die Welt kollektiv dermaßen gut verstehen? Man stelle doch nur einmal folgendes Gedankenspiel an: 100 Menschen träten zu einem 100-Meter-Lauf an, und man würde danach ihr Durchschnittstempo errechnen. Es würde nie besser sein als die Zeit des schnellsten Läufers – im Gegenteil: Es käme, ganz gleich, wie oft man einen solchen Lauf wiederholte, stets ein schlechteres, mittelmäßiges Resultat dabei heraus. Stellt man dagegen 100 Leuten eine Frage oder die Aufgabe, ein Problem zu lösen, so wird die durchschnittliche Antwort beziehungsweise Lösung des Problems oft mindestens so gut sein wie die Antwort des klügsten Gruppenmitglieds.

Für gewöhnlich bedeutet Durchschnitt Mittelmaß, bei Entscheidungsfindungen dagegen oft Leistungen von herausragender Qualität. Allem Anschein nach sind wir als Menschen also programmiert, kollektiv klug und weise zu sein.
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Zu einer wirklich erfolgreichen Entscheidungsfindung bedarf es natürlich nicht nur einer Vorstellung davon, wie die Welt ist, sondern auch, wie die Welt sein wird (oder, zumindest, wie sie werden könnte). Es ist deshalb so, dass jede Form der Entscheidungsfindung unter ungewissen Bedingungen gut zu sein hat. Was aber wäre ungewisser als die Zukunft? Gruppenintelligenz mag ja gut sein, wenn es darum geht, die Anzahl von Geleebonbons in einem Glas zu schätzen oder zu erraten, wer im Endspiel der Fußballweltmeisterschaft 1954 das dritte Tor schoss. Was vermag sie aber unter Bedingungen echter Ungewissheit zu leisten, also dann, wenn die richtige Antwort allem Anschein nach offen ist – weil das Faktum noch gar nicht existiert?

Der Beantwortung dieser Frage ist die ganze berufliche Arbeit Robert Walkers gewidmet. Walker ist Sportwettendirektor im Hotel Mirage und im Casino von Las Vegas; er hat somit Woche für Woche tausende Wetten für sämtliche möglichen Sportarten, von Profifußball bis zu Basketballmatches von Topteams der Universitäten, zu erstellen. Für all diese Glücksspiele muss Walker eine Linie (beziehungsweise eine Punktverteilung) anbieten, mittels der er den Wettenden erklärt, welche Mannschaft Favorit ist und um wie viele Punkte sie vorn liegt. So eine Linie funktioniert ganz einfach. Angenommen, in dieser Woche ist das Footballteam der »New York Giants« gegenüber den »Rams« aus Saint Louis mit dreieinhalb Punkten favorisiert – wenn Sie auf die »Giants« setzen, müssen diese folglich mit vier oder mehr Punkten Unterschied gewinnen, damit Ihre Wette sich lohnt. Falls Sie umgekehrt jedoch auf die »Rams« setzen, müssen diese die »Giants« um dreieinhalb (oder weniger) Punkte abhängen. Bei anderen Sportarten werden die Wetten in Form von Gewinnchancen gestaltet: Wenn Sie auf den Favoriten setzen, müssen Sie etwa 150 Dollar platzieren, um 100 Dollar zurückzubekommen; sollten Sie dagegen den vermeintlich Schwächeren favorisieren, müssten Sie 75 Dollar auf den Tisch legen, um am Ende eventuell 100 Dollar einstreichen zu können.

Walkers Aufgabe als Buchmacher besteht nun nicht etwa darin herauszufinden, welche von zwei Mannschaften siegen wird. Das überlässt er, zumindest in der Theorie, den Wettteilnehmern. Er hat vielmehr dafür zu sorgen, dass die Glücksspieler auf beide Mannschaften etwa gleichhohe Beträge setzen. Gelingt es ihm, so weiß er, dass er die Hälfte der eingegangenen Wetten gewinnt und die andere Hälfte verliert. Und wieso kann Walker sich mit einem solchem Gleichstand begnügen? Weil Buchmacher bei jedem Wetteinsatz, den sie gewinnen, mehr einnehmen, als sie bei jeder Wette verlieren, die zu ihren Ungunsten ausgeht. Wenn man bei einem Buchmacher eine Wette für ein Glücksspiel nach dem Punktverteilungssystem platziert, muss man elf Dollar einsetzen, um zehn zu gewinnen. Stellen Sie sich nun einmal eine Wettsituation mit nur zwei Teilnehmern vor, von denen der eine auf den Favoriten, der andere auf das schwächere Team setzt. Dann würde Walker 22 Dollar einnehmen (von jedem elf) und dem Gewinner der Wette 21 Dollar auszahlen. Der eine Dollar, den er behält, macht seinen Gewinn aus. Diese kleine Spanne – »vigorish« oder kurz »vig« genannt – hält den Buchmacher über Wasser. Doch er kann sich dieses Vorteils nur sicher sein, wenn er zu verhindern weiß, dass zu viel Geld auf einer Seite der Wette ruht.

Damit diese Strategie gelingt, muss Walker die Punktverteilung so massieren, dass für beide Mannschaften Einsätze hereinkommen. »Die Linie, die wir brauchen, ist die Linie, die das Publikum spaltet, weil man dann erst den ›vig‹ verdient«, erklärt Walker. In der Woche vor dem Endspiel um die »Super Bowl« 2001, dem US-amerikanischen Footballfinale, beispielsweise lagen bei Mirage auf der Startlinie die »Baltimore Ravens« um zweieinhalb Punkte vorn. Nachdem diese Linie publik geworden war, verzeichnete Mirage einige frühe Einsätze in Höhe von 3000 Dollar auf Baltimore. Das war zwar nicht viel, aber genug, um Walker zu veranlassen, die Punktdifferenz auf drei zu erhöhen. Wenn alle auf Baltimore setzen wollten, war die Linie wahrscheinlich nicht die richtige. Folglich wurde die Linie verändert. Die Startlinie gibt der Buchmacher vor; danach bewegt sie sich weitgehend in Reaktion auf das Verhalten der Wettspieler – ähnlich wie an der Börse die Aktienkurse mit dem Ansteigen und Sinken der Nachfrage von Investoren.

Theoretisch ist es so, dass die Startlinie irgendwo festgelegt wird, und man könnte erwarten, dass sie sich von da an automatisch anpasst, sodass die Punktdifferenz jedes Mal steigt oder fällt, wenn sich zwischen den Summen, die auf jeder Seite gesetzt werden, ein signifikantes Ungleichgewicht ergibt. Im Mirage hätte man keine Mühe, es so zu halten: Walkers Computerdatenbank zeichnet die Einsätze laufend auf. Doch Buchmacher legen Wert darauf, die Startlinie so genau wie möglich festzulegen. Wird sie schlecht angesetzt, bleiben die Buchmacher nämlich mit einem Haufen schwacher Wetten sitzen. Sobald aber die Linie fixiert ist, ist sie der Kontrolle der Buchmacher entzogen; dann entspricht die Punktverteilung eines Glücksspiels zu guter Letzt dem kollektiven Urteil der Wettteilnehmer über das Endresultat der sportlichen Auseinandersetzung. Wie Bob Martin einmal bemerkte – während der siebziger Jahre der Wettguru in den USA: »Hat man erst einmal eine Zahl auf die Tafel notiert, so wird sie öffentliches Eigentum.«

Und das Publikum erweist sich als ziemlich clever. Es verfügt über keine Kristallkugel: Ausgehend von der anfänglichen Punktverteilung der Wetten beispielsweise lassen sich etwaige Endergebnisse von Spielen der National Football League (NFL) kaum vorhersagen. Selbst für gut informierte Glücksspieler ist es schwer, die endgültigen Resultate laufend zu prognostizieren. Bei etwa der Hälfte der Spiele liegen die Favoriten am Ende über dem Anfangspunktstand; bei der anderen Hälfte schneiden die als schwächer geltenden Mannschaften besser ab. Genau das wollen die Buchmacher erreichen. Und es gibt im Urteil des Marktes auch keine offenkundigen Fehler – etwa dass Mannschaften bei Heimspielen häufiger gewinnen, als die Masse voraussagt, oder dass Teams mit schlechter Heimspielbilanz durchgehend unterbewertet werden. Das Urteil der Masse birgt zwar gelegentlich Schwächen, doch in solchen Fällen handelt es sich meist um Dinge, wie sie eine jüngst veröffentliche Studie dokumentiert: dass Teams mit schlechter Heimspielbilanz in der 16., 17. und 18. Woche der National-Football-League-Saison traditionell den Wetteinsatz lohnen. Es ist also schwierig, die Masse der Wettenden auszustechen. In drei Vierteln der Fälle stellt die Schlusswettlinie bei Mirage die verlässlichste Vorhersage der Ergebnisse der NFL-Spiele dar.

Gleiches gilt für viele andere Sportarten. Weil die Sportwette so etwas wie ein Fertiglabor zur Erforschung des Verhältnisses von Vorhersagen und Endergebnissen bietet, haben Wissenschaftler scharenweise Wettmärkte auf ihre Effizienz überprüft, das heißt, um festzustellen, wie gut sie alle verfügbaren Informationen nutzen. Die Untersuchungen kommen zu einem übereinstimmenden Ergebnis: Bei allen Hauptsportarten agiert dieser Markt wirklich effizient. Es gibt Bereiche, in denen die Leistungen der Masse besonders gut ausfallen – so sagt beispielsweise der Schlussstand bei Pferderennwetten verlässlich die Reihenfolge der Sieger voraus (der Favorit gewinnt also am häufigsten, das am zweithöchsten gewettete Pferd wird am häufigsten Zweiter und so fort), und sie liefern auch, um den Wirtschaftswissenschaftler Raymond D. Sauer zu zitieren, »recht gute Schätzungen über die Wahrscheinlichkeit eines Sieges«. Mit anderen Worten: Ein auf drei zu eins gewettetes Pferd wird etwa bei einem Viertel der Rennen siegen. Es gibt Ausnahmen: In Sportarten und bei Spielen mit einem kleineren und weniger liquiden Wettmarkt sind Odds weniger zutreffend. (Hier können die Odds sich schon aufgrund einiger weniger Einsätze dramatisch verändern. Das gilt etwa für Hockey, Golf oder Basketballspiele zwischen Mannschaften unbekannterer Colleges.) Es sind solche Sportarten, bei denen professionelle Glücksspieler oft beträchtliche Beträge einheimsen können, und das entspricht unserer bereits gewonnenen Erkenntnis: Je größer die Gruppe, desto genauer ihr Urteil. Im Übrigen gibt es auch ein paar interessante Marotten: So neigen die Leute bei Pferderennwetten dazu, häufiger etwas zu riskieren und nicht auf Favoriten zu setzen, wie es gewöhnlich der Fall wäre. (Es scheint sich hier um ein Phänomen bewussten Risikoverhaltens zu handeln: Glücksspieler – in Sonderheit Glücksspieler, die verloren haben –, würden eher einen Außenseiter bevorzugen, um mit diesem als Sieger das große Geld abzuräumen, als sich mittels Einsätzen auf »todsichere« Favoriten mit entsprechend niedrigeren Gewinnen abzufinden.) Alles in allem ist jedoch festzuhalten: Wenn Wetter kollektiv schon nicht die Zukunft vorherzusagen vermögen, tun sie doch das nächstbeste Mögliche.
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Vor kurzem benötigte ich ganz dringend den genauen Wortlaut von Bill Murrays Song Caddyshack über einen »Caddy«, der dem Dalai Lama die Tasche mit den diversen Golfschlägern hinterherschleppt. Die refrainartig wiederholte Pointe lautet: »So I got that going for me, which is nice«, worauf Murray zufolge der Dalai Lama dann jedes Mal sagt: »Gunga galunga.« Also warf ich die Internet-Suchmaschine Google an, tippte »going for me« und »gunga« ein und klickte die Suchtaste. Daraufhin wurden 695 Webseiten aufgelistet, voran ein Artikel aus GolfOnline, der den zweiten Teil des Songtextes zitierte. Na schön. Doch bereits an dritter Stelle folgte die Webseite eines gewissen »Penn State Soccer Club«, dessen Torhüter, ein Mann namens David Feist, den gesamten Liedtext eingegeben hatte. Das Surfen hatte 0,18 Sekunden beansprucht.

Ein wenig später musste ich eine Passage des zuvor erwähnten Berichts von Mulherin über die Challenger überprüfen, konnte mich aber nicht mehr an den Namen des Verfassers erinnern, weshalb ich »stock market challenger reaction« eingab und daraufhin mit 2370 Webseiten beglückt wurde. An erster Stelle kam ein in der Zeitschrift Slate veröffentlichter Artikel von Daniel Gross über den Text von Mulherin, an dritter Stelle die Website von Mulherin selbst, die einen Link zum gesuchten Artikel enthielt. Diese Suche – man bitte zu bedenken, dass sie ohne den Namen Mulherins erfolgte – dauerte 0,10 Sekunden. Ein paar Minuten danach surfte ich nach dem Text eines Songs von Ramones über Ronald Reagans Besuch des Soldatenfriedhofs von Bitburg in der Eifel. Nach 0,23 Sekunden hatte ich das Gesuchte gefunden. Es war gleich in der ersten Referenz der Suchliste enthalten.

Wer das Internet regelmäßig nutzt, wird von solchen Beispielen dessen, was Google zu leisten vermag, nicht überrascht sein. Wir haben uns daran gewöhnt, bei Google prompt Antworten mit eben der benötigten Webseite auf der Checkliste obenan zu finden. Es wäre jedoch angebracht, einmal über die Vorgänge im Verlauf solcher Routinesuche zu staunen. Bei jedem der erwähnten drei Surfvorgänge hat Google Milliarden Webseiten gecheckt und dabei genau die Seiten herausgefischt, die ich am meisten benötigte. Die Gesamtzeit für die Suchläufe betrug dabei etwa anderthalb Minuten.

Google wurde 1998 gegründet – zu einem Zeitpunkt, als Yahoo! das Internet-Suchgeschäft zu beherrschen schien –, und wäre, falls Yahoo! im harten Konkurrenzkampf den Kürzeren gezogen hätte, von AltaVista und Lycos verdrängt werden. Binnen weniger Jahre hatte sich dann jedoch Google als die Suchmaschine für alle regelmäßigen Internet-Nutzer etabliert, einfach nur, weil es die richtige Seite schnell zu finden vermochte. Und die Methode, mit der Google dies gelingt – wobei es jedes Mal drei Milliarden Websites überprüft –, ist auf die Weisheit der Massen gebaut.

Die Details seiner Technologie behält man bei Google für sich. Kernstück des Google-Systems ist jedoch der so genannte PageRank-Algorithm, der von den Unternehmensgründern Sergey Brin und Lawrence Page in einem mittlerweile legendären Aufsatz unter dem Titel »The Anatomy of a Large-Scale Hypertextual Web Search Engine« erstmals 1998 definiert wurde. PageRank ist ein Algorithmus – ein Kalkulationsmechanismus –, der es allen Webseiten im Internet überlässt zu entscheiden, welche Seite für eine bestimmte Suche die relevanteste ist. Google stellt es so dar:

»PageRank nutzt die einmalig demokratische Eigenschaft des Web, indem es dessen riesige Link-Struktur als organisatorisches Werkzeug einsetzt. Im Kern deutet Google ein Link von Seite A zu Seite B als Votum von Seite A für Seite B. Die Bedeutung einer Seite wird von Google aufgrund der Stimmen ermittelt, die diese Seite erhält. Google zieht allerdings mehr als nur die bloße Menge solcher Stimmen, oder Links, in Betracht. Google analysiert auch die Seite, die das Votum abgibt. Seiten, die selbst ›von Bedeutung‹ sind, haben größeres Gewicht und tragen dazu bei, andere Seiten ›bedeutsam‹ zu machen.«

In den oben erwähnten 0,12 Sekunden beispielsweise fordert Google das gesamte Web auf zu entscheiden, welche Seite die nützlichste Information enthält, und die Seite, die die meisten Stimmen erhält, rückt auf der Antwortliste nach ganz oben. Und diese Seite – oder die sich gleich daran anschließende – ist in der Regel tatsächlich die Seite mit der brauchbarsten Information.

Nun ist Google zwar eine Republik, doch keine perfekte Demokratie. Es ist eben so, wie die zitierte Selbstdarstellung sagt: Je mehr Menschen sich mit einer Seite verlinkt haben, desto mehr Einfluss hat diese Seite auf die letztliche Entscheidung. Diese ist – wie der Preis einer Aktie oder die Punkteverteilung bei den Wetten über Spiele der National Football League auch – kein einfacher Mittelwert, so wie es der Schätzwert des Ochsengewichts war, sondern ein »gewichteter Durchschnitt«. Die starken Seiten, die von besonderem Einfluss auf die definitive Entscheidung der Masse sind, verdanken diesen Enfluss freilich den Stimmen, die ihnen die unwichtigeren Seiten gegeben haben. Wenn die unwichtigeren Websites falschen Websites zu große Bedeutung verliehen, würden die Google-Suchergebnisse nicht korrekt ausfallen. Schlussendlich regiert also noch immer die Masse. Damit oben ein kluges Resultat aufscheint, muss das System durchgängig klug sein.
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Wenn die Ermöglichung von Sportwetten zum Aufbau einer Maschinerie führt, die dann brauchbare Ergebnisvoraussagen für Sportereignisse zeitigt, stellt sich natürlich die Frage: Würden Leute beim Wetten auf andere Ereignisse diese nicht kollektiv ebenso gut prognostizieren? Warum sollten wir uns darauf beschränken zu erfahren, welche Chancen für einen Sieg von Bayern München über Real Madrid bestehen, wenn es auch möglich wäre herauszubekommen, wie beispielsweise die Aussichten von Angela Merkel gegen Gerhard Schröder sind?

Nun gibt es freilich bereits ein bewährtes Instrument, um die Chancen Angela Merkels zu ermitteln: die Wahlumfrage. Wenn man wissen will, wie die Bevölkerung abstimmen wird, braucht man sich bloß an die demoskopischen Institute zu wenden. Wahlumfragen sind relativ genau. Die Institute arbeiten mit einer soliden Methodologie und halten sich an die strengen Regeln der Statistik. Dennoch besteht Anlass zu fragen, ob ein Markt wie der Wettmarkt – einer, der es den Teilnehmern erlaubt, sich auf viele unterschiedliche Formen von Information einschließlich, aber nicht ausschließlich, Wahlumfragen zu stützen – nicht vielleicht eine Alternative zu Infratest bieten könnte, eine Alternative, die mindestens ebenso leistungsfähig wäre. Aus diesem Grunde ist in den USA das Projekt der Iowa Electronics Markets (IEM) gegründet worden.

Ins Leben gerufen wurde IEM 1988, durchgeführt wird es vom College of Business der Universität von Iowa, und es unterhält eine Fülle von Märkten, die sich auf den Ausgang von Wahlen beziehen – US-Präsidentschafts-, Kongress- und Gouverneurs-, aber auch ausländische Wahlen. Mitmachen kann jeder, der will – das IEM macht es möglich, mit Anteilen an »Termingeschäften« zu handeln, die darauf basieren, wie nach ihrer Meinung irgendein bestimmter Kandidat in einer bevorstehenden Wahl abschneiden wird. Es bietet viele verschiedene Arten von Ausschreibungen an, von denen zwei besonders wichtig sind. Die erste bezweckt, den Sieger einer Wahl vorherzusagen. So hat man beispielsweise 2003 anlässlich der Abstimmung zur Absetzung des Gouverneurs in Kalifornien ein Vertragspapier mit der Voraussage »Arnold Schwarzenegger wird siegen« kaufen können, für das man bei einem tatsächlichen Wahlsieg »Arnies« einen Dollar ausbezahlt, bei seiner Niederlage jedoch nichts bekommen hätte. Der jeweils aktuelle Kaufpreis eines solchen Kontrakts reflektiert die Erwartung des Marktes hinsichtlich der Chancen des Kandidaten. Wenn das Papier eines Kandidaten 50 Cent kostet, so heißt das etwa, dass der Markt dem Kandidaten eine fünfzigprozentige Siegeschance einräumt; beträgt der Preis 80 Cents, so wird ihm eine achtzigprozentige Chance zugebilligt und so fort.

Die zweite stark genutzte Form einer IEM-Ausschreibung zielt auf die Vorhersage des Prozentsatzes der Wählerstimmen, die ein Kandidat auf sich vereinigen wird. In diesem Fall werden die Auszahlungen durch die jeweiligen Wählerprozente bestimmt: Hätte man beispielsweise im Jahr 2000 ein George-W.-Bush-Papier erworben, so wäre man nach der damaligen US-Präsidentschaftswahl um 48 Cents reicher gewesen. (George W. Bush erhielt damals nämlich 48 Prozent der Stimmen.)

Sind die Vorhersagen des IEM korrekt, so werden die Preise für solche Papiere dem realen Abstimmungswert annähernd entsprechen. Auf dem Markt der Vorhersagen von Wahlsiegern sollte der Favorit stets gewinnen; je höher er in der Gunst des Wahlvolks steht, desto klarer müsste er hier gewinnen.

Und wie hat sich das IEM geschlagen? Nun, die Resulate des IEM für 49 verschiedene Wahlgänge im Zeitraum von 1988 bis 2000 sind Gegenstand einer wissenschaftlichen Untersuchung gewesen, die zu folgendem Resultat gelangte: Die Preise für IEM-Papiere am Vorabend der Wahl differierten bei Präsidentschaftswahlen nur um 1,37, bei anderen US-Wahlen bloß um 3,43 und bei Wahlen im Ausland lediglich um 2,12 Prozent mit dem realen Wahlergebnis. (Es handelt sich hier um absolute Zahlen, das heißt, der Markt hätte um 1,37 Prozent danebengelegen, wenn seine Vorhersage eingetroffen wäre, dass Al Gore, der Präsidentschaftskandidat der Demokraten, 48,63 Prozent der Wählerstimmen erhalten würde – in Wirklichkeit erhielt Al Gore bekanntlich 50 Prozent.) Dem IEM ist es mittlerweile gelungen, die etablierten demoskopischen Institute an Präzision zu übertrumpfen; es hat sogar schon Monate vor der jeweiligen Wahl mit exakteren Zahlen Aufsehen erregt. So sind etwa bezüglich der US-Präsidentschaftswahlen zwischen 1988 und 2000 nicht mehr und nicht weniger als 596 verschiedene Wahlumfragen veröffentlicht worden. Am Tag ihrer Bekanntgabe war der IEM-Marktpreis in drei Vierteln der Fälle genauer. Wahlumfragen neigen zu großer Unbeständigkeit; die Stimmanteile der Kandidaten unterliegen mitunter starken Schwankungen. Die IEM-Vorhersagen ändern sich zwar ebenfalls laufend, sie sind aber erheblich weniger volatil; zu dramatischen Veränderungen kommt es hier nur infolge neuer Informationen. Eben das macht sie als Vorhersagen verlässlicher.

Diese Tatsache ist umso interessanter, als das IEM alles andere als ein Riese ist – auf seinen Märkten haben sich nie mehr als um die 800 Teilnehmer engagiert, die im Übrigen auch keineswegs für das Wahlvolk repräsentativ sind. Sie setzen sich überwiegend aus Männern und überproportional aus Bürgern des Staates Iowa zusammen (wenngleich deren Anteil inzwischen schrumpft). Obwohl auf diesem Markt die Beteiligten also nicht ihr eigenes Verhalten voraussagen, sind ihre Prognosen zum Wahlverhalten der Gesamtbevölkerung genauer als Direktbefragungen der Wähler.

Der Erfolg des IEM hat die Gründung anderer, ähnlicher Märkte nach sich gezogen; dazu gehört die Hollywood Stock Exchange (HSX), die es dem Publikum ermöglicht, auf Kinokasseneinnahmen, Besucherzahlen am Premierenwochenende und Oscar-Kandidaten zu wetten. Ihren bemerkenswertesten Erfolg erlebte die HSX im März 2000. Damals war ein Team von zwölf Reportern des Wall Street Journal über Mitglieder der Academy of Motion Picture Arts hergefallen, um diesen die Ergebnisse ihrer Oscar-Entscheidungen zu entlocken. Die Academy war darüber alles andere als glücklich. Ihr Präsident machte dem Wall Street Journal öffentlich den Vorwurf, »uns vor der Nacht der Oscar-Verleihungen auszustechen«, und die Academy rief ihre Mitglieder auf, nicht mit den Reportern zu sprechen. Da das Wall Street Journal Anonymität zusicherte, enthüllten dann aber doch nicht wenige – genau 356, das heißt sechs Prozent der Academy-Mitglieder –, wie sie ihre Stimmzettel ausgefüllt hatten. Die Zeitung veröffentlichte die Ergebnisse ihrer Umfrage am Freitag vor der Verleihungszeremonie und nannte für die sechs Hauptkategorien – »Bester Film«, »Bester Regisseur«, »Bester Schauspieler«, »Beste Schauspielerin«, und »Beste männliche« wie »Beste weibliche Nebenrolle« – die Namen der Preisträger. Als dann während der Verleihungszeremonie die Umschläge geöffnet wurden, erwiesen sich – zum Entsetzen der Academy – die Vorhersagen des Wall Street Journal als fast korrekt: Sie trafen für fünf der sechs Kategorien zu. Übertroffen wurde das alles jedoch noch von der HSX: Sie hatte in allen sechs Kategorien auf den tatsächlichen Sieger gesetzt. Und im Jahr 2002 sagte das HSX – eine wohl noch eindrucksvollere Quote – 35 der 40 Oscar-Preisträger richtig voraus.

Die Prognosen der Premieren-Einspielergebnisse des HSX sind weniger beeindruckend und akkurat als die Wahlvoraussagen des IEM, doch wie ein Vergleich mit sonstigen Hollywood-Vorhersagemethoden ergab, den Anita Elberse, eine Marketing-Professorin an der Harvard Business School, durchführte, bedeuten die Endwerte der HSX-Papiere am Vorabend der Uraufführungen die besten verfügbaren Vorhersagewerte für die Kasseneinnahmen des ersten Wochenendes. Infolgedessen vermarktet die HSX-Eigentümerin Cantor Index Holdings die Ergebnisse inzwischen bei den Hollywood-Studios.

Einer der interessanten Aspekte von Märkten wie IEM oder HSX beruht darauf, dass sie auch ohne großen – wenn nicht gar ganz ohne – finanziellen Einsatz funktionieren. IEM ist ein »Echtgeldmarkt«, dessen Investitionslimit jedoch 500 Dollar beträgt, während im Durchschnitt 50 Dollar platziert werden. In der HSX wird komplett mit »Spielgeld« gewettet. Aus dem, was uns an Hinweisen zur Verfügung steht, wird allerdings ersichtlich, dass Menschen zu präziseren Entscheidungen fähig sind, wenn damit eine finanzielle Belohnung verbunden ist (was vielleicht erklärt, weshalb die IEM-Prognosen für gewöhnlich exakter ausfallen). Doch wie der Wissenschaftler David Pennock von »Overture« nach intensiver Erforschung dieser Märkte herausfand, empfanden gerade die aktiven Teilnehmer trotz Status und Reputation den Anreiz, eine gewisse Investition an Zeit und Energie zu riskieren, alles in allem immer noch als Spiel.

Seit die potenziellen Nutzeffekte solcher Entscheidungsmärkte erkennbar geworden sind, ist das Spektrum der Themen, das sie abdecken, rapide gewachsen. So konnte man an den NewsFutures- und TradeSports-Börsen im Herbst 2003 darauf wetten, ob der Basketballstar Kobe Bryant des sexuellen Missbrauchs für schuldig befunden würde oder nicht, ob und wann im Irak Massenvernichtungswaffen aufgespürt würden und ob Ariel Sharon länger an der Macht bleiben würde als Jassir Arafat. Professor Ely Dahan von der University of California in Los Angeles (UCLA) experimentierte beispielsweise mit einem Seminar-Entscheidungsmarkt, in dem Studenten Wertpapiere kauften und verkauften, die verschiedene Konsumgüter und Dienstleistungen repräsentierten, darunter SUVs, Skiorte und Microcomputer für Terminplanung und Notizen. (Auf einem realen Markt dieser Art würde der Wert eines solchen Papiers etwa die Verkaufszahlen eines bestimmten SUV-Modells während des ersten Jahres reflektieren.) Die Vorhersagen dieses Marktes entsprachen auf geradezu unheimliche Weise den Prognosen der konventionellen Marktforschung (nur war die Ermittlung in einem Seminar natürlich viel billiger). Unterdessen hatte im Herbst 2003 die Zeitschrift Technology Review des Massachusetts Institute of Technology (MIT) die Website »Innovation Futures« eingerichtet, auf der man auf künftige technologische Entwicklungen wetten kann. Und an der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der George Mason University gab Professor Robin Hanson – er zählte zu den ersten Autoren, die über die Verwendungsmöglichkeit von Entscheidungsmärkten in unzähligen Problemfeldern schrieben – die Empfehlung, solche Märkte zur Lenkung wissenschaftlicher Forschungen und gar als Instrument zu nutzen, um Regierungen dabei zu helfen, bessere politische Kurse einzuschlagen.

Manche dieser Märkte werden sich zweifellos als wenig nützlich erweisen, weil sie entweder nicht genug Teilnehmer anlocken, um intelligente Vorhersagen machen zu können, oder aber weil sie versuchen werden, Unvoraussehbares zu prognostizieren. Unter richtigen Umständen und bei realistischen Problemen aber können die Grundcharakteristika eines Entscheidungsmarktes – Diversität, Unabhängigkeit und Dezentralisation – gute Gruppenentscheidungen garantieren. Und da solche Märkte eine relativ einfache und rasche Methode zur Transformation vieler diverser Meinungen in ein einziges kollektives Urteil darstellen, bieten sie eine Chance, die Art und Weise, wie Organisationen Entscheidungen finden und über die Zukunft nachdenken, erheblich zu verbessern.

Insofern ist es ein Rätsel, dass amerikanische Großunternehmen bislang so wenig Interesse an Entscheidungsmärkten aufbringen. Der Sinn von Unternehmensstrategien besteht schließlich im Sammeln von Informationen aus vielen unterschiedlichen Quellen, im Abwägen der Wahrscheinlichkeit möglicher Resultate und in der Herbeiführung von Entscheidungen angesichts einer ungewissen Zukunft. Für eben diese Aufgaben sind Entscheidungsmärkte wie maßgeschneidert. Die Unternehmen blieben bislang jedoch gegenüber dieser Quelle potenziell exzellenter Informationen weitestgehend gleichgültig und zeigten erstaunlich wenig Bereitschaft, ihre Entscheidungsfindung durch Rückgriffe der kollektiven Weisheit ihrer Angestellten zu optimieren. Wir werden uns mit dem Unbehagen gegenüber der Vorstellung kollektiver Weisheit noch eingehend befassen. Das wirkliche Problem liegt jedoch auf der Hand: Die Tatsache, dass es eine kollektive Intelligenz gibt, bedeutet noch lange nicht, dass sie auch gescheit genutzt wird.

Ein Entscheidungsmarkt stellt eine elegante und angemessene Methode zum Erfassen kollektiver Weisheit dar. Auf eine spezifische Methode kommt es dabei aber vermutlich gar nicht so sehr an. In diesem Kapitel haben wir eine Fülle verschiedener Möglichkeiten betrachtet, mit denen sich das Wissen einer Gruppe anzapfen lässt: Börsenwerte, Abstimmungen, die Punktverteilung bei gewissen, das System der Odds bei anderen Sportwetten, Computer-Algorithmen und Termingeschäfte. Diese Methoden funktionieren offenbar unterschiedlich gut, doch gibt es im Endeffekt keinen Grund, warum ein Markt für Termingeschäfte immanent klüger sein sollte als beispielsweise Google oder ein Wettpool. Bei allen handelt es sich schließlich um Versuche, einen Zugang zur Weisheit der Massen zu eröffnen, und deshalb funktionieren sie auch. Der zentrale Schlüssel ihres Erfolgs liegt ganz offenkundig nicht so sehr in der Perfektionierung irgendeiner bestimmten Methode, sondern in der Erfüllung der notwendigen Bedingungen – Diversität, Unabhängigkeit, Dezentralisierung –, damit eine Gruppe gescheit wird. Darin liegt, wie wir in den folgenden Kapiteln sehen werden, der schwierigste, vielleicht aber auch der faszinierendste Aspekt der Geschichte.


ZWEITES KAPITEL

Die entscheidende Bedeutung von Unterschieden:
Locktänze, die Schweinebucht und der besondere Wert der Diversität
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Im Jahr 1899 eröffnete Ransom E. Olds in Detroit, US-Bundesstaat Michigan, seinen Betrieb, die Olds Motor Works. Olds war schon seit Mitte der achtziger Jahre des 19. Jahrhunderts im Automobilgeschäft. Damals hatte er sein erstes Auto gebaut, ein dampfgetriebenes Vehikel auf drei Rädern. Doch der geschäftliche Erfolg ließ auf sich warten. Nachdem Olds auf Verbrennungsmotoren umgestellt hatte, gründete er in den frühen neunziger Jahren eine eigene Firma, mit der es jedoch nur mühsam voranging, sodass er schließlich fast mittellos dastand. Die Olds Motor Works konnte er daraufhin nur deshalb ins Leben rufen, weil er einen Finanzier namens Samuel Smith zu überzeugen vermochte, nahezu das gesamte dazu notwendige Kapital aufzubringen. So hatte Olds wieder ein eigenes Unternehmen, diesmal aber auch einen Boss, dem er Rechenschaft schuldete – und das führte zu einem Problem, weil die beiden sich nämlich nicht darauf verständigen konnten, was die Olds Motor Works eigentlich herstellen sollten. Smith vertrat die Ansicht, das Unternehmen müsse mit einem großen, luxuriös ausgestatteten, teuren Auto das obere Marktsegment bedienen. Olds dagegen war eher von der Möglichkeit fasziniert, einen Wagen zu bauen, der sich in der Mittelschicht vermarkten ließe. Der Automarkt war 1900 zwar noch winzig – in jenem Jahr tuckerten weniger als 15000 Autos über Amerikas Straßen –, es schien jedoch plausibel, dass eine so revolutionäre Konstruktion wie das Auto einen breiten Interessentenkreis finden würde, sofern sich nur ein Weg fände, ein Modell billig genug herzustellen.

Olds war freilich außerstande, auch nur eine einzige Idee konsequent zu realisieren. Er experimentierte herum. So baute er im ersten Jahr des Unternehmens elf verschiedene Prototypen: mit Elektro- und Dampfkraftantrieb sowie mit Verbrennungsmotoren. Solch eine Strategie hätte nur mit einem Misserfolg enden können. Ihn rettete ein Unglück. Im März 1901 brannte Olds’ Fabrik ab. Alle Prototypen fielen den Flammen zum Opfer – alle bis auf einen, der zufällig gleich am Eingangstor stand und leicht genug war, um von dem einen Arbeiter, der zum Zeitpunkt des Brandes zur Stelle war, in Sicherheit geschoben zu werden. Und, wie es der Zufall so wollte: Bei diesem einen Prototypen handelte es sich um das billige Modell, mit dem Olds sich einen größeren Marktanteil erobern zu können glaubte. Olds begann sogleich nach dem Brand mit der Produktion. Das von ihm hergestellte Fahrzeug wurde im Volksmund bekannt als »curved-dash Olds« – weil der Boden mittels einer Hochwölbung ins Armaturenbrett überging. Es war, vom Design her, ein unförmiges Vehikel, so etwas wie eine Kutsche ohne Pferd. Angelassen wurde es mittels einer seitlich am Sitz angebrachten Kurbel, angetrieben von einem Einzylindermotor. Es hatte zwei Vorwärtsgänge und einen Rückwärtsgang. Einen Schönheitspreis bekam das Gefährt zwar nicht, aber mit seinem Preis von 600 Dollar schien es für viele Amerikaner erschwinglich.

Olds, von Hause aus Ingenieur, erwies sich dann zudem als Marketinggenie. Er veranstaltete wohldurchdachte Werbefeldzüge – etwa indem er einen Fahrer in einem Olds fast 1300 Kilometer quer durchs Land zur Manhattan Auto Show schickte, ein Unterfangen, das die Aufmerksamkeit der Presse ebenso wie die der Autohändler erregte und einer noch skeptischen Öffentlichkeit demonstrierte, dass das Automobil keineswegs bloß eine technische Spielerei war. Beim ersten Autorennen in Daytona Beach fuhr er selbst einen Olds mit frisiertem Motor. Im Jahr 1903 war er mit 4000 verkauften Fahrzeugen erfolgreicher als alle anderen Autohersteller; zwei Jahre später waren es 6500. Olds baute, wie sich erwies, das erste serienmäßige Automobil in der Geschichte Amerikas.

Trotz harten Konkurrenzkampfs blieb der Erfolg nicht aus. Im ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts gab es hunderte Firmen, die sich mit der Herstellung von Automobilen befassten. Und weil es noch an festen Vorstellungen mangelte, wie ein Auto aussehen oder welche Art Motor es haben müsse, boten diese Werkstätten eine verwirrende Vielfalt von Wagen an, einschließlich der oben erwähnten, mit Dampfkraft und Batterie getriebenen Modelle. Der Sieg des Verbrennungsmotors war nicht vorgezeichnet. So hatte etwa Thomas Edison ein batteriegetriebenes Fahrzeug entwickelt, worauf 1899 ein weiser Kopf prophezeite, dass »die ganzen Vereinigten Staaten einmal mit elektrischen Aufladestationen übersät sein« würden. Es gab eine Zeit, als ein Drittel aller Wagen auf amerikanischen Straßen elektrisch angetrieben wurde. In ähnlicher Weise wurde die Dampfkraft von vielen Leuten als die »natürlichste« Antriebsform für Autos betrachtet, weil die Erzeugung von Dampf sich doch bei der Eisenbahn und bei Schiffen so gut bewährt hatte. In den ersten drei Jahren ab 1900 existierten über 100 Hersteller solcher Autos; das erfolgreichste Modell – der Stanley Steamer – wurde aufgrund seines Fahrkomforts und seiner Höchstgeschwindigkeit zur Legende: 1905 schraubte es den Rekord auf fast 206 Kilometer pro Stunde.

Noch im Laufe des Jahrzehnts begann diese Konkurrenz aber zu verblassen. Elektrisch angetriebene Wagen mussten unterwegs allzu oft aufgeladen werden. Dampfkraft-Vehikel brauchten zu lange, um aufzuheizen. Entscheidend war freilich, dass die Hersteller von Wagen mit Verbrennungsmotor vorab kräftig in Techniken zur Massenproduktion investierten und den Massenmarkt zu erschließen vermochten. Olds hatte als erster Automobilhersteller Bauteile von Zulieferern bezogen, statt sie alle selbst anzufertigen, während Cadillac als erstes Unternehmen standardisierte Teilfabrikate, die Herstellzeit und -kosten reduzierten, verwendete. Und natürlich war es dann Ford, der die Branche revolutionierte – mit der Fließbandproduktion und seiner unbeirrbar verfolgten Strategie, ein einziges Modell so billig wie möglich herzustellen. Zu Beginn des Ersten Weltkriegs existierten in den USA noch über 100 Automobilhersteller – da waren aber bereits mehr als 400 Unternehmen entweder von der Bildfläche verschwunden oder übernommen worden, auch die Olds Motor Works, die von General Motors aufgekauft wurden.

Was Ransom E. Olds persönlich angeht, so hat er sich des frühen Erfolges seines Unternehmens nie wirklich freuen können, weil er es aufgrund einer Auseinandersetzung mit den Söhnen von Samuel Smith schon nach wenigen Jahren verließ. Er gründete schließlich eine neue Firma (REO), aber seine Zeit war vorbei. Was er begonnen hatte, war von Henry Ford, in dessen Unternehmen zur Zeit des Ersten Weltkrieges fast die Hälfte der amerikanischen Autos gebaut wurde, zu Ende geführt worden. Von Fahrzeugen, die elektrisch oder mit Dampfkraft angetrieben wurden, sprach keiner mehr. Es gab auch keine verwirrende Fülle unterschiedlichster Designs und Größen mehr. Man wusste, wie ein Automobil auszusehen hatte: nämlich wie ein Ford-T.

Die Frühgeschichte der US-Automobilindustrie ist keineswegs einzigartig. Die meisten Branchen in den USA folgten in ihrer Entwicklungsphase ähnlichen Mustern – von den Eisenbahnen bis zu Fernsehgeräten, Heimcomputern und, in jüngster Zeit, dem Internet. Bei allen ist der Anfang gekennzeichnet durch eine ungeheure Menge von Alternativen, die sich, was Design und Technologie betrifft, oft radikal unterscheiden. Mit der Zeit sondert der Markt Gewinner und Verlierer und entscheidet darüber, welche Technologien reüssieren und welche untergehen. Die große Mehrzahl der Unternehmen scheitert, geht Bankrott oder wird von anderen Konzernen geschluckt. Zu guter Letzt überleben nur wenige, die den Markt weitgehend beherrschen.

Das mag in Entwicklung und Durchsetzung neuer Technologien wie Verschwendung erscheinen. Und – Google zum Trotz –, es gibt keine Garantie, dass am Ende unbedingt die beste Technologie triumphiert (weil die Masse sich nie über Nacht, sondern über einen gewissen Zeitraum entscheidet). Warum aber ist das so?

Auf der Suche nach einer Antwort auf diese Frage sollte man sich einen Bienenstaat anschauen. Bienen sind bemerkenswert effizient in der Nahrungssuche. Laut Thomas Seeley, dem Verfasser des Werkes The Wisdom of the Hive [»Die Weisheit des Bienenstocks«] vermag ein Bienenstaat bis zu sechs Kilometer und mehr vom Stock entfernt auszuschwärmen, und er hat eine mehr als fünfzigprozentige Chance, ein Blumenfeld im Umkreis von zwei Kilometern zu finden. Und wie machen die Bienen das? Sie können ja nicht, wie Menschen, herumsitzen und diskutieren, in welche Richtung man sich auf Nahrungssuche begeben sollte. Nein, die Bienen schicken Kundschafterinnen aus, und wenn eine dieser Späherinnen eine offenbar ergiebige Nektarquelle entdeckt hat, fliegt sie zurück und führt einen Tanz auf, bei dem sie mit dem Schwanz wippt – einen Locktanz, dessen Intensität irgendwie durch die Qualität des Nektarvorrats am Entdeckungsort bestimmt wird. Dieser Locktanz erregt die Aufmerksamkeit anderer nahrungsuchender Bienen, die der Tanzenden folgen; Kundschafterinnen, die nicht so gute Nektarstellen entdeckt haben, finden weniger Gefolgschaft und geben ihre Fundstellen manchmal sogar gänzlich auf. Infolgedessen verteilen sich die nahrungsuchenden Bienen schließlich auf nahezu perfekte Weise über verschiedene Nektarquellen, das heißt, sie beschaffen eine im Verhältnis zur aufgewendeten Zeit und Energie größtmögliche Nahrungsmenge. Die Bienenkolonie hat ihr Nahrungsproblem somit kollektiv hervorragend gelöst.

Relevant ist hier die Methode, mit der die Bienenkolonie zu einer solch kollektiven, intelligenten Lösung kommt: nicht durch rationales Abwägen aller Alternativen, um daraufhin über ein ideales Suchmuster zu entscheiden – das wäre ja auch unmöglich, weil die Kolonie keine Ahnung haben kann, was an möglichen Alternativen existiert, wo sich also die verschiedenen Blumenfelder befinden. Die Kolonie schickt darum Kundschafterbienen in viele Richtungen aus und vertraut darauf, dass mindestens eine das beste Feld entdeckt, heimkehrt und einen guten Tanz aufführt, mit dem sie die anderen zur Nahrungsquelle lockt.

Dabei geht es – und das zu begreifen ist wichtig – um eine andere Art von Problemlösung, als wir sie bisher erörtert haben. Im Fall des Experiments mit dem Ochsengewicht, der Lokalisierung des U-Bootes Scorpion, der Wettmärkte oder des IEM bestand die Aufgabe der Gruppe darin, bereits vorgegebene, fixierte Wahlmöglichkeiten zu beurteilen beziehungsweise ein klar definiertes Problem zu bewältigen. In jenen Fällen konnten die Mitglieder der Gruppe unterschiedliche Teilinformationen zur Lösung des Problems beitragen; der Rahmen möglicher Lösungen aber war gewissermaßen vorher abgesteckt (Bundeskanzler würde entweder Schröder oder Merkel werden; das Finale der Champions League würde entweder Bayern München oder Real Madrid gewinnen.) Bei Problemen wie der Suche nach den an Nektar reichsten Blumenfeldern ist die Sache komplizierter. Es kommt zu einem Zwei-Phasen-Prozess: Die Alternativen müssen zunächst einmal überhaupt aufgespürt werden. Erst danach steht die Entscheidung für eine von ihnen an.

In der ersten Phase des Prozesses ist die Zahl der möglichen Lösungen so groß, dass es am gescheitesten ist, so viele Kundschafter wie möglich auszusenden. In diesem Sinne könnte man sich auch Ransom E. Olds, Henry Ford und die unzähligen Möchtegern-Autobauer, die es versuchten und scheiterten, als Kundschafter vorstellen. Sie entdeckten (in diesem Fall durch Erfindungen) ihre Nektarquellen – das Auto mit Verbrennungsmotor, die Serienproduktion, das Fließband; danach forderten sie die Masse auf, ihr Urteil abzugeben. Die Werbestrategien Ransom E. Olds’ ließen sich sogar als eine Art Locktanz auslegen.

Ein Schlüsselelement solcher Vorgehensweisen ist ein System, das spekulative Ideen fördert und finanziert, selbst wenn sie nur geringe Erfolgschancen haben. Noch wichtiger aber ist Diversität – Diversität nicht in einem soziologischen Sinn, sondern bezogen auf Konzepte und Erkennen. Es bedarf einer Diversität an ideenreichen Unternehmern, damit am Ende viele grundverschiedene Konzepte statt bloß leichte Variationen des gleichen Konzepts entwickelt werden. Diversität ist aber auch unter den Geldgebern vonnöten. Ein Vorteil dezentralisierter Wirtschaftssysteme beruht darauf, dass sie (zumindest in kleinem Rahmen) die Entscheidungsmacht über das ganze System verteilen – würden die entscheidungsmächtigen Personen einander ähneln (oder, wie im folgenden Kapitel erörtert wird, sich durch Nachahmung angleichen), wäre solcher Vorteil bedeutungslos. Je ähnlicher sie sind, desto mehr werden auch die Ideen, die sie favorisieren, einander gleichen – mit der Folge, dass die Bandbreite neuer Produkte und Entwicklungskonzepte, die der Masse der Bevölkerung präsentiert wird, kleiner ist als gewünscht. Wenn dagegen diese Personen unterschiedlich sind, werden die Chancen, dass wenigstens eine von ihnen auf eine radikale oder ungewöhnliche Idee setzt, natürlich größer. Man nehme als Beispiel die Anfänge des Rundfunks. Damals dominierten drei Unternehmen – die amerikanische Marconi-Gesellschaft, NESCO und De Forest Wireless Telegraphy. Marconi beschaffte das erforderliche Kapital über Investmentbanken von großen privaten Investoren; NESCO wurde von zwei reichen Herren in Pittsburgh finanziert; De Forest Wireless Telegraphy war Eigentum von Kleinanlegern, die auf Spekulationsgewinne hofften. Die unterschiedlichen Finanzierungsquellen aber förderten verschiedenartige technologische Vorgehensweisen.

Nun ist es so, dass die meisten Unternehmungen auch bei verschiedenartigen Finanzierungsmodellen am Ende scheitern. Dieser Tatbestand wurde einmal sehr schön von Jeff Bezos, dem Generalmanager von Amazon, erläutert, als er den Internet-Boom mit der explosionsartigen Artenvermehrung im prähistorischen Kambrium verglich, in dem mehr Arten entstanden und wieder untergingen als in allen anderen Zeitaltern der Evolutionsgeschichte. Man kann – das ist der springende Punkt – das eine nicht ohne das andere haben. Es ist eine allgemein bekannte Binsenweisheit, dass Regierungen die Sieger im technologischen und ökonomischen Konkurrenzkampf nicht prädestinieren können und es auch gar nicht erst versuchen sollten. Das gilt allerdings keineswegs nur für Regierungen. Es gibt kein System, das sich sonderlich gut aufs Vorselektieren künftiger Erfolgsträger verstünde. So werden etwa Jahr um Jahr Zehntausende neuer Produkte eingeführt, von denen sich nur ein kleiner Bruchteil auf dem Markt durchzusetzen vermag. Das mit Dampfkraft angetriebene Auto, das Bildtelefon, der Edsel, das Videoformat Betamax, die rechnergestützte Handschriftenerkennung – es kommt laufend vor, dass Unternehmen riesige Summen in Projekte stecken, die schließlich scheitern werden. Doch ein Wirtschaftssystem ist nicht zuletzt erfolgreich dank seiner Fähigkeit, Verlierer zu identifizieren und rasch zu eliminieren. Oder mit anderen Worten: Was den Erfolg eines Systems ausmacht, ist die Fähigkeit, das Aufkommen auch zahlreicher Verlierer zu ermöglichen, sie dann aber als solche zu erkennen und zu liquidieren. Ein Maximum an Unordentlichkeit erweist sich am Ende oftmals als eminent weise.
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Es genügt aber nicht, ein reichhaltiges Spektrum von möglichen Problemlösungen zu entwickeln. Die Masse muss auch imstande sein, zwischen guten und schlechten Problemlösungen zu unterscheiden. Wie wir bereits gesehen haben, scheinen Gruppen sich darauf recht gut zu verstehen. Spielt nun aber Diversität innerhalb der Gruppen selbst eine Rolle? Oder anders ausgedrückt: So denn ein vielfältiges Spektrum an Problemlösungen vorliegt – macht es da einen Unterschied, ob sich eine Gruppe aus verschiedenartigen Entscheidungsträgern zusammensetzt oder nicht?

Ja, das macht einen Unterschied, und zwar in zweifacher Hinsicht: Diversität wirkt sich, erstens, positiv aus, weil sie neue Perspektiven einbringt, die sonst ausbleiben würden, und zweitens, weil sie einige für den Einscheidungsfindungsprozess gefährliche Eigenschaften von Gruppen eliminiert oder zumindest abschwächt. Dabei sind Förderung und Pflege von Diversität in kleinen Gruppen, etwa in streng strukturierten Organisationen, von höherer Bedeutung als in größeren Gemeinschaften, zum Beispiel in Märkten oder Wählerschaften, über die wir bereits gesprochen haben – und zwar aus folgendem Grund: Die schiere Größe der meisten Märkte in Verbindung mit der Tatsache, dass jedermann mit Geld darin eintreten kann (eine Beitrittsgenehmigung oder Anstellung ist dazu nicht vonnöten), bewirkt gleichsam automatisch ein gewisses Maß an Vielfalt hinsichtlich ihrer Zusammensetzung. Somit haben Märkte von vornherein eine ziemlich diverse Teilnehmerschaft, weil da Personen mit unterschiedlicher Risikobereitschaft und mannigfaltigsten Auffassungen davon, was eine vernünftige Investition bedeutet, mit verschiedenen Zeithorizonten wie Informationen zusammenkommen. Teams oder Unternehmen dagegen bedürfen einer bewussten Förderung von Diversität. Sie ist von essentieller Bedeutung, weil kleinere Gruppen allzu leicht im ungebührlichen Einfluss voreingenommener Mitglieder stehen, die eine echt kollektive Gruppenentscheidung vereiteln können.

Scott Page, ein Politikwissenschaftler der Universität Michigan, hat eine Reihe aufschlussreicher Experimente durchgeführt, bei denen computersimulierte »Agenten« zum Nachweis der positiven Auswirkung von Diversität eingesetzt wurden – so etwa Serien mit Agenten diverser Fähigkeiten zur Bewältigung recht komplexer Aufgaben. Manche von ihnen waren im Lösen des jeweiligen Problems mehr, andere minder geschickt. Dabei gelangte Page zu einer wichtigen Erkenntnis: Eine aus klugen und weniger gescheiten Agenten bestehende Gruppe schnitt fast immer besser ab als eine Gruppe, die nur aus klugen Agenten bestand. Und wenn Scott Page eine eher willkürlich zusammengesetzte Gruppe mit der Lösung des Problems betraute, fiel das Resultat in der Regel besser aus, als wenn er hochintelligente Agenten aussonderte und diese individuell auf das Problem ansetzte.

Der springende Punkt des Experiments: Diversität ist prinzipiell von hohem Wert. Allein die Zusammensetzung einer Gruppe aus unterschiedlichen Personen führt zur optimaleren Lösung von Problemen. Daraus ist freilich keineswegs zu schließen, dass individuelle Intelligenz etwa irrelevant wäre – in allen Experimenten von Scott Page gab es nicht einen einzigen völlig unbedarften Agenten, und allen erfolgreich abschneidenden Gruppen gehörten besonders leistungsstarke Agenten an. Es ergibt sich daraus aber die Folgerung: Im Gruppenverbund ist individuelle Intelligenz allein nicht ausreichend. Die isolierte Intelligenz vermag nämlich nicht verschiedenartige Sichtweisen auf ein Problem zu gewährleisten. Scott Page ist sogar der Auffassung, dass ein Zusammenführen von ausschließlich gescheiten Leuten weniger bringt, weil Angehörige dieses Personenkreises (was immer er darunter auch genau verstehen mag) hinsichtlich dessen, was sie zu leisten vermögen, einander ähneln. Man stelle sich Intelligenz einmal als eine Art Werkzeugkasten von Fertigkeiten vor – die Anzahl der »besten« Fertigkeiten ist relativ klein. Darum weisen Menschen, die solche Fertigkeiten besitzen, eine gewisse Homogenität auf. Im Allgemeinen mag das in Ordnung sein. Für die Gruppe aber bedeutet es: Sie weiß weniger, als sonst möglich wäre. Wenn nur ein paar Leute mit anderen Fertigkeiten hinzukommen – mögen sie auch über ein nur geringes Wissen verfügen –, optimiert sich die Leistung der Gruppe.

Solche Schlussfolgerung mag zwar ungewöhnlich scheinen (was sie letztlich ja auch ist), doch sie entspricht der Wirklichkeit. Der berühmte Organisationstheoretiker James G. March hat es so formuliert: »Die Weiterentwicklung von Wissen könnte [sehr wohl] einer laufenden Zuführung von naiven und ignoranten Menschen bedürfen, und … im Wettstreit fällt der Sieg nicht unbedingt den formal Gebildeten zu.« Gruppen mit einander allzu ähnlichen Mitgliedern fällt es, so March, schwerer hinzuzulernen, weil jedes ihrer Mitglieder zunehmend weniger an neuen Informationen einbringt. Homogene Gruppen sind dadurch charakterisiert, dass sie in dem, was sie beherrschen, gute Leistungen zeitigen; sie sind allerdings immer weniger imstande, Alternativen zu erkunden. Beziehungsweise sie verwenden, wie March es einmal ausdrückte, zu viel Zeit darauf, Bekanntes auszubeuten, und widmen sich zu wenig der Erkundung von Neuem. Neuankömmlinge machen, selbst wenn es sich um relativ unerfahrene und unfähige Personen handelt, ein Unternehmen klüger – und zwar aus einem ganz simplen Grund: Was die Neuen wissen, repliziert nicht, was alle bereits Angestellten schon kennen. Solch positive »Auswirkung basiert nicht etwa auf einem höheren Wissensstand des durchschnittlichen neuen Mitarbeiters. Neue Mitarbeiter sind im Allgemeinen weniger kenntnisreich als die Personen, die sie ersetzen. Der Zugewinn ergibt sich aus ihrer Andersartigkeit.«
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Erkenntnisvielfalt ist wichtig. Das heißt nun keineswegs: Wenn man nur verschiedenartige, doch uninformierte Leute zu einer Gruppe zusammenfasst, wird ihre kollektive Weisheit größer sein als die eines Fachmanns. Wohl aber: Wenn man eine Gruppe aus verschiedenartigen Personen mit unterschiedlichem Wissensstand und der Einsicht bildet, fährt man besser, ihnen wichtige Entscheidungen anzuvertrauen, als wenn man diese einem oder zwei Menschen überlässt, ganz gleich, wie gescheit er oder sie sein mögen. Wenn es uns schwer fällt, das zu glauben – in der gleichen Weise, wie es schwer fällt, den Aussagen von March Glauben zu schenken –, so deshalb, weil es unseren Grundannahmen über Intelligenz und die Führung von Geschäften zuwiderläuft. Zu erklären, das Unternehmen mit den klügsten Leuten sei vielleicht doch nicht das beste Unternehmen, wirkt ketzerisch, vor allem in einer Geschäftswelt, die in einen unentwegten »Kampf um Talente« verwickelt und von der Annahme beherrscht ist, dass der Unterschied zwischen einem exzellenten und einem mittelmäßigen Unternehmen von einigen wenigen Superstars abhängt. Doch ob ketzerisch oder nicht: Es ist die Wahrheit. Fachwissen und -kompetenz werden in vielen Zusammenhängen überbewertet.

Nun gibt es zweifelsohne wirkliche Experten. Die Spielweise eines großen Schachmeisters unterscheidet sich qualitativ vom Spiel eines bloß kompetenten. Ein Meister betrachtet das Schachbrett anders, er verarbeitet Informationen anders, und er erkennt bedeutsame Spielkonstellationen sozusagen auf einen Blick. Wenn man einem Schachexperten und einem Laien ein Brett mit einem gerade laufenden Spiel zeigt, wird Ersterer aus dem Gedächtnis den gesamten Spielverlauf rekonstruieren können, Letzterer dagegen nicht. Herbert A. Simon und W. G. Chase haben es in den siebziger Jahren des letzten Jahrhunderts nachgewiesen. Zeigt man dem gleichen Profispieler jedoch ein Brett mit willkürlich und zufällig platzierten Figuren, wird er die Spielgestaltung nicht nachzuvollziehen vermögen. Das ist ein eindrucksvoller Beleg dafür, wie gründlich sich die Regeln des Schachspiels ins Bewusstsein erfolgreicher Spieler eingeprägt haben. Es demonstriert freilich auch, wie eng der Rahmen solch eines Fachwissens ist. Ein Schachexperte kennt sich mit Schach aus, und damit hat sich’s. Wir nehmen intuitiv an, dass Intelligenz übergreifend sei und dass Menschen, die in einem geistigen Bereich hervorragend sind, es auch sonst seien. So ist das aber mit Experten nun einmal nicht. Die fundamentale Wahrheit lautet: Sachverstand und fachmännisches Können sind, um W. G. Chase zu zitieren, geradezu »spektakulär eng begrenzt«.

Wichtiger noch: Es gibt keine ernsthafte Bestätigung dafür, dass irgendjemand in Bezug auf so allgemeine, umfassende Dinge wie »Entscheidungsfindung« oder »Strategie« überhaupt zum Fachexperten werden kann. Für Automechanik, Skifahren, vielleicht sogar für Management, ja: Das sind Tätigkeitsfelder, die sich mit Fleiß, hartem Arbeiten und angeborener Begabung erschließen. Doch eine ungewisse Zukunft vorauszusagen und in dieser Hinsicht den richtigen Kurs festzulegen – für dergleichen dürfte es aller Wahrscheinlichkeit nach mangeln. Und vieles von dem, was wir in diesem Buch bisher erkannt haben, weist darauf hin, dass eine aus verschiedenartigen Leuten zusammengesetzte Gruppe mit besseren, verlässlicheren Prognosen hervortreten und intelligentere Entscheidungen treffen wird als selbst der kompetenteste Entscheidungsträger.

Uns allen sind natürlich völlig absurde Zukunftsprognosen von Industriekoryphäen vertraut. Da ist Harry Warner von Warner Bros. mit seinem Ausruf aus dem Jahr 1927: »Wer zum Teufel wird Schauspieler sprechen hören wollen?« Oder ein Thomas H. Watson von IBM, der 1943 prophezeite: »Ich glaube, dass es einen Weltmarkt für vielleicht fünf Computer gibt.« Man kann dergleichen als amüsante Ausrutscher abtun; dass einige blitzgescheite Leute im Zeitraum eines Jahrhunderts ein paar dumme Sprüche von sich geben, sollte uns nicht wundern. Das ist nun mal so. Was aber nicht einfach so abgetan werden kann, ist die erbärmliche Leistungsbilanz der meisten Experten.

So haben fast 90 Prozent der Investmentfonds-Manager über den Zeitraum von 1984 bis 1999 die relativ niedrige Marke des Wilshire-5000-Index unterschritten. Bei den Managern festverzinslicher Wertpapiere sieht es kaum besser aus: In der jüngsten Fünfjahresperiode sind über 95 Prozent von ihnen unter Marktniveau geblieben. Professor J. Scott Armstrong von der Wharton University hat Studien über das Verhältnis von Expertenprognosen und ihrem Wahrheitsgehalt in einem breiten Spektrum von Tätigkeitsfeldern gesichtet und festgestellt: »Ich vermochte nicht eine einzige Studie zu entdecken, die [bei Prognosen] einen signifikanten Vorteil von Fachkenntnis zeigte.« In manchen Fällen waren Experten im Prognostieren ein bisschen besser als Laien (wenngleich in einer Reihe von Untersuchungen nachgewiesen wurde, dass zum Beispiel Nichtpsychologen menschliches Verhalten besser einschätzen als Psychologen). Doch oberhalb eines niedrigen Niveaus stehen, wie Armstrong aus seiner vergleichenden Studie folgerte, »Fachkompetenz und Prognosengenauigkeit in keinem Verhältnis«. James Shanteau, ein führender amerikanischer Theoretiker in Sachen Fachkompetenz, hat viel Zeit darauf verwandt, eine Methode zu ihrer Evaluierung zu entwickeln. Selbst er kommt zu dem Resultat, dass »Entscheidungen von Experten bedenklich fehlerhaft sind«.

Shanteau resümiert eine Fülle von Studien, in denen nachgewiesen werden konnte, dass Urteile von Experten weder im Einklang mit den Auffassungen anderer Fachleute desselben Gebiets noch in sich stimmig sind. So liegt beispielsweise in vielen Bereichen – wie etwa Lagerhaltung, Viehzucht und klinischer Psychologie – das Niveau der Übereinstimmung unter fünfzig Prozent; daraus lässt sich folgern: Konsens unter Experten ist so wahrscheinlich wie Dissens. Noch verstörender ist das Resultat einer anderen Untersuchung: Die Übereinstimmungsquote unter Pathologen betrug lediglich 0,5, was bedeutet, dass in der Hälfte aller Fälle, wo eine zweite Meinung eingeholt werden muss, mit einem abweichenden Befund zu rechnen ist. Außerdem sind Experten erstaunlich schlecht im »Kalibrieren« – um einen sozialwissenschaftlichen Terminus zu verwenden –, also in der qualitativen Gewichtung ihrer Beurteilung. Wer seine Urteile gut kalibriert, bekommt eine Vorstellung von der wahrscheinlichen Richtigkeit seiner Prognosen. Doch Experten unterscheiden sich eben in vielem nicht von gewöhnlichen Menschen, die die Wahrscheinlichkeit, dass sie Recht haben, viel zu hoch einschätzen. Der Ökonom Terrance Odean kam in einer Untersuchung zum Problem übersteigerten Selbstvertrauens zu dem Schluss, dass Ärzte, Krankenschwestern, Juristen, Ingenieure, Unternehmer und Investmentbanker mehr zu wissen glauben, als sie wirklich wissen. In ähnlicher Weise ergab eine jüngste Untersuchung über den Devisenhandel, dass Devisenhändler in 70 Prozent der Fälle die Richtigkeit ihrer Wechselkurs-Prognosen überbewertet hatten. Mit anderen Worten: Die Händler hatten sich nicht bloß geirrt, ihnen war auch nicht bewusst geworden, wie sehr sie mit ihren Prognosen danebenlagen. Und das scheint bei Fachleuten die Regel zu sein. Routinemäßig gut kalibrierte Voraussagen bieten offenbar nur professionelle Bridgespieler und Wetterfrösche. Es regnet im Schnitt 30 Prozent des Jahres, für die Meteorologen eine dreißigprozentige Wahrscheinlichkeit, Regen vorherzusagen.

Armstrong, der auf das Thema Fachkompetenz und Prognostik spezialisiert ist, hat die Situation folgendermaßen zusammengefasst: »Man würde von Fachleuten erwarten, dass sie über verlässliche Informationen zur Vorhersage von Veränderungen verfügen und imstande sind, solche Informationen effektiv zu nutzen. Oberhalb eines niedrigen Niveaus ist Fachwissen für dergleichen jedoch von geringem Wert.« Er konnte auch keine Hinweise darauf entdecken, dass, wenn schon Experten bei Vorhersagen generell nicht sehr gut abschneiden, zumindest einige Koryphäen herausragen. Nein, »der Anspruch, den Einzelne für die Treffsicherheit ihrer Prognosen geltend machen«, schreibt Armstrong, »ist allem Anschein nach ohne jeden praktischen Wert«. Aus solchen Erkenntnissen hat Armstrong seine »Seer-sucker«-Theorie abgeleitet: »So stark auch die Beweise sein mögen, dass Seher nicht existieren – es gibt immer Dumme, die die Existenz von Sehern finanzieren.«

Das bedeutet – es sei noch einmal betont – keinesfalls, dass, um effiziente Beschlüsse zu fassen, gut informierte, hochdifferenzierte Analysten überflüssig seien. (Und das heißt ganz sicher auch nicht, dass man sich Scharen von Amateuren wünscht, die kollektiv die Arbeit von Chirurgen oder den Job von Flugzeugpiloten zu übernehmen versuchen.) Zu bedeuten hat es jedoch Folgendes: Wie gut informiert und hochqualifiziert ein Experte auch sein mag – seine Empfehlungen und Prognosen sollten, um das Beste aus ihnen herauszuholen, immer mit denen anderer Personen koordiniert werden (je größer die Gruppe, desto verlässlicher ihr Urteil). Und das heißt ebenfalls: Das »Jagen nach dem Experten«, die Suche nach dem Einzigen, der für die Probleme des Unternehmens Lösungen parat hat, ist pure Zeitvergeudung. Wir wissen, dass die Entscheidung der Gruppe auf die Dauer besser sein wird als die individuelle der meisten Gruppenangehörigen und dass sie sich von Entscheidung zu Entscheidung verbessert. Die Qualität von Expertenentscheidungen unterliegt dagegen enormen Schwankungen, je nachdem, mit welchem Problem sie sich zu befassen haben. Es ist demzufolge unwahrscheinlich, dass ein Einzelner über einen längeren Zeitraum bessere Leistungen erbringt als die Gruppe.

Nun ist es durchaus möglich, dass eine kleine Zahl wahrer Experten existiert – also Menschen, die konsistent bessere Urteile abgeben als eine verschiedenartig zusammengesetzte informierte Gruppe. Als ein Beispiel sei da gleich der Finanzier Warren Buffett genannt, der den S&P-500-Index seit den sechziger Jahren beständig übertroffen hat. Doch auch da haben wir ein Problem: dass nämlich, selbst wenn solch höhere Wesen existieren, es gar nicht leicht wäre, sie zu identifizieren. Denn Leistungen, die in der Vergangenheit erbracht wurden – so wird uns zu Recht immer wieder gesagt –, bieten keine Gewähr für entsprechende Leistungen in der Zukunft. Im Übrigen gibt es dermaßen viele Möchtegern-Experten, dass es eine nahezu unlösbare Aufgabe darstellt zu unterscheiden zwischen solchen, die einfach bloß Glück gehabt haben, und tatsächlichen Koryphäen. Es wäre zumindest eine Aufgabe, die unendlich viel Geduld erfordern würde: Wenn man sichergehen will, dass ein erfolgreicher Finanzmanager den Markt aufgrund seines Talents und nicht etwa wegen einer Glückssträhne oder falschen Bemessungsgrundlage übertrumpft, würde man Daten über Jahre, wenn nicht Jahrzehnte benötigen. Und: Falls eine Gruppe so unintelligent ist, dass sie ohne den richtigen Experten nicht vom Fleck kommt, ist schwer zu begreifen, wieso diese Gruppe dann intelligent genug sein sollte, einen wahren Experten zu erkennen – so sie denn überhaupt einen ausfindig machte.

Wir gehen für gewöhnlich davon aus, dass Experten sich irgendwie zu erkennen geben; dass sie ihre Existenz und ihre Kompetenz durch besondere Selbstgewissheit anzeigen. So funktioniert das jedoch nicht. Seltsamerweise sind sich Experten ihrer Fähigkeiten auch nicht sicherer als gewöhnliche Menschen, womit gesagt sein soll: Sie haben ein ebenso übersteigertes Selbstbewusstsein wie alle übrigen Menschen auch – allerdings auch nicht mehr. Zum andern besteht zwischen dem Selbstvertrauen und der Leistung von Experten nur eine geringe Korrelation. Etwas zu wissen und zu wissen, dass man es weiß, sind offenbar zweierlei.

Wenn dem aber so ist, dann stellt sich die Frage: Warum klammern wir uns an die Vorstellung, dass der richtige Experte uns retten wird? Und warum ignorieren wir die Tatsache, dass ein gutes Resultat herauskommt, wenn wir einfach nur den Mittelwert der Schätzungen in einer Gruppe errechnen? Richard Larrick und Jack B. Soll erklären es so, dass wir dem Durchschnittsdenken intuitiv misstrauen. Wir setzen es gleich mit Verdummung oder einem Sich-Einlassen auf Kompromisse. Werden Menschen vor die Wahl gestellt, einen Experten aufzuspüren oder aber Ratschläge bruchstückhaft von mehreren Experten einzuholen, so versuchen sie lieber, den besten Experten zu finden als einfach, quer durch die Gruppe, den Durchschnitt zu ermitteln. Ein weiterer Grund liegt gewiss in unserer Annahme, dass wahre Intelligenz nur Individuen gegeben und es darum entscheidend ist, die richtige Person – den einen richtigen Berater, den richtigen Geschäftsführer – zu finden. In gewissem Sinne ist die Menge für ihre eigene Weisheit blind. Und schließlich sondern wir Experten aus, weil wir uns – wie sich der Schriftsteller Nassim Taleb ausdrückte – »vom Zufall hinters Licht führen lassen«. Soll heißen: Wenn es nur eine hinreichende Anzahl Leute gibt, die Entscheidungen fällen, werden einige von ihnen im Laufe der Zeit natürlich eine beeindruckende Bilanz aufweisen. Solch eine Bilanz muss aber nicht unbedingt aufgrund von Tüchtigkeit zustande gekommen sein – genauso wenig, wie sich eine derartige Bilanz auf die Zukunft projizieren lässt. Noch einmal: Was uns in die Irre führt, ist nicht etwa das Bemühen, gescheite Leute zu finden, sondern vielmehr der Drang, den Gescheitesten zu finden.
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Wenn für eine gute Entscheidungsfindung eine Diversität des Erkennens essentiell ist, so liegt es zum Teil daran, dass individuelles Urteilen unzureichend präzise oder konsistent ist. Diversität erweitert, wie wir gesehen haben, den Rahmen möglicher Lösungen und gestattet es Gruppen, Probleme auf neuartige Weise zu erfassen. So stellt es sich von der positiven Seite her dar. Man kann ihre Bedeutung aber auch von einer anderen Seite her beleuchten, die weniger tatsachenbezogene Entscheidungen als das Einwirken von Einflüssen, Autoritäten und Gruppenloyalität betrifft. Homogene Gruppen – vor allem kleine homogene Gruppen – fallen, um einen von Irving Janis verwendeten Begriff zu verwenden, oft dem »Gruppendenken« zum Opfer. In einer Detailstudie über außenpolitische Desaster der USA – darunter die Schweinebucht-Affäre und das Versagen, den japanischen Überfall auf Pearl Harbor vorauszusehen – gelangte Janis zu folgendem Resultat: Wenn Entscheidungsträger mentalitäts- und weltanschauungsmäßig einander zu ähnlich sind, werden sie leicht ein Opfer des Gruppendenkens. Denn homogene Gruppen werden eher zusammenstehen als divers zusammengewürfelte und ihre Mitglieder mit wachsendem Zusammenhalt gruppenabhängiger, von externen Meinungen abgeschotteter und deshalb überzeugter, dass das Gruppenurteil in wichtigen Fragen das richtige sein muss. Solche Gruppen sind Janis zufolge charakterisiert durch die Illusion ihrer Unverwundbarkeit, durch die Bereitwilligkeit, mögliche Gegenargumente zur Gruppenposition wegzurationalisieren, und durch eine Überzeugung, dass ein davon abweichendes Denken nichts bringt.

Nehmen wir den Fall der Schweinebucht-Invasion: Hier entwarf und setzte die Kennedy-Regierung ihre Strategie in die Tat um, ohne wirklich irgendjemanden zu Rate zu ziehen, der einer Aussicht auf einen Erfolg skeptisch gegenüberstand. Die Personen, die die Operation planten, waren dieselben Personen, die ihren voraussichtlichen Erfolg oder Misserfolg zu beurteilen hatten. Die wenigen Personen in ihrer Mitte, die zur Vorsicht mahnten, wurden rasch zum Schweigen gebracht. Erstaunlicherweise wurde zudem weder die CIA noch die Kuba-Sektion des Außenministeriums konsultiert. Das Resultat: ein geradezu groteskes Außerachtlassen elementarer Fakten über das Land Kuba von 1961, einschließlich der Popularität Fidel Castros in der kubanischen Bevölkerung, der Stärke der kubanischen Armee und selbst der Größe der Insel. (Die Invasion wurde in der Annahme geplant, dass 1200 Soldaten ausreichen würden, ganz Kuba zu besetzen.) Bei der US-Regierung herrschte sogar die Meinung vor, der Welt vorgaukeln zu können, dass die Vereinigten Staaten mit der Invasion nichts zu tun hätten – obwohl die amerikanische Beteiligung in Guatemala (wo die Exilkubaner militärisch von den USA ausgebildet wurden) ein offenes Geheimnis war.

Der entscheidende Punkt beim Gruppendenken liegt darin, dass es abweichende Meinungen nicht so sehr zensiert als dass es sie irgendwie unwahrscheinlich erscheinen lässt. Der Historiker Arthur Schlesinger jr. beschrieb diesen Umstand folgendermaßen: »Unsere Sitzungen fanden in einer merkwürdigen Atmosphäre vermeintlicher Übereinstimmung statt.« Selbst wenn zunächst kein Konsens, sondern nur der Anschein eines Konsenses besteht, wirkt sich der Zusammenhalt der Gruppe dahingehend aus, den Anschein zur Realität werden zu lassen und in diesem Prozess alles zu zerstreuen, was Mitglieder der Gruppe an Zweifeln hegen mögen. Und solch ein Prozess verläuft umso intensiver, wenn die Mitglieder der Gruppe von vornherein eine Grundeinstellung teilen. Weil Informationen, die eine Infragestellung der konventionellen Weisheit darstellen könnten, entweder ausgeschlossen oder als offenkundig falsch wegrationalisiert werden, werden die einzelnen Mitglieder durch die Diskussion in ihren Vorstellungen bestärkt und mehr denn je überzeugt sein, Recht zu haben. Beratungen im Zeichen von Gruppendenken haben den beunruhigenden Effekt, das Bewusstsein der Teilnehmer nicht zu erweitern, sondern zu verschließen. Unter diesem Blickwinkel legt Janis’ Arbeit den Schluss nahe, dass die Chancen für eine gute Entscheidung in einer homogenen Gruppe auch im günstigsten Fall gering sind.

Ein augenfälliger Preis, den Gruppen für Homogenität zu zahlen haben, besteht in dem spürbaren Druck zu Konformität, dem ihre Mitglieder oft ausgesetzt sind. So etwas scheint der problematischen Wirkung von Gruppendenken ähnlich, ist jedoch in Wahrheit etwas ganz anderes. Wenn ein Druck zu Konformität am Werk ist, dann ändert eine Person ihre Meinung nämlich nicht, weil sie wirklich anderer Überzeugung wird, sondern weil es ihr leichter fällt, die eigene Meinung zu ändern, als die Gruppe herauszufordern. Den klassischen und bis auf den heutigen Tag definitiven Nachweis für die Macht von Konformität liefert ein Experiment, das Solomon Asch durchführte: Asch bildete mehrere Gruppen, die beurteilen sollten, welche von drei Linien die gleiche Länge wie die Linie auf einer weißen Karte hätte. Die Gruppen bestanden aus jeweils sieben bis neun Personen. In allen Gruppen gab es ein Versuchssubjekt, die übrigen Mitglieder waren ins Experiment eingeweiht und verhielten sich (was jedem Versuchssubjekt nicht bekannt war) wie Bundesgenossen des Experimentierers. Asch platzierte das Versuchssubjekt ans Ende der Reihe und forderte sodann zunächst alle anderen auf, ihre Meinung zu äußern. Bei den ersten zwei Karten votierten alle Mitglieder der Gruppe gleich. Bei der dritten Karte aber ließ Asch seine jeweiligen Komplizen behaupten, die Linie der einen Karte, die eindeutig nicht von der gleichen Länge war wie die Linie auf der weißen Karte, sei gleich lang. Mit anderen Worten: Das Versuchssubjekt hörte, wie alle anderen im Raum etwas als Wahrheit ausgaben, was – für diese Person klar erkennbar – nicht die Wahrheit war. Das löste erwartungsgemäß Verwirrung aus. Die ahnungslosen Versuchssubjekte verdrehten den Kopf, um die Linie aus anderem Blickwinkel zu betrachten. Sie erhoben sich von ihren Plätzen, um die Linien aus größerer Nähe zu mustern, und machten nervöse Witze, ob sie vielleicht Gespenster sähen.

Der springende Punkt des mehrfach durchgeführten Experiments: Eine signifikante Anzahl der Versuchssubjekte schloss sich der Gruppenmeinung an, indem sie Linien, die offensichtlich länger oder kürzer waren als die Linie auf der weißen Karte, für gleich lang erklärten. In der überwiegenden Dauer der Experimente sagten die Versuchssubjekte, was sie wirklich dachten, 70 Prozent von ihnen änderten ihre Meinung jedoch mindestens einmal, und ein Drittel der Versuchssubjekte schloss sich wenigstens die meiste Zeit über der Meinung der Gruppe an. Als Asch sich anschließend mit ihnen unterhielt und sie über das Experiment aufklärte, gaben die meisten als Beweggrund für ihr Verhalten den Wunsch an, mit der Masse zu gehen. Es war keineswegs so, dass sie tatsächlich glaubten, die fraglichen Linien seien gleich lang. Sie hatten sich nur deshalb so verhalten, um nicht ins Abseits gerückt zu werden.

Asch zeigte noch einen weiteren wichtigen Umstand auf: Während Menschen bereit sind, wider besseres Wissen konform zu gehen, bedarf es andererseits gar nicht viel, sie zu bewegen, damit aufzuhören. In einer Variante des Experiments ließ Asch beispielsweise einen Komplizen auftreten, der, statt mit der Gruppe zu gehen, die Karte mit der Linie bezeichnete, die in ihrer Länge tatsächlich der Linie auf der weißen Karte entsprach, das heißt, er stellte sich auf die Seite des Versuchssubjekts. Und das reichte schon, die Situation drastisch zu verändern. Die Anwesenheit einer einzigen Person in der Gruppe, die so empfand wie das Versuchssubjekt, gab diesem den Mut, zum eigenen Urteil zu stehen. Die Konformitätsquote sank.

Schlussendlich liegt die Bedeutung von Diversität nicht bloß darin, dass sie eine Gruppe um neue Perspektiven bereichert. Sie macht es dem einzelnen Mitglied auch leichter zu sagen, was es wirklich denkt. Wie wir im nächsten Kapitel sehen werden, ist Meinungsunabhängigkeit sowohl ein maßgebliches Ingrediens kollektiv weiser Entscheidungen als auch etwas, das besonders schwer intakt zu halten ist. Weil Diversität solche Unabhängigkeit in der Meinungsäußerung bewahren hilft, ist ohne sie eine kollektiv weise Gruppe unmöglich zu erlangen.


DRITTES KAPITEL

Affe sieht was, Affe macht es:
Über Nachahmung, Informationskaskaden und Unabhängigkeit
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Im frühen 20. Jahrhundert stieß der amerikanische Naturforscher William Beebe im Dschungel von Guyana auf eine seltsame Szenerie. Er sah ein Heer von Treiberameisen, die sich in einem riesigen Kreis bewegten, dessen Linie rund 370 Meter betrug. Eine Ameise brauchte zweieinhalb Stunden, um sie abzulaufen. Zwei Tage lang rannten die Ameisen so im Kreis, bis die meisten von ihnen tot umfielen.

Das von Beebe beobachtete Phänomen ist unter Biologen als »Kreismühle« bekannt. Es tritt dann auf, wenn Treiberameisen von ihrem Staat getrennt werden. Dann halten sie sich an eine einfache Regel: Jede Ameise läuft der vorangehenden nach. Auf diese Weise kommt es zu einer solch verheerenden Kreisbewegung, die nur dann wieder aufgelöst werden könnte, wenn ein paar Ameisen ausbrechen und die anderen sich ihnen anschließen.

Wie Steven Johnson in seinem sehr erhellenden Buch Emergence zeigt, funktioniert eine Ameisenkolonie normalerweise recht gut. Sie kennt keinen Herrscher. Keine Ameise erteilt anderen Befehle. Für sich allein weiß jede einzelne Ameise zwar so gut wie nichts, und doch findet die Kolonie Nahrung, werden alle notwendigen Arbeiten verrichtet, pflanzt sie sich fort. Die einfachen Mittel, dank derer die Ameisen so erfolgreich sind, sind aber auch für den Tod dieser Tiere verantwortlich, die in jene »Kreismühle« geraten. Denn jede Bewegung einer Ameise hängt vom Tun der anderen Ameisen ab. Eine Ameise ist nicht in der Lage – sonst könnte sie den Todesmarsch beenden –, selbstständig zu handeln.

Ich habe bislang in diesem Buch vorausgesetzt, dass Menschen nicht wie Ameisen sind. Anders gesagt: Ich habe angenommen, dass der einzelne Mensch in seinen Entscheidungen unabhängig ist. Unabhängigkeit ist nicht gleichbedeutend mit Isolation, wohl aber bedeutet sie eine relative Freiheit von der Beeinflussung durch andere. Da wir unabhängig sind, haben wir in einem gewissen Maße eigene Meinungen. Wir werden nicht im Kreis in den Tod marschieren, bloß weil die Ameisen vor uns sich so verhalten.

Und das ist wichtig, weil – im Unterschied zur Ameisenkolonie – eine Menschengruppe mit wesentlich höherer Wahrscheinlichkeit eine gute Problemlösung finden wird, wenn ihre Mitglieder voneinander unabhängig sind. Natürlich, Unabhängigkeit ist immer ein relativer Begriff. Die Geschichte von Francis Galton und dem Ochsengewicht illustriert es auf schöne Weise. Die Marktbesucher schätzten das Gewicht des Ochsen jeder für sich (auch wenn man vermuten darf, dass mancher einem anderen über die Schulter guckte), indem sich jeder auf »vertrauliche Informationen« stützte, um einen Terminus der Wirtschaftswissenschaftler zu gebrauchen. (Der Begriff umfasst nicht nur konkrete Daten, sondern auch deren Interpretation, Auswertung, oder gar Intuitionen.) Und wenn all die voneinander unabhängigen Schätzungen zusammengenommen werden, ist, wie wir bei Galton gesehen haben, die vereinheitlichte Schätzung nahezu perfekt.

Für die Entscheidungsfindung ist eine Unabhängigkeit des Urteilens aus zwei Gründen von Bedeutung. Zum einen verhindert sie eine Wechselbeziehung individueller Fehler. Fehler einzelner Personen werden die kollektive Entscheidung einer Gruppe nicht untauglich machen, solange sie nicht in ein und derselben Richtung verlaufen. Es ist aber ein Leichtes, menschlichen Urteilen eine gemeinsame Fehlrichtung zu geben: Man muss sie nur in ihren Informationen voneinander abhängig machen. Zum anderen verfügen voneinander unabhängige Menschen wahrscheinlich nicht nur über die gewohnten Daten, sondern auch über neue Informationen. Die gescheitesten Gruppen bestehen demzufolge aus Personen mit unterschiedlichen Perspektiven: aus Personen, die imstande sind, voneinander unabhängig zu bleiben. Unabhängigkeit ist nun freilich nicht gleichbedeutend mit Rationalität oder mangelnder Voreingenommenheit. Die Personen können durchaus voreingenommen und irrational sein – solange sie jedoch unabhängig sind, wird die Gruppe, der sie angehören, dadurch nicht minder intelligent.

Die Annahme, dass der Mensch unabhängig sei, ist weit verbreitet. Es ist eine Vorstellung, die unmittelbar anspricht, denn sie nimmt die Autonomie des Individuums als gegeben an. Sie liegt dem Liberalismus der westlichen Welt zugrunde. In der Form des so genannten »methodologischen Individualismus« stellt sie ein Fundament der meisten ökonomischen Lehrbücher dar. Wirtschaftswissenschaftler setzen es für gewöhnlich als selbstverständlich voraus, dass der Mensch im eigenen Interesse handelt. Und sie gehen davon aus, dass jeder Mensch von selbst darauf kommt, was ihm und seinen Interessen dient.

Dennoch: Es ist gar nicht leicht, eine Unabhängigkeit des Denkens zu erreichen. Wir sind zwar autonome, aber eben auch gesellige Wesen. Wir möchten voneinander lernen, und Lernen ist ein sozialer Prozess. Die Nachbarschaft, in der wir leben, die Schulen, die wir besuchen, und die Unternehmen, in denen wir tätig sind, formen unser Denken und unsere Gefühle. Wie Herbert J. Simon es formulierte: »Ein Mann arbeitet nicht monateoder jahrelang in einer bestimmten Position in einem Unternehmen, wo er gewissen Kommunikationsströmungen ausgesetzt und von anderen abgeschirmt ist, ohne dass es tief greifende Auswirkungen hat auf das, was er weiß, glaubt, beachtet, hofft, wünscht, für wichtig hält, befürchtet und plant.«

Doch obwohl Ökonomen die soziale Natur der menschlichen Existenz erkennen – wie sollten sie auch anders? –, neigen sie dazu, die Autonomie des Individuums zu betonen und den Einfluss der Mitmenschen auf unsere Vorlieben und Urteile herunterzuspielen. Sozialwissenschaftler dagegen definieren den Menschen als in spezielle gesellschaftliche Zusammenhänge eingebettet; dass es da zu Beeinflussungen kommt, betrachten sie als unvermeidlich. Soziologen empfinden das im Allgemeinen auch nicht als Problem. In ihrer Sicht ist menschliches Leben eben so strukturiert. Und für das Alltagsleben stellt das vielleicht auch kein Problem dar. Ich möchte an dieser Stelle aber darauf hinweisen, dass, je stärkeren Einfluss Mitglieder aufeinander ausüben und je mehr sie in persönlichem Kontakt miteinander stehen, weise Entscheidungen der Gruppe umso weniger wahrscheinlich werden. Denn je größer der Einfluss, den wir aufeinander ausüben, desto höher die Aussicht, dass wir das Gleiche glauben und die gleichen Fehler begehen. Das heißt: Es ist durchaus möglich, dass wir auf diese Weise individuell zwar klüger, kollektiv jedoch dümmer werden. Wir haben uns also im Zusammenhang mit kollektiver Weisheit die Frage zu stellen: Können Menschen überhaupt kollektiv intelligente Entscheidungen treffen, wenn sie in stetiger, wenn auch eventuell unregelmäßiger Interaktion miteinander stehen?
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Im Jahr 1968 beschlossen die Sozialpsychologen Stanley Milgram, Leonard Bickman und Lawrence Berkowitz, ein bisschen Unruhe zu stiften. Zunächst postierten sie eine einzelne Person an einer Straßenecke, wo sie 60 Sekunden lang in den leeren Himmel schauen sollte. Von den Passanten blieb nur ein winziger Teil stehen, um zu sehen, was der Kerl da am Himmel suchte; die allermeisten gingen einfach weiter. Beim nächsten Mal postierten die Soziologen an dieser Ecke fünf himmelwärts starrende Männer. Diesmal blieben viermal so viele Leute stehen, um ebenfalls zum leeren Himmel emporzublicken. Als die Psychologen dann 15 Männer an der Straßenecke aufstellten, blieben 45 Prozent der Passanten stehen. Bei einer weiteren Verstärkung der Himmelgucker an der Straßenecke verrenkten sich schließlich über 80 Prozent der Passanten die Hälse.

Auf den ersten Blick scheint diese Studie ein weiteres Mal die menschliche Bereitschaft zu konformem Verhalten zu bestätigen. In Wahrheit demonstriert sie jedoch etwas anderes: dass es nämlich so etwas wie einen »sozialen Beweis« gibt – nämlich unsere Neigung anzunehmen, dass, wenn viele Menschen etwas tun oder glauben, es dafür einen guten Grund geben muss. Das ist nun keineswegs dasselbe wie Konformität. Die Leute haben ja nicht aus Gruppenzwang oder Furcht vor Tadel in den Himmel geschaut. Sie blickten vielmehr hoch, weil sie dachten – eigentlich vernünftigerweise –, dass so viele andere Menschen dies wohl nicht tun würden, wenn da nichts zu sehen wäre. Eben darum ist mit zunehmender Größe auch die Wirkungsmacht der Gruppe an der Straßenecke gewachsen. Jeder weiterhin neu Hinzukommende »beweist«, dass sich da etwas Wichtiges abspielt. Und die herrschende Meinung geht nun mal dahin, dass man in einer Situation der Ungewissheit am besten einfach mitmacht. Dies ist eigentlich gar keine so unsinnige Annahme. Denn falls die Gruppe gewöhnlich am besten Bescheid weiß – was ja, wie bereits argumentiert, oft genug zutrifft –, ist es vernünftig, sich dem Gruppenverhalten anzuschließen. Nur hat die Sache einen Haken: Wenn diese Strategie von zu vielen eingeschlagen wird, ist sie eben nicht mehr vernünftig und die Gruppe nicht länger gescheit.

Lassen Sie uns die Geschichte von Mike Martz, dem Cheftrainer der »Saint Louis Rams«, als Beispiel nehmen.* Vor Beginn des Football-Endspiels um die 36. Super Bowl galten die »Rams« als 14-Punkte-Favorit gegenüber den »New England Patriots«. Denn sie hatten eines der schlagkräftigsten Sturmteams in der Geschichte der National Football League, befanden sich in 18 verschiedenen Kategorien an der Spitze der League und hatten ihre Gegner während der regulären Saison mit einem Punkteverhältnis von insgesamt 503 zu 273 hinter sich gelassen. Bei dem anstehenden Super-Bowl-Match schien ihr Sieg von vornherein festzustehen.

Das erste Viertel der Spielzeit war zur Hälfte vorüber, als die »Rams« ihre erste große Offensive starteten, bei der sie von der eigenen 20-Yard-Linie zur Linie 32 der »Patriots« vorrückten. Beim vierten möglichen Versuch (Down), zehn Yards Raumgewinn zu erzielen, hatte Martz seine erste große Spielentscheidung zu treffen. Es war eine günstige Situation, da seiner Mannschaft nur drei Yards bis zur Endzone fehlten. Statt vorzupreschen, schickte Martz dann jedoch seinen Feldtor-Kicker Jeff Wilkins los, dem ein erfolgreicher Kick gelang. Die »Rams« führten mit 3 zu 0 Punkten.

Sechs Minuten später war Martz mit einer ähnlichen Situation konfrontiert, nachdem der Sturm der »Rams« an der 34-Yard-Linie im Feldbereich der »Patriots« auf Zeit gespielt hatte. Die »Rams« brauchten noch fünf Punkte für ein First Down. Martz entschied sich wiederum dafür, sein Kickerteam loszuschicken. Diesmal landete Wilkins’ Kick jedoch weit links daneben…

Nach NFL-Maßstäben hatte Martz richtig entschieden. Bei der Wahl zwischen einem möglichen Field Goal und einem möglichen First Down werden NFL-Trainer fast immer für das Field Goal optieren. Die konventionelle Trainerweisheit lautet: Sichere dir Punkte, wann immer du kannst. (Wir werden bald sehen, dass »konventionelle Weisheit« nicht mit »kollektiver Weisheit« identisch ist.) Die Entscheidungen von Martz entsprachen also der konventionellen Weisheit – und waren doch beide Male die falschen gewesen..

Diesen Schluss würde man zumindest im Lichte einer Arbeit von David Romer ziehen. Romer lehrt Wirtschaftswissenschaften in Berkeley und fasste vor vier Jahren den Beschluss zu erforschen, was denn wirklich der beste Fourth Down ist. Es waren zwei Varianten dieses Problems, die Romer interessierten. Erstens wollte er herausbekommen, wann es sinnvoll ist, einem First Down nachzujagen, statt auf das Kicken eines Field Goal zu setzen. Und zweitens wollte er wissen, wann es – wenn man sich bereits innerhalb der gegnerischen 10-Yard-Linie befindet – sinnvoll ist zu versuchen, den Ball durch Laufen oder mit einem Pass in die gegnerische Endzone zu bringen, statt ein letztes Field Goal zu kicken. Mit einer mathematischen Methode namens »dynamic programming« analysierte Romer nahezu alle Matches – es waren insgesamt 700 – der NFL-Spielzeiten 1998, 1999 und 2000. Anschließend ermittelte er die Bedeutung von jedem First Down an jeder Position des Spielfeldes. Ein First-and-Ten auf der eigenen 20-Yard-Linie war für eine Mannschaft etwas weniger als einen halben Punkt wert – anders formuliert: Wenn eine Mannschaft vierzehnmal von der eigenen 20-Yard-Linie startete, erzielte sie jedes Mal durchschnittlich nur ein Touchdown. Ein First-and-Ten im Mittelfeld war etwa zwei Punkte, ein First-and-Ten auf der gegnerischen 30-Yard-Linie drei Punkte wert und so fort.

Danach rechnete Romer aus, wie oft Mannschaften, die beim Fourth Down auf den Gewinn einer neuen Serie von vier Downs (Versuchen) setzten, damit Erfolg gehabt hatten. Anders gesagt: Wenn man ein Fourth-and-Three auf der gegnerischen 30-Yard-Linie hatte, kannte er die Wahrscheinlichkeit, dass man ein First Down schafft, falls man es wagt. Und Romer wusste auch, wie wahrscheinlich es war, dass man ein Field Goal erzielte. Von da an war es ein Leichtes, die zwei Spielweisen zu vergleichen: Wenn ein First Down auf der gegnerischen 29-Yard-Linie drei Punkte wert war und man eine sechzigprozentige Chance hatte, das First Down zu schaffen, betrug der zu erwartende Wert eines tatsächlichen Sturmspiels 1,8 Punkte (3 x 0,6). Ein Versuch, von der 31-Yard-Linie ein Field Goal zu erreichen, war dagegen kaum mehr als einen Punkt wert. Folglich hätte Martz ein First Down versuchen müssen.

Das Schöne an der Analyse Romers ist, dass sie so umfassend ist. Es ist schließlich nicht nur der potenzielle Gewinn von drei Punkten, der in Rechnung gestellt werden muss, wenn man ein 52-Yard-Goal zu erzielen sucht. Man muss vielmehr auch das Faktum berücksichtigen, dass im Fall eines Misserfolgs die gegnerische Mannschaft an ihrer eigenen 32-Yard-Linie übernimmt. Romer konnte erklären, wie viele Punkte das eine Mannschaft kosten kann. Kurzum: Jedes Resultat könnte auf gleicher Basis mit jedem anderen Resultat verglichen werden.

Nach NFL-Maßstäben waren Romers Schlussfolgerungen alarmierend. Er argumentierte nämlich, dass die Mannschaften viel öfter als geplant auf Field Goals verzichten und für ein First Down in die Offensive gehen müssten. Ja, Romer empfahl sogar, dass eine Mannschaft angesichts eines Fourth Down, für das noch drei oder weniger Yards benötigt wurden, allemal losstürmen müsse. Und zwischen dem Mittelfeld und der gegnerischen 30-Yard-Linie – also genau dort, wo die »Rams« sich befanden, als Martz seine Entscheidung traf – müssten Teams laut Romer noch viel offensiver vorgehen. Innerhalb der gegnerischen 5-Yard-Linie sollte zudem stets ein Touchdown angestrebt werden.

Folgerungen wie die von Romer wirken auf den ersten Blick überraschend und danach auf einmal unglaublich plausibel. Man betrachte einmal ein Fourth Down auf der gegnerischen 2-Yard-Linie. Man kann ein Field Goal anstreben – damit wären 3 Punkte so gut wie sicher – oder ein Touchdown, was nur bei etwa 43 Prozent aller Versuche gelingt. Nun machen 43 Prozent (von dabei möglichen 7 Punkten) allerdings rund drei Punkte aus. Der Wert der zwei Spielweisen ist folglich identisch. Man darf aber nicht nur dieses bedenken: Denn selbst wenn der Versuch eines Touchdown schiefgeht, wird der Gegner auf seiner eigenen 2-Yard-Linie festgenagelt. Es ist darum clever, sich für ein Touchdown zu entscheiden.

Oder nehmen wir die Entscheidung für ein Fourth-and-Three im Mittelfeld. Eine solche Taktik geht die Hälfte der Zeit erfolgreich auf, die andere Hälfte jedoch daneben. Das gleicht sich aus. (Was immer dabei herauskommt: Beide Mannschaften werden den Ball die gleiche Zeit auf dem Feld haben.) Für die 50 Prozent der erfolgreichen Versuche gewinnt man durchschnittlich sechs Yards – man steht also, auch wenn man erfolglos bleibt, besser da als der Gegner. Es lohnt folglich wiederum, offensiv zu spielen.

Nun gibt es sicherlich Aspekte, die Romer nicht einzubeziehen vermochte, insbesondere die Auswirkungen von Dynamik und Rasanz aufs Spiel. Und Romers Zahlen sind Durchschnittswerte, die sich auf die gesamte League beziehen; die einzelnen Teams würden also wohl einiges nachjustieren müssen, um ihre speziellen Erfolgschancen für ein Fourth Down richtig einzuschätzen. Dennoch scheint Romers Erkenntnis unanfechtbar: Trainer agieren übertrieben vorsichtig. Was Martz angeht, so erwiesen sich seine zwei Entscheidungen in dem erwähnten Super-Bowl-Finale für seine Mannschaft als denkbar schlecht. Martz weigerte sich, auf der 32-Yard-Linie der »Patriots« ein First Down zu erstreben, obwohl die »Rams« bloß drei Yards davon entfernt waren. Nach den Berechnungen Romers wäre hier der Einsatz für ein First Down sogar dann berechtigt gewesen, wenn die »Rams« neun Yards benötigt hätten. (Von dieser Position im Feld sind die Chancen, ein Field Goal zu verfehlen, hoch, der eventuelle Positionsverlust jedoch gering.) Und das gilt bereits für eine durchschnittliche Mannschaft. In Anbetracht einer Offensivstärke wie jener der »Rams« wäre ein Versuch wesentlich aussichtsreicher gewesen. Selbst wenn eine taktische Entscheidung (oder auch zwei) sich nicht definitiv auf den Spielausgang auswirkt – die Niederlage der »Rams« kann da nicht mehr verwundern.

Martz ist jedoch kein Einzelfall. Romer nahm sich sämtliche Fourth-Down-Versuche des ersten Spielviertels während der genannten drei Spielzeiten vor und ermittelte 1100 Spiele, in denen die Mannschaften besser kompromisslos angegriffen hätten – stattdessen zog man 994 Mal vor, den Ball zu kicken.

Das ist verblüffend. Schließlich sollten Football-Trainer vermeintlich alles daransetzen, ein Spiel zu gewinnen. Sie sind Profis und infolgedessen daran interessiert, sich durch taktische Innovationen einen Spielvorteil zu verschaffen. Dennoch wählten sie keine Strategie, die ihre Siegeschancen hätte erhöhen können. Es ist natürlich möglich, dass Romer irrt. Football ist ein sehr komplexes, dynamisches Spiel, bei dem sich die jeweiligen Anteile von Tüchtigkeit, Strategie, Emotionen und schierem Glück nur schwer aus dem Ergebnis herausfiltern lassen. Auch mag es durchaus sein, dass Romers Computerprogramm einige wichtige Aspekte übersah – sehr wahrscheinlich ist es allerdings nicht. Romers Untersuchung legt nahe, dass die Vorteile eines Offensivspiels beim Fourth Down so gravierend sind, dass man sie nicht als Zufälligkeiten oder statistisches Konstrukt abtun kann. Mannschaften, die bei einem Fourth Down offensiver spielten, würden ihren Rivalen zweifelsohne Vorteile abjagen. Warum sind dann Trainer dermaßen vorsichtig?

Es hat meines Erachtens viel mit Nachahmung, der Kraft des »sozialen Beweises« und den Beschränkungen durch ein Gruppendenken zu tun. Zunächst einmal – und vielleicht ist das sogar der Kernpunkt – gilt die konservative Spielgestaltung beim Fourth Down im Profifootball nahezu als Grundgesetz. Und in Ermangelung eindeutiger Beweise des Gegenteils fällt es Einzelpersonen sehr viel leichter, bestehende Praktiken zu rechtfertigen, als sich davon abweichende Lösungen auszudenken: Dass alle anderen nicht offensiv spielen, kann doch wohl nur heißen, dass eine offensive Spieltaktik nichts bringt.

Der Impuls zu solch nachahmerischem Verhalten wird noch dadurch verstärkt, dass Football – wie alle Profisportarten – eine ungemein komplexe, in sich geschlossene Welt ist. Natürlich hat es in diesem Sport zahllose Neuerer gegeben – zu denen auch Martz gehört –, doch herrscht hier ebenso eine merkwürdige Engstirnigkeit, was die statistisch untermauerte Spielauswertung betrifft. Die Entscheidungsträger zeichnen sich, anders ausgedrückt, nicht gerade durch Mannigfaltigkeit aus. So sind von ihnen auch kaum radikale Innovationen zu erwarten – und noch weniger ist damit zu rechnen, dass sie entsprechende Vorschläge prompt aufgreifen. Nochmals in anderen Worten: Die Fehler, die die meisten Football-Trainer begehen, sind systemimmanent: Alle weisen in die gleiche Richtung. Das macht auch das Problem der meisten Baseball-Mannschaften der Major League aus, wie Michael Lewis in seinem hervorragend recherchierten Buch über die seinerzeitige Erfolgsserie der »Oakland A’s« nachzuweisen vermochte. Den Strategen der »Oakland A’s«, Billy Beane und Paul DePodesta, ist es angesichts dieser verbreiteten Engstirnigkeit gelungen, mit einem Minimum an verfügbaren Geldern ein äußerst erfolgreiches Team aufzubauen, weil sie den »sozialen Beweis« negierten und die vordem konventionelle Spielstrategie und -taktik ihrer Mannschaft aufgaben zugunsten diverser Methoden betreffend Evaluierung und Weiterentwicklung der Spieler. (In ähnlicher Weise hat unter den Trainern der National Football League [NFL] nur ein Einziger Romers Erkenntnisse aufgegriffen und möglicherweise sogar in die Praxis umgesetzt: Bill Belichick von den »New England Patriots«, die nicht zuletzt, weil Belichick die konventionelle Weisheit dieser Sportart missachtete, binnen drei Jahren zweimal die Super Bowl gewannen.)

Ein anderes Motiv für die Vorsicht von NFL-Trainern dürfte, wie schon Romer anführt, die Scheu vor Risiken sein. Taktisch gesehen mag es zwar sinnvoll erscheinen, Fourth-Down-Chancen offensiv wahrzunehmen, wenn es da nicht noch den psychologischen Faktor gäbe. Die Strategie Romers würde schließlich auch bedeuten, dass Mannschaften beim Operieren innerhalb der gegnerischen 10-Yard-Linie in der Hälfte aller Spiele keine Punktgewinne erzielen. Romer plädiert für eine Langzeittaktik – also für eine Gewinnstrategie, die einem wenig risikofreudigen Trainer sehr viel zumutet.

Es gilt aber noch etwas zu bedenken: Selbst wenn das defensive Verhalten angesichts von Fourth-Down-Chancen strategisch kaum sinnvoll scheint – es minimiert immerhin das Risiko, sozusagen ins »offene Messer» zu rennen.

Eine solche Erklärung des Trainerverhaltens gewinnt zusätzlich an Gewicht, wenn man an den Druck denkt, den jede Art von Gemeinschaft auf ihre Mitglieder auszuüben vermag. Was keineswegs heißen soll, dass NFL-Trainer gezwungenermaßen konservativ denken, wohl aber: Wenn alle ihresgleichen ein und derselben Strategie anhängen, macht es Mühe, sich für eine hierzu konträre Strategie zu entscheiden – insbesondere wenn diese taktische Innovation mehr Risiken nach sich zieht, eventuelle Misserfolge öffentlich sind und (wie bei NFL-Trainern) persönliche Konsequenzen zeitigen würden. Unter solchen Umständen ist es nicht nur psychologisch, sondern auch in beruflicher Hinsicht vernünftig, sich der Zustimmung der Massen zu versichern und geringfügige Nachteile in Kauf zu nehmen, statt ein großes Debakel zu riskieren – es handelt sich da um ein Phänomen, das manchmal als Herdendenken bezeichnet wird. So wie die Wasserbüffel sich angesichts der Bedrohung durch einen Löwen zusammenscharen, empfinden Football-Trainer, Vermögensverwalter und Konzernchefs es oft als verlockend, sich hinter der mehrheitlichen Übereinstimmung von ihresgleichen zu verschanzen.

Was dabei auffällt: Das Herdenverhalten beherrscht selbst Leute, die eigentlich allen Grund zu eigenständigem Denken hätten. Ein Standardwerk über solches Herdendenken haben David S. Scharfstein und Jeremy C. Stein verfasst. Sie beobachteten bei Vermögensverwaltern den Hang zu tendenziell den gleichen Strategien und Aktienanlagen. Und das ist nun echt verblüffend. Schließlich existieren Vermögensverwalter ja nur deshalb, weil sie Anleger überzeugten, mit ihrer Hilfe überdurchschnittliche Renditen erzielen zu können. Genau das aber gelingt den meisten Vertretern dieser Zunft nicht. Ihre Aufgabe ist ohnehin schwierig genug, nur macht ein Herdenverhalten sie noch schwieriger: Wie sollen solche Manager denn Erfolge erzielen, wenn sie einander auch noch kopieren?

Scharfstein und Stein machen allerdings auch klar, dass Investmentfonds-Manager zweierlei zu leisten haben: Sie müssen klug investieren und ihre Klienten davon überzeugen, dass sie klug investieren. Umgekehrt haben aber auch Investmentfonds-Anleger ein großes Problem: Wie können sie dessen gewiss sein, dass der Manager ihr Kapital klug anlegt? Denn: Wüssten sie, wie das eigene Kapital vernünftig anzulegen wäre, würden sie es ja selber tun. Natürlich kann jeder die aktuelle Renditenentwicklung verfolgen; Renditen sind jedoch bestenfalls kurzfristige Indikatoren. In jeder Vierteljahresbilanz können Leistungen eines Managers signifikant besser oder schlechter ausfallen aufgrund von Faktoren, die nicht das Mindeste mit seinen Fähigkeiten zu tun haben, auf die richtigen Aktien zu setzen oder die Vermögenswerte optimal zu bewirtschaften. Darum ist ein Investor auf zusätzliche Kriterien zur Beurteilung der Entscheidungen eines Investmentfonds-Managers angewiesen. Und wie findet er solche Kriterien? Indem er den Investitionsstil eines Managers mit dem der Konkurrenten vergleicht. Falls der eigene Investmentfonds-Manager die gleiche Strategie befolgt – Geld in die gleiche Art von Aktien platziert, Kapital in gleichartige Vermögenswerte steckt wie die anderen –, kann der Investor immerhin daraus schließen, dass er sich nicht irrational verhält. Damit kommt es aber auch zu dem oben angeschnittenen Problem: Ein Investmentfonds-Manager, der von der Menge abweicht – indem er etwa eine konträre Strategie entwickelt –, wird wahrscheinlich für verrückt gehalten.

Nun wäre das alles belanglos, wenn Investoren über ein unbegrenztes Maß an Geduld verfügten; denn der Unterschied zwischen guten und schlechten Strategien wird sich schlussendlich in Zahlen niederschlagen. Investoren ist grenzenlose Geduld nun aber keineswegs zu Eigen; zudem wird selbst der klügste Vermögensverwalter über signifikante Zeiträume keine Erfolge ausweisen. Darum ist es für den Vermögensverwalter sicherer, die Strategie anzuwenden, die rational scheint, als eine Strategie, die rational ist. Infolgedessen imitieren Manager einander; sie müssen schließlich alles tun, um ihren Job zu behalten. So geben sie freilich den Nutzen eigener Informationsvorteile auf; denn Vermögensverwalter, die einander kopieren, verlassen sich ja nicht auf ihre persönliche, sondern auf die Information anderer. So etwas wiederum reduziert nicht nur das Spektrum möglicher Investitionen, sondern auch die Gesamtintelligenz des Marktes, weil es imitierenden Managern an Innovationen mangelt.
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Wer dem Herdentrieb folgt, mag der Ansicht sein, das Richtige zu wollen, und vielleicht hat er damit sogar Recht. Meistens hält man sich jedoch ans Herdenverhalten, weil es am sichersten ist. Es entspricht dem Diktum, das John Maynard Keynes in seinem Standardwerk The General Theory of Employment, Interest, and Money [»Die allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes«] so formulierte: »Die Weltweisheit lehrt, dass es dem eigenen Ruf eher dient, konventionell zu scheitern als auf unkonventionelle Weise Erfolg zu haben.« Dennoch ist Tatsache, dass die Menge oft Recht hat – was wiederum bedeutet: Die Beachtung des Tuns der anderen müsste uns weiser und nicht törichter machen. Information beschränkt sich nicht auf eine Person, sie ist auf viele verteilt. Wer nur seiner persönlichen Information vertraut, wenn er Entscheidungen trifft, riskiert, dass diese auf einer unnötig schmalen Informationsbasis beruhen. Doch kann man sich auf die Information anderer verlassen? Führt Lernen zu besseren Entscheidungen?

Es kommt drauf an, wie wir lernen. Ziehen wir einmal die Geschichte vom »Bohlenstraßen-Fieber« in Betracht, die vor einem Jahrzehnt von dem Ökonomen Daniel B. Klein und dem Historiker John Majewski aufgedeckt wurde. Die Amerikaner waren in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts besessen vom Gedanken, die Binnenstruktur ihres Landes zu verbessern: mit Schifffahrtskanälen, Eisenbahnen und Hauptstraßen. Es wurde immer mehr Land erschlossen, der Handel boomte, und diese Entwicklung sollte durch einen Mangel an Transportwegen nicht ins Stocken geraten. Der Bau des 584 Kilometer langen Eriekanals, der die Stadt New York mit dem Eriesee verband, war 1825 abgeschlossen. Er halbierte die Reisedauer von der Ostküste in den mittleren Westen; die Transportkosten wurden um 90 Prozent reduziert. Anschließend wurden binnen weniger Jahre die ersten regionalen Eisenbahnstrecken gelegt. Gleichzeitig sorgten Privatunternehmer im ganzen Land für gebührenpflichtige Fernstraßen.

Es gab da allerdings ein Problem, das all diese fieberhafte Bautätigkeit nicht zu lösen vermochte. Die Kanäle und Eisenbahnlinien verbanden zwar die größeren Städte (und verwandelten kleinere Gemeinden, die zufällig an der Strecke lagen, in blühende Handelsplätze). Für die Menschen, die außerhalb solcher Städte lebten – also für die meisten Amerikaner –, wurde es damit jedoch nicht leichter, ihre Waren zum Markt zu schaffen oder von einer Kleinstadt zur nächsten zu gelangen. Es gab zwar öffentliche Ortsstraßen, die zum Teil durch die Gemeinden instand gehalten wurden (so wie sich ja auch, jedenfalls in der Theorie, Stadtbewohner um das Stück Bürgersteig vor ihrem Wohnhaus kümmern), nur befanden sie sich für gewöhnlich in schlechtem Zustand. »Sie waren, wenn überhaupt, unzureichend fundamentiert und drainiert«, schreiben Klein und Majewski. »Bei Regenwetter verfiel die Straßendecke in schlammige, zu Trockenzeiten in staubige Furchen. Der Verkehr kam nur langsam voran und verschliss Fuhrwerke und Zugtiere.«

Für dieses Problem glaubte nun ein Ingenieur namens George Geddes eine Lösung gefunden zu haben: die Bohlenstraße. In Kanada waren Bohlenstraßen – sie bestehen, wie der Name schon andeutet, aus Holzplanken, die über zwei Schichten aus Bauhölzern gelegt werden – Anfang der vierziger Jahre des 19. Jahrhunderts eingeführt worden, und nachdem Geddes sie begutachtet hatte, gelangte er zu der Überzeugung, dass sie auch in den Vereinigten Staaten funktionieren würden. Dass die Bohlenstraße einem furchigen, morastigen Weg vorzuziehen wäre, stand außer jedem Zweifel. Unklar war nur, ob Bohlenstraßen – die überwiegend mit Privatkapital und durch Mautgebühren finanziert werden sollten – lange genug bestehen würden, um die Kosten zu decken. Geddes war der Meinung, die Lebensdauer einer Bohlenstraße betrüge acht Jahre – was reichen würde, um eine anständige Rendite auf die erforderlichen Investitionen zu garantieren. Damit überzeugte er 1846 seine Mitbürger in Salina, New York, die eine Gesellschaft zur Errichtung der ersten Bohlenstraße dieses Bundesstaats gründeten.

Die Straße erwies sich als spektakulärer Erfolg. Es dauerte nicht lange, bis das Bohlenstraßen-Fieber zunächst ganz New York, dann die Bundesstaaten an der mittleren Atlantikküste und den mittleren Westen erfasste. Geddes wurde zu einer Art Sprecher dieser Branche, wiewohl in den übrigen Bundesstaaten weitere, ihm vergleichbare Förderer auf den Plan traten. Binnen eines Jahrzehnts entstanden allein in New York 352, in den ganzen USA über 1000 Bohlenstraßen-Gesellschaften.

Leider war die ganze Sache auf eine Illusion gebaut. Denn die Bohlenstraßen hielten nicht, wie Geddes versprochen hatte, acht Jahre (und schon gar nicht, wie sonstige Enthusiasten behaupteten, zwölf Jahre) durch. Wie Klein und Majewski aufzeigen, betrug ihre Lebensdauer eher rund vier Jahre, und damit wurden sie für die Unternehmen zu teuer, um sie zu pflegen und instand zu halten. Dass Bohlenstraßen kein Patentrezept für die anstehenden Transportprobleme boten, lag bereits ein Jahrzehnt später klar auf der Hand. Und obwohl einige wenige dieser Straßen – einschließlich einer 21-Kilometer-Strecke, entlang derer heute die Route 27A in Jamaica, Queens verläuft – bis in die achtziger Jahre des vorletzten Jahrhunderts weiterhin benutzt wurden, waren zum Ende des amerikanischen Bürgerkrieges fast alle aufgegeben worden.

Das Bohlenstraßen-Fieber bietet ein anschauliches Beispiel für ein Phänomen, das von Ökonomen als »Informationskaskade« bezeichnet wird. Die erste Strecke in Salina war ein Erfolg, ebenso die in den unmittelbar darauf folgenden Jahren gebauten Straßen. Wer sich nach einer Lösung für das örtliche Straßenproblem umschaute, hatte folglich eine praktische Antwort vor Augen. Und mit der zunehmenden Errichtung von Bohlenstraßen erhöhte sich deren Legitimität, desto geringer wurde der Anreiz, nach einer anderen Problemlösung zu suchen. Zu dem Zeitpunkt, als die fundamentale Schwäche solcher Straßen – ihre zu kurze Lebensdauer – offenkundig wurde, waren überall im Land bereits Bohlenstraßen in Planung oder im Bau.

Wie konnte es dazu kommen? Die Wirtschaftswissenschaftler Sushil Bikhchandani, David Hirshleifer und Ivo Welch, die erstmals eine Informationskaskade beschrieben, schildern es folgendermaßen: Die Angehörigen einer hinreichend großen Gruppe haben die Wahl zwischen einem neu eröffneten indischen und einem neuen Thai-Restaurant. Das indische Restaurant ist (objektiv) besser als das thailändische Lokal, doch erhält jedes Gruppenmitglied irgendwann eine Teilinformation darüber, welches von beiden Restaurants das bessere ist, das heißt eine unvollständige Information. (Manchmal wird sie auch falsch sein, also das Thai-Restaurant als das bessere Etablissement ausgeben und eine Person in die falsche Richtung weisen.) Um die eigene Information zu erweitern, werden die Leute folglich beobachten, was andere machen. (Die Wirtschaftswissenschaftler setzen voraus, dass jeder weiß: Alle verfügen über ein bisschen gute Information.)

Problematisch wird’s, wenn die Entscheidungen dieser Leute nicht auf einmal, sondern in Folge entstehen – ergo: Etliche Leute suchen zunächst ein und dasselbe Restaurant auf, worauf alle übrigen folgen. Wenn nun aber die anfänglichen Lokalbesucher zufällig einer schlechten Information aufgesessen sind, sodass sie das Thai-Restaurant für phantastisch halten, werden sie dorthin gehen. Zu diesem Zeitpunkt nimmt im Kaskadenmodell jeder Nachfolgende an – selbst wenn ihn eine Information erreicht, das Essen sei im indischen Restaurant besser –, es bestehe eine Chance, dass das Thai-Restaurant vorzüglicher sei, weil es gut besucht ist. So trifft schließlich jeder die falsche Entscheidung, bloß weil die ersten zum Abendessen ausgehenden Personen zufälligerweise die falsche Information hörten.

In dem Fall entwickelt eine Kaskade sich nicht durch blindes Befolgen eines Trends, Konformgehen oder Gruppendruck. (»Den neuen Britney-Spears-Song mögen alle, da gefällt er mir sicher auch.«) Hier entsteht ein Anschlussverhalten, weil Leute meinen, das Vor-Gehen der anderen hätte Informationswert; sie glauben, aus deren Beispiel etwas Wichtiges zu lernen. Und im Fall der Bohlenstraßen lag der um sich greifende Erfolg ja nicht ausschließlich in der Beredsamkeit von George Geddes oder darin begründet, dass man im ganzen Land sagte: »Wir bauen eine neue Bohlenstraße, weil die Stadt am gegenüberliegenden Flussufer auch eine hat.« Das Bohlenstraßen-Fieber griff um sich, weil diese Art Verkehrsweg sich tatsächlich als die bestmögliche Lösung des Transportproblems erwies. Sie halbierte die Reisezeit zwischen den Städten. Sie war bei jeder Witterung befahrbar. Sie erweiterte die Absatzchancen für landwirtschaftliche Produkte über die Grenzen des bis dahin Vorstellbaren. Sie führte echt zu Verbesserungen. Die Bohlenstraßen wirkten mit zunehmender Zahl überzeugend dank der Tatsache, dass sie wahre und anscheinend bleibende Verbesserungen mit sich brachten. Jede neu erbaute Bohlenstraße war den Menschen ein weiteres Indiz dafür, dass eine Bohlenstraße verkehrsmäßig funktionierte. Und mit jeder neuen Bohlenstraße nahm die Wahrscheinlichkeit einer andersartigen Lösung des Transport- und Verkehrsproblems ab.

Das Kernproblem einer Informationskaskade beruht auf folgendem Umstand: Nach einer gewissen Zeit erscheint es rational, sich nicht mehr nach den eigenen, persönlichen Informationen zu richten und stattdessen dem Beispiel anderer zu folgen. (Wenn alle die gleiche Chance einer richtigen Entscheidung haben und jeder die gleiche Wahl getroffen hat, sollten wir uns eigentlich dementsprechend entscheiden.) Sobald jedes Individuum nicht mehr eigenem Wissen vertraut, verliert eine Kaskade jedoch an informativer Substanz. Dann glaubt jedermann, dass die Leute sich aufgrund eigenen Wissens so entschieden haben, obwohl sie ihre Entscheidungen in Wirklichkeit auf das vermeintlich sichere Wissen derer abstellen, denen sie sich anschließen. Statt alle individuellen Informationen zu bündeln – wie es etwa auf einem Markt oder in einem demokratischen Wahlsystem geschieht –, entwickelt eine Kaskade sich dann zu einer Abfolge uninformierter Handlungen, und die Gruppe verfällt schließlich auf eine schlechte Entscheidung: indem sie beispielsweise so viel Kapital in den Bau von Bohlenstraßen investiert.

Das Originalmodell liefert allerdings nicht die einzige Theorie zur Wirkungsweise von Kaskaden. So hat etwa Malcolm Gladwell in seinem Buch Der Tipping Point – Wie kleine Dinge Großes bewirken können eine sehr andersartige Erklärung geboten, die insbesondere die Bedeutung einzelner Personen für die Verbreitung von Informationen unterstreicht – er bezeichnete sie als »Kontakter« oder »Verkäufer«. Im Kaskadenmodell von Bikhchandani, Hirshleifer und Welch haben alle die gleiche Menge persönlicher Informationen. Die frühen Nutzer eines Produkts sind nur deshalb einflussreicher, weil sie eben die Ersten waren und ihr Verhalten von den übrigen beobachtet und nachgeahmt wurde. Im Modell von Gladwell dagegen sind einige Personen sehr viel einflussreicher als andere, und Kaskaden (bei ihm heißen sie »Epidemien«) bilden sich aufgrund sozialer Bindungen und nicht einfach infolge eines gegenseitigen Beobachtens anonymer Fremder. Auch bei ihm halten die Leute Ausschau nach Informationen, sie richten sich aber nach »Kontaktern« und »Verkäufern«, von denen jeder über andersartige Informationen verfügt.

Gibt es solche Kaskaden nun wirklich? Ohne jeden Zweifel, wenngleich sie kein so allgemeines Phänomen sind, wie es das Beispiel von den Restaurantbesuchern nahelegen könnte. Denn – so hat der Wirtschaftswissenschaftler Robert Shiller von der Yale University ausgeführt – normalerweise treffen Menschen keine Serienentscheidungen. »In den meisten Fällen«, schreibt Shiller, »entscheiden viele sich unabhängig voneinander auf der Basis eigener Indizien, ohne die Handlungen anderer zu beachten.« Nun gibt es aber doch viele Situationen, in denen Menschen vor einer eigenen Entscheidung tatsächlich das Verhalten anderer beobachten, und in solchen Fällen kann es zu Kaskaden kommen – es ist sogar wahrscheinlich. Das ist auch nicht immer negativ zu bewerten. So wurde, um ein Beispiel zu nennen, eine besonders wichtige wertvolle technologische Innovation in der Geschichte Amerikas durch das Orchestrieren einer erfolgreichen Informationskaskade ermöglicht. Sie betrifft die Schraube. In den sechziger Jahren des 19. Jahrhunderts setzte William Sellers, der führende und geachtetste Maschinenschlosser seiner Zeit, als das Gewerbe der Werkzeugmaschinenherstellung in etwa der Bedeutung der Hochtechnologie-Industrie der neunziger Jahre des 20. Jahrhunderts entsprach, eine Kampagne zur Durchsetzung einer Normschraube in Gang – einer Schraube, die er übrigens selbst entworfen hatte. Vor der Sellers’schen Kampagne musste in Amerika jede einzelne Schraube noch von einem Werkzeugmaschinenschlosser manuell gefertigt werden. Das behinderte natürlich die Möglichkeiten der Massenproduktion, gestattete den Werkzeugmaschinenschlossern aber die Bewahrung ihrer traditionellen Lebenswelt: Schließlich hatte die Maßanfertigung in ökonomischer Hinsicht den Vorzug der Kundenbindung. Wenn man eine Drehbank von einem Werkzeugmaschinenschlosser kaufte, musste man für Schraubenreparaturen und Ersatzteile auch wieder zu ihm. Bei normierten, austauschbaren Schrauben dagegen würden die Kunden weniger auf die Expertise eines Handwerkers angewiesen sein und stärker auf den Preis einer Schraube achten.

Für die Befürchtungen der Handwerker hatte Sellers durchaus Verständnis. Andererseits war er fest überzeugt, dass austauschbare Teile und die Massenherstellung unumgänglich seien. Die von ihm entworfene Schraube sollte leichter, billiger und rascher herzustellen sein als alles bis dahin Bekannte. Und seine Normschraube lag im Trend des neuen Wirtschaftsdenkens, das auf Tempo, Mengenproduktion und Preis Wert legte. Angesichts dessen, was für die Maschinenschlosser auf dem Spiel stand, die zudem eine eng zusammenhängende Gemeinschaft bildeten, war Sellers klar, dass eine Änderung des Kundenverhaltens sich nur über Beziehungen und Einfluss bewirken lassen würde. Aus dem Grund nahm Sellers in den folgenden neun Jahren besonders einflussreiche Abnehmer wie die Pennsylvania Railroad und die US-Marine ins Visier; und so gelang es ihm, der Kampagne für seine Schraube Gewicht zu verleihen. Mit jedem neuen Kunden wurde der Erfolg der Sellers-Schraube augenscheinlicher. Binnen eines Jahrzehnts war sie auf dem Weg zur landesweiten Norm. Ohne sie wäre eine Fließbandproduktion bestenfalls schwierig, schlimmstenfalls völlig unmöglich gewesen. In gewissem Sinne hat William Sellers also die Grundlagen der modernen Massenproduktion geschaffen.

Sellers’ Normschraube bietet ein Beispiel für die positiven Auswirkungen solcher Kaskaden. Designmäßig war sie ihrem Hauptkonkurrenten, einer britischen Schraube, in jeder Hinsicht überlegen. Und für die amerikanische Wirtschaft bedeutete die Annahme der Normschraube einen Riesensprung nach vorn. Diese Geschichte enthält allerdings auch ein beunruhigendes Moment: Wenn die Schraube von Sellers zur US-Norm wurde, weil er dank seines enormen Einflusses und seiner fachlichen Autorität eine Informationskaskade auszulösen vermochte, war es schließlich vielleicht bloß ein Glücksfall, dass sein Produkt auch ein gutes war. Und wenn die Maschinenschlosser sich letztlich der Initiative von Sellers anschlossen, statt sich auf ihr eigenes Urteil über die beste Schraube zu verlassen, war es purer Zufall, dass sie die richtige Antwort auf ein Problem fanden.

Anders ausgedrückt: Sollten die meisten Entscheidungen zur Annahme neuer Technologien oder gesellschaftlicher Normen durch Kaskaden zustande kommen, so besteht kein Anlass zu glauben, dass wir Menschen gute Entscheidungen treffen. Kollektive Entscheidungen sind am ehesten dann gute Entscheidungen, wenn sie von Leuten mit verschiedenartigen Informationen in voneinander unabhängiger Folgerung erreicht werden. Auf Kaskaden trifft nichts davon zu. Ihr Verlauf wird von einigen wenigen einflussreichen Personen bestimmt – weil sie etwa die ersten Besucher des Restaurants waren oder weil sie spezielle Fertigkeiten besitzen und ganz bestimmte Lücken im sozialen Netzwerk nutzen. In einer Kaskade entscheiden sich Menschen nicht selbstständig; die einzelnen Personen werden vielmehr stark durch ihre Umgebung beeinflusst, manchmal sogar von ihr prädestiniert.

Die wohl katastrophalste Informationskaskade der Geschichte hat sich in jüngster Zeit, in den späten neunziger Jahren, ereignet, als die Seifenblase der Telekommunikationsindustrie platzte. In der Frühzeit des Internets wuchs der Nachrichtenverkehr um jährlich 1000 Prozent. Etwa von 1996 an ging diese Quote (was eigentlich zu erwarten war) drastisch zurück. Doch davon nahm niemand Notiz. Die Wachstumsgröße 1000 Prozent war zum fixen Bestandteil der konventionellen Weisheit geworden und hat Telecom-Unternehmen veranlasst, anfangs zehn, schließlich Hunderte von Dollarmilliarden in den Aufbau von Kapazitäten zu investieren, um den erwarteten Internet-Verkehr zu bewältigen. Nicht zu investieren galt damals als geradezu selbstmörderisch. Auch wenn einer Zweifel hegte, ob solche Verkehrsmengen wirklich je zustande kämen – alle anderen rundum behaupteten fest, dies sei zu erwarten. Die konventionelle Weisheit wurde erst dann ernsthaft infrage gestellt und für unverlässlich befunden, als die Blase platzte – als die meisten Telecom-Unternehmen Bankrott gingen oder kurz vor der Pleite standen.
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Sollten wir uns also in unseren Zimmern einschließen und aufhören, das Tun der anderen zu beachten? Nicht wirklich (obwohl es stimmt, dass wir kollektiv bessere Entscheidungen treffen würden, wenn wir nicht mehr auf den Rat unserer Freunde hörten). In vielem wirkt Nachahmen sich positiv aus, jedenfalls in einer Gesellschaft wie der amerikanischen, wo die Dinge im Allgemeinen ohne viel Kontrolle von oben laufen – da ist es leicht und nützlich, sich, sozusagen als Daumenregel, am Verhalten der anderen zu orientieren. Statt vor jeder Handlung lange, komplizierte Erwägungen anzustellen, lassen wir uns vom Tun anderer leiten. Nehmen wir ein paar Beispiele aus dem Alltagsleben in der Großstadt. Wenn ich an einem bewölkten Tag unsicher bin, ob ich beim Verlassen meiner Wohnung besser einen Regenschirm mitnehme oder nicht, ist es am einfachsten – sogar einfacher, als sich auf den Wetterbericht im Fernsehen oder im Radio zu verlassen –, einmal kurz aus dem Fenster nach unten zu schauen, ob die Passanten draußen auf dem Bürgersteig Regenschirme dabeihaben. So halte ich es persönlich, und es kommt selten vor, dass meine Taktik nicht aufgeht. Oder ein anderes, ähnliches Beispiel: Ich wohne in Brooklyn und parke mein Auto an der Straße, muss es wegen der Straßenreinigung aber zweimal wöchentlich vor elf Uhr morgens umparken, und bis 10.45 Uhr sind an diesen Tagen alle Autos fort. Gelegentlich kommt es jedoch vor, dass noch sämtliche Autos da stehen, wenn ich um 10.40 Uhr aus der Wohnung gehe, was mir verrät, dass die Straßenreinigung an diesem besonderen Tag ausfällt, und so lasse ich meinen Wagen eben stehen. Nun ist es zwar denkbar, dass alle Autobesitzer in der Nachbarschaft eine genaue Liste führen über die Tage, an denen die Straßenreinigung ausbleibt; ich nehme aber an, dass die meisten es so halten wie ich und sozusagen der Weisheit der Menge folgen.

In gewissem Sinne ist Nachahmung eine Art rationale Reaktion auf die Grenzen unseres Erkennens. Es kann nicht jeder alles wissen. Dank Nachahmung kann der Mensch sich spezialisieren und der Nutzen aus dem Aufwand, den er in das Aufspüren von Informationen investiert, breitenwirksam werden. Nachahmen bedarf auch kaum einer Lenkung von oben. Die relevante Information fließt selbst in Abwesenheit einer zentralen Stelle durch das gesamte System. Und die Bereitwilligkeit der Menschen zum Nachahmen ist ja auch nicht bedingungslos. Wenn ich aufgrund schlechter Informationen mehrfach Strafzettel kriege, werde ich mich bald darum kümmern, genau zu erfahren, wann ich mein Auto wegzufahren habe. Und wenngleich ich bezweifle, dass Milgram und seine Kollegen die Leute, die anlässlich des Experiments stehen blieben und in den Himmel schauten, nachher weiterhin beobachtet haben, ist zu vermuten, dass die Leute das nächste Mal, wenn sie jemanden mit himmelwärts gerichtetem Blick sahen, wieder innegehalten haben, um sich selbst davon zu überzeugen, was es am Himmel zu betrachten gab. Auf die Dauer muss nachahmen sich als sinnvoll erweisen, damit die Menschen es weiterhin tun.

Das Nachahmen ist ein so zentrales Element unseres Lebens, dass der Wirtschaftswissenschaftler Herbert Simon einmal mutmaßte, der Mensch sei genetisch als Imitationsmaschine programmiert. Auch unter anderen Lebewesen scheint Imitation der Schlüssel zur Weitergabe wertvoller Verhaltensweisen. Das berühmteste Beispiel sind die Makaken, eine Affenart auf der japanischen Insel Koshima. Anfangs der fünfziger Jahre des letzten Jahrhunderts verfiel eine einjährige Makaken-Dame namens Imo auf die Idee, ihre Süßkartoffeln vor der Verspeisung im Wasser eines Baches zu waschen. Bald war kaum noch ein Makake zu finden, der die Kartoffeln vor dem Essen nicht wusch. Ein paar Jahre später führte Imo eine weitere Neuerung ein. Die auf der Insel an einem Forschungsprojekt beteiligten Wissenschaftler gaben den Affen (zusätzlich zu den Kartoffeln) gelegentlich Weizen zu fressen. Der Weizen wurde ihnen jedoch stets am Meeresstrand geboten, wo er sich rasch mit Sand vermischte. Imo fand jedoch Folgendes heraus: Wenn man eine Hand voll dieses Gemischs aus Sand und Weizen ins Meer warf, ging der Sand unter, der Weizen aber schwamm obenauf. Binnen weniger Jahre warfen nahezu alle Makaken die Sand-und-Weizen-Mischung ins Meer, um den Weizen auszusortieren.

Die Geschichten von Imo sind interessant, weil sie der These dieses Buches anscheinend zuwiderlaufen: Hier gab es einen besonderen Affen, der die richtige Lösung eines Problems entdeckte und damit die »Gesellschaft« der Makaken grundlegend veränderte. Wie sollte da die Menge weise gewesen sein?

Die Weisheit lag eben darin, es Imo nachzumachen. Wie ich bereits im vorausgegangenen Kapitel erwähnt habe, sind Gruppen fähiger, zwischen möglichen Antworten auf eine Frage zu entscheiden als eine neue Lösungsalternative zu entdecken. Das Entdecken mag sehr wohl ein individuelles Unterfangen darstellen (obwohl es, wie wir noch sehen werden, auch eine unvermeidliche soziale Dimension hat); unter Entdeckungen selektieren ist dagegen ein kollektiver Vorgang. Sinnvoll angewandt, ist Imitation ein mächtiges Instrument zur raschen Verbreitung guter Ideen – sei es in der Kultur, in der Wirtschaft, im Sport oder in der Kunst des Weizenessens von Affen. In seiner Höchstform kann man es als Chance zur Beschleunigung des Evolutionsprozesses verstehen – die Gemeinschaft kann rasch fit werden, ohne dass es dazu wie gewöhnlich etlicher Generationen genetischen Aussiebens bedürfte. Die Wissenschaftler Robert Boyd und Peter J. Richerson, Pioniere im Erforschen der Weitergabe von Gesellschaftsnormen, haben versucht zu begreifen, wie Gruppen kollektiv nutzbringende Schlussfolgerungen erzielen. Hierzu führten sie eine Serie von Computersimulationen durch und studierten »Agenten« beim Evaluieren jenes Problems, welche Verhaltensweise von zweien für das Leben in ihrer Umwelt am geeignetsten ist. In der Simulation kann jeder Agent für sich allein eine Verhaltensweise ausprobieren und sehen, was dann passiert; er kann aber auch einen anderen beobachten, der bereits seine Wahl getroffen hat. Boyd und Richerson sind zu dem Schluss gekommen, dass unter solchen Gegebenheiten alle profitierten, wenn ein ansehnlicher Teil der Bevölkerung für das Imitieren optiert. Das trifft allerdings nur so lange zu, wie Leute bereit sind, das Nachmachen einzustellen und eigenständig zu lernen, wenn sich das als hinreichend vorteilhaft erweist. Mit anderen Worten: Wenn Leute einfach bloß andere nachmachen – ohne die Konsequenzen zu beachten –, leidet das Gemeinwohl der Gruppe. Intelligentes Imitieren kann der Gruppe nutzen, indem es für eine raschere Verbreitung guter Ideen sorgt. Sklavisches Nachmachen aber wirkt sich nur schädlich aus.

Es fällt natürlich gar nicht leicht, zwischen diesen beiden Weisen des Nachahmens zu unterscheiden, weil nur wenige Menschen sich dazu bequemen, sich einzugestehen, dass sie mal blind konform gegangen sind oder sich herdenmäßig verhalten haben. Kluges Nachmachen gründet sich auf zwei Voraussetzungen: erstens auf einem breiten Spektrum von Optionen und Informationen zu Beginn sowie zweitens auf dem Mut von zumindest ein paar Menschen innerhalb der Gruppe, dem eigenen Urteil zu vertrauen, selbst wenn das eigene Urteil unvernünftig scheint.

Gibt es solche Menschen überhaupt? Nun, es existieren von ihnen mehr, als man meinen würde. Zum einen ist das so, weil Menschen generell eher ein zu großes Selbstvertrauen besitzen; sie schätzen ihre Fähigkeiten, ihren Wissensstand und ihren Mut zu eigenen Entschlüssen viel zu hoch ein. Das trifft insbesondere auf schwierige Situationen zu. Für sie persönlich ist das gar nicht gut, denn es bedeutet ja: Wahrscheinlich treffen sie eine eher schlechte als eine gute Entscheidung. Auf die Gesellschaft als Ganzes wirkt es sich freilich eher positiv aus, weil allzu selbstsichere Menschen sich von einer negativen Informationskaskade weniger aufsaugen lassen und sie, unter den rechten Umständen, sogar aufzubrechen vermögen. Man darf nicht vergessen: Eine Kaskade wird nur durch Menschen in Gang gehalten, die öffentliche Informationen für wertvoller befinden als ihr vertrauliches Eigenwissen. Eben das tun sehr selbstbewusste Personen nicht. Sie neigen dazu, öffentliche Informationen zu ignorieren und ihrem Bauchgefühl zu vertrauen – womit sie zwischen die Signale funken, die von den anderen akzeptiert werden. Dank ihrer »Störungen« wirken öffentliche Informationen weniger fest gesichert. Und dies ermutigt andere wiederum dazu, dem eigenen Urteil zu trauen, statt einfach nur der Menge zu folgen.

Zugleich schließen sich aber selbst risikoscheue Menschen nicht einfach so der Mehrheit an. Das wird beispielsweise durch eine Untersuchung der Soziologen Bryce Ryan und Neal Gross aus dem Jahr 1943 über die Akzeptanz einer ertragreicheren neuen Saatmaiskreuzung durch Farmer in Iowa eindrucksvoll belegt – sie hat sich als die wohl einflussreichste Untersuchung der Geschichte über Innovationen erwiesen. Dabei stellten Ryan und Gross fest, dass die meisten Farmer die neue Samenart nicht unabhängig erprobten, sobald sie von ihr hörten – ungeachtet dessen, dass ihnen recht solide Informationen zur Verfügung standen, denen zufolge sie mit einer Erntesteigerung von bis zu 20 Prozent rechnen konnten. Sie warteten ab, bis andere Bauern damit Erfolg hatten, und folgten dann deren Beispiel. Es war hier also eine Kaskade im Spiel. Doch selbst angesichts der positiven Resultate der anderen Farmer nutzten sie das neue Samengut nicht für ihr gesamtes Areal; stattdessen sonderten sie kleine Parzellen ab, auf denen sie das Korn vorab selbst erprobten. Erst nachdem sie sich persönlich überzeugt hatten, gingen sie dazu über, ausschließlich dieses Saatgut zu verwenden. Von dessen probeweisem Einsatz durch den ersten Farmer bis zu dem Zeitpunkt, da die Hälfte der Farmer Iowas es nutzten, vergingen ganze neun Jahre – nicht die Spur eines überstürzten, kopflosen Entscheidungsprozesses.

In diesem Zusammenhang ist eine weitere wissenschaftliche Studie aufschlussreich. Sie befasste sich mit der Frage, wie Bauern in Indien während der Grünen Revolution der sechziger Jahre des letzten Jahrhunderts entschieden: Sollten sie neues, ertragreicheres Saatgut ausbringen oder nicht? In dieser Studie weist Kaivan Munshi nach, dass Reis- und Weizenbauern da sehr unterschiedlich vorgingen. Die Bodenverhältnisse in den Weizenanbaugebieten waren relativ gleichartig, sodass die Erträge von Hof zu Hof nicht sonderlich voneinander abwichen. Ein Landwirt, der Weizen anbaute und beobachtete, wie die Ernte auf den Feldern seines Nachbarn dank des neuen Saatguts erheblich besser ausfiel, konnte also damit rechnen, dass auch er dann bessere Erträge erzielen würde. Deshalb verfolgten Weizenanbauer das Tun ihrer Nachbarn mit größter Aufmerksamkeit; sie orientierten sich an deren Ernteerfolgen. Dagegen gab es in den Regionen, in denen Reis angepflanzt wurde, erhebliche Bodenunterschiede und folglich von Hof zu Hof dementsprechend unterschiedliche Ernten. Insofern besaß die Ernte eines Nachbarn mit der neuen Saat (ob sie nun besser oder schlechter ausfiel) hier kaum Aussagekraft, weshalb die Reisbauern in ihren Entscheidungen weniger durch ihre Nachbarn beeinflusst waren. Sie zogen es stattdessen vor, mit dem neuen Saatgut zunächst einmal auf eigenem Grund und Boden zu experimentieren, bevor sie sich zu einer breiteren Verwendung entschlossen. Im Rahmen dieses Buches ist freilich Folgendes bedeutsam: Auch die indischen Getreideanbauer brachten die neuen Getreidesorten erst auf breiter Fläche aus, nachdem sie sich von deren Ertragreichtum aus eigener Anschauung gewiss geworden waren.

Für Landwirte ist die Wahl der richtigen Mais- oder Weizensorte die allerwichtigste Entscheidung. Von daher kann es eigentlich nicht überraschen, dass sich von deren Qualität zuerst einmal jeder selbst überzeugt, statt blind dem Beispiel anderer zu folgen. Was wiederum bedeutet: Es gibt Produkte oder Probleme, die für Kaskaden besonders anfällig sind. Beispielsweise ist die Mode in hohem Maße durch Informationskaskaden geprägt – hier sprechen so genannte Gags an. Denn in modischen Trends ist das, was man persönlich mag und was allen anderen gefällt, in augenfälliger Weise miteinander verwoben. Ich selbst kleide mich in einem ganz bestimmten Stil. Es wäre freilich undenkbar, dass mein bevorzugter Kleidungsstil nichts mit dem Eindruck zu tun hätte, den ich auf andere Menschen machen möchte – woraus gefolgert werden muss, dass mein Geschmack mitnichten absolut individuell oder völlig autonom ist. Ähnliches ließe sich, wenn auch weniger stringent, für den kulturellen Bereich (zum Beispiel für Fernsehshows) anführen – ein Grund, warum wir uns eine Show ansehen, besteht ja darin, dass wir im Freundeskreis darüber diskutieren wollen –, und auch unser Besuch von Restaurants ist ja nicht zuletzt dadurch bestimmt, dass wir ungern die einzigen Gäste im Lokal sein möchten. Keiner kauft einen »iPod« nur deswegen, weil sich auch andere einen »iPod« zugelegt haben – so wie man vielleicht ins Kino geht, weil andere sich ebenfalls einen ganz bestimmten Film angesehen haben. Dennoch beharren manche Technologieunternehmen darauf, Informationskaskaden (der positiven Wirkungsart, wie sie natürlich behaupten) seien für den eigenen Erfolg maßgeblich, weil die Erstnutzer angeblich effektiv Mundpropaganda für ihr neues Produkt machen. Ich darf hier auf einen möglicherweise banal anmutenden, doch entscheidenden Punkt aufmerksam machen: Je gewichtiger eine Entscheidung, desto unwahrscheinlicher die durchschlagende Wirkung einer Informationskaskade. In unserem Zusammenhang muss man das wohl begrüßen. Es hat nämlich zu bedeuten: Je gravierender eine Entscheidung, desto wahrscheinlicher ist es, dass das kollektive Urteil einer Gruppe sich als richtig erweist.
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Das an Informationskaskaden für uns Interessante liegt darin, dass sie – wie ein Wahlsystem oder ein Markt – eine Form des Bündelns von Informationen darstellen. Nur funktioniert die Bündelung hier nicht gut. Bei Experimenten im Seminarraum oder Klassenzimmer, wo Kaskaden leicht ausgelöst und verfolgt werden können, ergreifen Kaskadengruppen in rund 8o Prozent der Fälle die bessere Alternative – womit sie die Trefferchancen Einzelner übertrumpfen. Doch in einer realen Informationskaskade treffen Menschen ihre Entscheidungen nicht zeitgleich, sondern in Folge. Erklären lässt sich das leicht – manche Individuen sind eben vorsichtiger, andere experimentierfreudiger, wieder andere finanziell unabhängiger. Vereinfacht gesagt sind die aus Kaskaden resultierenden Probleme in der schlichten Tatsache begründet, dass manche sich eben früher entscheiden als andere. Soll die Entscheidungsfindung eines Unternehmens oder einer Volkswirtschaft optimiert werden, so kann man aber kaum etwas Besseres tun, als zu bewerkstelligen, dass die Entscheidungen nahezu gleichzeitig und nicht eine nach der andern getroffen werden.

Dafür bietet eines der zuvor bereits erwähnten Klassenzimmer-Experimente einen interessanten Beleg. Es wurde von den Ökonomen Angela Hung und Charles Plott im Rückgriff auf eine uralte Übung entwickelt, in der Schüler farbige Kugeln von einer Vase abzeichnen. Hier gab es nun zwei Vasen. Die Vase A enthielt doppelt so viele weiße Kugeln wie schwarze; bei der Vase B lag das Verhältnis umgekehrt. Zu Beginn wählten die Experimentatoren eine der beiden Vasen aus, von der dann jeweils ein Freiwilliger nach dem anderen eine Kugel abzeichnete. Die von allen Teilnehmern am Experiment zu beantwortende Frage lautete: Welche der beiden Vasen hatte Modell gestanden? Als Preis waren zwei Dollar ausgesetzt.

Den Teilnehmern standen zur Beantwortung dieser Frage zwei Informationsquellen zur Verfügung. Da war zunächst einmal die Kugel, die jeder für sich vorher abgezeichnet hatte. Hatte jemand eine weiße Kugel abgezeichnet, stand es zwei zu eins, dass sie von Vase A, hatte er eine schwarze gezeichnet, dass sie von Vase B stammte. Das war die vertrauliche, die persönliche Information jedes Teilnehmers, da keinem erlaubt war preiszugeben, von welcher Vase er seine Kugel abgezeichnet hatte. Offen äußern durfte in dem Kreis jeder nur seine Vermutung, von welcher Vase die andern wohl abgemalt hatten: Das war die zweite Quelle von Information. Sie erzeugte einen potenziellen Konflikt. Falls drei Personen vor einem auf Vase B tippten, man selber jedoch eine weiße Kugel abgemalt hatte – sollte man trotzdem auf Vase A tippen, obwohl die bisherigen Teilnehmer der Gruppe anders dachten?

In der Mehrheit tippten die Studenten in dieser Situation auf Vase B, was auch vernünftig war. Und an diesem Punkt setzte in 78 Prozent der Experimente eine Informationskaskade ein, mit der die Experimentatoren gerechnet hatten. Dann änderten Hung und Plott die Regeln: Die Studenten zeichneten weiterhin jeder eine Kugel aus einer der beiden Vasen und gaben anschließend wieder ihr Votum ab. Statt eines Preises für die richtige Einzelantwort wurde nun jedoch eine Belohnung für die Gruppe ausgesetzt, deren kollektive Antwort – in Form der Stimmenmehrheit – die richtige war. Die Studenten sahen sich einer anderen Art von Aufgabe gegenüber. Und nun versuchte nicht mehr der Einzelne als Bester abzuschneiden: Alle waren daran interessiert, dass ihre Gruppe sich als die klügste erwies.

Dazu war eines notwendig: Jeder Student musste seiner persönlichen Information mehr und der Meinung der übrigen weniger Gewicht einräumen. (Kollektive Entscheidungen sind, man erinnere sich, nur weise, wenn sie viele verschiedenartige Informationen enthalten.) Die jeweils persönliche Information aber war unvollständig. Das heißt: Ein Student, der mehr auf seine eigene Meinung baute, würde persönlich eher falsch raten. Die Gruppe dagegen würde auf diese Weise eher die richtige Antwort finden. Dank der Ermunterung der Einzelnen, falsch zu raten, wurden alle miteinander als Gruppe gescheiter. Das so erbrachte kollektive Gruppenurteil stellte sich erwartungsgemäß als signifikant genauer heraus als das Urteil von Gruppen, in denen es zu einer Informationskaskade gekommen war.

Indem Hung und Plott in der zweiten Experimentierstufe das Urteilen für den Einzelnen weniger bedeutsam machten, beseitigten sie das Moment der Aufeinanderfolge aus dem Entscheidungsprozess (oder minimierten es jedenfalls). Für eine ganze Wirtschaft ist dergleichen natürlich so leicht nicht zu bewerkstelligen. Uns Kunden wäre es nicht recht, dass Unternehmen abwarten und ein neues Produkt erst auf den Markt bringen, nachdem das breite allgemeine Publikum darüber mit Ja oder Nein abgestimmt hat. Unternehmen können und sollten es aber so halten, dass Menschen ihre Urteile simultan und nicht einer nach dem anderen abgeben. In einem tieferen Sinne unterstreicht das Experiment von Hung und Plott – es zwang die Einzelnen in der Gruppe, voneinander unabhängig zu werden – sowohl den Wert von Autonomie als auch die Schwierigkeit, sie zu erreichen. Ein Schlüssel zu erfolgreichen Gruppenentscheidungen liegt darin, die Menschen zu bewegen, weniger auf das zu hören, was die anderen sagen.

*Anm. des Übersetzers bzw. des Verlages: Wer mit den Regeln des American Football nicht vertraut ist oder sich nicht für diese Sportart interessiert, sollte ab S. 80 über das »Herdendenken« weiterlesen.
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Die Steinchen zusammenfügen:
CIA, Linux und die Kunst des Dezentralisierens
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Auf einem von der New York Herald-Tribune veranstalteten Forum im April 1946 hielt General Bill Donovan einen Vortrag mit dem Titel »Unsere Außenpolitik braucht eine zentrale Nachrichtenagentur«. Während des Zweiten Weltkriegs war Donovan Chef des US-Geheimdienstes Office of Strategic Services (OSS) gewesen, und nun forderte er laut und vernehmlich eine schlagkräftigere Variante des OSS für Friedenszeiten. Vor Kriegsbeginn hatte die Verantwortung für geheime Nachrichtenbeschaffung in den Vereinigten Staaten bei den verschiedenen militärischen Gattungen gelegen. Weil keiner ihrer Dienste – trotz im Rückblick offenbar zahlreicher Hinweise, denen zufolge die Japaner eine größere militärische Operation vorbereiteten – den Überfall auf Pearl Harbor vorhergesehen hatte, waren die Grenzen der bisherigen Strukturen deutlich hervorgetreten und eine umfassendere Organisation zum Sammeln von Geheiminformationen notwendig geworden. Dafür sprachen ab 1946 auch die Möglichkeit eines Konflikts mit der Sowjetunion sowie das Aufkommen neuer Technologien – Donovan nannte »die Rakete, die Atombombe, bakteriologische Kriegführung« –, die das Territorium der USA alles andere als unangreifbar erscheinen ließen. In Anbetracht all dessen, so argumentierte Donovan in seinem Vortrag, bräuchten die USA ein »zentrales, unparteiliches, unabhängiges Organ«, das für sämtliche geheimdienstliche Aktivitäten zuständig wäre.

Seiner eigenen Karriere haben Donovans öffentliche Auftritte nicht sonderlich gut getan, weil er mit seiner scharfen Kritik das gesamte Geheimdienst-Establishment verärgerte; dadurch wurden ihm die Chancen, wieder in den Regierungsdienst zurückzukehren, wahrscheinlich verdorben. Immerhin verabschiedete der US-Kongress schließlich 1947 den National Security Act, mit dem die Central Intelligence Agency (CIA) ins Leben gerufen wurde. Wie der Historiker Michael Warner ausführt, verfolgte dieses Gesetz »das Ziel einer Umsetzung der Prinzipien einer einheitlichen Führung und Organisation der Geheimdienste«. Deren vorherige Zersplitterung und Aufteilung hatten die Vereinigten Staaten für Überraschungsangriffe verwundbar gemacht. Ihre Zentralisierung und Einheit sollten die USA in Zukunft sichern.

Trotzdem fand eine solche Zentralisierung der Geheimdienste nie statt. Zu Beginn der Nachkriegszeit kam der CIA zwar eine Schlüsselstellung zu. Danach jedoch splitterten die Abwehr- und Nachrichtenfunktionen mehr denn je auf in einem Wust von Organen und Kürzeln mit überlappenden Aufgaben und Aktivitäten, zu denen neben der CIA auch die National Security Agency, die National Imagery and Mapping Agency, das National Reconnaissance Office, die Defence Intelligence Agency und die Geheimdienste der drei Hauptwaffengattungen zählten. In der Theorie war der CIA-Direktor für die geheimdienstlichen Tätigkeiten der USA insgesamt zuständig. In Wirklichkeit aber hatte er über diese vielen Organe wenig Vollmacht und Kontrolle, sie wurden zum größten Teil aus Mitteln des US-Verteidigungsministeriums finanziert. Zudem operierte das FBI – das Federal Bureau of Investigation war für den Gesetzesvollzug im Landesinnern verantwortlich – nahezu komplett außerhalb des Einflussbereichs dieses Geheimdienstwesens, obwohl Informationen über in den USA tätige ausländische Terroristen selbstverständlich für die CIA von Belang gewesen wären. Statt der von Donovan befürworteten zentralen Stelle zum Sammeln und Auswerten der relevanten Informationen entwickelte sich eine Anhäufung von praktisch autonomen Organisationen, die alle demselben Ziel dienten – die USA vor Angriffen von außen zu bewahren –, dieses aber auf sehr unterschiedliche Weise verfolgten.

Solche Systemfehler wurden bis zum 11. September 2001 ignoriert. Die Abwehr- und Nachrichtenkreise hatten 1993 den Anschlag auf das World Trade Center, das Bombenattentat auf die US-Botschaft in Nairobi und den Angriff auf die USS Cole im Jemen nicht vorhergesehen. Doch erst mit dem 11. September ließ sich ihr Versagen, ließen sich die Fehler im Sammeln geheimdienstlicher Informationen nicht mehr unter den Teppich kehren. Eine Untersuchung dieser Vorfälle durch den Kongress kam zu dem Ergebnis, dass die amerikanischen Abwehr- und Nachrichtenkreise »versagt haben, sowohl in der Auswertung von für den 11. September relevanten konkreten Einzelinformationen als auch im Erkennen ihrer Bedeutung insgesamt«. Die Geheimdienste »versäumten es, die Möglichkeiten einer Verhinderung des Komplotts vom 11. September zu nutzen« und hätten Informationen negiert, die, falls ausgewertet, »die Chancen der Geheimdienste zur Aufdeckung und Verhinderung« der Angriffe »stark erhöht hätten«. Man sah sich, kurzum, wieder in der gleichen Situation wie bei Pearl Harbor.

Das Untersuchungsergebnis stellt zweifelsohne ein klassisches Beispiel von retrospektiver Besserwisserei dar, wie man sie an allen Montagmorgen erlebt, wenn die Nation für kurze Zeit aus Millionen Trainern besteht, die alles anders gemacht hätten. In Anbetracht der Unmengen an Informationen, die von den Geheimdiensten verarbeitet werden, kann es kaum wunder nehmen, dass die ihnen zum Zeitpunkt des Terrorakts vorliegenden Daten Hinweise enthielten, die sich für die Geschehnisse des 11. September im Nachhinein als relevant herausstellten. Das muss aber nicht unbedingt heißen, dass man von den Geheimdiensten hätte erwarten können, die Bedeutsamkeit solchen Materials vorher zu erkennen. In ihrem Standardwerk Warning and Decision belegt Roberta Wohlstetter die Vielfalt der Hinweise auf einen bevorstehenden japanischen Angriff auf Pearl Harbor, betont jedoch, dass es trotzdem unangemessen wäre, von Menschen zu erwarten, dass sie aus dem sie begleitenden »ganzen chaotischen Stimmengewirr« die richtigen Signale auszusondern vermochten. Wohlstetter weist darauf hin, dass strategische Überraschungen ein kaum lösbares Problem darstellen. Und wenn schon ein massiver Angriff der japanischen Marine, mit hunderten Flugzeugen und tausenden Soldaten, schwierig vorauszusehen war, wie viel schwieriger musste es da gewesen sein, einen Terrorakt zu prognostizieren, an dem lediglich 19 Personen aktiv beteiligt waren?

Und dennoch – man muss sich wundern. Angesichts des totalen Versagens der Geheimdienste, auch nur vor einem der vier Attentate zwischen 1993 und 2001 eine Warnung auszusprechen, scheint es unmöglich zu bestreiten, dass eine andersartige Formierung des Abwehr- und Nachrichtenwesens nicht zumindest die Chancen einer Wahrnehmung »der gesamten Relevanz« gegebener Daten erhöht hätte. Es mag ja unmöglich gewesen sein, die Angriffe auf das World Trade Center und das Pentagon konkret vorauszusagen. Doch eine vernünftige Einschätzung der Wahrscheinlichkeit solcher Attentate wäre vielleicht auch nicht völlig auszuschließen gewesen.

Der US-Kongress gelangte jedenfalls zu dem Schluss, dass eine bessere Verfahrensweise ein besseres Resultat gezeitigt hätte. Bemängelt wurde vor allem der fehlende »Informationsaustausch« zwischen den verschiedenen Geheimdiensten. Anstatt ein Gesamtbild von den die USA bedrohenden Gefahren zu erstellen, lieferten die unterschiedlichen Dienste gewissermaßen nur eine Menge punktueller Schnappschüsse. Senator Richard Shelby, der schärfste Kritiker der Dienste, warf insbesondere dem FBI eine Lähmung infolge seiner »dezentralen Struktur« vor; sie hätte dazu geführt, dass »Informationsbestände in weitgehend unabhängigen Erbhöfen verwaltet« würden. Die Abwehr- und Nachrichtenkreise wären dadurch außerstande gewesen, die richtigen Informationen den richtigen Personen zuzuleiten. Es komme darauf an, so Shelby, solche Erbhöfe abzuschaffen und die Vorschläge zu beherzigen, die ein halbes Jahrhundert zuvor schon von Bill Donovan formuliert worden seien. Die Geheimdiensttätigkeiten der Vereinigten Staaten müssten von einer Organisation gesteuert werden, die »über den streitsüchtigen bürokratischen Einheiten steht und von ihnen unabhängig« ist. Die Dezentralisierung der Geheimdienste hätte die Vereinigten Staaten in eine Sackgasse manövriert, aus der nur deren Zentralisierung zurückführen könne.
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Damit hat Shelby sich nun aber gegen eine Leitidee ausgesprochen, die seit anderthalb Jahrzehnten allerorten die Geschäftswelt, Wissenschaftler und Technologen beschäftigt. So raten etwa Managementtheorien zur kundenorientierten Neugestaltung von Unternehmen und empfehlen, Kontroller und Manager zu ersetzen durch selbstverantwortliche Teams, denen die Lösung der meisten Probleme übertragen werden sollte. Dem Utopischen zugeneigte Theoretiker halten die herkömmliche Unternehmensverfassung für gänzlich überholt. Physiker und Biologen widmen sich zunehmend sich selbst organisierenden, dezentralisierten Systemen wie Ameisenkolonien oder Bienenstöcken, die sich auch ohne fixen Mittelpunkt als stabil und anpassungsfähig erweisen. Und Sozialwissenschaftler haben neuerlich die Bedeutung sozialer Netzwerke erkannt, dank derer Menschen sich verbinden und koordinieren können, ohne dass es dazu einer Einzelperson bedürfte. Am bedeutungsvollsten ist in diesem Zusammenhang wohl das Entstehen des Internets – in mancher Hinsicht das sichtbarste dezentralisierte System der Welt – und daraus abgeleiteter Technologien wie P2P-Sharing (exemplifiziert durch Napster), die eine klare Demonstration der ökonomischen und organisatorischen Möglichkeiten einer Dezentralisierung bieten.

Zu dieser Vorstellung von einer Weisheit der Menge gehört ebenfalls, Dezentralisierung als eine vorgegebene, natürliche Größe zu akzeptieren; sie beinhaltet ja auch, dass eine Gruppe von unabhängigen, aus Eigeninteresse handelnden und, statt mit Anweisungen von oben, dezentral am gleichen Problem arbeitenden Menschen kollektiv wahrscheinlich mit einer besseren Lösung aufwartet, als sie sonst erreichbar wäre. Nun waren aber die amerikanischen Geheimdienstagenten und -sachverständigen, von Eigeninteressen gelenkt und unabhängig, dezentral mit dem gleichen Problem beschäftigt. Was ist da also schiefgegangen? Warum haben diese Agenten keine bessere Prognose geliefert? Lag ihr Versagen wirklich an ihrer Dezentralisierung?

Bevor wir darauf antworten, müssen wir uns zunächst einer anderen, einfacheren Frage zuwenden. Was verstehen wir eigentlich unter »Dezentralisierung«? Es ist ein recht weit greifender Begriff, mit dem in den letzten Jahren großzügiger denn je verfahren wurde. Vogelschwärme, die freie Marktwirtschaft, Peer-to-peer-Computernetzwerke – all das ist als Beispiel von Dezentralisierung angeführt worden, ebenso aber das amerikanische staatliche Schulsystem und die moderne Kapital- und Aktiengesellschaft. Solche Systeme sind zwar sehr verschiedenartig, haben jedoch eines gemeinsam: In ihnen allen liegt die Macht nicht völlig bei einem Zentralorgan; viele der wichtigen Entscheidungen werden von Personen auf der Basis lokalen und spezifischen Wissens anstelle eines allwissenden oder visionären Planers getroffen.

In Bezug auf Entscheidungsfindung und Problemlösung beinhaltet die Dezentralisierung mehrere ausschlaggebende Aspekte. Sie fördert eine Spezialisierung, von der sie ihrerseits wiederum genährt wird – die Spezialisierung der Arbeit, von Interessen und dergleichen mehr. Wie wir seit Adam Smith wissen, macht Spezialisierung Menschen tendenziell produktiver und effizienter. Und sie steigert das Spektrum sowie die Vielfalt von Informationen und Meinungen (wenngleich sie die Interessen des Einzelnen verengt).

Entscheidend ist Dezentralisierung auch für das von Friedrich Hayek so genannte stillschweigende Wissen – ein Wissen, das nicht ohne weiteres in Worten zusammengefasst und anderen mitgeteilt werden kann, weil es einer bestimmten Region, Stellung oder Erfahrung eigentümlich ist. Dennoch ist es von ungemein hoher Bedeutung. (Wege zu finden, um das schweigende Wissen Einzelner ins Spiel zu bringen, stellt übrigens für jede Gruppe eine essentielle Aufgabe dar.) Damit verbunden ist die Annahme, die den Kern der Zentralisierung berührt, nämlich: Je näher jemand einem Problem steht, desto wahrscheinlicher kann er oder sie dafür eine gute Lösung finden. Anwendung fand diese Erkenntnis schon im alten Athen, wo die Gestaltung der öffentlichen Feste den demoi überlassen wurde, statt vom Rat entschieden zu werden; und die meisten Kleindelikte wurden vor örtlichen Gerichten verhandelt. Sie ist übrigens auch im alttestamentlichen Buch Exodus am Werk: Da erhält Moses von seinem Schwiegervater den guten Rat, nur »große Dinge« selbst zu entscheiden und alles andere den örtlichen Machthabern zu überlassen.

Die besondere Stärke der Dezentralisierung beruht darauf, dass sie zu Unabhängigkeit und Spezialisierung ermutigt und es den Menschen gleichzeitig gestattet, ihre Bemühungen zur Bewältigung schwieriger Aufgaben zu koordinieren. Ihre große Schwäche ist dadurch bedingt, dass wertvolle Informationen, die in einem Teil des Systems zutage treten, nicht mit Sicherheit durchweg als solche erkannt werden. Manchmal wird eine kostbare Information überhaupt nicht weitergegeben, was ihren möglichen Nutzen mindert. Wünschenswert ist eine Methode, die es Einzelnen gestattet, sich zu spezialisieren und Lokalwissen zu erwerben – was die Gesamtmenge der im System verfügbaren Information erhöht – und solches Lokalwissen und solch vertrauliche Information gleichzeitig zu einem kollektiven Ganzen zu bündeln, so wie Google sich auf das individuelle Wissen von Millionen Webpage-Operateuren stützt, damit die Google-Suche sich immer effizienter und schneller gestaltet. Um das zu erreichen, muss jede Art von »Menge« – sei es ein Markt, eine Aktiengesellschaft oder ein Geheimdienst – das rechte Gleichgewicht zwischen zwei Notwendigkeiten finden: individuelles Wissen global und kollektiv nutzbar machen (was, wie wir wissen, möglich ist) und gleichzeitig dafür sorgen, dass es dezidiert eigentümlich und lokal bleibt.
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Im Jahr 1991 schuf der finnische Hacker Linus Torvalds seine eigene Version des Betriebssystems Unix und nannte es Linux. Sodann machte er seinen Primärcode öffentlich, damit ein jeder draußen – oder anders: jeder, der Komputercodes zu lesen verstand – sehen konnte, was er da gemacht hatte. Und er hängte – wichtiger noch – die Notiz an: »Falls Ihre eigenen Arbeiten kostenfrei verteilfähig sind, würde ich mich freuen, von Ihnen zu hören und sie dem System hinzufügen zu können.« Damit hatte er eine wegweisende Entscheidung getroffen. Wie es in einer historischen Darstellung des Linux-Systems heißt: »Von den ersten zehn Personen, die Linux herunterluden, kamen fünf Antworten zurück, die Störungsbehebungen, Codeverbesserungen und neue Anwendungen meldeten.« Im Laufe der Zeit wurde dieser Verbesserungsprozess institutionalisiert. Tausende Programmierer lieferten, kostenlos, Tausende kleinerer und größerer Verbesserungen für das Betriebssystem. Auf diese Weise wurde Linux stetig zuverlässiger und robuster.

Im Unterschied zu Windows – Eigentum von Microsoft und ausschließlich von Microsoft-Angestellten betrieben – gehört Linux niemandem. Wenn bei Linux ein Funktionsproblem auftaucht, wird es nur behoben, wenn irgendjemand von sich aus eine gute Lösung anbietet. Bei Linux wird niemand von einem Chef herumkommandiert; dort gibt es weder Organigramme noch Stellenbeschreibungen. Stattdessen arbeiten die Leute an dem, was sie interessiert; alles Übrige ignorieren sie. Das scheint – und ist es eigentlich auch – eine recht fragile Methode, um Probleme aus der Welt zu schaffen. Gleichwohl hat sie sich bislang jedoch als bemerkenswert effizient erwiesen – mit dem Resultat, dass Linux zum bedeutendsten Kontrahenten von Microsoft wurde.

Linux ist ganz eindeutig ein dezentralisiertes System – ein System ohne jede formale Organisation; die freien Mitarbeiter sitzen in aller Welt. Solche Dezentralisierung garantiert vor allem Diversität. Im herkömmlichen Unternehmensmodell heuert das Topmanagement die bestmöglichen Angestellten an, bezahlt sie für eine ganztägige Tätigkeit, gibt ihnen gewisse allgemeine Richtlinien hinsichlich der zu erledigenden Aufgaben und hofft auf engagierte Mitarbeit. Es ist kein schlechtes Modell. Und es hat einen großen Vorteil: Die Leute sind leichter zu motivieren, sich einem bestimmten Problem zu widmen. Im Übrigen entwickeln Unternehmen so die Fähigkeit, ihr spezifisches Leistungsvermögen unter Beweis zu stellen. Andererseits wird auf diese Weise zwangsläufig die Anzahl potenzieller Problemlösungen in einem Unternehmen schon aufgrund rechnerischer Gegebenheiten eingeschränkt: Ein Unternehmen beschäftigt ja nur so und so viele Angestellte, deren Arbeitszeit ein Fixum ist. Es schränkt sie aber auch wegen der im Unternehmen waltenden hierarchie- und bürokratiepolitischen Realität ein. Mit alledem muss Linux sich gar nicht abgeben. Und erstaunlicherweise scheint ein enormer Bestand an Programmierern zu existieren, die gern dazu bereit sind, Linux permanent zu verbessern. Damit ist ein immenses Spektrum an möglichen Problemlösungen gesichert. Denn unter den Programmierern herrscht eine so große Vielfalt und es gibt so zahlreiche Programmierer, dass, ganz gleich um was für eine Störung es sich handelt, irgendeiner von ihnen herausfindet, wie sie zu beheben ist. Die unterschiedlichen Fähigkeiten der Programmierer stellen außerdem sicher, dass eine Störung, worin sie auch bestehen mag, entdeckt und identifiziert wird. Um es mit den Worten Eric Raymonds, eines Gurus der Open-Source-Bewegung, auszudrücken: »Bei einer hinreichend großen Zahl von Augen sind alle Störungen oberflächlich.«

In seinem Operationsmodus unterscheidet Linux sich gar nicht so sehr von einem Markt, wie er im zweiten Kapitel dieses Buches beschrieben wurde. Gleich einer Bienenkolonie schickt Linux massenhaft Kundschafter auf Nahrungssuche aus, in der Erwartung, dass einer von ihnen den vorteilhaftesten Weg zu den Blumenfeldern ausfindig macht. Solches Vorgehen ist zweifellos weniger effizient, als wenn einfach versucht würde, den besten Weg zum Feld vorab genau zu bestimmen oder den klügsten Kundschafter auszuwählen und ihn losziehen zu lassen. Denn wenn hunderttausende Programmierer sich um die Lösung eines Problems bemühen, die doch nur wenige von ihnen finden, wird schließlich viel Zeit vergeudet, die besser genutzt werden könnte. Und doch: So wie das kontinuierliche Wachstum des freien Marktes gerade durch seine Fähigkeit gesichert wird, viele Alternativen zu erzeugen und sie dann auszusieben, ist bei Linux die scheinbare Verschwendung eine Art Stärke (eine Stärke, mit der auf Gewinn ausgerichtete Unternehmen, glücklicherweise oder leider, nicht aufwarten können). Man kann tausend Blumen erblühen lassen und dann die eine, die am süßesten duftende, pflücken.
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Und wer pflückt nun die am süßesten duftende Blume? Idealerweise würde es die Menge tun. Doch kommt es jetzt darauf an, das Lokale und das Globale auszubalancieren: Ein dezentralisiertes System vermag nur wahrhaft intelligente Ergebnisse zu leisten, wenn ein Mittel existiert, um die Information aller in dem System zu sammeln. Ohne das Vorhandensein eines solchen Instruments besteht kein Anlass zu glauben, dass Dezentralisierung ein gescheites Resultat bringt. Bei dem Experiment zu Beginn dieses Buches wurde es durch Francis Galton verkörpert, indem er die Stimmabgaben zählte. Im freien Markt ist der Sammeleffekt eindeutig durch den Preis gegeben. Der Preis einer Ware reflektiert – auf zwar unvollkommene, aber doch wirksame Weise – die Aktionen von Käufern und Verkäufen und bietet den nötigen Anreiz, die Wirtschaft in die von Käufern und Verkäufern gewünschte Richtung zu stoßen. Der Preis einer Aktie spiegelt, unvollkommen und doch effektiv, das Urteil von Investoren über den Wert des Unternehmens. Und im Fall von Linux ist es die kleine Schar von Codierern inklusive Torvalds selbst, die jede mögliche Veränderung des Primecodes überprüfen. Möchtegern-Linux-Programmierer existieren in der ganzen Welt, doch am Ende führen alle Wege zu Linux.

Nun ist es aber so, dass die Entscheidung darüber, was in den Linux-Code übernommen wird, nicht unbedingt in der Hand einer so kleinen Gruppe Menschen liegen müsste oder sollte. Wenn die These stimmt, die ich in diesem Buch vertrete, würde eine große Schar Programmierer, selbst wenn diese nicht so erfahren und tüchtig wären wie Torvalds und seine Statthalter, eine ausgezeichnete Entscheidung darüber treffen, welcher Code jeweils übernommen werden soll. Aber lassen wir das mal beiseite. Entscheidend ist an diesem Punkt Folgendes: Irgendwer muss darüber befinden, sonst wäre Linux nicht so erfolgreich. Falls eine Gruppe autonomer Individuen eine Aufgabe ohne ein Instrument zur Bündelung aller Urteile zu lösen versucht, kann sie nur hoffen, dass der Gescheiteste in ihrer Mitte mit der optimalen Lösung aufwartet – und es gibt keine Garantie dafür, dass sie tatsächlich entdeckt wird. Wenn dagegen die gleiche Gruppe über ein Instrument verfügt, alle einzelnen Urteile zu sammeln, mag ihre kollektive Lösung sehr wohl besser ausfallen, als selbst die ihres gescheitesten Mitglieds es wäre. Aus diesem Grunde ist paradoxerweise gerade die Bündelung – die ja auch als seltsame Form von Zentralisierung verstanden werden könnte – für den Erfolg der Dezentralisierung von größter Bedeutung. Falls das fragwürdig scheint, so vielleicht deswegen, weil uns im Zusammenhang mit dem Begriff Zentralisierung gewöhnlich »zentrale Planstellen« wie in der alten Sowjetunion in den Sinn kommen oder eine kleine Gruppe von Leuten, vielleicht gar Einzelpersonen, die das Sagen haben. Man darf diese beiden Konzepte von Zentralisierung aber nicht verwechseln. Es ist möglich und wünschenswert, kollektive Entscheidungen durch dezentrale Akteure herbeizuführen.

Es ist wichtig zu verstehen, wann Dezentralisierung ein Rezept für kollektive Weisheit darstellt; denn in den letzten Jahren hat sich »Dezentralisierung« zu einem Fetischbegriff entwickelt, sodass der Eindruck entstehen konnte, Dezentralisierung sei ein Allheilmittel für jegliches Problem. Natürlich bin ich, der These dieses Buches gemäß, der Ansicht, dass dezentrale Methoden des Zusammenführens menschlicher Bemühungen mit einer höheren Erfolgswahrscheinlichkeit verbunden sind. Man muss jedoch auch wissen, dass Dezentralisierung unter gewissen Bedingungen gut, unter anderen Umständen weniger gut funktioniert. Es ist im vergangenen Jahrzehnt Mode geworden zu meinen, bei dezentraler Arbeitsweise müsse ein System gut funktionieren. Es bedarf jedoch nur eines Blickes auf einen Verkehrsstau – oder eben auf das Geheimdienstwesen der Vereinigten Staaten –, um zu erkennen, dass die Beseitigung einer zentralen Dienststelle für sich allein noch kein Patentrezept ist. Im Übrigen stellen sich viele Leute unter Dezentralisierung gern eine irgendwie von Natur gegebene, quasi-automatische Sache vor – möglicherweise deshalb, weil so viele Beispiele und Bilder dezentraler Systeme aus der Biologie stammen. Ameisen müssen gar nichts Besonderes tun, um Kolonien zu bilden. Sie sind dazu genetisch programmiert. Für Menschen gilt das jedoch nicht. Eine genuine, erfolgreiche Dezentralisierung ist schwer zu bewerkstelligen, ebenso schwer in Gang zu halten und mündet leicht in Desorganisation.

Ein anschauliches Beispiel dafür bietet die irakische Armee im Irak-Krieg von 2003. In den ersten Kriegstagen waren die amerikanischen und britischen Truppen vom harten Widerstand der paramilitärischen irakischen Fedajin überrascht. Diese Fedajin wurden als exemplarische, erfolgreich dezentral operierende Gruppe gedeutet, die ohne Oberkommando vorzugehen verstand. Ein Zeitungskommentator verglich die Freischärler sogar mit den Ameisen einer Ameisenkolonie, weil sie ihre Aufgaben nur in unmittelbarem Kontakt mit den nächsten Kameraden lösten. Die Annahme, dass die Freischärler einen organisierten, sinnvollen Widerstand leisteten, erwies sich allerdings nach nur wenigen Tagen als irrig. Da wurde vielmehr deutlich, dass es sich bei ihren Aktionen um wenig mehr als zufällige, unkoordinierte Angriffe handelte, die in keinerlei Zusammenhang standen mit militärischen Entwicklungen in anderen Landesteilen. Es war, wie ein britischer Kommandeur bemerkte, alles bloß Taktik und keine Strategie. Anders formuliert: Die einzelnen Aktionen der Freischärler summierten sich nie zu größeren, weil ihnen ein Instrument fehlte, um ihre örtlichen Weisheiten zusammenzuführen. In mancher Hinsicht verhielten die Freischärler sich wie Ameisen – sie folgten örtlichen Regeln. Doch während Ameisen, die lokalen Regeln folgen, letztendlich dem Wohlergehen ihrer gesamten Kolonie dienen, waren die Soldaten am Ende bloß tot. (Es ist allerdings möglich, dass das Fehlen von Bündelung nach Beendigung des eigentlichen Krieges – als der Konflikt dann in Zusammenstöße zwischen amerikanischer Besatzungsarmee und Guerilleros mit typischen Terrortaktiken überging – an Bedeutung verlor. Nun bestand das Ziel ja nicht mehr darin, die Vereinigten Staaten im Felde zu schlagen, sondern ihnen nur möglichst großen Schaden zuzufügen, damit ihr Verbleiben im Lande als nicht lohnenswert erschiene. In solchem Kontext können rein taktische Manöver genügen.)

Die Ironie dieser Geschichte: Die wirklich dezentralisierte Armee dieses Krieges war die amerikanische. US-Truppen haben an der Front seit jeher ein vergleichsweise hohes Maß an Eigeninitiative entfalten können und müssen, da das amerikanische Militär prinzipiell der Theorie folgt: »Lokales Wissen ist gut.« Zudem wurde das US-Heer in der jüngsten Zeit radikal neuen Strukturen unterworfen, sodass Ortskommandeure heute einen noch beträchtlich größeren Freiraum zu selbstständigem Vorgehen haben, und die neuen, hochmodernen Kommunikationssysteme machen es möglich, dass Gesamtstrategien – bei denen es sich gewissermaßen um Kollektiventscheidungen handelt – aus Taktiken vor Ort entstehen können. Die Oberbefehlshaber sind nicht mehr von den aktuellen Frontereignissen abgeschnitten; sie können ihre Anweisungen aufgrund laufender Erkenntnisse der verantwortlichen Frontoffiziere erteilen. Als Beispiel sei nur auf die Eroberung Bagdads verwiesen: Als die Frontkommandeure keinen – oder jedenfalls einen sehr geringen – Widerstand meldeten, änderte das US-Oberkommando sofort seine Strategie. Das soll nun keineswegs, wie von manchen Seiten schon gefolgert wurde, heißen, das Militär sei mittlerweise von der Basis her organisiert. Selbstverständlich bleibt für das Militär die traditionelle Befehlskette maßgeblich, so wie auch alle Operationen auf dem Schlachtfeld im Rahmen der so genannten »Pläne des Oberkommandos« stehen, das die Zielvorgabe eines militärischen Einsatzes bestimmt. Doch zunehmend werden erfolgreich Operationen durchgeführt, die auf der Bündelung von Informationen seitens der Frontbeobachtung beruhen.
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Was die Schwierigkeiten der amerikanischen Abwehr- und Nachrichtenkreise vor dem 11. September betrifft, so beruhten diese nicht auf ihrer Dezentralisierung. Zum Problem wurde die Art und Weise ihres dezentralen Operierens. Oberflächlich gesehen hat die Arbeitsteilung zwischen den verschiedenen Diensten viel für sich. Spezialisierung ermöglicht eine bessere Feinwahrnehmung von Information und größere Fachkenntnis in der Auswertung. Und nach allem, was wir über Entscheidungsfindung wissen, wird die letztgültige Entscheidung umso besser, je vielfältiger die existierenden Perspektiven sind, unter denen ein Problem betrachtet wird. Genau das betonte der kommissarische Direktor der Defence Intelligence Agency, Lowell Jacoby, in einer schriftlichen Zeugenaussage vor dem Kongress: »Information, die von einer Gruppe Analysten für irrelevant gehalten wird, mag entscheidende Hinweise oder signifikante Einsichten liefern, wenn sie von einer anderen Gruppe unter die Lupe genommen wird.«

Eines aber fehlte dem amerikanischen Geheimdienstwesen: ein echtes Instrument zur Bündelung wie zur Auswertung von Informationen. Mit anderen Worten: Es mangelte an einem Mechanismus, der es ermöglichte, die kollektive Weisheit der Spezialisten von der National Security Agency, der CIA- und der FBI-Agenten anzuzapfen. Weil es zwar Dezentralisation, doch keine Bündelung gab, gab es auch kein organisiertes Vorgehen. Richard Shelbys Vorschlag zur Lösung des Problems – die Gründung einer wirklich zentralen Geheimdienstagentur – würde das organisatorische Dilemma beenden und wenigstens die Zuständigkeit einer Stelle für Information begünstigen. Sie würde allerdings auch alle mit der Dezentralisation einhergehenden Vorteile – Diversität, lokales Wissen und Unabhängigkeit – zunichte machen. In einem Punkt hatte Shelby Recht: Information muss ausgetauscht werden. Nur ging er davon aus, dass es irgendeiner zentralen Person (oder Personengruppe) bedürfe, die die Informationen durchsiebt, um Wichtiges und Unwichtiges voneinander zu trennen – wohingegen das optimale Instrument zum Erkennen der Gesamtbedeutung aller von den verschiedenen Diensten gesammelten Informationen die kollektive Weisheit der Abwehr- und Nachrichtenkreise wäre. Die Antwort auf die Frage lautet nicht: Zentralisierung, sondern: Bündelung.

Nun gab und gibt es eine Reihe von Möglichkeiten, die den Abwehr- und Nachrichtenkreisen zum Aggregieren von Information zur Verfügung stünden, ohne dass es dazu einer konventionell hierarchischen Struktur bedürfte. Zunächst einmal würde schon eine Vernetzung der Datenbanken der verschiedenen Dienste den Informationsfluss erleichtern, ohne dass die Dienste deshalb ihre Selbstständigkeit aufgeben müssten. Es ist schon erstaunlich, dass die Regierung zwei Jahre nach dem 11. September noch immer keine vereinheitlichte »Watch List« auf der Datenbasis aller Dienste besaß. In gewissem Sinne hätten schon ganz einfache, fast mechanische Schritte den Abwehr- und Nachrichtenkreisen zu höherer Leistung verholfen.

Zudem standen noch andere, weiter reichende Möglichkeiten offen; einige Geheimdienstler versuchten sie auch zu erkunden. Die wohl wichtigste war das FutureMAP-Programm, ein Plan zur Einrichtung von Entscheidungsmärkten (ähnlich wie bei dem IEM), der es Auswertern der verschiedenen Dienste und Behörden erlaubt hätte, mit Terminkontrakten zu handeln, die auf ihren Erwartungen über mögliche Entwicklungen im Mittleren Osten und anderswo basierten. Das Programm FutureMAP wurde von der Defense Advanced Research Projects Agency (DARPA) finanziert und bestand aus zwei Stufen. Die erste Stufe, ein Set von geheimdienstinternen Märkten, sollte recht klein, auf etwa 20 oder 30 Personen beschränkt und nur Geheimdienstanalysten und eventuell ein paar externen Spezialisten zugänglich sein. Diese Gruppe von Märkten hätte wahrscheinlich die Aufgabe gehabt, spezifische Ereignisse (etwa Terrorakte) zu prognostizieren, da die Marktteilnehmer sich für ihre Schlussfolgerungen unter anderem auf strikt geheime Informationen und harte Geheimdienstdaten hätten stützen können. Man hoffte, dass ein solcher interner Markt zur Umgehung von Abteilungsdenken und bürokratischem Gerangel beitragen könnte, die auf das geheimdienstliche Nachrichtenwesen der USA ohne jeden Zweifel negativ einwirken, nicht zuletzt weil sie oft zu Schlussfolgerungen gelangen, die den Analysten ins Konzept passen. Zumindest der Theorie nach würde solch ein interner Markt eher nicht von dem Wunsch gelenkt werden, dem eigenen Chef oder Geheimdienst genehm zu sein (beziehungsweise das Weiße Haus zufriedenzustellen), sondern eine möglichst genaue Prognose zu liefern. Und da er Angehörigen verschiedener Dienste offen stünde, hätte er die Art von kollektivem Urteil möglich gemacht, mit der sich amerikanische Abwehr- und Nachrichtenkreise im vergangenen Jahrzehnt so schwer getan haben.

Der zweite Teil der FutureMAP war der so genannte Policy Analysis Market (PAM), der im Sommer 2003 bei Politikern Entsetzen und einen Hagel von Kritik auslöste. PAM beruhte auf einer einfachen Idee: So wie das IEM gute Wahlprognosen und andere Märkte offenbar gute Zukunftsvorhersagen erstellen, hätte ein auf den Mittleren Osten fokussierter Markt Geheimdiensterkenntnisse liefern können, wie sie sonst versäumt werden.

PAM und der interne Markt unterschieden sich in einem wichtigen Punkt: PAM sollte erstens der Öffentlichkeit zugänglich sein und zweitens gewöhnlichen Staatsbürgern die Möglichkeit eines Vorteilsgewinns bieten. Die Rädelsführer des Angriffs auf PAM, die Senatoren Ron Wyden und Byron Dorgan, bezeichneten es als »verrückt«, »beleidigend« und »unnütz«. Die Öffentlichkeit beziehungsweise zumindest diejenigen, welche von dem Projekt hörten, bevor es sang- und klanglos von der Bildfläche verschwand, schienen gleichermaßen entrüstet.

Wer den Ausführungen dieses Buches gefolgt ist, wird nicht überrascht sein, dass ich PAM für ein potenziell sehr gutes Projekt halte. Dass dieser Markt öffentlich zugänglich sein sollte, hätte keineswegs bedeutet, dass seine Prognosen ungenauer ausfallen würden – im Gegenteil: Wie wir bereits gesehen haben, ist das kollektive Urteil von Händlern, die nicht unbedingt Fachexperten sind, oft erstaunlich gut. Wichtiger noch: Eine Öffnung dieses Marktes zur Bevölkerung hin hätte die amerikanischen Abwehr- und Nachrichtenkreise in die Lage versetzt, Informationen von Personen zu erhalten, von denen sie – sei es aus patriotischen Gründen, aus Furcht oder Ressentiment – für gewöhnlich nichts hören, die jedoch über aktuelle Kenntnisse bezüglich der Lage im Mittleren Osten verfügen.

Aus der Sicht, die Shelby in seiner Kritik an den Abwehr- und Nachrichtenkreisen vertrat, würde PAM wie die internen Märkte zur Überwindung der institutionellen Barrieren beigetragen haben, die eine Bündelung von Informationen an einer Stelle bisher verhindert haben. Und da in einem Markt tätige Händler zudem nur dem Anreiz folgen, die richtige Prognose zu treffen – ihre Entscheide also nicht durch bürokratische oder politische Faktoren beeinflusst sind –, ist die Wahrscheinlichkeit größer, dass sie ehrliche Einschätzungen liefern, anstatt ihre Meinungen einem politischen Klima oder bürokratischen Zwängen anzupassen.

Senator Wyden wies PAM als »Ammenmärchen« zurück und meinte, die DARPA würde besser daran tun, ihr Geld in die geheimdienstliche Erkundung der »wirklichen Welt« zu stecken. Da ging er freilich von einem völlig falschen Gegensatz aus. Denn es hatte ja niemand vorgeschlagen, das übliche Sammeln von Geheimdienstinformationen durch einen Markt zu ersetzen. PAM war ja lediglich als zusätzlicher Weg zum Sammeln solcher Informationen gedacht. Falls PAM im Übrigen ein »Märchen« gewesen wäre, so hätte sich das bald genug manifestiert. Das Abschießen des Projekts sorgte letztlich bloß dafür, dass wir nie erfahren werden, ob Entscheidungsmärkte etwas Wesentliches zur Behebung der gegenwärtigen Geheimdienstmisere beitragen könnten.

Die Feindseligkeit gegenüber dem PAM-Projekt hat ohnehin wenig mit der Frage zu tun, wie es funktionieren würde. In Wahrheit ging es, wie Wyden und Dorgan zu verstehen gaben, um etwas ganz anderes: nämlich dass es »anstößig« und »moralisch falsch« sei, auf potenzielle Katastrophen zu wetten. Zugegeben, auf einen Attentatsversuch Wetten zu setzen, ist höchst makaber. Nur sollte man dann auch bedenken, dass die Analysten der US-Regierung sich tagtäglich die gleichen Fragen stellen, auf die PAM- Händler eine Antwort zu finden gesucht hätten: Wie stabil ist die Regierung in Jordanien? Wie hoch ist die Wahrscheinlichkeit, dass die Saud-Dynastie stürzen wird? Wer wird 2005 das Oberhaupt der Palästinensischen Verwaltung sein? Wenn es nicht unmoralisch ist, dass die US-Regierung solche Fragen stellt, ist schwer begreiflich, warum es unmoralisch sein sollte, wenn sich Normalbürger dergleichen fragen.

Und wir sollten auch nicht vor dem Gedanken zurückschrecken, dass Menschen von Katastrophenprognosen profitieren. Schließlich besteht auch die CIA nicht aus Freiwilligen, die ihre Arbeit umsonst leisten. Wir bezahlen sie dafür, dass sie Katastrophen vorhersagen, so wie wir auch Informanten für wertvolle Hinweise finanziell entlohnen. Oder lassen Sie uns einen Blick auf die reguläre Wirtschaft tun. Das Geschäft einer Lebensversicherungsgesellschaft beruht auf Wetten darüber, wann Menschen sterben werden (bei traditionellen Lebensversicherungspolicen setzt der Versicherer darauf, dass wir später, bei Leibrenten, dass wir früher sterben, als wir glauben). Dem mag etwas irgendwie Unappetitliches anhaften, doch verstehen die meisten von uns, dass es einfach notwendig ist. Und Ähnliches vollzieht sich eben auch auf den Märkten: Sie machen Unmoralisches nutzbar, um das Gemeinwohl zu bessern. Hätte der Preis für eine optimalere Geheimdiensttätigkeit nur in einer Verletzung von moralischen Empfindlichkeiten bestanden, so wäre er kaum zu hoch ausgefallen. Im Übrigen ist es ganz gewiss weniger unmoralisch, Leute auf die Zukunft Wetten setzen zu lassen, als so vieles, was unsere Geheimdienste praktiziert haben und noch immer praktizieren, um an ihre Informationen zu gelangen. Falls PAM dazu beigetragen hätte, die nationale Sicherheit der USA zu stärken, war es unmoralisch, diesen Markt zu verhindern.

Es gab allerdings ernsthafte Schwierigkeiten, die der Markt selbst zu meistern gehabt hätte, insbesondere eine: Falls er korrekt geurteilt und das Pentagon daraufhin beispielsweise einen Staatsstreich verhindert hätte, so wären die Prognosen der Händler invalidiert worden – und damit wäre auch deren Anreiz zu korrekten Prognosen verloren gegangen. Ein gut regulierter Markt müsste dergleichen US-Interventionen wahrscheinlich berücksichtigen – etwa indem er sie bei den Wetten einkalkuliert (oder indem Händler den Faktor einer möglichen US-Intervention in ihren Preisen veranschlagen). Ein solches Problem ergäbe sich aber auch nur für den Fall, dass der Markt tatsächlich gute Prognosen stellt. Hätte PAM sich je zu einem liquiden Markt entwickelt, so wäre er vermutlich auch mit Problemen konfrontiert worden, die, wie Seifenblasen und reine Glücksspielerei, gelegentlich in anderen Märkten auftauchen. Es ist jedoch nicht erforderlich anzunehmen, dass Märkte vollkommen sind, um zu glauben, dass sie gute Arbeit leisten.

Das kritische Hauptaugenmerk der Politiker galt dem Umstand, dass Menschen auf Ereignisse wie eine Ermordung von Präsident Arafat wetten würden. Hier sollte jedoch beachtet werden, dass die überwiegende Mehrheit der »Wetten« von Händlern sich mit prosaischeren Fragen beschäftigen würde – zum Beispiel: Wie wird die künftige wirtschaftliche Entwicklung Jordaniens aussehen? Oder: Über welche militärische Stärke verfügt Syrien? PAM war im Wesentlichen nicht dazu gedacht, uns mitzuteilen, was die Terrororganisation Hamas in der kommenden Woche unternehmen würde, oder ein Ereignis wie den 11. September zu verhindern. Es sollte uns vielmehr einen genaueren Eindruck von der ökonomischen Lage, der innenpolitischen Stabilität und militärischen Bereitschaft mittelöstlicher Staaten liefern, und inwieweit diese Fakten amerikanische Interessen in dieser Region berühren. Zu solchen Fragen aber könnte das kollektive Urteil von Spezialisten im Beurteilen politischer Strategien, Möchtegern-Experten des Mittleren Ostens, von Geschäftsleuten und Wissenschaftlern aus dem Mittleren Osten selbst – von Personen also, die wahrscheinlich an der PAM-Börse mitgemacht hätten – Wertvolles beigetragen haben.

Nun, nachdem NetExchange – jenes Unternehmen, das mit der Projektierung von PAM beauftragt gewesen war – im Jahr 2004 einen neuen Versuch mit der überarbeiteten Version eines öffentlichen Policy Analysis Market startete (diesmal ohne jegliche Beteiligung von Regierungsseite), harren wir gespannt der Dinge. NetExchange hat vorsorglich zu verstehen gegeben, es sei nicht Zweck dieses Marktes, Terrorakte, sondern vielmehr allgemeine wirtschaftliche, soziale und militärische Entwicklungen in der Region zu prognostizieren. So werden die mit PAM verbundenen Hoffnungen vielleicht tatsächlich an der Realität erprobt werden, statt einfach nur ad acta gelegt worden zu sein. Es ist außerdem denkbar, vielleicht sogar wahrscheinlich, dass die amerikanischen Abwehr- und Nachrichtenkreise die Idee interner Prognosenmärkte am Ende doch noch zur Bündelung verstreuter Informationsbruchstücke und zur Bildung zusammenhängender Prognosen sowie zu strategischpolitischen Empfehlungen umsetzen werden. Vielleicht würde die CIA dann »ein Wettsalon«, wie die Senatoren Wyden und Dorgan sich abschätzig auszudrücken beliebten. Eines aber ist uns von Wettmärkten bekannt: Bei Zukunftsvorhersagen sind sie sehr gut.


FÜNFTES KAPITEL

Aufforderung zum Tanz:
Koordinieren ist ein schwieriges Geschäft
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Dem Leben auf den Straßen und Bürgersteigen von New York City hat niemand je so viel Aufmerksamkeit gewidmet wie William H. Whyte, der Autor des soziologischen Klassikers Organization Man. Whyte wurde 1969 mit dem (später so genannten) »Street Life Project« betraut und verbrachte einen Großteil seiner folgenden 16 Lebensjahre schlicht damit, genauestens zu beobachten, wie New Yorker sich in ihrer Stadt bewegten. Ihm gelang es dabei, mit seinem jungen Forscherteam ein bemerkenswertes Datenmaterial zusammenzutragen. Es macht verständlich, wie Leute die Parks benutzen, sich auf stark bevölkerten Bürgersteigen voranbewegen und sich im regen Straßenverkehr verhalten. Whytes Studien sind unter dem Titel City veröffentlicht worden und voll interessanter Erkenntnisse hinsichtlich Architektur und Stadtplanung; sie machen deutlich, wie notwendig es für Kommunalverwaltungen ist, Sorge zu tragen, dass ein reges Leben auf den Straßen erhalten bleibt. Im Übrigen stellen sie ein Hoheslied auf den urbanen Fußgänger dar. »Der Fußgänger ist ein soziales Wesen«, schrieb Whyte, »und außerdem eine wunderbar komplexe und effiziente Transporteinheit.« Wie Whyte nachwies, sind Fußgänger selbst auf drangvollen Bürgersteigen zu einem erstaunlich raschen Schritttempo imstande, ohne dabei mit anderen zusammenzustoßen, ja, oft zeigen sie sich gerade im dichtesten Gewühl von ihren besten Seiten. »Ein guter Fußgänger«, so stellte Whyte fest, »geht für gewöhnlich ein wenig zu einer Seite geneigt, sodass er dem Vorangehenden über die Schulter blicken kann. Mit solcher Position sichert er sich die höchstmögliche Manövrierfreiheit, und die vorausgehende Person macht ihm gewissermaßen schützend den Weg frei.«

New Yorker beherrschen Künste wie den »einfachen Passierschein«, bei dem lediglich ein leichtes Verringern der Schrittgeschwindigkeit nötig ist, um eine Kollision mit einem Entgegenkommenden zu vermeiden. Bei Straßenübergängen bilden sie zum Schutz gegen den Verkehr Zugeinheiten. Im Allgemeinen, so schrieb Whyte, »gehen sie schnell und behände. Sie nehmen und geben, sind gleichzeitig offensiv und zuvorkommend. Sie geben einander ihre Absichten mit kaum merklichen Körpersignalen bekannt. So entsteht in Augenhöhe eine bewegungsreiche und farbig lebendige Szene mit Menschen, die geschwind gehen, mit Schlendernden, Menschen, die Schritte überspringen, sich in Überholformationen ein- und ausfädeln, beschleunigen und verlangsamen, um sich der Bewegung anderer anzupassen. All solche Beobachtungen offenbaren eine faszinierende Schönheit.«

Was Whyte wahrnahm – und uns zu erkennen lehrte –, ist die Schönheit einer wohl koordinierten Menschenmenge, in der zahllose kaum merkliche Angleichungen in Geschwindigkeit, Schrittweise und Ausrichtung in einem ziemlich reibungslosen, zielvollen Fluss zusammenkommen. Unter Fußgängern findet ein stetes wechselseitiges Einander-Vorwegnehmen statt. Niemand sagt ihnen, wo sie wann oder wie zu gehen haben. Jeder Einzelne entscheidet für sich, was er nach bester Einschätzung des Vorgehens aller übrigen tun muss. Und irgendwie gelingt das meist wunderbar. Da scheint so etwas wie ein kollektives Genie am Werk zu sein.

Hier zeigt sich freilich eine andere Art von Genie als bei der Punkteverteilung der National Football League oder bei Google. Bei der Aufgabe, die eine Fußgängermenge löst, geht es um etwas völlig anderes als bei der Frage: »Wer wird das Match zwischen ›Giants‹ und ›Rams‹ gewinnen – und wie hoch?« Die Aufgabe, welche die Fußgänger bewältigen, ist ein Beispiel für die so genannten Koordinationsprobleme. Im täglichen Leben sind Koordinationsprobleme allgegenwärtig. Um welche Uhrzeit sollten wir uns auf den Weg zur Arbeit machen? Wohin wollen wir abends zum Essen gehen? Wie treffen wir unsere Freunde? Wie verteilen wir die Sitzplätze in der U-Bahn? All das stellt Koordinationsprobleme dar; desgleichen viele zentrale Fragen, wie sie in jeder Art von Wirtschaftssystem auftreten: Wer wird wo Arbeit finden? Wie viele Warenmengen soll meine Fabrik herstellen? Wie können wir sicherstellen, dass die erwünschten Konsumgüter und Dienstleistungen zur richtigen Adresse gelangen? Und Koordinationsprobleme sind immer durch ein besonderes Charakteristikum definiert: Bei ihnen reicht es nicht, dass ein Einzelner die Lösung für sich sucht und seine Lösung für richtig hält – er muss berücksichtigen, was andere für richtig halten; im Kontext von Koordinationsaufgaben wird das individuelle Verhalten nämlich stets von dem Verhalten aller übrigen berührt und abhängen, wie umgekehrt.

Eine nahe liegende Methode zur Koordinierung menschlichen Verhaltens ist natürlich die Anwendung von Autorität beziehungsweise Zwang. Soldaten, die auf einer Parade in Reih und Glied marschieren, sind hervorragend koordiniert, ebenso die Handgriffe der Arbeiter am Fließband. Auf das Privatverhalten der Bürger einer liberalen Gesellschaft aber haben die Machtbefugnisse einer Behörde, selbst Gesetzestexte oder formelle Regeln, jedoch eine nur begrenzte Einwirkungsmöglichkeit. Koordinationsaufgaben erfordern deshalb oft Lösungen, die von unten, von der Basis her, kommen. Für sie alle stellt sich folglich eine grundsätzliche Frage: Wie ist es möglich, dass Menschen ihre Handlungsweisen freiwillig – also ohne dass ihnen jemand befiehlt, was sie zu tun hätten – in geordneter Form wirksam aufeinander abstimmen?

Die Antwort darauf ist nicht einfach. Das soll nun nicht heißen, dass es überhaupt keine Antwort gibt, sondern nur: Im Unterschied zu vielen der in diesem Buch bisher behandelten Probleme sind Koordinationsaufgaben einer eindeutigen, definitiven Lösung weniger leicht zuführbar. Wenn sich Lösungen finden lassen, so sind es oft eher mehr oder weniger gute denn optimale Lösungen; hier spielen häufig Institutionen, Normen und Historisches mit – Faktoren, die das Verhalten einer Menge ebenso prägen, wie umgekehrt diese Faktoren von ihr geprägt werden. Bei Koordinationsproblemen ist das Bemühen um eine individuell unabhängige Entscheidungsfindung – das heißt um eine Entscheidung, welche die Meinungen anderer außer Acht lässt – schlicht sinnlos. Was ich persönlich erreichen will, ist davon abhängig, was Sie zu tun beabsichtigen und umgekehrt. Es gibt folglich keine Garantie, dass Gruppen hier mit gescheiten Lösungen aufwarten. Und doch gelingt es ihnen oft.
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Stellen Sie sich nun zunächst einmal bitte folgende Situation vor: Da gibt es in Ihrem Wohnort eine Kneipe, die Sie gern besuchen. Dieses Lokal ist allerdings auch bei vielen Ihrer Mitbürger beliebt. Daraus ergibt sich ein Problem: Wenn die Kneipe voll ist, fühlt sich dort keiner richtig wohl. Nun möchten Sie sich dort aber am Freitagabend ein Bierchen genehmigen – freilich nur, wenn Ihr Stammlokal nicht überfüllt ist. Was machen Sie in dieser Situation?

Zur Beantwortung der Frage sollten Sie – und sei es bloß hypothetisch – von der Voraussetzung ausgehen, dass die anderen genauso empfinden wie Sie und einen Abend am Tresen bei maßvoller Frequentierung als angenehm, bei Überfüllung dagegen als unangenehm erleben. Wenn aufgrund solcher Einstellung alle miteinander vermuten, die Kneipe werde am Freitagabend proppenvoll sein, werden sich nur wenige Gäste auf den Weg dorthin machen; sie wird also relativ leer sein und den wenigen, die gekommen sind, ausnehmend gut gefallen. Wenn andererseits die allgemeine Meinung vorherrscht, das Lokal werde an diesem Freitagabend nicht überfüllt sein, werden sie natürlich sämtlich dorthin gehen; es wird folglich knüppeldicke voll sein und niemand dort einen schönen Abend verbringen. (Dieses Dilemma kommt in einer beinahe schon klassischen Bemerkung Yogi Berras über den Toots-Shor’s-Nightclub zum Ausdruck: »Dort geht keiner mehr hin, weil er immer überfüllt ist.«) Damit die Kneipe Woche für Woche, Abend um Abend genügend, aber nicht zu viele Gäste hat, muss ein Weg gefunden werden, um die Entscheidungen aller Interessierten anzugleichen.

Rein theoretisch wäre diese Art von Problem natürlich ganz einfach zu lösen. Es bedürfte lediglich eines omnipotenten zentralen Planers – in unserem Fall also nur so etwas wie eines Über-Türstehers sozusagen –, der alle potenziellen Gäste wissen lässt, wann ihnen Einlass gewährt wird. Er würde Woche um Woche täglich manchen den Eintritt gestatten, andere abweisen und auf diese Weise sicherstellen, dass sein Lokal nie überfüllt ist. Eine solch theoretisch vorstellbare und sinnvolle Lösung des Problems wäre allerdings in der Praxis inakzeptabel. Eine derartige zentrale Steuerung würde, selbst wenn sie sich bewerkstelligen ließe, einen allzu massiven Eingriff in die Freiheit der Wahl bedeuten. Wir wollen ja, dass alle Leute, die das Lokal gern besuchen möchten, sich dort auch aufhalten können, selbst wenn es ihnen den Abend verderben mag. Jede diskutable Lösung hat vom Recht des Menschen auszugehen, sein Handeln selbst zu bestimmen, das heißt, sie muss sich aus dem kollektiven Mix der individuellen Entscheidungen aller potentiellen Kneipenbesucher ergeben.

Ist für dieses Problem überhaupt eine befriedigende Lösung zu finden? Diese Frage hat sich anfangs der sechziger Jahre des letzten Jahrhunderts der Wirtschaftswissenschaftler Brian Arthur gestellt. Er sprach damals vom »El-Farol-Problem« – nach einer Bar in Santa Fe, die an Abenden, wenn irische Musik gespielt wurde, gedrängt voll war. Brian Arthur brachte das Problem auf folgende Formel: Wenn El Farol an einem Abend zu 60 Prozent voll ist, wird jeder Gast zufrieden sein; darüber hinaus aber wird sich dort keiner mehr wohl fühlen. Folglich werden die Leute nur dann hingehen, wenn sie glauben, dass die Kapazität der Bar lediglich zu 60 Prozent ausgelastet ist; sonst bleiben sie weg.

Wie wird sich an einem bestimmten Freitag nun jeder für sich entscheiden? Aus der Tatsache, dass es auf eine solche Frage keine eindeutig klare, also keine mathematisch deduzierbare Antwort gab, folgerte Arthur, dass die Leute sich unterschiedlicher Strategien bedienen würden. Ein Teil nähme an, dass an diesem Freitagabend ebenso viele Leute kämen wie in der Woche zuvor. Andere würden ihre Entscheidung von der Zahl der Gäste abhängig machen, die sich bei ihrem letzten persönlichen Besuch dort aufgehalten hatten. (Arthur postulierte die Möglichkeit herauszufinden, wie viele Menschen sich auch an den Abenden im El Farol aufgehalten hatten, wenn man selbst nicht da gewesen war.) Manche würden als Basis für ihre Überlegungen vom Durchschnittsbesuch der letzten Wochen ausgehen, wieder andere vermuten, die diesmalige Höhe der Frequentierung müsste im Gegensatz zur vorherigen Woche ausfallen. (War El Farol am vergangenen Freitag leer, so müsste es dort nun berstend voll werden.)

Danach führte Arthur eine Reihe von Computerexperimenten durch, die den Besuch von El Farol über einen Zeitraum von 100 Wochen simulieren sollten. (Er schuf eine Gruppe Computeragenten, versah sie mit unterschiedlichen Strategien und schickte sie dann an die Arbeit.) Dabei stellte er fest: Da die »Agenten« unterschiedliche Strategien befolgten, fluktuierte die Zahl der Bargäste von Woche zu Woche in hohem Maße. An diesen Fluktuationen war keinerlei Regelmäßigkeit zu erkennen; sie schienen willkürlich, zeigten keinerlei Muster. Manchmal war El Farol während drei oder vier Wochen in Folge zu mehr als 60 Prozent, in anderen Zeiträumen über vier oder fünf Wochen zu weniger als 60 Prozent ausgelastet. Es gab demzufolge auch keine Strategie, auf die sich ein Einzelner dauerhaft verlassen konnte und die ihm gewährleistet hätte, jedes Mal die richtige Entscheidung zu treffen. Es war vielmehr so, dass Strategien für eine Weile funktionierten und dann wieder aufgegeben werden mussten.

Die Fluktuationen besagten: An manchen Freitagabenden war El Farol dermaßen überfüllt, dass es dort niemandem gefiel; an anderen Freitagabenden hätten die Leute, die zu Hause geblieben waren, dort einen schönen Abend verbringen können. Die Experimente erbrachten allerdings auch ein äußerst bemerkenswertes Resultat: Über den ganzen Zeitraum von 100 Wochen war die Bar im Durchschnitt zu 60 Prozent voll; es kam somit genau die von der Gruppe beabsichtigte Zielerwartung zustande. (Wenn die Bar in ihrer Kapazität zu 60 Prozent ausgelastet ist, erlebt die größtmögliche Zahl von Gästen dort eine wunderbare Zeit, und keinem ist der Abend verdorben.) Anders gesagt: Auch bei wechselseitiger Abhängigkeit individueller Strategien kann das kollektive Urteil der Gruppe positiv ausfallen.

Einige Jahre nach der Formulierung des El-Farol-Problems durch Brian Arthur versuchten die Ingenieurin Ann M. Bell und ihr Kollege William A. Sethares es auf andere Weise zu lösen. Brian Arthur hatte vorausgesetzt, dass die potenziellen Bargäste in Antizipierung des Gruppenverhaltens unterschiedliche Strategien wählen würden. Die Barbesucher von Bell und Sethares dagegen befolgten samt und sonders ein und dieselbe Strategie: Waren ihre jüngsten Erfahrungen mit der Bar angenehm gewesen, gingen sie wieder hin – falls nicht, blieben sie fern.

Die Barbesucher der Experimente von Bell und Sethares gingen also viel simpler vor. Von ihnen dachte keiner darüber nach, wie andere sich verhalten könnten; sie besaßen – im Unterschied zu Brian Arthurs (Computer-)Agenten – auch keine Informationen darüber, wie viele Gäste man im El Farol an den Abenden gezählt hatte, an denen sie dort persönlich nicht anwesend gewesen waren. Ihnen war lediglich bekannt, ob es ihnen kürzlich im El Farol gefallen hatte oder nicht. Wenn ja, kamen sie wieder, wenn nein, blieben sie weg. Man könnte daraus folgern, dass sie ihren jeweiligen Beschluss, die Bar zu besuchen, überhaupt nicht mit dem Verhalten anderer Bargäste zu koordinieren versucht hatten. Sie ließen sich hinsichtlich El Farol einfach nur von ihren persönlichen Erfahrungen leiten.

Und damit lieferten sie in der Tat eine andere Lösung des Problems als Brian Arthurs Barbesucher. Nach Verstreichen einer gewissen Zeit – Bell und Sethares räumten sie ein, damit jeder Einzelne einen hinreichenden Erfahrungsschatz als Entscheidungsbasis zu sammeln vermochte, ob er El Farol wieder besuchen wollte –, pendelte sich die wöchentliche Frequenz des Barbesuchs in dieser Gruppe bei knapp 60 Prozent ein; die Kapazität der Bar wurde also nur ganz geringfügig weniger optimal genutzt, als ein zentraler Planer es zu bewerkstelligen vermocht hätte. Indem jeder Einzelne, statt zu überlegen, wie sich die anderen verhalten würden, einfach nur nach Maßgabe der eigenen Erfahrung entschied, fand diese Gruppe in toto eine kollektiv intelligente Antwort auf die Frage. Das bedeutet nun aber: Auch bei Koordinationsproblemen kann unabhängiges, individuelles Denken sich durchaus Geltung verschaffen.

Einen Haken hat die Experimentenserie von Bell und Sethares freilich doch. Bei ihr lag die stabile Auslastung der Bar nämlich in folgendem Umstand begründet: Die Gruppe spaltete sich sehr bald auf: in einen Teil, der die Bar regelmäßig besuchte, und in eine zweite Fraktion, welche sich dort nur hin und wieder blicken ließ. Anders gesagt: Im El Farol kam es rasch zu den gleichen Erscheinungen wie in der TV-Serie Cheers. Nun lässt sich dieses Ergebnis zwar keineswegs als schlechte Lösung des von Brian Arthur formulierten Problems abtun. Aus einer Perspektive reinen Nützlichkeitsdenkens (in dem Sinn, dass jeder tatsächliche Gast, an welchem Abend auch immer, in der Bar eine angenehme Zeit verbrachte) könnte man sich gar zu der Behauptung verleiten lassen, dass es sich um eine ausgesprochen gute Lösung des Problems handelt. Denn sofern im El Farol in fast jeder Woche lediglich nur etwas mehr als die Hälfte der Mitglieder dieser Gruppe einkehrte, kam dort zwar jeder auf seine Kosten (weil die Bar selten überfüllt war). Es wäre andererseits aber kaum vertretbar, solch eine Lösung des Problems als ideal zu bezeichnen, weil ja ein beträchtlicher Anteil der Gruppe die Bar nur selten frequentiert hat und dort dann für gewöhnlich keinen schönen Abend verlebte.

Obwohl beide Problemlösungen – die von Brian Arthur wie die von Bell und Sethares – erstaunlich beeindruckend wirken, weiß auch ich offen gesagt nicht, welche von beiden die bessere ist. Eine solche Unsicherheit liegt jedoch in der Eigenart aller Koordinationsprobleme begründet. Sie eindeutig zu lösen ist eben enorm schwierig; es würde wahrlich einen Triumph bedeuten, hier eine unstrittige Lösung präsentieren zu können. Wenn das, was Menschen bezwecken, durch die Absichten aller anderen bedingt ist, wird die Wirkkraft jedes individuellen Beschlusses eben auch durch die Entscheidungen aller anderen bedingt, und das bedeutet wiederum, dass, weil ja ein fixer, extern vorgegebener Bezugspunkt fehlt, eine endlose Selbstbezugsspirale entsteht. Auf dem von Francis Galton besuchten ländlichen Viehmarkt ging es bei der Schätzung eines Ochsengewichts um die Beurteilung einer real existenten Größe. Bei der Frequentierung der Bar El Farol dagegen hatten Brian Arthurs (Computer-)Agenten eine aufgrund eigenen Verhaltens mitbestimmte, variable Wirklichkeit einzuschätzen. Es wirkt in Anbetracht dieses Umstands fast wie ein Wunder, dass sie die durchschnittliche Besuchsfrequenz korrekt zu ermitteln vermochten.
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Der Sozialwissenschaftler Thomas C. Schelling führte 1958 Experimente mit einer Gruppe von Jurastudenten aus New Haven, US-Bundesstaat Connecticut, durch. Er forderte sie auf, sich vorzustellen, sie hätten ohne zu wissen, wo, in New York eine Person zu treffen und auch keine Möglichkeit, sich darüber mit ihr vorher zu verständigen. Wie würden sie diese Aufgabe angehen?

Solch eine Aufgabenstellung ist augenscheinlich schwierig zu bewältigen. New York ist immerhjn eine Riesenstadt mit zahllosen möglichen Treffpunkten. Dennoch entschied sich die Mehrzahl der Studenten für ein und denselben Begegnungsort: den Informationsstand in der Grand Central Station. Daraufhin erhöhte Schelling den Schwierigkeitsgrad der Aufgabe noch ein wenig. »Sie wissen den Tag«, so erklärte er seinen Studenten, »nicht aber die genaue Uhrzeit, wann Sie mit der anderen Person zusammentreffen sollen. Wann werden Sie persönlich also an diesem Informationsstand der Grand Central Station erscheinen?« Wenn die generelle Beantwortung der ersten Frage bereits erstaunlich ausgefallen war, so schienen die Antworten auf die zweite Frage noch beeindruckender: Sie lauteten diesmal nahezu einhellig: um Punkt zwölf Uhr mittags. Anders gesagt: Wenn man zwei Jurastudenten am entgegengesetzten Ende einer der größten Städte der Welt aussetzen und auffordern würde, einander zu finden, würden sie sich wahrscheinlich zu einem gemeinsamen Mittagessen treffen.

Schelling vermochte dieses Ergebnis prinzipiell zu bestätigen mittels einer Reihe von Experimenten, in denen der Erfolg eines Individuums davon abhing, wie gut es seine Reaktion mit anderen koordinieren konnte. So formte er beispielsweise Zweiergruppen und forderte beide Mitglieder auf, entweder »Kopf« oder »Adler« zu nennen. Hier ging es ihm um die Ermittlung der Quote partnerschaftlicher Übereinstimmung. Von insgesamt 42 Personen entschieden sich 36 für »Kopf«. Er stellte ein in 16 Quadrate unterteiltes Schild auf und bat die Studenten, ein Quadrat zu bestimmen. (Gruppen, in denen alle Mitglieder das gleiche Quadrat wählten, sollten mit einem Preis belohnt werden.) Insgesamt tippten 64 Prozent der Personen auf das obere linke Quadrat. Es kam also selbst bei Experimenten mit anscheinend unendlich vielen Auswahlmöglichkeiten zu einer recht guten Koordinierung. Als Schelling seine Studenten beispielsweise auch aufforderte: »Nennen Sie eine positive Zahl«, gaben 40 Prozent von ihnen die Eins an.

Wie war so etwas möglich? Schelling erklärte es damit, dass es in vielen Situationen hervorstechende Marksteine oder Brennpunkte gibt, auf welche menschliche Erwartungen konvergieren. (In der soziologischen Fachsprache sind sie heute unter dem Begriff »Schelling Points« bekannt.) Diese Schelling Points sind in mehrfacher Hinsicht von Bedeutung. Erstens: Sie sind ein Indiz dafür, dass Menschen nicht nur ohne zentral vorgegebene Anweisungen einen Weg zu kollektiv nützlichen Ergebnissen zu finden vermögen, sondern auch, ohne miteinander zu reden. Schelling drückte es so aus: »Menschen sind oft in der Lage, ihre Absichten und Erwartungen mit anderen abzustimmen, wenn jeder weiß, dass der andere sich um das Gleiche bemüht.« Und das ist insofern wichtig, als Diskussionen und Absprachen nicht immer möglich sind und in größeren Gruppen schwierig oder ineffizient sein können. (In seinem Buch Smart Mobs weist Howard Rheingold allerdings nach, dass neue mobile Technologien – von Handys bis zu Laptops – großen Gruppen eine Kommunikation und Koordinierung ihrer Aktivitäten wesentlich erleichtern.) Zweitens: Die Existenz von Schelling Points lässt vermuten, dass menschliche Wahrnehmungen und Erfahrungen von Realität sich oft in erstaunlichem Maße ähneln, was wiederum eine Koordinierung erfolgversprechender erscheinen lässt. Ohne die Gegebenheit solcher Schelling Points, ohne das Faktum, dass »Grand Central Station« für zwei Menschen in etwa die gleiche Bedeutung hat, wäre es wohl auch kaum möglich, dass sich (wie im Fall von Schellings erstem Experiment) zwei Personen in der Grand Central Station treffen. Ähnlich steht es offenbar mit den Begriffen »Kopf« und »Adler«. Die Realität, die Schellings Studenten miteinander verband, war natürlich eine kulturelle. Würde man Menschen aus der Mandschurei an x-beliebigen unterschiedlichen Stellen in New York City absetzen und auffordern, einander zu finden, käme ein Zusammentreffen wohl nie zustande. Dass die Realität, um die es in diesem Zusammenhang geht, kulturell bedingt ist, mindert aber nicht ihren Realitätswert.
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Koordinierung wird noch auf andere Weise durch Kultur ermöglicht: indem sie nämlich Verhaltensnormen und Konventionen stiftet; manche dieser Normen sind auch explizit und gesetzlich vorgeschrieben. Wir fahren auf der rechten Straßenseite, weil es leichter fällt, eine allgemein gültige Regel zu befolgen, als mit entgegenkommenden Fahrern jedes Mal von Neuem in eine Verhaltensdebatte verwickelt zu werden. Auf einer Kreuzung als Fußgänger von einem anderen Passanten angerempelt zu werden, ist ärgerlich genug, aber harmlos im Vergleich zum Zusammenprall eines Kleinwagens mit einem entgegenkommenden Mercedes. Die meisten Normen und Regeln sind das Ergebnis einer langfristigen Entwicklung. Verbindliche Verhaltensformen können allerdings auch quasi-spontan entstehen, insbesondere wenn sie der Lösung eines offenkundigen Problems dienen. So erzählt etwa der Journalist Jonathan Rauch folgende Geschichte von einer Erfahrung, die Schelling während seiner Dozententätigkeit in Harvard machte. »Als er vor vielen Jahren in einem Hörsaal im ersten Stock unterrichtete, fiel ihm auf, dass auf den zwei engen Treppengängen – einer lag im vorderen, der andere im hinteren Teil des Gebäudes – während der Vorlesungspause dichtes Gedränge herrschte, weil Studenten sich in beiden Richtungen aneinander vorbeischoben. Eines Tages schlug er deshalb den Studenten seiner Zehn-Uhr-Vorlesung vor, zu Beginn über die vordere Treppe hochzukommen und die Hintertreppe zum Abgang zu benutzen. ›Es dauerte nur etwa drei Tage‹, so berichtete mir Schelling, ›bis auch die Hörer der Neun-Uhr-Vorlesung es als sinnvoll begriffen, stets über die vordere Treppe nach oben zu kommen, und die Hörer der Elf-Uhr-Vorlesung es als vorteilhaft erkannten, anschließend über die hintere Treppe wieder nach unten zu gehen‹, ohne dass sie nach Schellings Wissen von den Studenten der Zehn-Uhr-Vorlesung dazu je instruiert worden wären. ›Ich glaube, meine Studenten haben die praktische Umstellung einfach nur dadurch bewirkt, dass sie den bis dahin üblichen Stau durch ihr abweichendes Verhalten beendeten‹, erzählte Schelling.« Zu solchem Verhaltenswandel hätten die Studenten natürlich auch mittels einer offiziellen Anweisung veranlasst werden können. Sie kamen jedoch schon durch einen sanften Anschubser von sich aus auf die Lösung des Problems.

Dass Konventionen Ordnung schaffen und stabilisieren, liegt auf der Hand. Es ist jedoch nicht minder bedeutsam, dass sie das Ausmaß an geistiger Anstrengung verringern, die jedermann täglich aufzubringen hat. Es ist schließlich Konventionen zu danken, dass wir insbesondere bei Koordinationsproblemen mit gewissen Situationen zurechtkommen, ohne viel nachdenken zu müssen – auf diese Weise können Gruppen unterschiedlicher, miteinander nicht eng verbundener Menschen sich relativ leicht und reibungslos organisieren.

Schauen wir uns doch nur einmal ein Verhalten an, das so elementar erscheint, dass wir es schon gar nicht mehr als konventionsbedingt wahrnehmen. In öffentlichen Räumen herrscht die Regel: Einen guten Platz kriegt, wer zuerst kommt. Ob in der U-Bahn, im Omnibus oder im Kino – allgemeiner Überzeugung zufolge hat sich die Sitzverteilung nach der Reihenfolge des Eintreffens zu richten. Der Platz »gehört« also gewissermaßen demjenigen, der schon drauf sitzt. (In manchen Bereichen – so etwa in einigen Kinos – geht das so weit, dass man einen bereits eingenommenen Platz sogar für kurze Zeit wieder verlassen und dennoch ziemlich sicher sein kann, dass ihn während seiner eigenen Abwesenheit niemand anderer beansprucht.)

Es ist keineswegs die unbedingt beste Art und Weise einer Verteilung von Sitzplätzen. So berücksichtigt sie beispielsweise nicht, wie sehr jemand daran liegt zu sitzen. Sie stellt auch nicht sicher, dass Menschen, die gern nebeneinander sitzen möchten, dies auch tatsächlich können. Und sie nimmt – in ihrer schnellen, harten Form jedenfalls – auch keine Rücksicht auf Alte oder Gebrechliche. (Natürlich kommt es auch vor, dass auf betagte oder kranke Personen Rücksicht genommen wird – aber nur gelegentlich. In der U-Bahn etwa bekommen Ältere hin und wieder einen Platz angeboten, im Kinosaal oder am Strand dagegen wird kaum ein bevorzugter Sitzplatz oder eine besonders schöne Liegestelle für sie geräumt.) Es wäre theoretisch durchaus möglich, dafür zu sorgen, dass unterschiedliche Bedürfnisse beachtet werden. Nur würde eine ideale Sitzplatzanordnung so viel Aufwand verursachen, dass die daraus erwachsenden Unannehmlichkeiten alle Vorteile mehr als aufwiegen würden. Außerdem mag das Prinzip »Den Sitz kriegt derjenige, der zuerst kommt« seine eigenen Vorteile haben. Zunächst einmal ist es problemlos leicht einzuhalten. So muss man etwa bei der Benutzung der U-Bahn keine strategischen Überlegungen anstellen oder sich den Kopf darüber zerbrechen, was andere wünschen und planen. Falls ein Sitz frei ist und man sich setzen möchte, tut man dies eben; sonst steht man. Dergleichen Formen koordinierten Verhaltens werden laufend befolgt, ohne dass es uns überhaupt bewusst wird; sie sind zur Gewohnheit geworden und gestatten, dass man sich auf andere, vermutlich wichtigere Dinge konzentriert. Sie funktionieren zudem ohne äußeren Zwang. Und da in der U-Bahn Leute rein zufällig ein- und aussteigen, hat letztlich jeder die gleiche Chance, einen Sitzplatz zu finden.

Im Übrigen ist es ja so: Falls Ihnen wirklich sehr daran gelegen ist zu sitzen, können Sie die Konvention umgehen, etwa indem Sie jemanden bitten, Ihnen seinen Platz zu überlassen. Diesbezügliche Reaktionen hat in den achtziger Jahren des letzten Jahrhunderts der Sozialpsychologe Stanley Milgram erforscht. Er forderte die Teilnehmer eines Postgraduiertenseminars auf, mit der U-Bahn zu fahren und sitzende Passagiere höflich, aber bestimmt um ihren Platz zu bitten. Die Studenten reagierten zunächst spöttisch-ablehnend: »Wir sind doch nicht lebensmüde!« Ein Student erklärte sich jedoch bereit, das Versuchskarnickel zu spielen, und erstaunlicherweise räumte, wie er feststellte, die Hälfte der angesprochenen Fahrgäste bereitwillig ihren Platz, obwohl er seine Bitte nicht einmal begründet hatte.

Daraufhin schwärmte ein ganzes Team von Studenten in die U-Bahn aus, Milgram eingeschlossen. Und alle machten die gleiche Erfahrung: Ungefähr die Hälfte der Leute überließ den Studenten ihren Sitz. Die Studenten machten freilich noch eine ganz andere Entdeckung: Der für sie schwierige Teil der Aufgabe bestand keineswegs darin, die sitzenden Personen zum Aufstehen zu bewegen; er lag vielmehr bei ihnen selbst – nämlich darin, überhaupt erst einmal den Mut aufzubringen, die Leute anzusprechen. Wenn sie einem sitzenden Fahrgast gegenübergestanden hätten, so berichteten die Studenten, seien sie jedes Mal ängstlich, nervös und verlegen gewesen. Oft hätten sie es einfach nicht über sich gebracht zu fragen und seien weitergegangen. Milgram beschrieb seine persönliche Erfahrung als »innerlich zerreißend«. Die Norm, dass, wer zuerst kommt, zuerst bedient wird, ist so tief verwurzelt, dass es ihn wie seine Studenten große Mühe kostete, sie zu hinterfragen.

Das Milgram’sche Experiment brachte eine wesentliche Erkenntnis: Normen werden nicht nur durch äußere, objektive Begründungen oder Sanktionen, sondern vor allem durch ihre Verinnerlichung wirksam. Wer in der U-Bahn einen Sitzplatz hat, muss ihn gar nicht mehr verteidigen, ja seinen Anspruch auf seinen Sitzplatz nicht einmal rechtfertigen – weil es einem Stehenden sehr viel schwerer fällt, ihm dieses Recht streitig zu machen.

Für ein reibungsloses Funktionieren von Normen ist also deren Verinnerlichung essentiell; dennoch sind für ihre Durchsetzung oft externe Sanktionen erforderlich. In manchen Fällen – so etwa im Straßenverkehr – sind solche Sanktionen gesetzlich verankert, im Allgemeinen wirken sie allerdings auf informellere Art, wie Milgram dann beim Beobachten von Leuten entdeckte, die sich in eine lange Warteschlange einzuschleichen versuchten. Milgram hatte seine furchtlosen Studenten wieder einmal in die Welt ausgeschickt, nun mit der Anweisung, sich in abgelegenen Wettsalons und an Kartenschaltern vorzudrängeln. Bei der Hälfte solcher Versuche hatten die Studenten damit keine Probleme. Während U-Bahn-Benutzer, die ihren Sitz räumen sollten, das Ansinnen einfach mit einem »Nein« abtaten oder überhaupt nicht antworteten, fielen die negativen Reaktionen hier allerdings heftiger aus, in zehn Prozent der Fälle sogar unter körperlichem Einsatz, der manchmal so weit ging, dass der Eindringling brüsk beiseite gestoßen wurde. (Meistens blieb es freilich bei einem zurechtweisenden Schulterklopfen oder einem Zerren am Arm.) In etwa einem Viertel der Fälle kam es zu verbalen Protesten, oder man stellte sich dem Vordrängler einfach in den Weg. In 25 Prozent der Fälle erntete der Eindringling lediglich böse und feindselige Blicke.

Interessanterweise fiel die Aufgabe, mit dem Eindringling fertig zu werden, derjenigen Person zu, vor deren Nase der Drängler sich einzumogeln suchte, obwohl die Nachfolgenden ja ebenso benachteiligt worden wären. Gelegentlich haben Leute zwei oder drei Plätze weiter Einspruch erhoben; eine aktive Abwehr wurde jedoch immer nur von der dem Eindringling nächst stehenden Person erwartet (und nur von der Person gleich hinter dem Eindringling; vor dem Eindringling in der Reihe Stehende reagierten so gut wie nie). Solches Verhalten ging wiederum auf keine förmliche, feste Regel zurück, sondern geschah sozusagen intuitiv; und das scheint durchaus sinnvoll. Denn es war ja nicht nur so, dass das Sich-Einmogeln des Dränglers den unmittelbar dahinter Stehenden am meisten störte; für diesen direkt Betroffenen war es auch am leichtesten, etwas dagegen zu unternehmen, ohne die ganze Warteschlange durcheinander zu bringen.

Eben diese Sorge um ein Durcheinanderbringen der Reihe erklärt übrigens auch, warum es selbst in New York leichter ist, eine Warteschlange zu unterwandern, als man annehmen würde. Milgram hat es so begründet: Das größte Hemmnis, sich mit einem Vordrängler anzulegen, ist die Angst, dass man seinen eigenen Platz in der Reihe verlieren könnte. Wie die Regel »Wer zuerst kommt, wird zuerst bedient« ist auch die Warteschlange ein simpler, aber wirksamer Koordinationsmechanismus. Sein Funktionieren beruht darauf, dass die Reihenfolge des Anstehens von allen respektiert wird. Genau das aber führt paradoxerweise manchmal dazu, dass man es zulässt, wenn sich jemand vordrängt: Auf diese Weise bleibt nämlich die Schlange insgesamt intakt. Insofern hat Milgram Recht, wenn er die Fähigkeit zum Tolerieren von Vordränglern nicht als Schwäche, sondern gerade als eine Stärke des Schlangestehens wertet.

Die Warteschlange ist ein hervorragendes Beispiel für die Koordinationsfähigkeit von Individuen, die auf der Suche nach einer Ware oder Dienstleistung eine Menge bilden. Die typische Schlange ordnet sämtliche Wartenden zu einer Reihe; der Vorderste wird zuerst bedient. Die Phalanx dagegen, die häufig in Supermärkten zu beobachten ist – eine Parallelserie von Schlangen, vor jeder Kasse eine –, verursacht prinzipiell Frust. Hier wirken die anderen Schlangen nämlich stets kürzer als die an der Kasse, bei der man selbst ansteht – aus gutem Grund, weil ja allein die Tatsache, dass man hier selber wartet, gerade diese Schlange wahrscheinlich länger macht. Es kommt jedoch noch ein weiterer Aspekt hinzu. Aus unserer Wahrnehmung des Straßenverkehrs ist zu schließen, dass wir relativ unfähig sind, die Geschwindigkeit, mit der sich die eigene Warteschlange voranbewegt, im Vergleich zu den übrigen Reihen richtig zu beurteilen. De Phalanx in Supermärkten vermittelt uns also das Gefühl, für das Tempo, mit dem wir an unserer Kasse vorbeigeschleust werden, selbst verantwortlich zu sein, indem wir den Eindruck gewinnen, dass wir rascher durchkommen würden, wenn wir uns zum Warten in einer der anderen Schlangen entschieden hätten. Eben das verursacht aber (wie es auch bei einem individuellen strategischen Planen zum Ergattern eines Sitzplatzes in der U-Bahn der Fall wäre) eine unverhältnismäßig hohe geistige Beschäftigung. Die einfache Gänsemarschreihe mag den Nachteil haben, dass sie – weil alle in dieser einen Schlange anstehen – optisch abschreckender wirkt als die Phalanx, doch wird in Letzterer durchschnittlich jeder rascher abgefertigt, als wenn er in einer einzigen langen Schlange anstünde. Wenn es eine besonders kluge Art und Weise des Schlangestehens gibt, dann ist es die Phalanx. (Eine vernünftige Abwandlung der Konvention des Schlangestehens wäre dahingehend denkbar, dass Leute ihren Platz in der Schlange »verkaufen«. Auf die Weise würden Platzhalter, die keine Eile haben, sich ihre verfügbare Zeit entlohnen lassen – ein für sie gutes Geschäft – und viel beschäftigte Leute Geld gegen Zeit tauschen können, was sich wiederum für sie lohnen würde. So etwas widerspräche allerdings dem egalitären Ethos, welches der Konvention des Anstehens innewohnt.)

Ich habe zu Beginn dieses Kapitels betont, dass in liberalen Gesellschaften Behörden nur eine begrenzte Einflussmöglichkeit auf den Verkehr von Bürgern untereinander haben. Stattdessen spielen hier gewisse Konventionen eine wesentliche Rolle – Konventionen, die, wie Milgram nachgewiesen hat, von Bürgern freiwillig eingehalten werden, indem sie ihr Verhalten in einer größeren Menge mit einem Minimum an Aufwand und geistiger Anstrengung aufeinander abstimmen. Es würde seltsam anmuten, bestreiten zu wollen, dass sich auch in dieser Leistung eine Weisheit der Menge manifestiert.
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Nun mögen Konventionen ja im gesellschaftlichen Alltagsleben von einiger Bedeutung sein. Im Wirtschaftsleben und in der Führung von Unternehmen aber dürften sie sämtlichen ökonomischen Theorien zufolge eigentlich keine Rolle spielen. Unternehmen sollten schließlich auf Gewinnmaximierung ausgerichtet, ihre Geschäftspraktiken und strategischen Entscheidungen also rational bestimmt und nicht historisch oder durch ungeschriebene kulturelle Faktoren bedingt sein. Seltsamerweise haben Konventionen jedoch einen profunden Einfluss auf das Wirtschaftsleben und auf die Führung von Unternehmen. So ist es beispielsweise auf Erfahrungen, Praktiken und Denkweisen früherer Wirtschaftsepochen, also auf Konventionen zurückzuführen, dass Unternehmen in Rezessionen nur selten zum Mittel der Lohnkürzung greifen. (Lohnkürzungen laufen den Erwartungen der Arbeiterschaft zuwider und beeinträchtigen somit die Arbeitsmoral.) Aus diesem Grund nimmt man heute lieber Entlassungen vor. Es ist auch nur aufgrund von Konventionen zu verstehen, dass die überwiegende Mehrheit der Ackerlandpachtverträge die wirtschaftlichen Erlöse eines Bauernhofes fünfzig zu fünfzig aufteilt, obwohl es logisch wäre, sie gemäß der jeweiligen qualitativen Beschaffenheit von Hof und Boden zu splitten. Welch starken Einfluss Konventionen auf Strategie und Spielbewertung in manchen Profisportarten ausüben, haben wir bereits gesehen. Und wettbewerbsmäßig wäre es gewiss günstiger, wenn jeder Automobilhersteller seine neuen Modelle in jeweils anderen Monaten als die Konkurrenz auf den Markt brächte; trotzdem präsentieren alle großen Autofabrikanten ihre neuen Modelle Jahr um Jahr im September – weil es eben Konvention ist.

Ganz besonders wirkmächtig sind Konventionen aber gerade in dem Bereich des wirtschaftlichen Lebens, in dem man es eigentlich am allerwenigsten vermuten würde: in der Preisbildung. Preise sind schließlich die Hauptinformationsträger zwischen Käufern und Verkäufern und umgekehrt; folglich müsste man annehmen, dass Unternehmen ihre Preise möglichst rational festsetzen – dass sie die Preise also in hohem Maße an der Kundennachfrage ausrichten. Im Übrigen ist eine richtige Preisfindung (zumindest für Unternehmen, die nicht in reinen Wettbewerbsmärkten operieren) offenkundig der eigentliche Schlüssel zur Gewinnmaximierung. Manche Firmen haben die intelligente Preisgestaltung in der Tat zum Kernfaktor ihrer Geschäftspolitik gemacht – so etwa die Zivilfluggesellschaft American Airlines, die ihre Preise angeblich pro Tag 500000 Mal ändert, oder die Supermarktkette Wal-Mart, für die stetige Preissenkungen zum Dogma geworden sind. Doch zahlreiche Unternehmen gehen in ihrer Preisfixierung völlig sorglos und in einer den Kunden gegenüber überheblichen Einstellung vor. Sie setzen die Preise einfach in freier Schätzung oder nach gewissen Daumenregeln fest. In seiner aufschlussreichen Untersuchung zur Geschichte der Preisentwicklung in 35 wichtigen Branchen der USA von 1958 bis 1992 gelangt der Wirtschaftswissenschaftler Robert Hall zu folgendem Resultat: In diesem Zeitraum hat es keinerlei Relation zwischen Nachfrage und Preissteigerungen gegeben. Das heißt: Die Unternehmen haben ihre Preise einfach so, »freihändig«, fixiert und diese dann ungeachtet der Marktentwicklungen beibehalten. So folgen etwa die Textileinzelhändler im Allgemeinen einer ganz simplen Kalkulationsregel: Man nehme den Bezugspreis vom Grossisten und schlage eine fünfzigprozenzige Handelsspanne auf. (Wenn die Ware sich nicht verkauft, werden die Preise dann auf Teufel komm raus reduziert.) Und die Tonträgerindustrie ging bis vor kurzem kreuzfidel und von allem unbekümmert davon aus, dass die Konsumenten preisindifferent seien. Sie ließ sich tatsächlich von dem Glauben leiten, eine CD zum Preis von 17 Dollar in gleicher Menge verkaufen zu können, wie wenn die CD lediglich 12 oder 13 Dollar gekostet hätte.

Ein besonders irritierendes Beispiel für den Triumph der Konvention über die Rationalität bieten aber die Kinos. Sie verlangen bei einem total durchgefallenen Streifen, der sich mühsam durch die letzte Spielwoche schleppt, die gleichen Eintrittspreise wie am ersten Vorführabend eines immens populären Films. Wir empfinden das irgendwie als normal und selbstverständlich, weil die meisten von uns sich nicht erinnern können, dass es früher einmal anders war. Ökonomisch gesehen ist solche Praxis jedoch wenig sinnvoll. Da werden Woche für Woche gleichzeitig Filme in ausverkauften Häusern und andere Streifen vor leeren Sälen gezeigt. Eigentlich müssten Unternehmen ihre Preise bei geringem Angebot und großer Nachfrage anheben beziehungsweise bei großem Angebot und geringer Nachfrage senken. Die Kinos aber fordern für alle Streifen – ganz gleich, ob ein Film Zuschauer anzieht oder nicht – unterschiedslos immer den gleichen Eintrittspreis.

Einen guten Grund mag es freilich geben, warum Kinos bei einem Hit nicht mehr verlangen. Die Lichtspielhäuser verdanken ihre Einnahmen nämlich größtenteils den Konzessionen, müssen also darauf bedacht sein, dass so viele Menschen wie möglich hereinströmen. Die paar Dollar, die ihnen eine Erhöhung der Eintrittspreise von zehn auf 12,50 Dollar am ersten Wochenende der Laufzeit von Herr der Ringe an Mehreinnahmen bringen würde, lohnen das Risiko nicht, einen Ausverkauf der Karten aufs Spiel zu setzen, vor allem nicht wegen der Tatsache, dass den Kinobetreibern auch in den ersten Wochen eines neu anlaufenden Films von den Kasseneinnahmen lediglich 25 Prozent bleiben. (Drei Viertel der Einnahmen haben sie an die Verleihfirmen abzuführen.) Bei weniger populären Produktionen ist dieses Argument freilich nicht stichhaltig. Denn wenn die Kinos ihr Geld hauptsächlich mit Konzessionen verdienen und ihre Hauptaufgabe folglich darin bestehen muss, Leute anzulocken, ist es völlig unlogisch, diesen Kinofreunden für den Anblick von Cuba Gooding jr. in Snow Dogs während der fünften Vorführwoche ebenfalls zehn Dollar abzuknöpfen. So wie Einzelhändler ihre Überbestände preislich reduzieren, um sie unters Volk bringen zu können, müssten die Kinobetreiber bei nicht gut gehenden Filmen eigentlich die Kartenpreise senken, um ihre Häuser wenigstens halbwegs zu füllen.

Und warum tun sie es dann nicht? Zu ihrer Rechtfertigung führen sie etliche Begründungen an. Erstens, so behaupten sie (so wie es vormals auch die Topmanager der Tonträgerindustrie getan haben), sei Kinogängern die Höhe der Eintrittspreise völlig gleichgültig; folglich würden bei weniger gefragten Filmen auch Preisnachlässe keinen regeren Besuch herbeiführen. Es ist dies ein Argument, das für Kulturgüter generell immer wieder ins Feld geführt wird – nichtsdestotrotz bleibt es falsch. Die Filmindustrie betreffend wirkt es freilich besonders grotesk, wissen wir doch: Millionen von Amerikanern, die nicht willens sind, acht Dollar zu berappen, um einen nicht eben berauschenden Streifen im Kino zu sehen, geben gern drei oder vier Dollar aus, um sich das Video ebendieses Films auf dem kleineren Fernsehbildschirm daheim zu Gemüte zu führen. Für Videoausleihen haben Amerikaner 2002 eine Milliarde Dollar mehr ausgegeben als für Kinobesuche. Das meist ausgeliehene Video dieses Jahres war, mit Michael Douglas in der Hauptrolle, der Thriller Don’t Say A Word [»Sag’ kein Wort«], der den Kinokassen gerade mal 55 Millionen Dollar bescherte. Woraus wir schließen dürfen: Da hat es eine riesige Menge Leute gegeben, denen Don’t Say A Word keine neun, wohl aber vier Dollar wert war. Das wiederum legt die Schlussfolgerung nahe: Die immensen Einnahmen, die der US-Videoverleih Blockbuster verbuchte, hätten eigentlich auch die hiesigen Kinobetreiber einstreichen können.

Zudem sorgen sich die Bosse der Kinoketten, Preisnachlässe könnten die Kunden verunsichern und die Verleihfirmen verärgern – ihnen müsste es sauer aufstoßen, so die Befürchtung, wenn Produktionen ihres Hauses als zweitklassige Ware eingestuft würden, und als Chefs der Kinoketten sei es für sie von existenzieller Bedeutung, die Vertreiber bei Laune zu halten, da die Kinoketten ja für jeden Film, den sie vorführen wollen, mit den Vertrieben einen separaten Vertrag schließen müssen. Doch ein zweitklassiger Film ist und bleibt nun mal ein zweitklassiger Film. Es ist für den Markt völlig unerheblich, ob die Verleiher eine solche Bewertung goutieren oder nicht. Und wenn die Verärgerung von ein paar Vertriebsbossen alles wäre, was die Kinoketten für eine Innovation ihres Kartenpreissystems in Kauf zu nehmen hätten, so wäre dieser Preis – sollte man doch wohl meinen – die Innovation gewiss wert. Modedesigner werden schließlich auch nicht gerade hellauf begeistert sein zu erfahren, dass ihre Kreationen zum Schlussverkauf in einer Saks-Filiale an der New Yorker Fifth Avenue mit einem fünfzigprozentigen Preisnachlass angeboten werden. Saks aber tut es trotzdem, ebenso Nordstrom und Barneys, und die Modehersteller machen nach wie vor mit ihnen Geschäfte.

Schlussendlich mögen ökonomische Argumente nicht genügen, um die Kinos zur Aufgabe ihres herkömmlichen Preismodells zu veranlassen, das sie in einer Hinsicht übrigens ohnehin nicht einhalten. Zwischen Tages- und Abendvorführungen machen sie nämlich bereits einen Unterschied (die Karten für Matinée-Vorführungen sind billiger), obwohl sie sich beharrlich weigern, etwa den Unterschied zwischen Findet Nemo und Gigli anzuerkennen (die Eintrittspreise sind bei beiden Produktionen identisch). Solch ein Widerstand gegen Veränderungen ist in Bezug auf Erlöse und Gewinne geschäftlich nicht durchdacht. Er beweist wieder einmal nur die Kraft von Gewohnheiten und Konventionen. Dass die Kinokartenpreise heute für alle Filme gleichbleibend sind, ist nämlich lediglich ein Relikt aus längst vergangenen Zeiten. Einst produzierte Hollywood zwei verschiedene Arten von Film: Spitzenfilme sowie B-Movies. Letztere liefen zu unterschiedlichen Zeiten in anderen Kinos; wie viel Eintritt man für einen B-Movie zahlte, hing davon ab, wo man wohnte und wann man ins Kino ging. Nur bei den Spitzenfilmen waren die Eintrittspreise immer gleich (mit gelegentlichen Ausnahmen – Film-Highlights wie My Fair Lady wurden in Kinos mit Platzreservierung zu erhöhtem Eintritt aufgeführt). Nun gibt es heutzutage aber keine B-Movies mehr. Hollywood klassifiziert sämtliche Produktionen als Spitzenfilme, und nur deswegen wird den Zuschauern immer gleich viel abverlangt.

Diese Praxis sorgt zwar dafür – insoweit ist die Argumentation der Kinoketten richtig –, dass Kinobesucher (durch variierende Eintrittspreise) nicht verunsichert werden. Sie bedeutet allerdings auch, dass – wie die Wirtschaftswissenschaftler Liran Einav und Barak Orbach festgestellt haben – die Kinos »das Gesetz von Angebot und Nachfrage« missachten. Damit aber haben sie sich von ihrer Kundschaft abgewandt und isoliert.
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Zielstrebig zieht ein riesiger Starenschwarm über den Himmel Afrikas. Er wahrt seine Formation und Fluggeschwindigkeit auch dann, wenn er eine hoch aufragende Baumkrone elegant umgeht. Da stürzt sich von hoch oben plötzlich ein Falke in den Schwarm. Die Stare zerstreuen sich auf eine Weise, dass der Schwarm um den Greifvogel zu explodieren scheint – doch die Stare sammeln sich sofort wieder. Während der so getäuschte Räuber sich ihnen ein ums andere Mal im Sturzflug nähert, stiebt der Schwarm auseinander, formiert sich neu, löst sich wieder auf, formiert sich abermals und bildet in unablässiger Bewegung ein rätselhaftes wie wunderschönes Muster. Unterdessen wird der Falke immer konfuser. Es bleibt ja kein Star im Schwarm je am selben Platz, und das, obwohl der Schwarm als Ganzes sich nie für lange Zeit aufteilt.

Von außen betrachtet scheint die Bewegung des Schwarms auf die Lenkung durch ein Bewusstsein hinzudeuten, das die Stare zu einem gemeinsamen Selbstschutzverhalten veranlasst. Es sieht zumindest so aus, als ob die Stare in einer konzertierten Aktion handelten, als ob sie eine im Vorhinein abgestimmte Strategie befolgten, die jedem Vogel eine höhere Überlebenschance bietet. Der Eindruck ist aber falsch. Jeder Star handelt für sich allein, wobei er freilich vier allgemeine Regeln einhält: erstens dem Zentrum so nah wie eben möglich zu bleiben; zweitens zum Nachbarn zwei bis drei Körperlängen Distanz zu halten; drittens eine Kollision mit dem am nächsten fliegenden Artgenossen zu vermeiden; und viertens auszuweichen, wenn etwa ein Falke im Sturzflug auf ihn herabstößt. Kein Star weiß, wie die anderen Stare sich verhalten werden. Es kann kein Star einem anderen irgendwelche Befehle geben. Es gibt nur die vier Grundregeln, doch sie ermöglichen es dem Schwarm, in der richtigen Richtung weiterzufliegen, Greifvögeln auszuweichen und sich nach einer Auflösung der Formation sogleich von Neuem zu gruppieren.

Man darf wohl ohne Übertreibung behaupten: Wer sich für Gruppenverhalten interessiert, ist auch von Zugvögeln fasziniert. Unter den Hunderten von Büchern, die während des letzten Jahrzehnts über selbstorganisierende Gruppen erschienen sind, gibt es kaum eines, das eine Erörterung des Verhaltens von Zugvögeln (oder Fischschwärmen) ausspart. Der Grund liegt auf der Hand: Solche Schwärme liefern beeindruckende Beispiele für eine Sozialform, die sich in ihren Zielen von der Basis her ausrichtet und ihre Schwierigkeiten von unten her meistert – ohne »Leithammel«, ohne Befolgung komplizierter Algorhythmen und Regelwerke. Wer einen Vogelschwarm am Himmel beobachtet, gewinnt eine Vorstellung von »spontaner Ordnung«, um einen Begriff des Ökonomen Friedrich Hayek zu verwenden. Denn es ist ja nicht so, dass Stare sich vorher auf konkrete Maßnahmen verständigt hätten. Sie folgen einfach nur ihren Grundregeln und verhalten sich trotzdem völlig spontan. Die einzelne individuelle Flugaktion eines jeden Stars ist ebenso wenig wie die Formation des Schwarms auf eine Planvorgabe rückführbar. Die Stare ziehen einfach nur weiter

Etwas Ähnliches, wenngleich nicht annähernd so Schönes können Sie beim nächsten Besuch Ihres örtlichen Supermarkts auf der Suche nach einem Karton Orangensaft erleben. Der Karton ist bereits da, obwohl Sie dem Filialleiter Ihren Besuch nicht vorangekündigt hatten. Und mit aller Wahrscheinlichkeit wird dort während der nächsten Tagen für alle Kunden genügend Orangensaft im Kühlfach lagern, auch wenn keiner von ihnen vorher ein Kaufinteresse bekundet. Der Saft, den Sie kaufen, wird Tage zuvor abgepackt worden sein, nachdem er aus Orangen gepresst wurde, die Wochen vorher von Leuten gepflückt wurden, die nicht einmal wissen, dass Sie überhaupt existieren. Die Akteure in dieser Kette – Kunde, Einzelhändler, Großhändler, Abpackunternehmen, Pflanzer – handeln vielleicht nicht auf der Basis von Grundverhaltensregeln wie die Stare, nutzen aber ebenso wie die Vögel ihr individuelles örtliches Wissen; und sie treffen ihre Entscheidungen nicht unter dem Gesichtspunkt, was für alle gut ist, sondern nach dem, was ihnen jeweils selber nützt. Und doch können Menschen – von denen die meisten keineswegs sonderlich rational denken oder weitblickend handeln – auf diese Weise ihre wirtschaftlichen Aktivitäten koordinieren, ohne dass sie von jemandem gelenkt werden.

So hoffen wir zumindest. Was ist der freie Markt denn schon seinem Wesen nach? Ein Mechanismus zur Lösung eines Koordinationsproblems, des wahrscheinlich allerwichtigsten Koordinationsproblems überhaupt: Wie schafft man Waren zum richtigen Preis an die richtigen Stellen? Wenn der Markt gut funktioniert, wandern die Waren und Dienstleistungen von den Leuten, die sie am billigsten herzustellen vermögen, zu den Menschen, die sie am dringendsten benötigen. Rätselhaft scheint das nur im Lichte der Annahme, dass all dieses geschieht, ohne dass irgendwer über ein Gesamtbild der Aktivitäten des Marktes verfügt und ohne dass jemand im Voraus weiß, wie eine treffliche Lösung des Problems aussieht. (Selbst die Existenz von Großunternehmen auf dem Markt ändert nichts an der Tatsache, dass jede einzelne Person nur eine Teilkenntnis des Marktes hat.) Wie kann das aber funktionieren? Können denn Menschen, die ja immer nur über partielles Wissen und beschränkte Möglichkeiten des Vorausberechnens verfügen, wirklich Waren zum richtigen Preis an die richtigen Lokalitäten schaffen, indem sie einfach nur kaufen und verkaufen?
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Auf der Suche nach einer Antwort auf diese Frage wandelte der Wirtschaftswissenschaftler Vernon L. Smith im Januar 1956 sein Seminar in ein Labor um. Heutzutage würde so etwas nicht überraschen; mittlerweile werden dergleichen Experimente zum Testen von ökonomischen Hypothesen und zur Evaluierung der Auswirkungen menschlichen Verhaltens auf Entwicklungen des Marktes routinemäßig durchgeführt. Vor 50 Jahren stellte es eine radikale Neuerung dar. Die Wirtschaftswissenschaften beschäftigten sich mit dem Beweisen mathematischer Theoreme oder der bloßen Analyse realer Märkte. Versuche, mithilfe von Labortests Interessantes über die wirkliche Welt in Erfahrung zu bringen, galten der zu jener Zeit herrschenden Meinung zufolge als unmöglich. In der wirtschaftswissenschaftlichen Fachliteratur jener Zeit sind Berichte über Seminarexperimente darum eine Seltenheit. Eine Ausnahme bildete der Harvard-Professor Edward Chamberlin, der seine Studenten Jahr um Jahr auf einem simulierten Markt miteinander Handel treiben ließ. Ihm ist auch die berühmteste der nur wenigen einschlägigen Publikationen zu verdanken. Und bei ihm hatte Vernon Smith studiert.

Nach heutigen Maßstäben führte Vernon Smith ein ziemlich simples Experiment durch. Eine 22-köpfige Gruppe Studenten wurde je zur Hälfte in Käufer und Verkäufer aufgeteilt. Jeder Verkäufer erhielt eine Karte mit Angabe des niedrigsten Preises, zu dem er zu verkaufen, jeder Käufer ein Kärtchen mit Angabe des höchsten Preises, zu dem er zu kaufen bereit sein sollte. Einmal angenommen, Sie wären damals ein Verkäufer und auf Ihrem Kärtchen ein Verkaufspreis von 25 Dollar notiert gewesen – dann hätten Sie jedes Angebot über diesen Preis oder darüber akzeptiert, denn Sie hätten natürlich einen höheren Preis zu erzielen versucht, da die Differenz ja den Gewinn ausmacht. Wenn nicht anders möglich, hätten Sie aber auch 25 Dollar akzeptiert. Das Gleiche galt umgekehrt für die Käufer – ein Käufer mit dem vorgegebenen Höchstkaufpreis von 20 Dollar würde natürlich versuchen, so wenig wie möglich, notfalls aber auch die doppelte Menge Dollar zu zahlen. Auf die Weise vermochte Smith die Kurven (oder, wie er es nannte, die »Tabellen«) aufzustellen und auf ihrer Grundlage vorauszuberechnen, bei welchem Preis Verkäufer und Käufer einander treffen würden.

Nachdem nun jeder Student sein Kärtchen bekommen hatte und allen die Regeln erklärt worden waren, ließ Smith seine Schüler miteinander Handel treiben. Der »Markt« folgte dem Modell der so genannten wechselseitigen Auktion, das der üblichen Börse ähnelt. Käufer und Verkäufer riefen ihre Gebote und Gesuche öffentlich aus. Wer ein Gebot beziehungsweise ein Gesuch akzeptieren wollte, gab es ebenfalls durch lauten Zuruf bekannt. Erfolgreiche Abschlüsse wurden auf einer Schiefertafel an der Stirnseite des Raums notiert. Ein Käufer, dessen Kärtchen als Höchstpreis 35 Dollar nannte, konnte etwa ein Bidding (Gebot) starten, indem er rief: »Sechs Dollar!« Falls niemand darauf einging, würde er den Preis wahrscheinlich erhöhen, bis er einen Verkäufer fand, der sein Gebot akzeptierte.

Mit diesem Experiment verfolgte Vernon Smith ganz schlicht nur ein Ziel. Die Wirtschaftstheorie setzte voraus, dass nach Beginn des Handelns zwischen Verkäufern und Käufern Gebote und Gesuche sich sehr bald auf einen Preis einpendeln – auf den Preis nämlich, an dem Angebot und Nachfrage einander begegnen; die Ökonomen sprechen in diesem Zusammenhang vom »marktgerechten Preis«. Vernon Smith wollte herausfinden, ob die ökonomische Theorie den realen Gegebenheiten entsprach.

Und in der Tat: Die Preise seines experimentellen Marktes konvergierten sehr bald auf einen Preis. Und dies geschah, obwohl keiner seiner Studenten ein solches Resultat wünschte. (Die Käufer wollten eigentlich niedrigere und die Verkäufer selbstverständlich höhere Preise.) Dieses Ergebnis stellte sich ein, obwohl die Studenten außer der Preisvorgabe auf ihrer jeweiligen Karte sonst keinerlei Informationen besaßen. Smith fand zudem heraus: Dieser Studentenmarkt steigerte den Totalgewinn der Gruppe. Mit anderen Worten: Die Studenten hätten es gar nicht besser machen können, auch dann nicht, wenn ihnen jemand im Besitz umfassenden Wissens gesagt hätte, was sie hätten tun sollen.

Aus einer bestimmten Perspektive gesehen war das Resultat dieser Experimente alles andere als eine Überraschung. Der von Vernon Smith beim Journal of Political Economy, einer ausgesprochen markwirtschaftsfreundlichen Zeitschrift, die von Ökonomen an der Chicago University herausgegeben wurde, eingereichte Forschungsbericht wurde denn auch zunächst abgelehnt. Die Herausgeber weigerten sich, den Beitrag zu akzeptieren, weil er nach ihrem Verständnis nichts weiter als einen Beweis dafür erbrachte, dass die Sonne im Osten aufging. (Er wurde schließlich doch publiziert, obwohl er von vier Gutachtern negativ beurteilt worden war.) Hatten denn Wirtschaftswissenschaftler seit Adam Smith etwa nicht längst begründet, dass die Märkte eine hervorragende Güterverteilung garantierten? Und hatten in den fünfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts die Ökonomen Kenneth J. Arrow und Gerard Debreu nicht nachgewiesen, dass die Funktionen des freien Marktes unter gewissen Umständen gar eine optimale Warenverteilung herbeiführten? Inwiefern sollten die Experimente von Smith also überhaupt noch von Bedeutung sein?

Sie waren immens bedeutsam, weil sie demonstrierten, dass Märkte selbst dann ausgezeichnet funktionieren, wenn Menschen aus Fleisch und Blut Handel trieben. Der von Arrow und Debreu dargebotene Beweis für die Effizienz von Märkten – die so genannte »Gleichgewichtshypothese« – war in sich schlüssig und in seiner Vollkommenheit schlicht und ergreifend schön. Er beschrieb eine Wirtschaft, in der sich alle Teile zu einem Ganzen fügen und in der Irrtümer unmöglich waren. Ihr Beweis hatte bloß den Haken, dass ein real existierender Markt die vorausgesetzten Bedingungen nie und nimmer zu erfüllen vermochte. Denn in der idealen, imaginären Welt von Arrow und Debreu verfügt jeder Käufer und Verkäufer über umfassendes Wissen, das heißt, da kennt jeder den Preis, zu dem sämtliche anderen Käufer und Verkäufer zu kaufen oder zu verkaufen bereit sind; da weiß außerdem ein jeder auch, dass alle anderen wissen, dass er es weiß. Da sind alle Käufer und Verkäufer durch und durch rationale Wesen, das heißt, sie haben ein klares Bewusstsein, wie sie ihre Eigeninteressen optimal realisieren können. Und dort hat jeder Käufer und jeder Verkäufer Zugang zum kompletten Bestand aller Verträge, die jede nur denkbare Eventualität abdecken. Sie sind also gegen jegliche Eventualitäten abgesichert.

Nur – so verhält es sich nun einmal auf keinem real existierenden Markt. Da verfügt niemand über ein vollständiges Wissen. Da hat jedermann lediglich persönliche, vertrauliche, begrenzte Informationen. Es mögen wertvolle Informationen und richtige Informationen sein (sie können freilich auch völlig nutzlos und falsch sein). Es handelt sich aber auf jeden Fall immer nur um Teilinformationen. Zudem sind Menschen aus Fleisch und Blut keineswegs rein rationale Wesen. Selbst wenn sie, zumindest überwiegend, auf eine Optimierung eigener Vorteile bedacht sein sollten, sind sie sich mitnichten immer sicher, wie so etwas zu bewerkstelligen wäre, und nur zu oft bereit, sich mit weniger als perfekten Resultaten zufriedenzugeben. Und Verträge sind erbärmlich lückenhaft. Arrow und Debreu haben, daran besteht kein Zweifel, ein Instrument von unschätzbarem Wert geliefert – zum Teil deswegen, weil sie einen idealen Markt entwarfen, der einen Maßstab zur Bewertung der realen Märkte liefert. Eines aber vermochten sie jedenfalls nicht nachzuweisen: dass real existierende Märkte effizient und weise sein können.

Genau dafür hat aber Vernon Smith mit seinen Experimenten den bis dahin ausstehenden Beweis erbracht. Ihm gelang es zu belegen, dass unvollkommene Märkte, Märkte, in denen unvollkommene Menschen agieren, nahezu ideale Resultate zu erbringen vermögen. Die Teilnehmer an den Smith’schen Experimenten waren sich nicht immer im Klaren darüber, worum es da eigentlich ging. Viele von ihnen empfanden die Erfahrung solchen Handels als überaus chaotisch und verwirrend. Sie beschrieben ihre eigenen Entscheidungen auch keineswegs als Resultat eines umsichtigen, sorgfältigen Bemühens um genau die richtige Entscheidung, sondern eher als die relativ besten Entscheidungen – als die besten Entscheidungen, zu denen sie zum jeweiligen Zeitpunkt imstande waren. Dennoch fanden sie im Vertrauen auf ihre beschränkten, vertraulichen, rein persönlichen Kenntnisse zum richtigen Resultat.

Seit dem ersten Experiment Vernon Smith’ und der Publikation seines Forschungsberichts sind fast fünf Jahrzehnte verstrichen. Sein Experiment ist in immer komplexeren Variationen hunderte, wenn nicht gar tausende Male wiederholt worden. Die Kernerkenntnis seines ersten originalen Experiments – dass unvollkommene Menschen unter den richtigen Umständen fast ideale Ergebnisse zu erzielen vermögen – ist aber bis heute unbestritten.

Ist das nun etwa so zu verstehen, dass die Märkte stets auf ideale Weise funktionieren? Mitnichten. Denn erstens: Wiewohl die Studenten von Vernon Smith nicht als rundum vollkommene Entscheidungsträger bezeichnet werden können, ist der Raum eines Universitätsseminars doch abseits der Unzulänglichkeiten, die für real existierende Märkte charakteristisch sind. (Es sind eben die Unzulänglichkeiten, die übrigens das Geschäftsleben weitaus interessanter machen, als Wirtschaftslehrbücher es vermitteln). Zweitens: Smith’ Experimente weisen nach, dass zwischen menschlichen Verhaltensweisen in Konsummärkten (wie etwa für Fernsehgeräte) und in Anlegermärkten (wie beispielsweise die Aktienbörse) ein erheblicher Unterschied besteht. Wenn Studenten »Fernsehgeräte« kaufen und verkaufen, stoßen sie sehr bald auf eine korrekte Problemlösung. Beim Kaufen und Verkaufen von Wertpapieren dagegen sind die Ergebnisse sehr viel volatiler und unberechenbarer. Drittens: Wie die Gleichung von Arrow und Debreu vermögen auch die Experimente von Smith wenig darüber auszusagen, ob (oder ob nicht) Märkte gesellschaftlich – im Unterschied zum rein Ökonomischen – optimale Resultate zeitigen. Wenn Wohlstand ungleich verteilt ist, bevor Menschen in einem Markt zu handeln beginnen, wird er hinterher kein bisschen gleichmäßiger verteilt sein. In einem gut funktionierenden Markt wird jeder einzelne Teilnehmer schlussendlich für sich besser dastehen als zuvor – günstiger im Vergleich mit der eigenen Ausgangssituation, aber nicht unbedingt besser im Vergleich mit den anderen Marktteilnehmern. Eine Verbesserung der eigenen Lage ist jedoch immerhin schon etwas.

Wie dem auch sei – hinsichtlich der Forschungsergebnisse von Smith und seinen Kollegen ist eines ausschlaggebend: Sie haben belegt, dass Menschen, wie naiv und ungebildet sie als »Handlungsträger« auch sein mögen, sich koordinieren können, um komplizierte, wechselseitig wohltätige Ziele zu erreichen, selbst wenn sie anfangs nicht wirklich Klarheit darüber haben, worin diese Ziele bestehen und wessen es bedarf, um diese Ziele zu erreichen. Als Individuen wissen sie nicht, wohin sie gehen. Als Bestandteil und als Teilnehmer eines Marktes sind sie jedoch plötzlich imstande, das Ziel zu erreichen – und dies sogar ziemlich rasch.


SECHSTES KAPITEL

Es gibt die Gesellschaft doch:
Steuern, Trinkgelder, Fernsehen und Vertrauen
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Es war ein Verbrechen, das im Sommer 2002 an der gesamten italienischen Nation verübt wurde: So empfanden es zumindest viele Millionen italienischer Fußballfans, nachdem ihre Nationalmannschaft vom Außenseiter Südkorea aus dem Turnier um die Fußballweltmeisterschaft katapultiert worden war. Die hochfavorisierten Italiener waren sehr früh mit einem Tor in Führung gegangen und hatten dieses Ergebnis fast über die ganze Spieldauer halten können, bis sie kurz vor Schluss den Ausgleichstreffer hinnehmen mussten und dann in der Spielverlängerung unterlagen. Die Leistung der italienischen Elitekicker hätte bestenfalls als mittelmäßig bezeichnet werden können, obwohl sie durch zwei oder drei sehr fragwürdige Schiedsrichterentscheidungen benachteiligt wurden – darunter die Nichtanerkennung eines Tores –, die das Spiel letztendlich zugunsten der Südkoreaner entschied.

Die italienischen Fans lasteten die Niederlage selbstverständlich dem Schiedsrichter Byron Moreno aus Ecuador an. Seltsamerweise warfen sie ihm jedoch keineswegs (was berechtigt gewesen wäre) Inkompetenz, sondern kriminelles Verhalten vor. Nach Meinung der »Tifosi« war ihr Nationalteam das Opfer von etwas viel Schlimmerem als einer bloß miserablen Schiedsrichterleistung geworden: Sie sahen sich als Leidtragende einer globalen Verschwörung, die möglicherweise sogar von der FIFA initiiert worden war, einzig und allein mit dem Ziel, die Italiener um ihren rechtmäßigen Triumph zu bringen. Moreno hätte infolgedessen lediglich auftragsgemäß gehandelt und dementsprechend Instruktionen nur perfekt umgesetzt.

So prangerte beispielsweise der Mailänder Corriere della Sera ein System an, in dem »Schiedsrichter … als Exekutoren missbraucht werden«.

Im Leitartikel der Gazzetta dello Sport hieß es: »An jenen Stellen, wo Millionen-Dollar-Deals ausgeheckt und die Spielresultate vorherbestimmt werden, zählt Italien nicht.« Ein Minister der Regierung in Rom unterstellte gar: »Es macht den Eindruck, als hätten sie einfach nur an einem runden Tisch zusammengesessen und beschlossen – einfach so –, uns hinauszuwerfen.« Die treffendsten Worte für diese Verschwörungstheorie fand ein Star der »Squadra Azzura«, Francesco Totti, als er bemerkte: »Hier ist es um eine erwünschte Eliminierung gegangen. Von wem sie betrieben wurde? Das weiß ich nicht – es gibt Dinge, die über meinen Horizont hinausgehen, doch mein Gefühl sagt mir, dass man uns raus haben wollte.« Für eine gegen Italien gerichtete Verschwörung oder eine angebliche Ranküne Morenos konnte – trotz aller Rechercheanstrengungen seitens der italienischen Zeitungen – kein einziger Beleg zutage gefördert werden. Die Fans hielten dennoch an ihrer Überzeugung fest, dass sich finstere Kräfte vereint hatten, um die Hoffnungen Italiens auf den Fußballweltmeistertitel zunichte zu machen.

Einem ausländischen Beobachter mussten die Korruptionsvorwürfe völlig verrückt vorkommen. Es passiert schließlich laufend, dass Schiedsrichter, deren Ehrbarkeit unbestritten ist, falsche Entscheidungen treffen. Welche Gründe gab es eigentlich anzunehmen, dass es im Fall Morenos anders gewesen sein sollte? Für alle, die sich im italienischen Fußball auskennen, waren die Vorwürfe freilich vorhersehbar: Dort wird Korruption nämlich für Normalität gehalten. Die italienische Fußballsaison wird Jahr um Jahr und beinahe wöchentlich von diesbezüglichen Skandalen erschüttert. Dort behaupten Mannschaften routinemäßig, dass einzelne Schiedsrichter gekauft worden seien; dort sind ebenfalls Forderungen von Seiten der Vereine an der Tagesordnung, dass gewisse Unparteiische nicht für Spiele angesetzt werden, an denen sie beteiligt sind. Schiedsrichterverfehlungen sind schlagzeilenträchtig. Jeden Montagabend nimmt die zweieinhalbstündige Fernsehsendung Biscardis Prozess schiedsrichterliche Entscheidungen auseinander, prangert sie die Unparteiischen wegen Begünstigung an.

Auf den italienischen Fußball wirkt sich all das alles andere als positiv aus. Obwohl die Kicker der ersten Liga, der »Seria A«, zu den besten der Welt zählen, sind die Spiele oft unterbrechungsreiche, von Fouls geprägte Veranstaltungen, die immer wieder von schauspielernden, lamentierenden Akteuren verzögert werden, denen es mehr darum geht, den Schiedsrichter zu bearbeiten, als ihren eigentlichen Job zu tun. Niederlagen werden so gut wie nie als Resultat einer fairen Auseinandersetzung akzeptiert. Selbst einem Sieg wohnt nicht selten der unterschwellige Verdacht inne, dass er möglicherweise nur durch Absprachen in irgendwelchen Hinterzimmern zustande kam.

Was hat der italienische Fussball aber mit unserem Thema, mit kollektiven Entscheidungen und Problemlösungen, zu tun? Nun denn: Obwohl in einem Fußballspiel zwei Mannschaften als Gegner rivalisierende Interessen verfolgen, haben sie auch ein gemeinsames Ziel, nämlich dafür zu sorgen, dass ein Match für die Fans unterhaltsam und überzeugend ist. Je interessanter die Spiele, desto größer die Wahrscheinlichkeit, dass sie viele Zuschauer anziehen, dass mehr Eintrittskarten verkauft werden, dass die Einschaltquoten der Fernsehübertragungen hoch ausfallen – desto höher also auch die Einnahmen der Vereine und die Spielergehälter. Die zwei Mannschaften, die gegeneinander antreten, stehen also keineswegs in bloßem Wettbewerb miteinander. Zumindest in der Theorie arbeiten sie – wie die Neutralen – auch zusammen, um ein spannendes Match zu bewerkstelligen. Und genau das sind die italienischen Mannschaften außerstande zu leisten. Weil keine der beiden Seiten sicher sein kann, dass ihre Bemühungen am Ende fair belohnt werden, verwenden die Spieler eine ungebührliche Menge Zeit darauf, die eigenen Interessen zu schützen. Es wäre besser, die Energie, Zeit und Aufmerksamkeit zur Qualitätssteigerung des Spielverlaufs als für Attacken auf die Schiedsrichter einzusetzen. Und dergleichen Manipulationsversuche entwickeln eine Eigendynamik. Auch wenn die meisten Spieler lieber ehrlich sein würden – sie glauben, dass sie da nur ausgebeutet würden. Wie es der Flügelstürmer Gennaro Gattuso vom Champions-League-Sieger AC Mailand im Oktober 2003 ausdrückte: »Das System hindert einen daran, die Wahrheit zu sagen und man selbst zu sein.« Es gibt kaum einen, der das System schätzt; doch niemand vermag es zu ändern.

Auf diese Weise versagt der italienische Fußball auf der Suche nach einer guten Lösung einer Kooperations aufgabe. Kooperationsprobleme scheinen Koordinationsproblemen oft sehr ähnlich, weil die Lösung beider es erfordert, dass jeder Teilnehmer in Rechnung stellen muss, was alle anderen machen. Ein Koordinationsproblem kann jedoch gelöst werden, wenn jedes involvierte Individuum redlich die eigenen Interessen verfolgt – im Falle des Aushandelns von Preisen kommt es genau darauf sogar entscheidend an. Bei der Lösung von Kooperationsaufgaben dagegen – dem Säubern der Bürgersteige von Schnee, dem Zahlen von Steuern, dem Eindämmen von Umweltverschmutzung beispielsweise – haben die Mitglieder einer Gruppe beziehungsweise Gesellschaft mehr zu leisten. Sie müssen ein breiteres Verständnis von Eigeninteresse aufbringen als das kurzsichtige Denken, das eine Profitmaximierung verlangt. Und sie müssen den Menschen ihrer Umgebung vertrauen können; bei mangelndem Vertrauen kann es nur eine sinnvolle Strategie geben: auf kurzfristigen Eigennutz aus zu sein. Wie aber entsteht Vertrauen? Und macht es wirklich einen Unterschied?
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Im September 2003 wurde Richard Grasso als Vorsitzender der New York Stock Exchange (NYSE) gefeuert. Es war das erste Mal in der Geschichte Amerikas, dass ein Spitzenmanager seinen Job verlor, weil er zu viel verdiente. Grasso hatte die New Yorker Börse seit 1995 geleitet und nach überwiegender Auffassung gute Arbeit geleistet. Er war zwar äußerst selbstbezogen, schien jedoch weder inkompetent noch korrupt. Als bekannt wurde, dass die NYSE Richard Grasso eine Pauschalzahlung in Höhe von 139,5 Millionen Dollar gewähren wollte – sie setzte sich aus Pensionsansprüchen, Rückstellungen und Sondervergütungen zusammen –, machte sich rasch öffentliche Empörung breit. Der Ruf nach einer Entlassung Grassos wurde in den folgenden Wochen geradezu ohrenbetäubend laut. Der Aufsichtsrat der NYSE – es handelte sich selbstverständlich um dieselben Herrschaften, die Grasso die Zahlung der fast 140 Millionen Dollar bewilligt hatten – forderte Grasso zum Rücktritt auf. Es war aufgrund des öffentlichen Aufruhrs unmöglich geworden, an ihm festzuhalten.

Warum war nun die Öffentlichkeit so empört? Schließlich hatte nicht sie für die Millionen aufzukommen; die NYSE gab eigenes Geld aus. Und das Lamentieren über Grassos unerwartet hohen Einkommensschub brachte niemandem etwas. Zudem hatte Grasso das Geld inzwischen bereits auf seinem Konto, und die NYSE forderte es auch nicht von ihm zurück, etwa um es wohltätigen Zwecken zukommen zu lassen oder auf andere Weise zu investieren. Aus Sicht eines Ökonomen war die Reaktion der Öffentlichkeit zutiefst irrational. Ökonomen haben seit jeher (zu Recht) angenommen, dass der Mensch im Grunde seinen eigenen Interessen nachgeht. Und das hat ein paar Dinge zu bedeuten, die erwähnenswert scheinen (auch wenn sie möglicherweise allgemein bekannt sind). Erstens wird jemand, der die Wahl hat (Waren, Dienstleistungen oder einfach Handlungsmöglichkeiten betreffend), sich für das entscheiden, was ihm persönlich nutzt. Zweitens macht er dabei seine Entscheidung nicht vom Tun und Lassen anderer abhängig. Wer jedoch seiner Wut über die Höhe der Zahlungen an Dick Grasso Ausdruck verlieh, hatte – mit der etwaigen Ausnahme von Wirtschaftsjournalisten – dafür keinerlei konkreten Nutzen zu erwarten. Insofern war es tatsächlich irrational, Zeit und Kraft in Attacken auf Dick Grasso zu investieren. Genau das tat aber die Öffentlichkeit, sodass sich erneut die Frage stellt: Weshalb eigentlich?

Das menschliche Verhalten könnte sich mithilfe eines Experiments namens »Ultimatum-Spiel« erklären lassen. Es ist das wohl bekannteste Experiment aus dem Bereich der verhaltensorientierten Wirtschaftswissenschaften. Die Regeln dieses Verhandlungsspiels sind einfach. Der Experimentator bildet eine Gruppe aus zwei Personen. (Sie können miteinander kommunizieren, sind einander aber nicht bekannt.) Die Gruppe erhält zehn Dollar, die nach folgender Manier geteilt werden sollen: Spieler Nummer eins (der »Vorgeber«) schlägt einen Teilungsmodus vor (50:50, 70:30 oder was immer) und macht Spieler Nummer zwei (dem »Erwiderer«) daraufhin das Angebot, es zu akzeptieren oder zurückzuweisen. Wenn Letzterer das Angebot annimmt, steckt jeder der beiden seinen entsprechenden Anteil der Summe ein; lehnt er ab, gehen beide Spieler mit leeren Händen aus dem Spiel.

Verhalten beide Spieler sich rational, so wird der Vorgeber neun Dollar für sich behalten, und der Erwiderer wird den einen angebotenen Dollar nehmen. Der Erwiderer müsste eigentlich immer akzeptieren, ganz gleich was ihm angeboten wird; so bekommt er wenigstens etwas – sonst gar nichts. Ein rational denkender Vorgeber würde sich dessen bewusst sein und dem anderen deshalb ein niedriges Angebot machen.

In der Praxis geschieht so etwas jedoch selten, da werden Niedrigangebote – alles unter zwei Dollar – für gewöhnlich zurückgewiesen. Die Menschen wollen lieber leer ausgehen, als ihren »Partner« mit einem zu großen Anteil der Beute abmarschieren lassen. Sie werden auf eine unentgeltliche Einnahme verzichten, um ein von ihnen als raffgierig oder egoistisch empfundenes Verhalten zu bestrafen. Genau damit rechnen interessanterweise die Vorgeber aber – vermutlich, weil sie in der Rolle des Erwiderers selber so agieren würden. Aus diesem Grund machen die meisten Vorgeber auch keine Niedrigangebote. Das in diesem Experiment am häufigsten vorkommende Angebot beträgt übrigens fünf Dollar.

Das weicht nun freilich stark ab von der »rationalen« Theorie über menschliches Verhalten. Die Teilnehmer am Ultimatum-Spiel wählen ja keineswegs die für sie persönlich materiell beste Option; sie gehen bei ihren Entscheidungen ganz offenkundig auf das Verhalten des anderen ein. Und das Ultimatum-Spiel wird überall in der entwickelten Welt gespielt: Transnationale Spiele in Japan, Russland, den Vereinigten Staaten und Frankreich zeigen jedoch das gleiche Ergebnis. Selbst eine Erhöhung der Geldsumme scheint da keine großen Unterschiede zu bewirken. (Nun gut, wenn der Vorgeber in die Lage versetzt würde, eine Million Dollar aufzuteilen, würde der Erwiderer die Chance, 100000 Dollar einzustecken, vermutlich doch nicht von sich weisen.) Das Spiel wurde andererseits auch in Ländern wie Indonesien mit einem Gewinnwert in Höhe von drei Tageslöhnen gespielt; selbst dann lehnten die Erwiderer Niedrigangebote ab.

Eine solche Verhaltensweise ist übrigens keineswegs auf Menschen beschränkt. In einer Studie, deren Resultat rein zufällig an dem Tag bekannt gegeben wurde, als Grasso von seinem Posten zurücktrat, weisen die Primatenforscher Sarah F. Brosnan und Frans B. M. de Waal nach, dass auch weibliche Kapuzineraffen auf unfaire Verhandlungsangebote beleidigt reagieren. Die Affen waren so trainiert worden, dass sie Brosnan als Gegengabe für Nahrung einen Granitkiesel brachten. Ihnen wurde als Preis sozusagen eine Gurkenscheibe offeriert. Die Affen arbeiteten in Zweiergruppen, und in 95 Prozent der Fälle lieferten beide einen Stein ab, wenn sie dafür ihre »Gurkenprämie« erhielten. Diese Marktidylle wurde jedoch gestört, als die Wissenschaftler die Regeln änderten und einer Kapuzineräffin eine köstliche Weintraube gaben, während die andere nach wie vor eine Gurkenscheibe bekam. Angesichts solcher Ungerechtigkeit weigerten die benachteiligten Affen sich häufig, ihr Gurkenstück zu fressen, und 40 Prozent von ihnen ließen sich überhaupt nicht mehr auf einen Handel ein. Die Sache wurde noch ärger, als eine Äffin eine Weintraube, die andere dagegen überhaupt nichts erhielt und daraufhin den Stein fortschleuderte; die Teilnahme an dem Tauschhandel sank auf 20 Prozent. Mit anderen Worten: Die Kapuzineraffen waren willens, auf preiswerte, billige Nahrung zu verzichten – ein Stück Gurke für einen Kiesel ist schließlich kein so schlechtes Geschäft –, um ihr Missfallen über den unverdienten Reichtum von Artgenossen auszudrücken. Hätten sie – wie die Teilnehmer an einem Ultimatum-Spiel – die Möglichkeit gehabt, ihren Artgenossinnen den Genuss solcher Reichtümer vorzuenthalten, so hätten sie es vermutlich mit Lust und Wonne getan.

Es scheint also Kapuzineraffen wie Menschen etwas auszumachen, dass Belohnungen in einem gewissen Sinne »fair« verteilt werden. Das ist keineswegs so logisch oder klar, wie es uns auf den ersten Blick vorkommen mag. Denn wenn eine Äffin den Tausch eines Kiesels gegen eine Gurkenscheibe als ein vernünftiges Geschäft empfand und darob glücklich und zufrieden war, bevor sie ihre Kameradin mit einer Weintraube belohnt sah, sollte sie sich eigentlich auch danach auf den Handel einlassen – ist die dafür zu leistende Arbeit doch nicht schwieriger und die Gurke nicht weniger schmackhaft geworden. (Oder, falls doch, dann bloß aus brennendem Neid auf die Gabe für die Nachbarin.) In diesem Sinne dürfte sich ihre Beurteilung des Handels eigentlich nicht geändert haben. In ähnlicher Weise wird den Erwiderern Geld für ein paar Minuten Arbeit offeriert – für eine Arbeit, die eigentlich bloß darin besteht, mit »Ja« oder »Nein« zu antworten. Umsonst angebotenes Geld zurückzuweisen ergibt unter den meisten Umständen keinen Sinn. Und doch tun Menschen genau das, nur um sicherzustellen, dass die Verteilung der Ressourcen auf faire Weise erfolgt.

Hat dies nun etwa zu bedeuten, dass die Menschen glauben, in einer idealen Welt würden alle gleich reich sein und über die gleichen Geldmengen verfügen können? Nein. Es besagt lediglich Folgendes: Sie sind der Auffassung, dass Menschen in einer idealen Welt das erhalten würden, was sie verdienen. In der ursprünglichen Form des Ultimatum-Spiels bleibt es dem Zufall überlassen, wer von den zwei Personen jeweils Vorgeber und wer Erwiderer wird; darum meinen die Teilnehmer, das Geld müsse einigermaßen gleich verteilt werden. Unter veränderten Spielbedingungen wandelt die Einstellung der Teilnehmer sich jedoch drastisch. In einer besonders interessanten Version des Spiels erweckten die Forscher den Eindruck, dass die Antragsteller diese Funktion einem besseren Abschneiden in einem vorherigen Test zu verdanken hätten, woraufhin die Vorgeber den Erwiderern einen signifikant geringeren Teil des Geldes anboten – diesmal aber wurde nicht ein einziges Niedrigangebot zurückgewiesen. Offenbar hielten es alle für korrekt, dass jemand, der die Position eines Vorgebers verdientermaßen einnahm, dann auch einen größeren Anteil des Geldes verdient hätte.

Vereinfachend gesagt: Menschen (und Kapuzineraffen) wünschen, dass ein plausibles Verhältnis besteht zwischen Leistung und Belohnung. Eben das hat im Fall von Richard Grasso gefehlt. Er bekam für eine zu geringe Leistung einfach zu viel. Grasso scheint durchaus eine gute Arbeit geleistet zu haben. Er war aber nicht unersetzbar; niemand musste sich sorgen, dass die New York Stock Exchange ohne ihn zusammenbräche. Noch gravierender: Der Job war keine Dotierung in Höhe von fast 140 Millionen Dollar wert (welcher Job ist das schon?). Hinsichtlich der Komplexität der Aufgaben wie der dazu notwendigen Erfahrung und Klugheit war er ganz und gar nicht mit der Leitung von Investmentbanken wie Merrill Lynch oder Goldman Sachs vergleichbar. Grassos Gehalt war aber so hoch wie das mancher Spitzenmanager an der Wall Street, die selbst schon enorm überbezahlt sind.

Das tief verwurzelte Verlangen der Menschen nach Fairness beziehungsweise Gerechtigkeit, das Grasso seinen Job kostete, ist ein universales Phänomen. Die konkreten Vorstellungen von Fairness und Gerechtigkeit sind allerdings stark kulturell bedingt. So verdienen Topmanager in den USA bedeutend mehr als in Europa oder Japan; Spitzengehälter für Vorstandsvorsitzende, deretwegen man in Deutschland auf die Barrikaden gehen würde, lösen in den Vereinigten Staaten kaum ein flüchtiges Stirnrunzeln aus. Hohe Einkommen scheinen Amerikaner generell nicht sonderlich zu stören. Obwohl das Einkommensgefälle in keinem Land der hochentwickelten Welt so krass ist wie in den USA, regen sich Amerikaner – so das konstante Resultat von Meinungsumfragen – über solche Art von Ungleichheit viel weniger auf als Europäer. (Eine von den Wirtschaftswissenschaftlern Alberto Alesina, Rafael di Tella und Robert MacCulloch im Jahr 2001 publizierte Studie belegt sogar, dass es in den Vereinigten Staaten vor allem die Reichen sind, die diese Ungleichheit beunruhigt.) Das hat zu einem gewissen Teil damit zu tun, dass Amerikaner Reichtum mehr als Folge von persönlicher Tatkraft und Tüchtigkeit werten, Europäer ihn dagegen eher glücklichen Umständen zuschreiben. Amerikaner nehmen (obwohl dem möglicherweise längst nicht mehr so ist) ihr Land als eine relativ mobile Gesellschaft wahr, die einem Jungen aus der Arbeiterklasse den Aufstieg zum Wohlstand ermöglicht – ein Faktum, das in Bezug auf Richard Grasso von besonderer Ironie scheint: Er war ja ein Arbeiterkind, das zu Reichtum gekommen ist. In puncto Aufstieg zum Wohlstand scheint es also selbst für Amerikaner einen Grenzwert zu geben.

Die Empörung über Richard Grassos Pensionsvergütungen war zweifellos irrational. Wie das Verhalten der Erwiderer im Ultimatum-Spiel, war die Entrüstung jedoch auch da ein Beispiel für die Forderung nach »starker Reziprozität« – um eine Begriffsbildung der Ökonomen Samuel Bowles und Herbert Gintis zu verwenden –, der eine Bereitschaft entspricht, schlechtes Verhalten zu bestrafen (wie, umgekehrt, gutes Verhalten zu belohnen), auch wenn daraus keine persönlichen materiellen Vorteile erwachsen. Und – ob nun irrational oder nicht – solches Empfinden von der Notwendigkeit einer starken Wechselseitigkeit stellt Bowles und Gintis zufolge ein »prosoziales Verhalten« dar, weil es die Menschen veranlasst, die engen Grenzen des Begriffs »Eigennutz« zu überschreiten und – ganz unabhängig davon, ob dies in bewusster Absicht geschieht – im Sinne eines Gemeinwohls zu denken. Nun ist es keineswegs so, dass die im Bewusstsein einer starken Reziprozität agierenden Personen altruistisch denken und handeln. Wenn sie Niedrigangebote zurückweisen oder Richard Grasso aus Amt und Würden jagen, geschieht es nicht aus schlichter Menschenliebe. Vielmehr lehnen sie Niedrigangebote ab, weil diese ihrem individuellen Verständnis von einem gerechten Leistungs-/Lohnverhältnis zuwiderlaufen. Die Wirkung solchen Empfindens ist allerdings die gleiche, wie wenn sie aus Menschenliebe agierten. Die auf Reziprozität beruhende Aktionsweise funktioniert. Die Angebote im Ultimatum-Spiel sind für gewöhnlich durchaus gerecht – was sie in Anbetracht der anfangs erwähnten bereitgestellten Ressourcen auch sein sollten. Und bei der Bestellung künftiger Geschäftsführer wird die New York Stock Exchange vermutlich strengere Maßstäbe anlegen, was zu verdienen sie wirklich wert sind. Mit anderen Worten: Individuell irrationales Aufbegehren kann zu einem kollektiv rationalen Ergebnis führen.
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Das Rätsel, zu dessen Lösung der Begriff »prosoziales Verhalten« beitragen könnte, berührt das Geheimnis, warum wir Menschen überhaupt kooperieren. Eine Gesellschaft kann sich unmöglich allein auf Gesetze verlassen, um ein ehrliches und verantwortungsvolles Verhalten der Bürger zu gewährleisten.

Ebenso wenig kann ein Unternehmen ausschließlich auf Verträge bauen, damit die Manager und Angestellten ihren Pflichten nachkommen. Darum stehen alle Beteiligten, als Gruppe, bei kooperativem Zusammengehen besser da, obgleich es jedem Einzelnen für sich genommen selten rational und vernünftig erscheint; denn es muss ihm eigentlich sinnvoller vorkommen, primär die eigenen Interessen zu verfolgen und von den Anstrengungen anderer zu profitieren, die dumm genug sind, kooperativ zu denken und zu handeln. Warum gehen die meisten von uns dann aber nicht so vor?

Die Standarderklärung für menschliches Kooperationsverhalten lieferte der Politologe Robert Axelrod in den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts: dass Kooperation aus wiederholten Interaktionen mit den immer gleichen Personen resultiert. In seinem Klassiker The Evolution of Cooperation formulierte Axelrod es folgendermaßen: »Das Fundament von Kooperation ist nicht eigentlich Vertrauen, sondern die Haltbarkeit von Beziehungen. Auf die Dauer ist es weniger wichtig, ob die Spieler einander vertrauen oder nicht; entscheidender ist die Frage, ob die Umstände reif dafür sind, dass die Akteure ein stabiles Muster der Kooperation untereinander aufbauen.« Im wiederholten Umgang miteinander erkennen die Menschen mit der Zeit die Vorzüge einer Kooperation, sodass sie einander nicht zu übervorteilen suchen; andernfalls wäre, wie sie sehr wohl wissen, der Geschäftspartner fähig, Strafmaßnahmen in die Wege zu leiten. Der Schlüssel zur Kooperation liegt in dem, was Axelrod als »Schatten der Zukunft« bezeichnete. Es ist die Verheißung einer anhaltenden Kooperation, die uns bei der Stange hält. Laut Axelrod setzen erfolgreiche Kooperationen voraus, dass man zu Beginn nett miteinander umgeht – also Kooperationsbereitschaft zeigt –, allerdings auch willens ist, unkooperatives Verhalten zu bestrafen, sobald es auftritt. Die Zugangsweise zur Kooperation ist, »freundlich, vergebend und vergeltend« zu sein.

Diese Regel scheint absolut vernünftig, und sie stellt vermutlich auch korrekt dar, wie die meisten Menschen in einer gut funktionierenden Gesellschaft mit anderen, ihnen bekannten Personen umgehen. Dennoch ist die Vorstellung, dass Kooperation bloß aus wiederholten Interaktionen zwischen immer gleichen Menschen entsteht, irgendwie unbefriedigend. Schließlich verhalten wir uns auch dann prosozial, wenn uns kein erkennbarer Nutzen winkt. Lassen Sie uns dazu noch einmal einen Blick auf das Ultimatum-Spiel werfen. Jedes Spiel ist ein einmaliger Akt. Man spielt nicht öfter als nur ein einziges Mal mit jemand anderem. Die Erwiderer, die ein Niedrigangebot zurückwiesen, taten dies also nicht, um dem Antragsteller beizubringen, sie das nächste Mal besser zu behandeln. Trotzdem bestraften sie diejenigen, deren Offerte sie als unfair empfanden; daraus folgt, dass die These von einem »Schatten der Zukunft« allein nicht zu begründen vermag, warum wir kooperieren.

Der wesentliche Punkt ist letztlich nicht der, dass wir mit Leuten kooperieren, die uns bekannt sind und mit denen wir regelmäßig Geschäfte treiben. Der entscheidende Punkt ist vielmehr der, dass wir mit Fremden kooperieren. Wir spenden an wohltätige Vereine. Wir kaufen bei eBay, ohne die Sachen vorher in Augenschein genommen zu haben. Wir melden uns bei Kazaa an und laden Musik auf, damit andere sie herunterladen können, obwohl wir für uns selbst keinen direkten Gewinn daraus ziehen, diese Songs mit anderen zu teilen und anderen Zugang zu der Festplatte unseres Computers zu gestatten. Bei alledem handelt es sich also um streng genommen irrationale Verhaltensweisen. Andererseits profitieren aber alle davon (nun gut, mit Ausnahme der Tonträgerproduzenten). Letztlich mag eine gute Gesellschaft eher dadurch definiert werden, wie wir Fremden gegenübertreten, als wie wir uns Bekannten gegenüber verhalten.

Man denke an die Gewohnheit des Trinkgeldgebens. Dass Leute in Restaurants, die sie regelmäßig frequentieren, ein reichliches Trinkgeld geben, ist verständlich: Es könnte ihnen besseren Service und einen besseren Tisch sichern oder ganz schlicht den Umgang mit den Bedienungen angenehmer gestalten. In der Regel geben die Leute Trinkgelder aber auch in Lokalen, in denen sie nie wieder einkehren werden, in Städten, die tausende Kilometer von ihrem Heimatort entfernt liegen. Sie tun es teilweise, um sich keiner eventuellen Kritik wegen Knickrigkeit auszusetzen, hauptsächlich jedoch deswegen, weil wir alle miteinander einfach akzeptiert haben, dass man in Restaurants Trinkgeld gibt – nur so können Kellnerinnen und Kellner nämlich ihren Lebensunterhalt verbessern; und wir akzeptieren diese Praxis, wenngleich wir damit freiwillig Geld an uns fremde Personen vergeben, denen wir im Leben vielleicht nie wieder begegnen. Rein logisch betrachtet ist das alles fragwürdig. (Im Film Reservoir Dogs bringt es Mr. Pink mit seiner Frage auf den Punkt: »Warum geben wir Menschen bestimmter Berufe ein Trinkgeld, obwohl wir nicht mal im Traum daran denken würden, Personen mit anderen Berufen ein Trinkgeld zu geben?«) Gerade in Anbetracht dieser logisch berechtigten Frage stellt das Geben von Trinkgeldern, vor allem an Fremde, ein dezidiert prosoziales Verhalten dar, das sich aus dem »Schatten der Zukunft« allein nicht erklären lässt.

Warum sind wir bereit, mit uns kaum Bekannten zu kooperieren? Mir sagt die Antwort von Robert Wright zu: Weil wir im Laufe der Zeit gelernt haben, dass Handel und Tausch Spiele sind, in denen jeder gewinnen kann, und eben keine Nullsummenspiele, in denen es immer nur Gewinner und Verlierer gibt. Das »wir« ist in diesem Zusammenhang freilich ungenau; denn unterschiedliche Kulturen haben radikal andersartige Vorstellungen von Vertrauen, Kooperation und Freundlichkeit gegenüber Fremden entwickelt. Im nächsten Abschnitt möchte ich darlegen, wie ein Aspekt, der da einen großen Unterschied macht, ein kulturelles Phänomen darstellt, das selten mit Vertrauen oder Kooperation in Verbindung gebracht wird: der Kapitalismus.
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In Großbritannien lag während des 18. und frühen 19. Jahrhunderts ein erheblicher Teil der Volkswirtschaft in der Hand von Quäkern, also von Mitgliedern einer religiösen Sekte. So waren etwa die Eisenhütten zu mehr als der Hälfte im Besitz von Quäkern. Sie spielten eine Schlüsselrolle im Bankenwesen (sowohl Barclays als auch Lloyds, beides bis in die heutige Zeit führende Großbanken, sind von Quäkern gegründet worden). Sie waren im Bereich der Erzeugung von Konsumgütern, wie etwa Schokolade und Kekse, führend. Und sie waren maßgeblich beteiligt an der Förderung des transatlantischen Handels zwischen Großbritannien und den Vereinigten Staaten.

Seinen Ursprung nahm der wirtschaftliche Erfolg der Quäker im lukrativen Handel untereinander. Ihnen war ja, weil sie die anglikanische (Staats-)Kirche und Konfession ablehnten, der Zugang zu den freien (akademischen) Berufen verwehrt. Infolgedessen tendierten sie stark zu Tätigkeiten im Wirtschaftsleben. Wenn Quäker Kredit brauchten oder nach neuen Handelsmöglichkeiten suchten, fanden sie rasch und leicht Partner unter ihren Glaubensgenossen. Der gemeinsame Glaube schuf Vertrauen. Ein Quäker-Handelsherr in London konnte seine Waren getrost über den Ozean verschiffen – weil er gewiss sein durfte, dass er nach ihrem Eintreffen in Philadelphia von seinem Quäker-Partner sein Geld bekam.

Der Erfolg der Quäker blieb der Umwelt nicht verborgen. Ihre persönliche Integrität war seit langem allgemein bekannt. Als Geschäftsleute wurden sie dann weithin berühmt für ihre Sorgfalt und die Genauigkeit ihrer Buchführung. Außerdem leiteten sie Innovationen ein, so zum Beispiel Festpreise für Waren, mit dem Ziel, Handelsaktivitäten transparent zu gestalten, um der skrupellosen Geschäftemacherei ein Ende zu machen. Es dauerte nicht lange, bis die Quäker auch für Andersgläubige zu gesuchten und geschätzten Handelspartnern, Zulieferanten und Verkäufern wurden. Und ihr wachsender Reichtum führte zu der allgemeinen Erkenntnis, dass eine enge Verbindung bestand zwischen dem Wohlstand und dem Ruf der Sekte für Zuverlässigkeit und Glaubwürdigkeit. So kam der Eindruck auf: Ehrlichkeit zahlt sich aus.

Im Spiegel der Korruptionsorgie, der amerikanische Unternehmen sich während des Börsenskandals der späten neunziger Jahre des letzten Jahrhunderts hingaben, mag die Idee, dass Vertrauenswürdigkeit und gute Geschäfte Hand in Hand gehen, hoffnungslos naiv erscheinen – umso mehr, als diese Skandale vielerorts nicht als Verirrungen, sondern als unvermeidliches Nebenprodukt eines Systems gedeutet wurden, das auf die übelsten menschlichen Impulse baut: Habgier, Zynismus und Egoismus. Es ist dies eine Deutung, die plausibel klingt, und sei es allein deswegen, weil die kapitalistische Rhetorik allzu gern und oft Habgier als Tugend und die Herrlichkeit des »unlauteren Geschäfts« hervorhebt – um einen Ausdruck des berüchtigt herzlosen Jobkillers »Chainsaw« [»Kettensäge«] Al Dunlap zu zitieren. Mit solch einem weit verbreiteten Image hat die Realität des Kapitalismus aber wenig zu tun. Im Gegenteil, der Kapitalismus entwickelte sich über Jahrhunderte in Richtung von mehr Vertrauen und Transparenz sowie eines weniger selbstbezogenen Verhaltens. Und es ist auch kein Zufall, dass mit dieser Entwicklung eine höhere Produktivität und wirtschaftliches Wachstum einhergingen.

Eine solche Evolution hat nun aber nicht etwa stattgefunden, weil Kapitalisten von Natur aus gute Menschen sind, sondern weil Vertrauen – soll heißen: dass einem vertraut wird und dass man auch vertrauenswürdig ist – potenziell enorme Vorteile mit sich bringt und ein funktionierendes Marktsystem diese Vorteile deutlich macht. Dass florierende Wirtschaftssysteme eines hohen Niveaus an Vertrauen in die Verlässlichkeit und Fairness täglicher Transaktionen bedürfen, ist längst überzeugend dargestellt worden. Wenn man annehmen müsste, dass man bei jedem Handelsakt möglicherweise einem Betrug zum Opfer fiele oder dass die zum Verkauf angebotenen Waren sich als saure Zitronen herausstellen könnten, dann würden viele Geschäfte erst gar nicht zustande kommen. Wichtiger noch: Die unter solchen Umständen stattfindenden Transaktionen würden exorbitante Kosten verursachen, da jedes Mal enorme Vorkehrungen erforderlich wären, die Sache vorher gründlich zu überprüfen; und man würde zur Einhaltung eines jeden Vertrags rechtliche Schritte androhen müssen. Eine Wirtschaft braucht für ihr Gedeihen keinen weltfremden Glauben an den guten Willen anderer – caveat emptor bleibt eine wichtige Warnung –, sondern ein Basisvertrauen in die Zusagen und Verpflichtungen von Herstellern, Händlern und Dienstleistern. Der Ökonom Thomas Schelling hat es anschaulich auf den Punkt gebracht: »Man muss sich bloß einmal die immensen Enttäuschungen vergegenwärtigen, die sich bei Leistungen von Entwicklungshilfe oder beim Aufbau eines Unternehmens in einem unterentwickelten Land einstellen, um zu begreifen, welch entscheidender Faktor eine Bevölkerung von redlichen, gewissenhaften Menschen darstellt.«

Der Aufbau solchen Vertrauens ist ein ganz zentrales Element der Geschichte des Kapitalismus. Im Mittelalter hat man den Mitgliedern der eigenen ethnischen oder regionalen Gruppe vertraut. Wie der Historiker Avner Greif nachwies, spannten die als Maghrebiner bekannten Händler aus Marokko im 11. Jahrhundert mithilfe eines Systems kollektiver Sanktionen ein Handelsnetz über den ganzen Mittelmeerraum. Wer ihre Geschäftsregeln verletzte, wurde bestraft. Der Handel zwischen verschiedenen Gruppen wurde gemäß den Richtlinien abgewickelt, die innerhalb der eigenen Gruppe Gültigkeit besaßen. Wenn ein Händler aus Genua jemanden in Frankreich übers Ohr haute, mussten alle Genueser Handelshäuser dafür den Preis zahlen. Das mag nicht gerade fair gewesen sein, schuf aber die Bedingungen, unter denen Handel zwischen Territorialstaaten gedeihen konnte, weil es die Handelskommunen zur Pflege fairer Geschäfte zwang sie dazu, intern Disziplin zu üben. Umgekehrt schützten Kaufmannsgilden – allen voran die deutsche Hanse – ihre Mitglieder gegen unfaire Behandlung, indem sie Stadtstaaten, die sich am Eigentum ihrer Mitglieder vergriffen, kollektiv mit einem Handelsembargo belegten.

Wie sich am Beispiel der Quäker zeigt, blieb die Vertrauensbasis innerhalb von Gruppen noch über Jahrhunderte relevant. Sie ist es übrigens – siehe den Erfolg chinesischer Geschäftsleute in den Ländern Südostasiens – auch heute noch. Zumindest in England entwickelte sich dann jedoch ein Vertragsrecht, das die individuelle Verantwortung hervorhob – und bedeutsamer noch: In der dortigen Geschäftswelt bildete sich ein generelles Verantwortungsbewusstsein heraus. »Als Basis und für den Erhalt der privaten Kreditwürdigkeit eines Menschen ist es absolut unerlässlich«, so kommentierte im Jahre 1717 ein Beobachter, »dass die Welt eine sichere Vorstellung von der Ehrlichkeit und Integrität wie den Fähigkeiten dieser Person hat.« Etwa zur gleichen Zeit schrieb Daniel Defoe: »Ein redlicher Händler ist wahrlich ein Juwel und wird als solches geachtet, wo immer eines gefunden wird.«

Der Tenor des Defoe’schen Diktums ist freilich auch ein Indiz, dass redliche Kaufleute damals eher dünn gesät waren. Und die Quäker erlangten für ihre Zuverlässigkeit eben darum Berühmtheit, weil sie eine Ausnahme bildeten. Fest steht aber doch, dass man sich in jener Epoche der Vorzüge ehrlichen Verhaltens und des Zusammenhangs zwischen Vertrauen und blühendem Handel bewusst wurde. In seinem Werk The Wealth of Nations [»Der Wohlstand der Nationen«] merkte Adam Smith an: »Wenn eine Nation vornehmlich aus Kaufleuten besteht, kommt durch sie stets Rechtschaffenheit und promptes Vorgehen in Mode.« Montesquieu äußerte sich lobend darüber, wie der Handel Menschen »verfeinert und mildert«. Erst im 19. Jahrhundert – zu einer Zeit, und das war wiederum kein Zufall, als der Kapitalismus in seiner uns heute bekannten Form zur Blüte kam – wurde diese Form des Vertrauens dann sozusagen institutionalisiert. Wie der Historiker Richard Tilly in einer Untersuchung über die Geschäftspraktiken in Deutschland und Großbritannien nachwies, setzte sich bei Kaufleuten bald nach 1800 die Einsicht durch, dass Redlichkeit sich sogar gewinnbringend auswirken konnte. Für Amerika zeigte es John Mueller in seinem wunderbaren Buch Capitalism, Democracy and Ralph’s Pretty Good Grocery: Es war ausgerechnet P. T. Barnum – uns Heutigen eher bekannt als schikanöser Ausbeuter von naiven Trotteln –, der moderne Geschäftspraktiken wie die vom Dienst am Kunden einführte. Zur gleichen Zeit setzte John Wanamaker als neue Norm des Einzelhandels den festen Ladenpreis durch. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts kam es in Amerika zur Gründung unabhängiger Organisationen wie des Underwriters Laboratory und des Better Business Bureau, allesamt mit dem Ziel, für den alltäglichen Geschäftsverkehr ein Klima des Vertrauens zu erzeugen. Unterdessen baute an der Wall Street J. P. Morgan mit dem Ethos des Vertrauens ein gewinnträchtiges Bankgeschäft auf. Nach Aderlässen bei Kapitalanlagen in dubiose und unsolide Eisenbahngesellschaften im späten 19. Jahrhundert waren Kapitalinhaber (insbesondere ausländische) äußerst vorsichtig geworden, weiterhin in den Vereinigten Staaten zu investieren. Ein J.-P.-Morgan-Banker im Aufsichtsrat aber wurde dann zu einer Art Garantie für die Bonität und Zuverlässigkeit eines Unternehmens.

Kernelement dieses Wandels war die Orientierung hin zu einer langfristigen Kapitalbildung anstelle des bisherigen Interesses an kurzfristigen Profiten – eine Umgewichtung, die man für den modernen Kapitalismus wohl als wesentlich bezeichnen darf. Laut Tilly begann die Wirtschaft, »einzelne Transaktionen als Gliedteile einer umfassenderen Kette von gewinnbringenden Unternehmungen« zu verstehen statt wie bis dahin als »singuläre Chancen, die bis zum Letzten ausgebeutet werden müssten«. Wenn dauerhafter Wohlstand von Gegengeschäften, von Mund-zu-Mund-Propaganda und zukunftsträchtigen Beziehungen mit Lieferanten und Geschäftspartnern abhängt, wird faires Verhalten wichtiger. Vertrauen wurde – als Bindemittel des Handels – mehr als bloß wünschenswert. Es wurde schlicht zu einer Notwendigkeit.

Das Entscheidende dieses neuartigen Konzepts lag jedoch darin, dass Vertrauen sozusagen unpersönlich wurde. Zuvor war Vertrauen eine Frucht rein persönlicher oder binnensozialer Beziehungen – ich vertraue diesem Menschen, weil ich ihn kenne beziehungsweise weil er zum selben Clan oder zur selben Sekte wie ich gehört. Der moderne Kapitalismus ließ die Vorstellung, Leuten zu vertrauen, zu denen »keinerlei vorausgehende persönliche Beziehungen« bestanden, vernünftiger erscheinen, und sei es nur durch den Nachweis, dass Fremde einen nicht von vornherein betrogen. Es trug dazu bei, den Vertrauensfaktor in die Grundstruktur des alltäglichen Geschäftslebens einzuweben. Kaufen und Verkaufen bedurften nicht länger eines persönlichen Konnexes. Dank der positiven Ergebnisse des in wechselseitigem Interesse betriebenen Austauschs wurden sie sogar noch gefördert.

Dass heute alles so unpersönlich ist, wird gemeinhin als eine unselige Folgeerscheinung des Kapitalismus hingestellt. Anstelle der persönlichen Beziehungen, die auf Blutsbanden oder Zuneigung beruhen, schafft der Kapitalismus Beziehungen, die einzig und allein, um mit Karl Marx zu sprechen, durch Geld geknüpft werden. Doch in diesem Zusammenhang erweist sich das Unpersönliche geradezu als ein Vorzug. Es ist ja ein fundamentales Problem des Vertrauens, dass es gewöhnlich nur im Kontext »enger Beziehungen« gedeiht – im Rahmen von Familien-, Clan- oder Nachbarschaftsverhältnissen. Derartige Beziehungen lassen sich nicht mit zahlreichen Menschen gleichzeitig unterhalten; zudem sind sie mit der Weite und Vielfältigkeit der Kontakte inkompatibel, die eine gesunde moderne Wirtschaft (beziehungsweise Gesellschaft) erfordert. Enge Beziehungen können wegen ihrer Begünstigung rein personenbezogenen Handelns wirtschaftliches Wachstum sogar hemmen: Indem sie Homogenität fördern, behindern sie nämlich den Austausch des freien Marktes. Darum war der Bruch mit der Tradition, die Vertrauen als familiäres oder ethnisches Phänomen verstand, von essentieller Bedeutung. »Die Art von Vertrauen, die der Wirtschaftsleistung einer Nation zugute kommen müsste«, schreibt der Ökonom Stephen Knack, »ist das Vertrauen zwischen einander Fremden oder, genauer gesagt, zwischen willkürlich ausgewählten Einwohnern eines Landes. Es ist insbesondere für große und mobile Gesellschaften essentiell, in denen die Auswirkungen des Einander-persönlich-Kennens wie von persönlichem Leumund und Ansehen begrenzt sind, dass es in hohem Maße zu potenziell wechselseitig nützlichen Transaktionen unter Partnern ohne vorausgehende persönliche Bindungen kommt.«

Dieser Zusammenhang zwischen Kapitalismus und Vertrauen ist, wie so vieles andere auch, jedoch gewissermaßen unsichtbar, weil er mit dem Hintergrund des Alltagslebens verschmolzen ist. Zum Kauf eines CD-Geräts kann ich überall in Amerika irgendeinen Laden betreten und relativ gewiss sein, dass es, ganz gleich, was für ein Gerät welcher Marke auch immer ich kaufe (produziert wurde es wahrscheinlich in einem 15000 Kilometer entfernten Land), mit ziemlicher Sicherheit recht gut funktioniert – und das, obwohl ich möglicherweise nie wieder Kunde dieses Ladens sein werde. Wir halten die Verlässlichkeit eines Ladengeschäfts wie unser Vertrauen in die Zuverlässigkeit des Geräts heutzutage für selbstverständlich. Beide stellen jedoch erst große Errungenschaften der Moderne dar.

Diese Form des Vertrauens könnte nicht existieren ohne den institutionellen und rechtlichen Rahmen, der jede moderne kapitalistische Gesellschaft abstützt. Dass Konsumenten ein Unternehmen wegen Betrugs verklagen, kommt im Grunde nur selten vor, nicht zuletzt deswegen, weil den Unternehmen bewusst ist, dass diese Möglichkeit dem Konsumenten offen steht. Und es wäre unvorstellbar, dass Unternehmensjuristen so gut bezahlt werden, wenn es nicht auf Verträge ankäme. Der hohe Wirkungsgrad von Gesetzen und Verträgen ist freilich daran zu ermessen, wie selten man sich auf sie berufen muss. »In Gesellschaften mit höher entwickeltem Vertrauen«, bemerken Stephen Knack und Philip Keefer, »geben Einzelpersonen weniger Geld aus, um sich bei wirtschaftlichen Transaktionen gegen Ausbeutung zu schützen. Schriftliche Verträge sind weniger notwendig und müssen nicht jede Eventualität spezifizieren.« Der Einkäufer einer Firma im mittleren Westen der USA wird von Axelrod folgendermaßen zitiert: »Falls ein Problem aufkommt, ruft man bei seinem Gegenüber an und bringt es zur Sprache. Wenn man weiterhin miteinander Geschäfte machen will, muss man sich gegenseitig nicht erst komplizierte Vertragsklauseln vorlesen.«

An diesem Punkt setzt, genau wie im von Axelrod entwickelten Modell, aufgrund des »Schattens der Zukunft« Vertrauen ein. Man vertraut eigentlich nur darauf, dass die andere Person weiß, was in ihrem eigenen Interesse liegt. Aus solchem Sich-Verlassen darauf, dass der andere hier im Sinne seines eigenen Interesses handelt, bilden sich ein generelles Zuverlässigkeitsgefühl und eine Kooperationsbereitschaft (selbst im Rahmen des Wettbewerbs), weil Kooperation die besten Voraussetzungen bietet, um sicherzustellen, dass das Erwünschte zustande kommt. Das von Samuel Bowles und Herbert Gintis als prosozial bezeichnete Verhalten nimmt zu, weil prosoziales Verhalten sich als erfolgreich erweist.

Mir ist bewusst, wie unwahrscheinlich das alles klingen mag – haben wir doch allenthalben zu hören bekommen, dass Märkte Egoismus und Habgier züchten, nicht aber Vertrauen und Fairness. Falls die oben skizzierte historische Entwicklung Sie noch nicht überzeugt hat, müsste Ihnen Folgendes zu denken geben: Gegen Ende der neunziger Jahre des vorigen Jahrhunderts suchten zwölf Feldforscher – elf Anthropologen und ein Ökonom – unter der Leitung von Bowles 15 kleinere Gesellschaften auf. (Es handelte sich um Stämme, die in unterschiedlichen Graden geschlossene, autarke Gemeinschaften formten.) Sie brachten die Stammesmitglieder dazu, an spielerischen Experimenten der Art teilzunehmen, wie sie bei experimentellen Ökonomen beliebt sind. Drei dieser Gesellschaften waren Sammler, vier Jäger, vier Hirtennomaden, zwei trieben Ackerbau. Sie wurden gebeten, bei den drei Standardexperimenten der verhaltensorientierten Wirtschaftswissenschaft mitzumachen: beim Ultimatum-Spiel (siehe oben); beim Gemeinwohl-Spiel (in dem jeder Teilnehmer signifikant besser abschneidet, wenn alle zum öffentlichen Wohl beitragen; falls dagegen nur wenige dazu beisteuern, sind die übrigen Trittbrettfahrer); und beim Diktator-Spiel, das dem Ultimatum-Spiel gleicht, nur mit dem Unterschied, dass der Erwiderer das Angebot des Vorgebers nicht zurückweisen kann. Der Witz aller drei Spiele liegt darin, dass man sich in ihnen auf rein rationale Weise verhalten kann, womit man sich gegen einen Verlust schützt, aber die Möglichkeit wechselseitigen Nutzens aufgibt. Oder die Teilnehmer können sich im Spiel auf prosoziale Art und Weise verhalten – wie es die meisten denn auch tatsächlich tun.

Die Forscher stellten in all diesen 15 Gesellschaften signifikante Abweichungen von der rein rationalen Strategie fest. Die Abweichungen wiesen allerdings nicht alle in die gleiche Richtung, das heißt, zwischen den unterschiedlichen Kulturen waren signifikante Unterschiede erkennbar. Das wirklich bemerkenswerte Ergebnis der Studie bestand jedoch in Folgendem: Je höher der Grad, in dem eine Kultur marktorientiert war, desto höher das Niveau der Prosozialität. In den mehr marktmäßig ausgerichteten Gesellschaften machten die Spielteilnehmer als Vorgeber im Diktator- und im Ultimatum-Experiment höhere Angebote, sie handelten im Gemeinwohl-Spiel kooperativer und bewiesen, wann immer sich dazu Gelegenheit bot, ein größeres Verständnis des Prinzips der Wechselseitigkeit. Der Markt mag Menschen vielleicht nicht lehren, einander zu vertrauen, jedoch erleichtert und fördert er auf jeden Fall Vertrauensbildung.
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Bis hierher sind die positiven gesellschaftlichen Auswirkungen von Vertrauen und kooperativem Verhalten relativ klar. Vertrauen und Kooperation werfen allerdings auch ein Problem auf: Je mehr Vertrauen Menschen aufbringen, desto leichter können sie auch von anderen ausgebeutet werden; und wenn Vertrauen die gesellschaftlich wertvollste Frucht von Marktinteraktionen darstellt, stiftet Korruption den größten sozialen Schaden. Zur Eindämmung der Korruption haben die Marktgesellschaften über die Jahrhunderte Mechanismen und Institutionen ins Leben gerufen – darunter Wirtschaftsprüfer, Rating Agencies zur Bewertung der Bonität von Unternehmen, unabhängige Analysten und, wie wir gesehen haben, sogar Wall-Street-Banken. Sie haben auch auf die Vorstellung gebaut, dass Unternehmen wie Individuen redlich, wenn nicht gar großzügig handeln, weil so ein langfristiger finanzieller Erfolg gesichert wird. Im 20. Jahrhundert entstand außerdem ein ziemlich hochentwickeltes regulatives System zum Schutz von Konsumenten und Investoren – Regularien, die meistens, freilich nicht immer greifen. Und wenn sie außer Kraft gesetzt werden, kommt es zu Zerfallserscheinungen wie in den späten neunziger Jahren des letzten Jahrhunderts.

Die Börsenblase der späten Neunziger schuf einen geradezu idealen Humusboden für Korruption. Bei vielen Konzernmanagern fegte sie, zum einen, den »Schatten der Zukunft« hinweg. Managern, denen klar war, dass der zukünftige Cashflow die wahnwitzig überhöhten Aktienkurse ihrer Unternehmen nie und nimmer würde rechtfertigen können, war ebenso bewusst, dass für sie selbst die Zukunft nicht so lukrativ werden würde wie die Gegenwart. Der Kapitalismus ist immer dann besonders stabil, wenn die Menschen überzeugt sind, dass der langfristige Nutzen fairen Verhaltens kurzfristige Gewinne durch skrupelloses Handeln überwiegt. Weil aber die Topmanager von Unternehmen wie Enron und Tyco (als Teil ihrer Gehaltsvereinbarungen) so viele Aktienbezugsrechte hatten und die Aufsichtsräte ihnen nicht auf die Finger schauten, gewannen ihre Gewinnmöglichkeiten bei eigennützigem und korruptem Verhalten eine Dimension, mit der verglichen langfristige Überlegungen in den Hintergrund traten. Im Fall von Denis Kozlowski, dem Boss von Tyco, ist schwer vorstellbar, wie er, wenn er auf seinem Posten geblieben wäre, 600 Millionen Dollar auf redliche Weise gescheffelt haben könnte. Mit unlauteren Methoden aber fiel es ihm bemerkenswert leicht. Die Investoren hätten begreifen müssen, dass die Spielregeln sich geändert und die Anreize für Manager, ihre Versprechungen zu halten beziehungsweise für das langfristige Gedeihen ihrer Firma zu sorgen, sich verflüchtigt hatten. Sie begriffen es aber nicht, und weil sie von ihren eigenen Gewinnen aus der Börsenhausse besoffen waren, ließen sie es an der gebührenden Sorgfalt fehlen, die selbst vertrauensvolle Investoren aufbringen müssen.

Gleichzeitig öffneten jedoch gerade die Mechanismen und Institutionen, die zur Eindämmung von Korruption gedacht waren, der Bestechlichkeit schlussendlich noch Tür und Tor. Es ist die Aufgabe der Wall Street und der Wirtschaftsprüfer, zu unterscheiden zwischen vertrauenswürdigen und -unwürdigen Firmen, so wie das Underwriters Laboratory zwischen sicheren und gefährlichen elektrischen Fabrikaten unterscheidet. Wenn Goldman Sachs für eine Aktienemission zeichnet, gibt es damit kund und zu wissen, dass die Wertpapiere dieses Unternehmens einen echten Wert darstellen; desgleichen Merrill Lynch, wenn einer der Analysten dort eine Kaufempfehlung abgibt. Wenn die NYSE, die New Yorker Börse, ein Aktienunternehmen börsennotiert, dann bezeugt sie damit, dass diesem Unternehmen kein Ruch der Zwielichtigkeit anhaftet. Und wenn die Wirtschaftsprüfergesellschaft Ernst & Young eine Bilanz absegnet, so gibt sie uns auf diese Weise zu verstehen, dass wir dem Zahlenwerk des Unternehmens vertrauen dürfen.

Wir sind bereit, solchen Beeidungen von Ernst & Young Glauben zu schenken, beruht deren Tätigkeit und Existenz doch einzig und allein auf ihrer Glaubwürdigkeit. Begänne das Underwriters Laboratory, sein »UL«-Gütezeichen an fehlerhafte Lampenfabrikate zu vergeben, durch die Menschen ums Leben kämen, wäre es bald aus dem Geschäft. In dem Sinne müssten Unternehmen den Auftrag zur Prüfung ihrer Bilanzen auch der Wirtschaftsprüfergesellschaft Ernst & Young entziehen, wenn diese einem Unternehmen Glaubwürdigkeit attestiert, das, wie sich dann herausstellt, seine Bilanzen gefälscht hatte. »Der Marktwert von Unternehmen«, so Alan Greenspan, der Chef der US-Notenbank, »basiert auf der Integrität ihrer Arbeitsweise.« Es geht also gar nicht darum, dass Buchhalter Heilige sein müssten. Sie müssten theoretisch schon aus veritablem Eigeninteresse die schwarzen Schafe aus der Herde aussondern. In der Praxis bewahrheitet diese Theorie sich allerdings nur dann, wenn unlauter operierende Firmen bestraft werden. Und genau dies unterblieb gegen Ende der neunziger Jahre. Der Nasdaq-Index führte lachhafte Unternehmen. Angesehene Banken wie Goldman Sachs bürgten für sie. Wirtschaftsprüfer stempelten deren Bilanzen ab. (Im Zeitraum von 1997 bis 2000 mussten 700 Firmen die offizielle Erstbekanntgabe ihrer Erlös- und Gewinnrechnungen revidieren. Im Jahr 1981 waren es lediglich drei Unternehmen.) Keines dieser Unternehmen hatte für dergleichen Vergehungen auf dem Markt den Preis zu bezahlen. Ihre Aufträge nahmen nicht ab – sie nahmen sogar noch zu. Die Wirtschaftsprüfergesellschaft Arthur Andersen hatte kurz vor der Jahrhundertwende – erwiesenermaßen – die Bilanzen von buchhalterisch katastrophal geführten Unternehmen wie Waste Management und Sunbeam abgesegnet. Dennoch warfen die Investoren keine skeptischen Blicke auf Unternehmen wie WorldCom und Enron, die Arthur Andersen weiterhin als Wirtschaftsprüfer beschäftigten. Es lief darauf hinaus, dass die Investoren es unterließen, die Wächter zu überwachen, weshalb auch die Wächter ihre Aufgabe vernachlässigten. In einer Welt, in der nicht nur Quäker leben, sollte auch heutzutage stets das beherzigt werden, was bereits Lenin erkannte: »Vertrauen ist gut; Kontrolle ist besser.«
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In 5000 amerikanischen Wohnungen stehen andersartige als die allen bekannten, gewöhnlichen Sony-Fernsehgeräte – Apparate, die von der Konsumforschungsgesellschaft Nielsen Media Research mit elektronischen Überwachungsinstrumenten ausgerüstet wurden, mit den sogenannten »people meters«, welche die Einschaltquoten von Programmen kontrollieren. Sie sollen in Realzeit zweierlei messen: welche Sendungen angesehen und, gleichermaßen wichtig, von wem sie verfolgt werden. Jeder Angehörige einer »People-meter«-Familie« bekommt einen eigenen Code, den er jedes Mal eingeben soll, wenn er sich zum Fernsehen aufs Sofa setzt. Auf die Weise vermag Nielsen Media Research – es lädt die Daten von den »people meters« allabendlich herunter – festzustellen, dass Mama und Papa gern CSI sehen, während die Tochter im College-Alter Alias vorzieht.

Solche Informationen braucht Nielsen selbstverständlich nur zu dem Zweck, die nach demographischen Daten lechzende Werbeindustrie zu versorgen. Für Pepsi-Cola mag es zum Beispiel von Interesse sein zu erfahren, dass 22 Millionen Amerikaner eine ganz bestimmte Episode von Friends verfolgten. Was der Brausehersteller jedoch vor allem wissen möchte, ist die Zahl der Personen im Alter zwischen 18 und 24 Jahren, die diese Episode gesehen haben. Und mit seinen »people meters« verfügt Nielsen über die einzige Technologie, aus der Pepsi-Cola diese beziehen kann. Die landesweit operierenden Fernsehsender stützen sich darum für den Verkauf von Werbezeit auf die Erhebungen der »people meters«. Und das hat zur Folge, dass 5000 Familien darüber bestimmen, welche Werbespots und, mittelbar, welche Fernsehprogramme man in den USA zu sehen bekommt.

So etwas wirkt irgendwie schon beunruhigend. Können die Interessen von 120 Millionen Haushalten denn von lediglich 5000 Familien abhängen? Die Nielsen Media Research tut alles, um zu gewährleisten, dass diese Menschen einen demographisch repräsentativen Querschnitt der amerikanischen Bevölkerung darstellen. Und obwohl die Ergebnisse der »people meters« kaum makellos sind – das gewissenhafte Einloggen der Testpersonen nimmt mit der Zeit ab –, haben sie gegenüber anderen Erhebungsmethoden einen großen Vorteil: Sie registrieren nämlich die Sendungen, die die Leute sich tatsächlich angeschaut haben, und nicht, an was sie sich im Nachhinein erinnern oder was sie behaupten gesehen zu haben. Alles in allem sind die Nielsen-Zahlen also wahrscheinlich exakter als die Ermittlungen üblicher Meinungsforschungsinstitute.

Ein weiteres Problem der Nielsen-Resultate beruht darauf, dass die 5000 erfassten Familien über die ganzen USA verstreut leben. So liefern die Zahlen zwar ein relativ genaues Bild vom Konsum der landesweit ausgestrahlten TV-Programme, sagen aber nichts darüber aus, was sich die Menschen in einer bestimmten Großstadt an Lokalfernsehen anschauen.

Das zu wissen ist aber von Bedeutung, da nicht alle Prime-time-Fernsehwerbespots landesweit, sondern zum erheblichen Teil für lokale Senderäume gebucht werden. Und lokale Werber setzen nicht minder auf demographische Indikatoren. Auch der Eigentümer eines Fitness-Studios in der Provinz möchte gern wissen, welche Prime-time-TV-Show sich die Achtzehn- bis Vierundzwanzigjährigen in seinem Umkreis anschauen. Das können ihm die »people meters« jedoch nicht verraten.

Die größeren Fernsehsender haben das Problem mithilfe der so genannten »sweeps« zu lösen gesucht, mit einem grobflächigen »Abharken« von Zuschauern. Viermal jährlich – für Februar, Mai, Juli und November – schickt Nielsen 2,5 Millionen Merkbücher (TV-Haushaltsführungshefte) an willkürlich ausgesuchte Personen in nahezu jedem Fernsehmarkt des Landes mit der Bitte, eine Woche lang die jeweils eingeschalteten Programme zu notieren. Über die Personen, die die ausgefüllten Merkbücher zurückschicken, sammelt Nielsen anschließend genauere Informationen, um am Ende eines jeden »Sweep«-Monats ein demographisches Porträt aller TV-Märkte zu erstellen. Die Informationen werden von den lokalen Zweigorganisationen der Sender zum Aushandeln der Werbepreise für die folgenden Monate verwendet.

Das eigentlich Merkwürdige an diesem System ist, dass es sich so lange zu halten vermochte – die »Sweeps«-Methode wurde in der Frühzeit des Fernsehens entwickelt –, obwohl es offensichtliche Mängel aufweist. Je niedriger nämlich bei Zufallserhebungen die Teilnehmerquote, desto höher das Fehlerrisiko, und bei den »sweeps« fällt die Teilnehmerquote sehr niedrig aus: Das erhöht die generelle »Teilnehmerverzerrung« noch: Die sich an der Erhebung beteiligenden Personen schauen nicht unbedingt die gleichen Sendungen an wie die übrigen Zuschauer. Ein zusätzliches Problem entsteht durch den technologisch veralteten Charakter der Merkbücher: Die Leute nehmen ihre Eintragungen ja nicht während des Zuschauens vor. Wie die meisten von uns neigen aber auch sie dazu, die Dinge hinauszuschieben, also die Hefte erst am Wochenende auszufüllen: Was sie dann notieren, entspricht ihrem Erinnerungsstand, der möglicherweise mit den tatsächlich beobachteten Sendungen nicht übereinstimmt. Und schließlich hinterlassen Spitzensendungen einen stärkeren Eindruck: Insofern neigt das Merkbuch-System zur Überbewertung der Programme großer Sendeanstalten, während die Einschaltquoten von Programmen kleiner Kabel-TV-Anbieter dementsprechend unterschätzt werden. Im Übrigen sind die Merkbücher kaum zu einer Berücksichtigung der rastlosen Sehgepflogenheiten von Zappern geeignet.

Doch selbst wenn die Eintragungen in den Merkbüchern exakt wären, vermöchten sie den Werbeleuten oder den Sendeanstalten überhaupt nicht zur Kenntnis zu bringen, was die Leute die meiste Zeit über im Fernsehen wirklich anschauen. In den »Sweeps«-Monaten sind nämlich die Fernsehprogramme von gänzlich anderer Qualität als in der restlichen Zeit des Jahres. Weil für die Zweigorganisationen der großen Fernsehgesellschaften wirtschaftlich so viel von den »Sweeps«-Erhebungen abhängt, suchen die Marktführer für diese Zeitspannen Zuflucht in Tricks, das heißt, sie sehen sich zu »Sensations«-Programmen genötigt – zu Programmen mit einmalig ausgestrahlten Specials, teuer eingekauften Topfilmen und Talkshows mit hochkarätigen Studiogästen. So wurde beispielsweise der Februar 2003 im Privatfernsehen zu einem Michael-Jackson-Monat: Die Sender ABC, NBC und Fox gaben Millionen Dollar für Shows über den exzentrischen Popstar aus. Derselbe Monate brachte im Fernsehen die (zumindest von einem Teil des Publikums) lang erwarteten Höhepunkte der (alles andere als) Reality-TV-Sagas The Bachelorette und Joe Millionaire. In den »Sweep«-Monaten dürfen die Sender nur neue Folgen ihrer besten Shows ausstrahlen, und Wiederholungssendungen sind nicht erlaubt.

Solches Sensationsprogrammieren des amerikanischen Fernsehens schadet nahezu allen: der Werbeindustrie und den Sendeanstalten ebenso wie den Zuschauern. Die Werber haben aufgrund der hohen Einschaltquoten solcher Programme entsprechend hohe Preise zu entrichten. Der Mediendirektor der Werbeagentur Saatchi & Saatchi (Nordamerika), Allen Banks, geißelte die »sweeps« als »einen Betrug, ein Täuschungsmanöver«: »Das Bild, das sie [von den Zuschauergewohnheiten] vermitteln, ist für den Rest des Jahres alles andere als typisch.« Manche Werber versuchen, den Sondereffekt der »sweeps« beim Einkauf von Werbezeit herauszurechnen; da die »sweeps« jedoch für die meisten lokalen Märkte die einzig überhaupt verfügbaren konkreten Zahlen liefern, sind diese Werte schlussendlich noch immer unverhältnismäßig einflussreich.

Für die großen Sender wiederum haben die »Sweeps«-Monate zur Folge, dass sie ein Großteil ihrer besten Programmsubstanzen in direkter Konkurrenz gegeneinander verschwenden. (Wobei »beste« hier in einem sehr weiten, lockeren Sinn verwendet wird.) Während der »Sweeps«-Monate kann es zu jeder beliebigen Stunde zeitgleich zwei oder drei lohnenswerte Sendungen zu sehen geben (lohnenswert zumindest für Menschen, die Fernsehen überhaupt als lohnenswert empfinden). Die Zuschauer können sich jedoch immer nur für eine Sendung entscheiden. Wären die Sender imstande, diese Sendungen zu verschiedenen Zeiten auszustrahlen, statt sie gegeneinander ausspielen zu müssen, würde die Gesamtzahl der TV-Konsumenten wesentlich höher ausfallen. Durch einander konkurrierende Ausstrahlungen reduzieren die Sender folglich ihre Gesamtkundschaft. In gleicher Weise sind »sweeps« für die Zuschauer von Nachteil, weil interessante Sendungen in den übrigen Monaten spärlich gesät sind. Im November wird ein Liebhaber gespenstischer Schaustücke reichlich verwöhnt, im Januar dagegen in einer Flut von Wiederholungen ertrinken.

»Sweeps« sind also nicht eben sonderlich geeignet zu ermitteln, wer sich im Fernsehen was anschaut. Die Werber werden wegen unzuverlässiger und unrepräsentativer Daten zur Kasse gebeten. Sie minimieren die Zuschauerschaft, welche die Sender über den Verlauf eines ganzen Jahres erreichen könnten. Das ist allen im Fernsehbereich Tätigen bekannt, unter denen im Übrigen die Überzeugung vorherrscht, dass der Branche mit einem anderen Instrumentarium zum Erfassen der lokalen Zuschauerzahlen besser gedient wäre. Doch obwohl ein besseres Instrumentarium existiert – die »people meters« von Nielsen nämlich –, nehmen alle im Fernsehen aktiven Unternehmen weiterhin am »Sweeps«-System teil, spielen sie nach seinen Regeln. Daraus ergibt sich eine klar auf der Hand liegende Frage: Warum lassen sich eigentlich so viele Leute auf ein solch stupides System ein?

Eine erste Antwort lautet: Weil eine Änderung sie zu teuer käme. Es ist aufwändig, »people meters« zu installieren, und noch kostenträchtiger, sie zu betreuen, da sie ja permanent laufen. Jeden lokalen Markt mit »people meters« zu vernetzen würde … nun, wir wissen nicht, wie viel es kosten würde, da Nielsen sich weigert, mit Zahlen über die Kosten der »people meters« herauszurücken. Für das Anschließen Tausender Wohnungen in jedem der 210 Fernsehmärkte der USA würden aber mindestens wohl Dollarsummen in dreistelliger Millionenhöhe zu veranschlagen sein. Und das ist viel mehr, als womit die Merkbücher, die von den Leuten umsonst ausgefüllt werden, selbst unter Einbeziehung der Portokosten zu Buche schlagen.

Im Kontext der Fernseh- und Werbebranche insgesamt ist freilich auch eine Milliarde Dollar keine so große Summe. Auf der Basis der »Sweeps«-Erhebungen werden alljährlich rund 25 Milliarden Dollar für Werbespots ausgegeben, das heißt, es werden jährlich Werbegelder in Höhe von rund 25 Milliarden Dollar mit einiger Sicherheit fehlgeleitet. Außerdem geben die Fernsehsender während der »Sweeps«-Monate zum einen Jahr um Jahr hunderte Millionen Dollar aus, die gewiss besser genutzt werden können; zum andern haben sie für den durch die »sweeps« verursachten selbstmörderischen Programmwettbewerb einen hohen Preis zu zahlen. Es wäre also doch wohl eine kollektiv intelligente Entscheidung, in die Technologie der »people meter« (oder von Ähnlichem) zu investieren – zum Vorteil sowohl der Sender als auch der werbenden Unternehmen.

Einer konsequenten Umstellung stünde allerdings folgende Tatsache im Wege: Zwar würde die überwiegende Mehrheit der Sender wohl von einer Abschaffung des »Sweeps«-Systems profitieren, doch keiner für sich genommen in einem Maße, dass es die Investition in eine alternative Lösung des Problems rechtfertigen könnte. Nehmen wir die lokalen Werbetreibenden in Sioux Falls, einer 100000-Einwohner-Stadt im Bundesstaat South Dakota. Natürlich hätten sie dort gern zuverlässige Zahlen über die Einschaltquoten des CBS-Ablegers. Die Werbebudgets von Firmen in Sioux Falls sind aber nicht hoch genug, dass Investitionen in die Installation von »people meters« in Sioux Falls lohnen würden. Gleiches gilt für ABC: Die Fernsehanstalt würde vielleicht gern auf die teuren Sendungen verzichten, aus einem exakteren lokalen Bewertungssystem jedoch keine nennenswerten unmittelbaren ökonomischen Vorteile ziehen können.

Da müssten doch, sollte man meinen, alle gemeinsam an einem Strang ziehen, um die Einführung eines besseren Systems zu fordern. Solcher Vorstellung widerspricht freilich die These, die der Soziologe Mancur Olson 1965 in seinem Buch The Logic of Collectice Action aufstellte, in dem er die Möglichkeit von Kooperation mit ätzender Schärfe bezweifelt.

Olson befasst sich in seinem Werk mit den Schwierigkeiten, gegen die Interessenverbände wie die American Medical Association (AMA) anzukämpfen hatten, wenn sie ihre Mitglieder persönlich zu mobilisieren versuchten. Da von der Lobbyarbeit der AMA alle Ärzte profitierten, der Einsatz des einzelnen Mediziners für den Erfolg oder Misserfolg einer Aktion jedoch keine große Rolle spielte, folgerte Olson, dass sich da natürlich kein Weißkittel freiwillig persönlich engagieren würde. Das könnte sich seiner Auffassung zufolge nur ändern, wenn Interessenverbände ihren Mitgliedern besondere Anreize zu einem persönlichen Engagement böten – etwa eine Krankenversicherung oder, im Falle der AMA, den kostenlosen Bezug ihrer Fachzeitschrift. Selbst unter solchen Umständen würden sie laut Olson Mühe haben, ihre Mitglieder zur Abfassung eines Briefes an den amerikanischen Kongress oder zur Teilnahme an einer Massenveranstaltung zu bewegen, weil es ihnen als Einzelpersonen stets sinnvoller erschiene, die Arbeit anderen zu überlassen. Demzufolge würde auch in unserem Zusammenhang nichts geschehen, wenn alle Beteiligten – auch diejenigen, die selbst nichts unternehmen – davon profitierten, dass eine Interessengemeinschaft der Fernsehanstalten, ihrer Regionalsender und der Werber zur Tat schritte, weil jeder Einzelne dann der Verlockung erläge, untätig zu bleiben und nur darauf zu warten, dass andere die Kastanien aus dem Feuer holen.

Wir haben bereits gesehen, dass Olsons Kritik nicht so allgemein gültig ist, wie man lange Zeit annahm. Denn es gibt ja Kooperation in Gruppen; Menschen tragen zum Gemeinwohl bei. Dass Individuen sich um das Gemeinwohl kümmern, bedeutet allerdings noch nicht, dass auch Unternehmen es tun. Das aufgeklärte eigennützige Denken, das einzelne Personen zu kooperativem Verhalten bewegen mag, erfordert eine Fähigkeit zu langfristigem Denken. Die Kurzsichtigkeit von Unternehmen mag in dem Druck begründet liegen, den Investoren auf sie ausüben. Was die TV-Branche angeht, so stecken die Sender und die Werber aufgrund besonderer organisatorischer Umstände in puncto kollektivem Verhalten noch zudem in einer Falle.

Das Problem wird nämlich erschwert durch die Art und Weise der Finanzierung der Nielsen-Programmbewertungen. Angesichts der großen Bedeutung der »Sweeps«-Daten für die Regionalprogramme der Sender und für die Werber möchte man meinen, dass deren Kosten zwischen ihnen geteilt würden. Tatsache ist aber, dass die TV-Zweigorganisationen für 90 Prozent der Kosten des Sammelns und Analysierens der »Sweeps«-Daten aufkommen, und es ist immer noch so: Wer zahlt, bestimmt. Deshalb diktieren die Regionalsender, was mit den »sweeps« zu geschehen hat. Und wie es sich fügt, sind diese lokalen Sender auch die einzigen Akteure im ganzen TV-Sektor, die sich für die »sweeps« stark machen. Kein Wunder, denn das Merkbuch-System begünstigt wiedererkennbare Namen und Programme; eben darum sichert es auch die Quotenbewertung der großen auf Kosten kleiner Sender. Und was die hunderte Millionen Dollar betrifft, die eine Programmgestaltung im Hinblick auf die »sweeps« verschlingt, so haben dafür nicht die Zweigorganisationen, sondern die zentralen Programmanstalten zu zahlen. Die Regionalsender sind da bloß Nutznießer. Was ferner die negativen Auswirkungen der »sweeps« auf die Zuschauerzahlen während der übrigen Zeit des Jahres anbelangt, so ist festzustellen, dass den Lokalsendern diese acht Monate völlig egal sind, da ihre Einschaltquoten während dieser Zeitspanne ja nicht ermittelt werden. Es wäre keine sonderliche Übertreibung zu behaupten, dass die Regionalsender sich nur um die Programmgestaltung für Februar, Mai, Juli und November sorgen. Nicht nur, dass ihnen eine Installation von »people meters« nicht wünschenswert erscheint – sie betreiben in dieser Hinsicht geradezu eine Verhinderungspolitik. Das ging so weit, dass kein einziger Regionalsender die Dienstleistung abonnierte, als Nielsen im Großraum Boston im Jahr 2002 »people meter« einführte. Die Lokalstationen waren der Ansicht, es sei für sie günstiger, gar nichts über ihre Einschaltquoten zu erfahren, als sich auf die Zahlen des »People-meter«-Systems stützen zu müssen.

Das Weiterbestehen der »sweeps« bezeugt ein Problem kollektiven Handelns. Es demonstriert aber auch noch ein anderes Problem: die Gefahren, die sich ergeben, wenn eine Gruppe sich ihr Verhalten von einer eigennützigen Fraktion aufzwingen lässt. Wäre die Finanzierung eines Systems zur Erfassung der lokalen Einschaltquoten seit jeher von den großen Programmsendern und der Werbeindustrie mitgetragen worden, so hätten sie zur Veränderung des Systems einen Hebel in der Hand. Stattdessen tanzen sie nun nach der Pfeife der lokalen Zweigstationen.

So bietet das Fernsehen ein deprimierendes Bild – mal ganz abgesehen von Joe Millionaire und dem Anblick Michael Jacksons. Es wird hier in Zukunft bestimmt zu Veränderungen kommen. Angesichts der wachsenden Bedeutung des Kabelfernsehens wirkt das Merkbuch-System zunehmend wie ein Relikt. Wie 2003 angekündigt, wird Nielsen in den zehn wichtigsten Fernsehmärkten der USA »people meter« installieren. Es mutet dennoch seltsam an, dass sich eine Branche mit zig Milliarden Dollar Jahresumsätzen über einen solch langen Zeitraum einer rückständigen, fehlerhaften Technologie bedient, nur weil die Hauptbeteiligten sich nicht auf ein kooperatives Vorgehen zu verständigen wussten. Der öffentliche Aufstand gegen Richard Grasso ist ein Beispiel für viele erfolgreiche Lösungen von Kooperationsproblemen. Unbewältigte Kooperationsprobleme sind häufig ein Indiz für das entgegengesetzte Phänomen: Die Hauptakteure der Fernsehindustrie mögen jeder für sich allein clever gewesen sein. Insgesamt jedoch, als Kollektiv, haben sie sich wie Esel verhalten.
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John Mathewson hatte kaum Erfahrung, nicht viele Kunden und nur ein kursorisches Verständnis vom Bankengeschäft, als er 1986 auf den Cayman Islands die Guardian Bank and Trust Company gründete. Auf seine Weise war er jedoch ein Visionär. Er begriff, dass viele Amerikaner auf einem Haufen Geld saßen, das sie dem Fiskus verheimlichen wollten, und dass diese Amerikaner dafür zu zahlen bereit wären, wenn er, Mathewson, garantieren konnte, dass solches Kapital dem Zugriff des Internal Revenue Service (IRS) – der US-Steuerbehörde – entzogen bliebe.

Mathewson war ihnen also zu Diensten. Er zeigte seinen Kunden, wie man im Ausland Briefkastenfirmen eröffnen konnte. Über ihre Einlagen vermochte der Internal Revenue Service nie etwas in Erfahrung zu bringen. Und Mathewson gab seinen Kunden Lastschriftenkarten, mit denen sie überall in den Vereinigten Staaten Zugriff auf ihre Konten bei seiner Guardian Bank and Trust Company hatten. Er verlangte hohe Gebühren für seine Dienste – 8000 Dollar für eine Kontoeröffnung, 100 Dollar für jede finanzielle Transaktion; es schien die Kunden nicht zu stören. Zum Zeitpunkt seines geschäftlichen Höhepunkts beliefen sich die Einlagen auf 150 Millionen Dollar, und Mathewson hatte 2000 Kunden.

Mathewson verließ die Cayman-Inseln 1995 nach einer Auseinandersetzung mit einem dortigen Regierungsbeamten und zog nach San Antonio, um ein Leben im Ruhestand zu genießen. Lang hat es nicht gewährt: Binnen weniger Monate nach seiner Rückkehr in die Vereinigten Staaten wurde er wegen Verdachts der Geldwäscherei in Untersuchungshaft genommen. Nun war Mathewson ein alter Mann, er wollte nicht ins Gefängnis und hatte für seine Freiheit eine wertvolle Gegenleistung anzubieten: die verschlüsselten Bankdaten aller Depotinhaber des Guardian Trust. Also machte er mit dem Internal Revenue Service einen Deal. Er bekannte sich schuldig (und wurde zu fünf Jahren Gefängnis auf Bewährung plus 500 Stunden Sozialdienst verurteilt). Dafür gab er der amerikanischen Regierung seine gesamten Kenntnisse über Möglichkeiten des Steuerbetrugs preis.

Eine Information Mathewsons war besonders aufschlussreich: Off-Shore-Banken wurden mittlerweile keineswegs nur mehr von Drogenhändlern und Geldwäschern benutzt, sondern auch von zahlreichen Amerikanern, die ihr Geld auf ehrliche Weise verdient hatten, dafür jedoch einfach keine Steuern mehr entrichten wollten. »Bei den meisten Klienten [des Guardian Trust]«, so sagte Mathewson im Jahr 2003 vor einer Kommission des US-Senats aus, »handelte es sich um rechtschaffene Geschäftsleute und Freiberufler.« Ein typischer Fall war der Unternehmer Mark Vicini aus New Jersey, Eigentümer und Geschäftsführer der Computerfirma Micro Rental and Sales – ein hochgeachtetes Mitglied der Gesellschaft, das für den College-Besuch von Verwandten aufkam und großzügige Spenden an wohltätige Organisationen leistete. Doch im Zeitraum von 1991 bis 1994 hatte Vicini neun Millionen Dollar auf die Cayman-Inseln transferiert, von denen er sechs Millionen gegenüber dem Fiskus verschwieg und auf diese Weise zwei Millionen an Steuern sparte (wofür er sich allerdings nach einem diesbezüglichen Geständnis eine fünfmonatige Gefängnisstrafe einhandelte.)

Doch waren nicht nur die Klienten von Mathewson die Missetäter. Die neunziger Jahre des vorigen Jahrhunderts waren hinsichtlich der Unterschlagung von Steuern eine Boomzeit. Gegen Ende des Jahrzehnts besaßen zwei Millionen US-Bürger Kreditkarten von Off-Shore-Banken; 15 Jahre zuvor hatte es dergleichen nicht gegeben. Jetzt boten Gründer – oft nutzten sie das Internet, um ihre betrügerischen Tricks zu vermarkten –, Riesenrenditen, wobei sie mit »geschichteten Fonds«, »Off-Shore-Kapitalschutz-Fonds« und »verfassungsmäßig sauberen Fonds« warben. Eine kleine, aber hartnäckig operierende (und geistig beschränkte) Gruppe von Steuerhinterziehern machte andern gegenüber sogar Reklame, dass Steuern sowieso nicht zu zahlen wären, da der Kongress nie ein entsprechendes Einkommensteuergesetz verabschiedet hätte. Und natürlich feierten auch die üblichen alten Steuertricks – »doppelte« Buchführung, den eigenen Tätigkeitsbereich als Wohltätigkeitsverein oder als Religionsgemeinschaft zu deklarieren, um dann alle persönlichen Unkosten als Wohltätigkeitsbeiträge abzubuchen – fröhliche Urständ. All diese Machenschaften hatten eine bedeutsame Schattenseite: Sie waren illegal. Nach groben Schätzungen sind dem amerikanischen Staat durch sie bis zum Ende des Jahrzehnts jährlich 200 Milliarden Dollar Einnahmen entzogen worden.

Die überwiegende Mehrheit der US-Bürger ließ sich auf solche Methoden nie ein. Sie zahlten auch weiterhin ehrlich Steuern und erklärten bei Umfragen, dass es nicht richtig sei, bei Steuern zu schwindeln. Das enorme Anwachsen von dergleichen Machenschaften sowie der Eindruck, dass sie erfolgreich betrieben wurden, mussten jedoch beim Durchschnittsamerikaner Zweifel an der Gerechtigkeit des Steuersystems wecken – Zweifel, die ganz gewiss angesichts der wachsenden Komplexität des Steuersystems noch bestärkt wurden. Es ist zunehmend schwerer geworden zu verstehen, welcher Steuersatz eigentlich gerecht oder fair ist. Dazu trugen in den neunziger Jahren ferner die Steuerschutzmaßnahmen für Unternehmen bei, die in diesem Sektor zu einem rasant »ansteigenden, nicht mehr akzeptablen Grad von Steuerhinterziehungen« führten, um eine Erklärung des US-Finanzministeriums aus dem Jahr 1999 zu zitieren. Die Überschrift eines Artikels aus dem Jahr 2001 im Magazin Forbes stellte ganz offen eine Frage, die sich nicht wenige Amerikaner längst selber stellten: »Sind Sie noch bei Trost?«

Wieso ist das alles in unserem Zusammenhang von Belang? Weil die Entrichtung von Steuern ein klassisches Exempel für die Lösung eines Kooperationsproblems darstellt. Aus den Dienstleistungen, die mit Steuermitteln finanziert werden, ziehen alle Bürger Nutzen. Das Militär soll uns beschützen; in den Schulen werden nicht nur unsere eigenen, sondern auch anderer Leute Kinder ausgebildet. (Dass sie zu mündigen Bürgern heranwachsen, die dann zum Sozialprodukt beitragen und uns so im Alter unterstützen, liegt in unser aller Interesse.) Auf diese Weise stehen die öffentlichen Verkehrswege, die Polizei, eine Berufsfeuerwehr und eine Grundlagenforschung für wissenschaftlichen und technologischen Fortschritt zur allgemeinen Verfügung – darunter natürlich auch manches, das man persönlich möglicherweise gar nicht braucht oder als unbedingt wünschenswert empfindet. Alles in allem müssen deren Vorteile die Kosten wohl überwiegen; sonst hätten wir gewiss niedrigere Steuern. Die Sache hat allerdings einen Haken: Man kann diese Dinge auch dann beanspruchen, wenn man keine Steuern zahlt. Denn für die meisten vom Staat bereitgestellten Güter und Dienstleistungen gilt ja, dass sie, wie die Ökonomen sagen, »nicht ausschließbar« sind – soll heißen: Sie sind für alle bestimmt; von ihrer Nutzung kann niemand ausgeschlossen werden. Falls je ein amerikanisches Raketenschutzprogramm zustande kommen sollte, wird es unser Heim beschützen, auch wenn wir keine Steuern gezahlt haben sollten. Nachdem in den USA die Fernstraße I-19 fertiggestellt worden war, konnte sie von allen befahren werden. Und selbst wenn jemand irgendwelche Regierungsausgaben aus besonderem Eigeninteresse gutheißen sollte, kann er für sich selbst nicht auf einen persönlichen Nutzungsanteil pochen. Weil den Leuten solche Leistungen zur Verfügung stehen, ohne dass sie dafür persönlich aufzukommen haben, erscheint es vernünftig, dass sie auch umsonst genutzt werden. Falls aber die meisten Bürger sie beanspruchen würden, ohne zu deren Unterhaltung beizutragen, das heißt ohne Steuern zu zahlen, würden sie verschwinden. Womit wir wieder bei dem von Mancur Olson skizzierten Problem angelangt wären.

Mag sein, dass wir das Steuerzahlen gemeinhin nicht als ein Kooperationsproblem verstehen – was es im Wesentlichen jedoch ist. Von der Mitgliedschaft in einem Interessenverband unterscheidet sich das Zahlen von Steuern selbstverständlich in einem entscheidenden Punkt: Wer keine Steuern zahlt, macht sich strafbar. Nur läuft er seit jeher wenig Gefahr, dabei ertappt zu werden. So vermochte der Internal Revenue Service im Jahr 2001 beispielsweise lediglich ein halbes Prozent aller Steuererklärungen zu überprüfen. Aus rein ökonomischer Sicht könnte Steuerbetrug sogar rational und vernünftig erscheinen. Und das bedeutet: Für das Funktionieren eines Steuersystems bedarf es mehr als nur des Gesetzes. Es kommt letzten Endes darauf an, dass die Bürger ihre Steuern (wie immer zähneknirschend) aus freien Stücken entrichten. Für den Einzelnen ist es eine kostspielige Sache, dem Fiskus den Obolus zu zollen, kollektiv jedoch nützlich und positiv. Allerdings kommen die gemeinnützigen Resultate nur zustande, wenn jeder mitmacht.

Und warum machen die Bürger mit? Anders gefragt: Weshalb kommen die Bürger in Ländern mit relativ hohen Steuersätzen wie den USA überhaupt ihren Verpflichtungen nach? Die Antwort auf diese Frage hat mit dem Prinzip zu tun, das wir bereits in der Geschichte von Richard Grasso am Werk sahen: dem Prinzip der Wechselseitigkeit. Die meisten Bürger werden partizipieren, solange sie überzeugt sind, dass auch alle anderen Bürger partizipieren. Hinsichtlich der Steuern verhält die Mehrheit der Amerikaner sich also als »bedingt zustimmend« (Margaret Levi). Sie sind bereit, ihre Steuern zu zahlen, allerdings nur so lange, wie sie überzeugt sind, dass ihre Mitbürger es ebenfalls so halten und sie glauben können, dass Steuerhinterzieher auffliegen und dafür bestraft werden. »Wenn man auf den Gedanken kommt, dass die Polizei schläft und andere Gesetzesbrecher ungestraft davonkommen, beginnt man anzunehmen, dass man selbst übervorteilt wird«, schreibt Professor Michael Graetz, der Jura an der Yale University lehrt. Die Bürger möchten sich einerseits rechtens verhalten, andererseits aber auch nicht als naive Trottel dastehen.

Lassen Sie uns dazu aufschlussreiche Gemeinwohl-Experimente mit vierköpfigen Gruppen heranziehen, welche die Ökonomen Ernst Fehr und Simon Gächter durchgeführt haben. Jeder Teilnehmer bekommt vier Marken; das Spiel läuft über vier Runden; in jeder Runde kann ein Spieler seine Marken entweder in den öffentlichen Topf geben oder für sich behalten. Die Investition einer Marke in den gemeinsamen Topf kostet den Spieler etwas; er selbst erhält dafür lediglich den Wert von 0,4 Marken, der dann freilich auch den übrigen Gruppenmitgliedern zuerkannt wird, sodass die Gruppe für jede individuell investierte Marke insgesamt 1,6 Marken bekommt. Der Witz des Experiments ist folgender: Behalten alle Mitglieder der Gruppe ihr Kapital für sich, so heimst am Ende jeder 20 Marken ein. Investiert jedes Gruppenmitglied sein ganzes Kapital, so werden zum Schluss alle vier mit 32 Marken belohnt. Die Geschichte hat selbstverständlich einen Haken: Es scheint die individuell klügste Strategie zu sein, selbst überhaupt nichts ins Gemeinwohl zu investieren und umsonst an den Investitionen der anderen teilzuhaben – wenn aber niemand investiert, bleibt der Gemeinschaftstopf leer.

Wie das Ultimatum-Spiel wird auch dieses Gemeinwohl-Spiel in allen Ländern der entwickelten Welt gespielt. Dabei verhalten die meisten Teilnehmer sich zunächst nicht egoistisch, sondern geben ihre Marken etwa zur Hälfte in den gemeinsamen Topf. Wenn Teilnehmer feststellen, dass andere es mit Trittbrettfahren versuchen, sinkt die Beitragsquote allerdings von Runde zu Runde. Am Ende verhalten sich zwischen 70 und 80 Prozent der Spielteilnehmer als Trittbrettfahrer, sodass die Gruppe als Ganzes ärmer dasteht, als sie müsste.

Fehr und Gächter schlagen eine Klassifizierung nach drei Kategorien vor. 25 Prozent der Menschen sind egoistisch: Sie handeln also, rein ökonomisch gesehen, als permanente Schnorrer rational. (Das entspricht ungefähr dem Prozentsatz der Personen, die im Ultimatum-Spiel als Vorgeber Niedrigangebote machen.) Eine verschwindende Minderheit verhält sich altruistisch und steuert von Anbeginn stark und unbeirrbar zum Gemeinschaftstopf bei, auch wenn die anderen schnorren. Die größte Gruppe aber setzt sich aus nur bedingt Kooperationswilligen zusammen, die anfangs wenigstens einen Teil ihres Reichtums gemeinnützig investieren, damit jedoch Schluss machen, wenn sie merken, dass andere nur »abstauben«. Die meisten Gemeinwohl-Spiele gehen so aus, dass nahezu alle bedingt Gutwilligen ihre Kooperation einstellen.

Der Schlüsselfaktor sämtlicher auf Gemeinnutz ausgerichteten Systeme besteht folglich darin sicherzustellen, dass die bedingt Gutwilligen die Kooperation nicht aufkündigen. Das lässt sich nur bewerkstelligen, wenn Sorge getragen wird, dass diese Menschen sich nicht wie ausgebeutete Trottel vorkommen. Fehr und Gächter haben diesen Sachverhalt dadurch nachweisen können, dass sie die Regeln ihres Gemeinwohl-Spiels ein wenig verschoben, indem sie nach jeder Runde bekannt gaben, was jedes einzelne Mitglied der Gruppe zum Gemeinschaftstopf beigesteuert beziehungsweise ihm vorenthalten hatte. Auf diese Weise wurden die Schnorrer bloßgestellt. Doch nicht nur das: Sie mussten auch noch Einbußen hinnehmen. Für ein Drittel vom Wert einer Marke konnte den Schnorrern eine Marke weggenommen werden. Dabei ereignete sich zweierlei: Erstens zahlten die Leute, um die Übeltäter abzustrafen – obwohl das wiederum aus ökonomischer Sicht irrational war. Und zweitens kamen die Schnorrer danach zur Vernunft und begannen ihren fairen Anteil einzuzahlen. Das ging so weit, dass die ursprünglichen Schnorrer es auch in den letzten Runden des Spieles so hielten, als für sie insofern kein Anlass zu Beiträgen in die öffentliche Kasse bestanden hätte, weil ihnen nun keinerlei Strafmaßnahmen mehr drohten.

Wenn es ums Lösen des kollektiven Problems geht, Menschen zum Zahlen ihrer Steuern zu bewegen, kommt es also auf dreierlei an: Erstens müssen sie in gewissem Maße ihren Nachbarn vertrauen und glauben, dass diese sich generell rechtens verhalten und allen vernünftigen Verpflichtungen nachkommen. Menschen mit größerem Vertrauen dieser Art neigen, wie der Politikwissenschaftler John T. Scholz entdeckt hat, eher dazu, ihre Steuern zu zahlen und Steuerbetrug als falsch zu empfinden. In Verbindung damit kommt es, zweitens, auf Vertrauen auf die Regierung an, das heißt auf ein Vertrauen darauf, dass die Regierung die von uns eingebrachten Steuergelder klug und im Interesse der ganzen Bevölkerung einsetzt. Es kann eigentlich nicht verwundern, dass John T. Scholz ebenfalls feststellte: Personen, die der Regierung in diesem Sinne vertrauen, sind glücklicher (oder jedenfalls weniger unglücklich), Steuern zu zahlen.

Erforderlich ist, drittens, ein Vertrauen darauf, dass der Staat die Steuersünder aufspüren und zur Rechenschaft ziehen wird und es ihm gelingt zu vermeiden, Unschuldige zu bestrafen. Das Gesetz allein kann Menschen nicht zur Kooperation bewegen; es vermag aber dazu beizutragen, dass die Kooperation gelingt. Falls Menschen der Auffassung sind, dass Schnorrer – Personen, die keine Steuern zahlen, trotzdem aber alle Vorteile eines Lebens in den USA genießen – geschnappt werden, wird es ihnen leichter fallen (oder jedenfalls weniger schwer fallen), Steuern zu zahlen. Sie werden selbst auch, und das ist kein Zufall, eher nicht betrügen. Das öffentliche Ansehen des Fiskus kann also großen Einfluss auf das Verhalten der nur bedingt Zustimmenden haben. Der Chef der Criminal Division des IRS, Mark Matthews, war sich völlig im Klaren darüber, dass eine erfolgreiche Fahndung nach Steuersündern nicht bloß von der Zahl der ertappten Betrüger abhängt, sondern auch von dem öffentlichen Eindruck der Arbeit seiner Abteilung. »Es gibt eine Gruppe von Menschen, die versucht sein könnten, sich auf solche Schwindeleien einzulassen, und diese Gruppe könnte den Anlass geben, dass die aggressive Steuerplanung zu aggressiv wird«, erklärte Matthews. »Wir müssen sie deshalb frühzeitig davon überzeugen, dass es sich nicht auszahlt. Die Aufgabe meiner Abteilung besteht zu einem großen Teil darin, dafür zu sorgen, dass die Bürger vom Funktionieren des Systems überzeugt sind.«

Es ist eine kollektive Aufgabe, die Bürger zum Steuerzahlen zu bewegen. Das Ziel ist bekannt: Jeder soll seinen fairen Anteil an Steuern beitragen. (Damit ist natürlich noch keineswegs gesagt, was in diesem Zusammenhang »fair« bedeutet.) Doch wie kann dieses Ziel erreicht werden? Das amerikanische Modell – ein im globalen Vergleich erfolgreiches Modell, denn trotz der heftigen Antisteuern-Rhetorik in den USA hinterziehen die Amerikaner wesentlich weniger Steuern als beispielsweise die Europäer – lässt erkennen: Wenngleich Gesetze und Regulierungen in der Ermunterung zum Steuerzahlen eine Schlüsselrolle spielen müssen, reüssieren sie nur bei einer Basisbereitschaft der Bevölkerung, zum Gemeinwohl beizutragen. Eine breite Teilnahme der Bevölkerung an der Entrichtung von Steuern bedeutet, dass das System zumindest in einem vagen Sinn funktioniert. Solch eine Akzeptanz kann sich freilich nur über einen längeren Zeitraum bilden, indem die Bürger – die ihre Steuern möglicherweise zunächst lediglich aus Furcht vor Strafverfolgung zahlten – den wechselseitigen Nutzen des Steuerzahlens erkennen und es als Norm akzeptieren.

Man kann es auch anders ausdrücken: Ein erfolgreiches Steuersystem bewirkt, dass Steuern ehrlich gezahlt werden. Und solch eine positive Rückbeeinflussung ist, würde ich behaupten, in den meisten erfolgreichen kooperativen Anstrengungen am Werk. Das Geheimnis des Kooperierens besteht darin – hier hatte Olson Recht –, dass es eigentlich rational wäre zu schnorren. Dennoch ist jede florierende Gesellschaft im Kleinen wie im Großen von einem kooperativen Verhalten ihrer Mitglieder durchdrungen. Dabei geht es nicht nur um die offenkundigen Beispiele wie etwa Spenden für Wohltätigkeitsorganisationen, sich an den Wahlen zu beteiligen oder Streikposten zu beziehen – all das ist natürlich ein exemplarisch kooperatives Verhalten –, sondern dies zeigt sich auch an subtileren Beispielen: Arbeiter könnten sich vor ihren Verpflichtungen drücken, ohne dafür bestraft zu werden; eine gründliche Überwachung wäre viel zu aufwändig; sie tun es trotzdem nicht; oder Gäste, die Kellnerinnen selbst in weit vom eigenen Wohnort entfernten Restaurants Trinkgelder geben. Wir können solche Handlungsweisen analysieren und ihre Entstehungsgeschichte aufzeigen. Ihrem Wesen nach, in ihrem Kern sind sie jedoch nicht ableitbar beziehungsweise auf andere Faktoren zurückzuführen. Und dieses irreduzible Phänomen konstituiert den Unterschied zwischen einer Gesellschaft und einer Horde von Menschen, die zufällig zusammenleben.
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In Londons City herrschte 2002 ein sozusagen ewiger Verkehrsstau. In das gut 321 Quadratkilometer große Zentrum dieser Weltstadt strömten an einem gewöhnlichen Werktag eine Viertelmillion PKWs, die dort mit einer Million Pendlern ins Gemenge kamen, die mittels öffentlicher Verkehrsmittel einfluteten. Die City von London kennt keine langen, geraden, breiten Boulevards. Die Straßen sind dort großenteils enge, gewundene Gassen. Sie drückten die durchschnittliche Verkehrsgeschwindigkeit auf etwa 15 Stundenkilometer, an besonders schlimmen Tagen auf fünf Kilometer pro Stunde. Da kam man schneller zu Fuß voran – ohne dabei übermäßig ins Schwitzen oder aus der Puste zu geraten.

Die Verkehrssituation lag dermaßen im Argen, dass ausgerechnet der Londoner Oberbürgermeister – Ken Livingstone, ein in der Wolle gefärbter Sozialist – sich für ein Vorhaben stark machte, das die kapitalistisch denkenden Ökonomen begeisterte. Das Mautsystem wurde im Februar 2003 eingeführt. Wer mit dem Auto zwischen sieben und 18.30 Uhr in die Innenstadt fuhr, hatte fünf Pfund Sterling zu entrichten. Wer die Gebühr zu zahlen versäumte und das Pech hatte, dass das Nummernschild seines Wagens von einer der 230 dort installierten Videokameras erfasst wurde, musste 80 Pfund Strafe zahlen. Die Maut sollte der Stadt jährlich 180 Millionen Pfund für Investitionen in die öffentlichen Verkehrsmittel bringen und das Individualverkehrsaufkommen um 20 Prozent reduzieren.

Der Plan ging von einer einfachen Grundüberlegung aus: Wer mit dem PKW in die Innenstadt fuhr, verschlechterte die Verkehrslage und bürdete allen Mitbürgern Lasten auf, zu deren Begleichung er selber nichts beitrug. Wenn Sie persönlich Fahrer eines solchen Wagens waren und im Stau steckten, während auf Bürgersteigen Kleinkinder vorbeisausten, mag es Ihnen so vorgekommen sein, dass Sie ohnehin schon einen viel zu hohen Preis zahlten. Den amtlichen Staukostenberechnungen zufolge war dem allerdings keineswegs so. Das neue Mautsystem stellte einen Versuch dar, die offenen Rechnungen zu begleichen.

Verkehrsstaus mithilfe von Gebühren zu regulieren – als Idee kursiert so etwas seit den zwanziger Jahren des letzten Jahrhunderts. Die maßgeblichen Anstöße zu ihrer Weiterentwicklung gab William Vickrey, ein Wirtschaftswissenschaftler, der mit dem Nobelpreis ausgezeichnet wurde. Vickrey betrachtete die verfügbaren Straßenkapazitäten einfach unter dem Gesichtspunkt einer knappen Ressource: Um diese nun vernünftig zu verteilen, bedarf es einer Methode, allen potenziellen Interessierten Kosten wie Vorteile ihrer Nutzung bewusst zu machen. Nun können die Hauptzufahrtsstraßen von Großstädten traditionell von Hinz und Kunz kostenfrei genutzt werden, und darum werden sie natürlich auch von Hinz und Kunz zu den täglichen Stoßzeiten beansprucht – wiewohl eigentlich allen Verkehrsteilnehmern gedient wäre, wenn manche mit dem Auto früher beziehungsweise später in die Stadt führen, andere statt im PKW mit öffentlichen Verkehrsmitteln kämen und wieder andere ihre Arbeit daheim verrichteten. Würde die Nutzung solcher Einfallstraßen dagegen mit Mautgebühren belegt, so hätten die Leute Grund, differenziertere Überlegungen anzustellen; dann würden sie unterschiedliche Antworten geben auf die Frage: »Wie viel ist mir diese Anfahrt eigentlich wert?« Und demgemäß würden sie sich von ihrem Arbeitsplatz auch früher oder später auf die Heimfahrt machen, mit dem Zug reisen oder die Möglichkeiten heutiger Telekommunikation zur Heimarbeit nutzen, statt alle miteinander um 18.30 Uhr die Interstate 95 zu verstopfen.

Es ist eine schöne, theoretisch einleuchtende Idee – wenn sie in die Praxis umgesetzt werden sollte, war es allerdings jedes Mal ungemein problematisch, sie den Leuten zu »verkaufen«. In London hatte Livingstone massive Widerstände seitens starker Lobbygruppen zu überwinden. In den Vereinigten Staaten erwies sich jeder Versuch dieser Art bisher von vornherein als aussichtslos. Amerikaner zahlen schon ungern Maut für Autobahnen und Brücken. Der Gedanke, während der Stoßzeiten noch zusätzlich fürs Autofahren zur Kasse gebeten zu werden, ist ihnen zutiefst verhasst. Den meisten kommt es so vor, als würden sie dadurch ihres Rechtes beraubt, selbst zu entscheiden, wann und wie sie zwischen der Wohnung und dem Arbeitsplatz pendeln; die Vorstellung, dass die Wohlhabenden sich das Recht erkaufen könnten, auf leeren Schnellstraßen dahin zu brausen, während alle übrigen dafür auch noch längere Wege in Kauf nehmen müssten, verletzt den amerikanischen Gerechtigkeitssinn. Wir Amerikaner leiden lieber unter den Folgen des dichten Verkehrs, als dass wir es einigen wenigen gestatten, sich solche Freiheit mit Geld zu erkaufen. Folglich gelangten die Autoren einer Untersuchung über den gescheiterten Versuch, für die Brücke der Bucht von San Francisco eine Maut zu einer Regulierung der Staus einzuführen, denn auch zu folgendem Resultat: Sowohl die Wählerschaft als auch die politische Klasse müssten zuerst einmal davon überzeugt werden, dass dazu überhaupt keine Alternative existiert, bevor sie eine Lösung nach dem Vickrey-Modell zu akzeptieren bereit wären. Die wenigen Ausnahmen, insbesondere in New York City, wo die Nutzung gewisser Brücken und Tunnel zu Stoßzeiten gebührenpflichtig ist, bestätigen die Regel.

In anderen Lebensbereichen haben wir uns mit Vergleichbarem seltsamerweise jedoch abgefunden. Telefonate sind tagsüber teurer, Drinks während der Happy Hour billiger, und ein Aufenthalt in Las Vegas kostet an Wochenenden mehr als unter der Woche. Das sind Beispiele für nachfrageorientierte Preise: Ist der Bedarf groß, werden die Preise angehoben; ist er gering, werden sie reduziert. Wenn es ums Autofahren geht, würden die Amerikaner diese ökonomische Grundregel jedoch am liebsten ignorieren.

Es gibt ein Land, das – als einziges in der ganzen Welt – eine solche Stoßzeiten-Maut zur Perfektion entwickelt hat: Singapur. Dies dürfte Amerikaner wie Westeuropäer in Anbetracht des sozialen und kulturellen Kontrasts eigentlich nicht verwundern. Dort muss die Regierung sich weder um eine wütende Autofahrerlobby noch um eine vergrätzte Wählerschaft auch nur einen Deut scheren. So wurde das Mautsystem dort denn auch bereits 1975 eingeführt. Es ist dem Londoner Plan im Ansatz recht ähnlich: Wer zur Stoßzeit in den zentralen Geschäftsbereich des Stadtstaates fahren wollte, musste dafür Maut entrichten. Die wichtigsten seitherigen Änderungen sind technologischer Art. Einst sorgten Verkehrshostessen für die Einhaltung des Systems; sie notierten die Nummernschilder der Wagen von Fahrern, die sich nicht an die Vorschrift hielten. Heute befindet sich am Armaturenbrett aller Wagen in Singapur eine pfiffige elektronische Zahlkarte; sobald man in die mautpflichtige Zone gelangt, sieht man, wie die Gebühr von der Karte abgebucht wird. Die Praxis hat zwei Vorteile: Sie macht Mogeln unmöglich, und sie führt Fahrern die Kosten ihrer Entscheidung, mit dem Auto in die Stadt zu fahren, prompt vor Augen. Außerdem hat Singapur inzwischen das Gebührensystem verfeinert. Früher wurde dort für das Fahren zu Stoßzeiten eine Einheitsgebühr verlangt. Mittlerweile ist dort für die Hauptstoßzeit eine besonders hohe Gebühr fällig. Von 7.30 bis 8 Uhr ist das Fahren halb so teuer wie von 8 bis 9 Uhr; für die abendliche Stoßzeit gilt wieder eine andere Gebühr. In Singapur wird sogar die Möglichkeit angeboten, nur an Wochenenden mit dem Auto zu fahren. (Dafür werden beim PKW-Kauf Rabatte sowie Kfz-Steuernachlässe eingeräumt.) Kein Wunder, dass der Straßenverkehr in Singapur wesentlich besser organisiert ist als in New York oder London, obwohl in dem Stadtstaat mehr zugelassene Autos pro Straßenkilometer unterwegs sind als in jedem Land der westlichen Welt. (Zugegeben: Singapur ist natürlich ein sehr kleines Land.)

Das Staukostensystem Singapurs ist ein Erfolg. Interessanterweise – vor allem in Anbetracht des autoritären Regimes – bleibt es dort jedoch dem einzelnen Bürger überlassen zu entscheiden, ob er mit seinem Wagen in die Stadt fährt oder nicht, obwohl es doch am einfachsten gewesen wäre, bestimmte Gruppen der Bevölkerung für gewisse Wochentage vom Autoverkehr auszuschließen. Genau das ist in Mexiko geschehen – wenngleich es in Mexiko vorrangig darum ging, die extrem hohe Umweltverschmutzung zu reduzieren. Bewohnern von Mexico City, deren Autonummernschild mit der Ziffer 5 oder 6 endet, ist das Autofahren montags untersagt (bei den Endziffern 7 oder 8 ist es an Dienstagen, für die Endziffern 3 oder 4 mittwochs verboten und so fort), mit dem Ergebnis, dass nun jeder samstags oder sonntags unterwegs ist. Die Verkehrsdichte ist durch diese Maßnahme ebenfalls nicht geringer geworden, weil Autofahrern für die ihnen erlaubten Wochentage kein Anreiz zu einer Suche nach alternativen Möglichkeiten geboten wird. Zudem haben sich viele Mexikaner einen Zweitwagen zugelegt, einzig und allein zu dem Zweck, dass sie an den Ausnahmetagen doch fahren können. Das System Singapurs macht dagegen Fahrern bewusst, wie viel sie das Autofahren tatsächlich kostet, und es verlässt sich einfach darauf, dass alle individuellen Fahrentscheidungen kollektiv zu einem vernünftigen Endergebnis führen.

Zu berechnen, was Autofahrer eigentlich zahlen müssten, ist freilich eine enorme Aufgabe, zu deren Lösung Wirtschaftswissenschaftler bereits eine Menge Tinte vergeblich verspritzt haben. Ein offenkundiges Problem beruht darauf, dass es Wohlhabenderen leichter fällt – je reicher sie sind, desto mehr –, zu einem Zeitgewinn ebenso wie aus Gründen der Bequemlichkeit Geld einzusetzen. (Sie zahlen, um per Auto in die Londoner Innenstadt zu fahren, weil das für sie schlichtweg lohnenswerter ist, als die U-Bahn zu benutzen.) Andererseits können die weniger Wohlhabenden die Maut umgehen, indem sie auf die Benutzung des eigenen Autos verzichten – was ihnen allerdings keinerlei Vorteile verschafft. Eine faire Gebührenregelung für Stoßzeiten dürfte also im Grunde nicht nur mit einer Maut verbunden sein. Sie müsste die daraus resultierenden Einnahmen vielmehr auch gerecht verteilen. Singapur hat auf das Problem erfolgreich mit der Einrichtung eines hypermodernen Schnell-Transitsystems reagiert. Für London sieht Ken Livingstones Verkehrsplanung in ähnlicher Weise eine Investition von etlichen Millionen Pfund Sterling für das öffentliche Verkehrssystem vor. Eine alternative Idee hat der Verkehrsingenieur Carlos Daganzo entwickelt, derzufolge es allen Autofahrern gestattet sein sollte, die Straßen, die sonst mautpflichtig sind, an bestimmten Tagen kostenfrei zu nutzen. Auf die Weise wäre eine allgemein sinnvolle Nutzung der Autobahnen beziehungsweise von Schnellstraßen gewährleistet, statt dass sie hauptsächlich Reichen zur Verfügung stünden, die sich solche Verkehrsräume zu erkaufen in der Lage wären.

Ein realistisches Kosten-Nutzen-System würde selbstverständlich um vieles komplizierter ausfallen als die Londoner Lösung mit dem Ganztagsansatz von fünf Pfund Sterling. Vickrey hat deshalb beispielsweise ein Szenario entworfen, in dem der Verkehr durch ein auf die jeweils konkret gegebenen Verhältnisse »reagierendes Gebührensystem« reguliert wird. Wie viel ein Autofahrer für die Benutzung einer Straße zahlen müsste, hinge demgemäß von der zu ebendieser Zeit auf dieser Straße herrschenden Verkehrsdichte, von der Witterung oder von der Art des benutzten Fahrzeugs ab. Wenn die Interstate 5 zwischen Sacramento und San Francisco plötzlich wegen eines liegen gebliebenen Sattelschleppers verstopft wäre, würde ihre Befahrung mehr kosten, was vermutlich viele Fahrer auf andere Routen umleiten und verhindern würde, dass die Stausituation außer Kontrolle geriete. Technisch wäre so ein System heute machbar, politisch jedoch nicht durchzusetzen. Ein extrem differenziert reagierendes Gebührensystem könnte möglicherweise zudem mehr Ärger verursachen, als es wert wäre. (Wäre es etwa vernünftig, wenn man bei einer Fahrtgeschwin digkeit von 120 Stundenkilometern komplizierte Kosten-Nutzen-Rechnungen anstellen müsste?) Eine Vernetzung der Autobahnen mit Verkehrssensoren oder eine Ausrüstung der Autos mit umfassenden Ortungsprogrammen würde allerdings unbegrenzte neue Möglichkeiten eröffnen.

So grob das Londoner System aber auch sein mag – es ist bislang erfolgreicher, als die meisten Nichtökonomen für möglich gehalten hätten. Der Verkehr ging um 20 Prozent, die Stauung erheblich zurück, und einer Studie zufolge können Autos dort jetzt um 40 Prozent schneller fahren. (Damit kommen sie zwar auch nur auf 19 Kilometer pro Stunde – aber das ist doch immerhin schon etwas.) Inzwischen geht die Hauptsorge dahin, der Plan könne den Verkehr allzu sehr reduziert haben. Eine Maut für Stoßzeiten soll die Leute ja nicht vom Autofahren abbringen. Ökonomisch betrachtet – ökologische Gesichtspunkte wollen wir hier außer Acht lassen – ist es eigentlich kaum besser, wenn eine Fernstraße zu wenig als wenn sie zu stark befahren wird. Eine Stoßzeitenmaut hat die Aufgabe, die Teilnahme am Verkehr besser zu koordinieren, indem sie die Leute dazu veranlasst, die Vorteile des Fahrens mit eigenem Auto gegen die Nachteile abzuwägen, die man damit allen anderen zufügt. Im Fall Londons waren die Befürchtungen eines Verkehrsrückgangs allerdings stark übertrieben. Die Straßen sind noch immer voller Autos. Sie kommen lediglich besser voran. Und, wichtiger noch, der heutige Verkehrsfluss ist ein echteres Spiegelbild des realen Wertes, den die Leute dem Autofahren beimessen. Im Augenblick zumindest herrscht in London ein vernünftigerer Verkehr.
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Es ist eine zweifellos tröstliche Vorstellung, dass Verkehrsstaus sich einfach durch die richtige Bemessung von Mautgebühren ausmerzen lassen – ganz besonders, wenn man gerade seit ein paar Stunden auf dem Cross Bronx »Expressway« feststeckt. Und es ist ja in der Tat so: Viele Verkehrsstockungen kommen nur dadurch zustande, dass einfach zu viele Autos unterwegs sind. Als Fahrer sollten wir zwei Sekunden Abstand zwischen den Wagen halten. Unter der Voraussetzung vermag eine Autobahnspur stündlich 1800 Autos zu bewältigen. Nun verhalten die meisten von uns sich am Steuer aber nicht so vorsichtig, wie es eigentlich angeraten schiene. Bei zügigem Verkehr kann es vorkommen, dass eine kalifornische Autobahn pro Spur stündlich von 2400 Fahrzeugen beansprucht wird. Doch ob es nun 1800 oder 2400 sind – falls sich die Anzahl der Autos mithilfe eines Vickrey-Gebührensystems unter diese Marke bringen ließe, würde es zur Beseitigung von Verkehrsknoten beitragen, die durch einfache Staubildung verursacht werden.

Die zahllosen sonstigen Schwierigkeiten, die das tägliche Pendeln zum Albtraum machen können, lassen sich mit Straßenmauten leider nicht bewältigen. Manche dieser Probleme – Unfälle, Bauarbeiten, Einfahrten, Ausfahrten – sind offenkundig und rasch erkennbar, andere, etwa leichte Straßenschäden, sanfte Kurven und Neigungen, Senken oder ein dahinkriechender Schwertransport, der nicht überholt werden darf, subtiler. Nach Auffassung einiger Wissenschaftler kommt es manchmal sogar völlig grundlos zu Verkehrsstaus. Wenn man zu sehr über den Verkehr grübelt, kann es einem fast wie ein Wunder scheinen, dass man überhaupt in heimatlichen Gefilden anlangt.

Die Autos auf einer dicht befahrenen Autobahn sind mit Fußgängern auf dem Bürgersteig oder einem Vogelschwarm vergleichbar, ihre Fahrer dezentral handelnde Individuen, die (im Allgemeinen) einfache Grundregeln beherzigen – nicht beim Vordermann auffahren, wann möglich die Fahrbahn wechseln, so schnell fahren, wie es die Fahrsicherheit erlaubt – und dabei ihre Handlungen zu koordinieren suchen. Jeder einzelne Fahrer möchte im Verkehr schneller vorankommen als die anderen; er möchte aber auch, dass der Verkehr insgesamt möglichst zügig fließt. Wir haben bereits gesehen, wie andere Menschen in anderen Situationen sich unter ähnlichen Umständen recht erfolgreich koordinieren. Die Entscheidungen der dezentral agierenden Fahrer auf verkehrsreichen Schnellstraßen aber führen allzu häufig zu einem unschönen Chaos. Was läuft da falsch?

Die Grundgegebenheiten des Verkehrs sind recht simpel. Wenn nicht zu viele Wagen die Straße »bevölkern«, können sie ungehindert die Fahrbahnen wechseln, beschleunigen oder verlangsamen, ohne Probleme zu verursachen. Da kann jeder sicheren Abstand zu seinen Nachbarn halten und trotzdem so schnell fahren, wie er eben möchte. Für diese Situation hat die Wissenschaft den Begriff »freier (Verkehrs)fluss« geprägt. Wenn nun aber nach und nach immer mehr Wagen auf die Schnellstraße einbiegen – oder Autos ihr Tempo drosseln, um die Schnellstraße zu verlassen –, muss jeder bremsen, um den gleichen Abstand zu halten. Und wenn einer aufs Bremspedal tritt, tun es ihm die Nachfahrenden gleich – somit bildet sich eine Bremswelle, die die ganze Fahrzeugschlange durchläuft. Auf Fahrbahnen mit schnellerem Verkehr bewegt die Bremswelle sich schneller: Dort müssen die Fahrer ja rascher reagieren, um den Abstand zu halten. Folglich verlangsamt sich der Verkehr auf der schnelleren Spur schneller (so unsinnig das klingen mag). Und weil Autofahrer im Bemühen, zügig vorwärts zu kommen, die Fahrbahn wechseln, gleichen die unterschiedlichen Geschwindigkeiten auf den Fahrbahnen sich aus, wenn alle verfügbaren Lücken gefüllt sind. Auf die Weise geraten die Fahrer aus einem freien Fluss in ein unstetes Fahrtmuster, in dem alle ein untereinander ähnliches, aber langsameres Tempo als vorher haben. Von diesem Zeitpunkt an genügt schon ein Mucks, um die ganze Autohorde in das berüchtigte Stocken und Stottern eines Staus zu versetzen. Und Verkehrsstaus sind brutal: Steckt man einmal drin, kommt man schwer wieder heraus. Denn die Wagen, die am Anfang des Staus die Schnellstraße verlassen, bewegen sich dabei langsamer als die Fahrzeuge, die am Ende neu hinzukommen. Das ist, wie inzwischen nachgewiesen wurde, auch der Grund, warum ein Stau, den wir auf dem Fernsehschirm beobachten, sich rückwärts bewegt. Es ist auch die Ursache dafür, dass Staus sich so leicht nicht auflösen. Kai Nagel, ein Pionier der Verkehrsforschung, hat es so for muliert: »Verkehrsstaus sind ziemlich dauerhaft, wenn sie sich einmal gebildet haben, und können sich mehrere Stunden ohne größere Formveränderungen im gleichen Tempo gegen den Verkehrsfluss bewegen.«

Wie aber kommt es überhaupt zu Verkehrsstaus? Das ist eine Frage, über die seit langem zwischen zwei Lagern heftig diskutiert wird. Auf der einen Seite stehen, grob gesprochen, die Physiker; sie sehen in der Bewegung von Autos auf einer Schnellstraße ein im Wesentlichen ähnliches Phänomen wie beim Wasser eines Flusses oder beim Auslaufen von Sandkörnern in einem Glasröhrchen. Wir wissen, dass Sandkörner plötzlich eine Verstopfung bilden können und dann nicht mehr reibungslos abfließen. Gleiches zeigt sich bei Computersimulationen eines Verkehrsflusses; die Physiker sprechen dann von einem »spontanen Stau«, der ihrer Meinung nach auch in realen Verkehrssituationen wahrscheinlich ist. Auf der anderen Seite der Debatte stehen die Verkehrsingenieure; sie behaupten, dass jeder Stau durch irgendein Hindernis oder einen Engpass verursacht wird. Rein akademisch betrachtet ist die Diskussion zwischen den beiden Gruppen hoch interessant, ihre praktische Relevanz aber schwer zu ermessen. Die Verkehrsingenieure räumen selbst ein, dass die für Verkehrsstaus verantwortlichen »Ungleichmäßigkeiten« äußerst geringfügig sein können – wie etwa schon ein zu langsam fahrendes Auto.

Den Nachweis für diese These haben Carlos Daganzo und Juan Munoz, die als Ingenieure am Institute of Transportation Studies der University of Berkeley forschen, am 14. Juni 2000 erbracht. Sie schickten einen Testwagen auf die Richmond-San Rafael Bridge unweit von San Francisco und gaben dem Fahrer Anweisung, signifikant langsamer zu fahren als der dort herrschende Fluss des Verkehrs, der sich in einem für die Spätphase der Stoßzeit erfreulichen Tempo bewegte (mit etwas mehr als 100 Stundenkilometern). Die Brücke hat eine Länge von gut neun Kilometern, zwei Fahrbahnen in beiden Richtungen und (natürlich) weder Ein- noch Ausfahrten. Die Auswirkungen traten sofort zutage: Auf der Brücke setzte ein ungewöhnlich häufiges Wechseln der Fahrbahnen ein, während sich weiter hinten, auf der Autobahn, ein Stau aufbaute. Selbst bei einem beweglichen Engpass (aufgrund des langsamer fahrenden Testwagens) kam es zu einer Stockung im Verkehrsfluss.

Auf mehrspurigen Schnellstraßen bewirken Engpässe eine Situation, in der sich der Verkehr auf den verschiedenen Fahrbahnen unterschiedlich schnell voranbewegt: Das ist einer der Gründe, warum Engpässe so misshellig sind. (Man könnte annehmen, dass die unterschiedlichen Geschwindigkeiten sich letztendlich wieder ausgleichen und man die links überholenden Autos schließlich einholt – ein Irrtum.) Jedenfalls kommt es bei unterschiedlichen Verkehrsgeschwindigkeiten auf den Fahrbahnen zu häufigerem Spurwechsel, was die Autofahrer wiederum vorsichtiger macht: Sie erhöhen infolgedessen den Abstand, was seinerseits paradoxerweise zu erhöhtem Fahrbahnwechsel führt (weil so der Freiraum zwischen den Autos größer wird). Am Ende fasst jede Fahrbahn einer mehrspurigen Autobahn im Vergleich zu einspurigen Schnellstraßen zehn Prozent weniger Autos.

Je dichter der Verkehr auf einer Straße, desto schwieriger wird für die Fahrer die Koordination. Jeder muss die Entscheidungen anderer vorwegnehmen, und weil Informationen nur über Bremslichter und Blinkzeichen vermittelt werden (die bestenfalls grobe Indikatoren sind), führt das Vorausahnen des Verhaltens anderer oft zu Überreaktionen. Und es genügt schon ein einziger Fahrer, der zu übertriebenem Bremsen neigt, um das Tempo über die ganze Länge einer Schnellstraße zu reduzieren. Da die Fahrer zudem über kein Gesamtbild der Verkehrssituation verfügen, sind ihre Entscheidungen – ob sie nun bei dieser Ausfahrt abbiegen, besser im schleppenden Fluss weiterfahren, auf ihrer Fahrbahn bleiben sollten oder ob es besser wäre, auf die andere zu wechseln – recht unvorhersehbar. Ein Vogelschwarm wahrt in vergleichbaren Situationen seine elegante Formation und geordnete Bewegung. Die Autofahrer dagegen geraten mit ihren Vehikeln ins Stocken und Stottern, in die Unordnung eines Staus.
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Die Verschiedenartigkeit der Fahrer ist ein Grund für die Koordinationsschwierigkeiten auf den Straßen. Wir haben an früherer Stelle erkannt, dass Diversität unter den Akteuren für viele kluge Entscheidungsfindungen von essentieller Bedeutung ist. Beim Lösen von Koordinationsaufgaben kann sie allerdings auch erschwerend wirken. Mitch Resnick demonstrierte dies schon vor etlichen Jahren anhand einer Verkehrssimulation, die er mit seinem Computerprogramm Star-Logo entwickelte – sie stellte einen der ersten Versuche dar, modellhaft zu erfassen, wie individuelle Interaktionen unerwartete Ergebnisse zeitigen. Resnick beschreibt in seinem Buch Turtles, Termites and Traffic Jams [»Schildkröten, Termiten und Verkehrsstaus«], dass der Verkehr in dieser Simulation störungsfrei floss, solange die Autos in regelmäßigen Intervallen starteten und im gleichen Tempo fuhren. Sobald aber ihr Tempo variierte und die Fahrer dann durch Bremsen oder Beschleunigung aufeinander reagieren mussten, setzten Verkehrsstockungen ein. Und sobald in die Positionierung und Geschwindigkeit der Wagen auch nur ein bisschen Willkür einprogrammiert wurde, fing der Ärger an. In ähnlicher Weise konnte auch das Auftauchen einer Radarfalle einen Stau hervorrufen, weil sie die einzelnen Fahrer zu einer raschen Drosselung des Tempos nötigte und sich daraufhin erhebliche Geschwindigkeitsunterschiede einstellten. Angesichts all dessen stellt sich natürlich die Frage: Wenn das Problem in der Verschiedenartigkeit der Fahrer begründet liegt, ließe es sich dann vielleicht durch homogenes Fahrerverhalten lösen?

Auf der Suche nach einer Antwort auf diese Frage übernahm eine Forschergruppe des kalifornischen PATH-Programms im August 1997 in der Nähe von San Diego eine rund 13 Kilometer lange Strecke der Interstate 15. Die Wissenschaftler rückten mit acht Buick LeSabres an, die sie für einige hunderttausend Dollar hatten automatisieren lassen; zu der Spezialausrüstung gehörten unter anderem eine automatische Steuerung und Benzinzufuhr, Temposensoren, Radar sowie ein Funksystem, das imstande war, pro Sekunde 50 Informationen über die Geschwindigkeit und Beschleunigung des Wagens weiterzugeben. Die Automatisierung erfüllte einen doppelten Zweck: Zum einen fuhren die Wagen selbsttätig; zum andern ermöglichte sie der Wagengruppe auf dieser Strecke ein koordiniertes Fahren, denn ihre Geschwindigkeit wurde mittels Funkkommunikation synchronisiert. Und es hat tatsächlich funktioniert. Die LeSabres fuhren mit einem Abstand von jeweils sieben Metern im Konvoi. Tempomäßig waren sie perfekt aufeinander abgestimmt; die normalen, durch Fahrerreaktionen bedingten Verzögerungen waren ja ausgeschaltet. Sobald ein Wagen sein Tempo veränderte, passten die übrigen sich prompt an. Im Verlauf von vier Tagen fuhren diese Wagen mit Insassen bei 120 Kilometer Stundengeschwindigkeit hunderte Meilen absolut unfallfrei. Es war die Idealvorstellung eines vollkommen organisierten Schnellwegs.

Wie könnte so etwas aber in der realen Welt funktionieren? Man würde besondere Autobahnen schaffen müssen, an deren Strecke alle 1,20 Meter magnetische Markiergeräte zu versenken wären. (Dank solcher Markiergeräte könnten die Wagen automatisch die Straßen »lesen« und kontrollieren, dass sie sich auf der richtigen Fahrbahn befinden.) Nach der Einfahrt würde sich Ihr Wagen auf der Autobahn mit anderen zu einem Konvoi formieren, in dem Sie bis zu Ihrer Ausfahrt blieben. (Jeder Zug würde vermutlich mit einer bestimmten Ausfahrtrampe korreliert sein.) Es wäre nicht gerade billig, die Autobahnen auf diese Weise auszustatten. Die Kosten dürften pro Meile bei mindestens 10000 Dollar liegen. Außerdem müssten die Autos entsprechend aus- und umgerüstet werden. Eine automatisierte Autobahn würde jedoch eine doppelt bis dreifach höhere Kapazität fassen und Verkehrsstaus eliminieren; und das hätte zur Folge, dass weniger neue Schnellstraßen gebaut würden und die Menschen weniger Zeit in Verkehrsstaus verbrächten. Das heißt auch: Automatisierte Autobahnen würden möglicherweise sogar Geld sparen helfen.

Der Plan mutet intuitiv sinnvoll an. (Wenn die Fahrer das Problem sind, müsste man ihnen das Steuer aus der Hand nehmen.) Dennoch ist schwer vorstellbar, dass er in absehbarer Zeit verwirklicht wird: Zum einen weil Autofahrer sich ungern das Heft aus der Hand nehmen lassen und der Gedanke, sein Leben einem Computer zu überantworten, ein noch viel größeres Unbehagen auslöst. Natürlich, Flugzeuge werden inzwischen auch mittels Autopilot gesteuert; doch die allermeisten von uns sind nun mal keine Flugkapitäne, denen solche Systeme vertraut sind. Zum anderen ist dieser Plan eine Totgeburt, weil seine Umsetzung natürlich als eine von oben verordnete Problemlösung empfunden würde; die Menschen unserer Tage bevorzugen jedoch Lösungen von unten, von der Basis. Wären wir etwa bereit, es der Regierung zu überlassen, unsere Fahrten auf der Autobahn zu konzertieren? Da nehmen wir doch wohl lieber die Unannehmlichkeit eines Verkehrsstaus in Kauf.

Insofern wäre es vielleicht besser, auf eine andere Lösung des Problems zu setzen, die als Erster der deutsche Physiker Dirk Helbing entwickelt hat. Helbing ist von allem fasziniert, was sich bewegt; seine Forschungen befassen sich mit Fußgängern, Autos und Menschenmassen ebenso wie auch mit Versorgungsketten. Und er hat die wahrscheinlich erste glaubwürdige und realistische Methode zur Meisterung von Verkehrsproblemen geliefert. Im Kern geht sie auf Studien zurück, die er vor wenigen Jahren gemeinsam mit Bernardo Huberman, einem beim US-Konzern Hewlett-Packard tätigen Wissenschaftler, durchführte. Der Ansatz von Helbing und Huberman besteht im Wesentlichen in der Definition einer idealen Verkehrslage, die sie mit dem Begriff »kohärenter [zusammenhängender] Fluss« zusammenfassten. Im zusammenhängenden Fluss bewegen sich die Autos als ein »fester Block« voran, und obwohl die Wagen langsamer unterwegs sind, als es den Fahrern eigentlich lieb ist, kommt der Gesamtverkehr mit optimaler Geschwindigkeit zügig vorwärts. Das heißt: Ein bestimmter Punkt wird von der pro Minute höchstmöglichen Anzahl Autos passiert.

Ein kohärenter Fluss kann – das ist ein besonderes Merkmal dieses Projekts – aber immer nur dann entstehen, wenn eine Straße von hinreichend vielen Autos befahren wird. Denn sonst kommt es zu einem häufigen Fahrbahnwechsel, zu abrupten Beschleunigungen und Bremsungen – Faktoren, die einen gleichmäßigen Verkehrsfluss zunichte machen. Bei einem individuellen Fahrstil käme man persönlich vielleicht rascher ans Ziel; und weil sich die Autofahrer in einem einheitlichen Fluss individuell nun einmal langsamer voranbewegen, müssten zwei Dinge gegeben sein, damit es tatsächlich zu einem zusammenhängenden Fluss kommt: Man müsste eine Methode finden, um die Autofahrer von ihrem andauernden Wechseln zwischen Beschleunigen und Verlangsamen abzubringen, und man müsste eine Möglichkeit finden, das Einfädeln von den Zubringern aus zu regulieren. Es ist, wie sich erwiesen hat, nicht nur wichtig, wie viele Fahrzeuge, sondern auch, wann diese Fahrzeuge in die Autobahn einbiegen.

In Zusammenarbeit mit seinem Kollegen Martin Treiber hat Helbing jüngst die enorm positiven möglichen Auswirkungen von zwei Innovationen auf den Verkehrsfluss aufgezeigt. Bei der ersten der beiden Neuerungen handelt es sich um ein »Fahrer-Unterstützungsprogramm« – eine Kombination aus einem Miniatur-Radarsystem und Bewegungssensoren, die Autofahrern das Einhalten eines gleichmäßigen Abstands ermöglichen und sie auf Risiken, die vor ihnen liegen, wie auf Gefahren aufmerksam machen, die von hinten drohen – Gefahren, die sie wegen toter Winkel eventuell nicht wahrnehmen könnten. In der Theorie könnten dergleichen Unterstützungsprogramme das Autofahren generell erleichtern und es den Damen und Herren am Steuer ersparen, öfter als gewünscht bremsen zu müssen. Manche Automobilhersteller haben bereits damit begonnen, künftige Modelle mit solcher Technologie auszustatten. Es wäre gar nicht mal erforderlich, dass sich alle Autofahrer ihrer bedienten. Denn wie Helbing und Treiber nachweisen konnten, wäre ein Großteil der Verkehrsstockungen schon dann beseitigt, wenn zehn bis zwanzig Prozent der Wagen auf der Straße über die erwähnten Sensoren verfügten.

Die zweite Innovation steht einer Realisierung wesentlich näher. Sie bestünde schlicht und einfach in einer Verfeinerung der Ampelsysteme an den Zufahrtsstellen der Schnellstraßen, die in ganz Europa wie in den Vereinigten Staaten vielerorts bereits installiert wurden. In den USA sind solche roten Verkehrslichter im Allgemeinen auf einen simplen zeitlichen Rhythmus eingestellt; er gestattet etwa alle 30 Sekunden einem weiterem Fahrzeug die Auffahrt. Solch eine mechanisch willkürliche Regulierung bietet aber den Forschungsergebnissen von Helbing und Treiber zufolge keineswegs die bestmögliche Lösung des Problems. Man müsste einen Weg finden, Autos nur dann die Zufahrt zu einer Fernstraße zu gestatten, wenn dort Platz für sie ist – mit anderen Worten: wenn sie dort eine Lücke füllen und somit in der Lage sind, einen einheitlichen Verkehrsfluss mit zu unterstützen. (So etwas würde selbstverständlich die Installation eines Ampelsystems erfordern, das die dort jeweils herrschende Verkehrsdichte registriert und die Schaltung entsprechend steuert.) An den Zubringern würde es gewiss manchmal Wartezeiten von bis zu ein paar Minuten bedingen – eine Erfahrung, die man zunächst als recht ärgerlich empfinden würde. Nur – darauf weisen Helbing und Treiber zu Recht hin – würde damit die Gesamtfahrzeit für alle Autofahrer erheblich verringert. Wenn eine Menge von an und für sich gescheiten Autofahrern außerstande sein sollte, sich Verkehrsstaus zu ersparen – vielleicht wird es dank eines intelligent organisierten Fernstraßensystems einmal möglich.


ACHTES KAPITEL

Der Wissenschaftsbetrieb:
Kooperation, Konkurrenz und Reputation

Anfang Februar 2003 setzte das Gesundheitsministerium der Volksrepublik China die Weltgesundheitsorganisation (WHO) davon in Kenntnis, dass seit November des Vorjahres in der Provinz Guangdong 305 Personen unter einer schweren Erkrankung der Atemwege – mit fünf tödlichen Ausgängen – litten. Die Symptome waren grippeartig; Labortests hatten aber ergeben, dass der Influenza-Virus als Krankheitserreger ausschied. Wenige Wochen später wurde ein Mann nach der Rückkehr von einer Reise nach China und Hongkong wegen einer schweren Erkrankung der Atemwege in Hanoi in ein Hospital eingeliefert. Ähnliche Symptome traten bei etlichen in einem Hongkonger Hospital eingelieferten Arbeitern auf. Danach liefen in Genf laufend Meldungen über weitere solche Krankheitsfälle ein. Anfang März schien festzustehen, dass es sich bei SARS, wie die Erkrankung inzwischen benannt worden war, nicht um eine neue Grippeart, sondern um eine bis dato unbekannte, völlig neue Krankheit handelte. Die WHO gab daraufhin eine weltweite SARS-Warnung aus. Sie riet von Reisen nach Südostasien ab und regte, um über neuerliche Krankheitsfälle unverzüglich informiert werden zu können, ein globales Überwachungssystem an.

Es war enorm wichtig, die Ausbreitung dieser Krankheit zu verfolgen, denn eines stand schon sehr früh fest: SARS wurde direkt, von Mensch auf Mensch, übertragen, und das bedeutete, dass es sich notfalls nur mittels Quarantänemaßnahmen eindämmen lassen würde. Nicht minder wichtig war allerdings die Bestimmung der Krankheitsursache, weil sie die Entwicklung entsprechender Diagnoseverfahren und eines Impfwirkstoffs ermöglichen würde. Also veranlasste WHO unverzüglich weltweit Maßnahmen zur Erforschung des SARS-Erregers. Am 15. und 16. März nahm die Behörde Kontakt mit elf Labors auf – in Frankreich, Deutschland, den Niederlanden, Japan, USA, Hongkong, Singapur, Kanada, Großbritannien und China – und bat sie zu diesem Zweck um Zusammenarbeit, der alle ausnahmslos prompt zustimmten. Daraufhin verkündete die Weltgesundheitsorganisation am 17. März die Gründung eines »mehrzentrigen kooperativen Forschungsprojekts«. Die Laboratorien hielten untereinander tägliche Telekonferenzen ab, während deren Erkenntnisse weitergegeben, künftige Forschungsmethoden besprochen und laufend eine Evaluierung von allfälligen Resultaten diskutiert wurden. Auf einer Website der WHO veröffentlichten sie elektronenmikroskospische Fotos von Viren, die dem Gewebe von SARS-Opfern entnommen worden waren – jedes von ihnen hätte zunächst einmal Ursache dieser Krankheit sein können –, sowie Analysen dieser Viren und der Testresultate. Die Laboratorien tauschten regelmäßig Virenproben aus, sodass sie ihre Arbeiten wechselseitig überprüfen und voneinander lernen konnten.

Es war eine geradezu exemplarische Kooperation, die es den Forschungseinrichtungen gestattete, gleichzeitig an denselben Gewebeproben zu arbeiten, ihre Forschungen um ein Vielfaches zu beschleunigen und ihre Arbeitsweise besonders effektiv zu gestalten. So gelang es den Labors bereits binnen weniger Tage, eine Menge der zunächst vermuteten Erreger auszuklammern, darunter auch eine Reihe von Viren, die bei einigen, aber nicht bei allen SARS-Opfern identifiziert worden waren. Am 21. März konnten Forscher an der Universität Hongkong dann einen Virus isolieren, der tatsächlich als Erreger infrage kam. Am selben Tag isolierten Wissenschaftler des Center for Disease Control in den USA einen anderen Virus, der unter dem Elektronenmikroskop wie ein so genannter Coronavirus ausschaute. Das war in gewissem Sinne eine Überraschung, denn Coronaviren, die bei Tieren heftige Erkrankungen verursachen, waren bei Menschen bis dahin eigentlich nur für eher milde Auswirkungen bekannt. Im Laufe der folgenden Woche entdeckten am Projekt beteiligte Laboratorien den Coronavirus jedoch in einer ganzen Reihe Gewebeproben von Personen, bei denen SARS diagnostiziert worden war. Labors in Deutschland, in den Niederlanden und in Hongkong begannen daraufhin, Serientests mit diesem Virus durchzuführen. Anfang April zeigten in den Niederlanden Affen, die mit dem Coronavirus infiziert worden waren, sämtliche SARS-Symptone. Am 16. April – also nur einen Monat nach Beginn dieser Zusammenarbeit – waren die Laboratorien sich hinreichend sicher, um bekannt zu geben, dass es sich bei dem Coronavirus wirklich um den SARS-Erreger handelte.

Die Identifizierung des SARS-Erregers ist in jeder Hinsicht eine bemerkenswerte Leistung. Und nun stellen wir wie immer, wenn wir von einer bemerkenswerten Leistung erfahren, ganz selbstverständlich die Frage: Wer steht dahinter? Wer hat nun eigentlich den SARS-Erreger entdeckt? Die Frage ist jedoch unmöglich zu beantworten. Wir kennen den Namen der Person, die als Erste den Coronavirus aufspürte – eine Amerikanerin namens Cynthia Goldsmith, die im Labor des Center for Disease Control and Prevention in Atlanta tätig war. Es wäre jedoch falsch, einfach zu behaupten, dass Cynthia Goldsmith den Coronavirus als Ursache von SARS erkannt hätte, denn es hatte wochenlangen Forschens in Laboratorien der ganzen Welt bedurft, um nachzuweisen, dass Menschen überhaupt schwer am Coronavirus erkranken. In dem Zusammenhang ist ferner darauf hinzuweisen, dass sogar die zahlreichen Untersuchungen von großer Bedeutung gewesen waren, die andere Viren als SARS-Erreger ausschlossen; durch sie war ja die ursprünglich lange Liste von möglicherweise relevanten Viren verkürzt worden. Letztendlich wurde die Ursache von SARS nicht von einem einzelnen Forscher ermittelt. Diese großartige Leistung ist vielmehr, wie der WHO-Bericht über die Suche nach dem Virus festhielt, einer Gruppe von Labors, die den Coronavirus »kollektiv … entdeckten«, zu verdanken. Ohne solch eine Kooperation hätte jede einzelne dieser Forschungsstätten zur Isolierung des richtigen Virus mit großer Wahrscheinlichkeit Monate, wenn nicht gar Jahre benötigt. Gemeinsam brauchten sie dafür nur ein paar Wochen.

Was den Erfolg dieser Kooperation von Labors zu etwas so Besonderem macht: Da gab es keine Chefetage. Zwar ist das Netzwerk durch die Weltgesundheitsorganisation initiiert worden. Was das einzelne Labor zu tun hatte, an welchen Gewebeproben oder Viren es Forschung treiben sollte und auf welche Weise alle miteinander ihren Informationsaustausch organisierten – das wurde jedoch von keiner höheren Stelle vorgeschrieben. Die Labors gingen auf die Empfehlung ein, sämtliche einschlägigen Daten miteinander zu teilen und täglich miteinander zu kommunizieren; darüber hinaus lag es ganz an ihnen, ob die Zusammenarbeit funktionierte. Man ließ sich von der Idee leiten, dass die Labors sich auf den besten Weg einer Arbeitsteilung einigen würden. Nun ja, diese Regelung war in gewisser Weise aus einer Not geboren: WHO hat keine Befugnis, Universitätsoder Regierungslabors irgendwelche Anweisungen zu erteilen. In diesem Fall wurde aber aus der Not eine Tugend gemacht: Die Labors vermochten sich ohne eine koordinierende Spitze bemerkenswert gut selbst zu organisieren. Dank der besonderen Projektumstände hatte jedes Labor die Freiheit, sich auf die nach eigener Auffassung aussichtsreichste Richtung zu fokussieren und die eigenen analytischen Stärken ins Spiel zu bringen, gleichzeitig aber – und das in Realzeit – die Früchte der Befunde und Analysen aller anderen Labors zu ernten, mit dem Ergebnis: Diese zusammengewürfelte multinationale Allianz fand die Lösung des Problems ebenso schnell und effizient (wenn nicht schneller), wie es irgendeine hierarchisch aufgebaute Organisation hätte schaffen können.

Nach der Größe des Problems und der Geschwindigkeit zu urteilen, mit der es gelöst wurde, war das SARS-Forschungs programm einmalig. Aus anderem Blickwinkel bietet es allerdings einfach nur ein prägnantes Beispiel für die heutige Arbeitsweise der Wissenschaften. In der Volksmeinung sind die Wissenschaften noch immer eine Domäne verschrobener Genies, von denen jedes für sich in einem hermetisch abgeriegelten Labor vor sich hin experimentiert. In Wahrheit bilden sie mittlerweile ein Gemeinschaftsunternehmen. Bis zum Ersten Weltkrieg war Kooperation unter Forschern relativ selten. Hier setzte in der Zwischenkriegszeit ein Wandel ein. Seit Ende des Zweiten Weltkriegs nehmen Teamwork und Gruppenprojekte rapide zu. Heute arbeiten Forscher – insbesondere experimentelle Forscher – überwiegend in größeren Gruppen. Es ist keine Seltenheit mehr, dass wissenschaftliche Abhandlungen von zehn bis zwanzig Autoren gemeinsam verfasst und publiziert werden. (In den Geisteswissenschaften dagegen ist die Einzelverfasserschaft nach wie vor die Regel.). Ein Paradebeispiel war die Entdeckung des Quantenteilchens »top quark« im Jahr 1994: Sie wurde anlässlich ihrer Bekanntgabe 450 Physikern zugeschrieben.

Warum kooperieren nun Wissenschaftler? Es geschieht teils wegen der so genannten »kognitiven Arbeitsteilung«. Mit der zunehmenden Spezialisierung und Auffächerung der verschiedenen Disziplinen ist es für den Einzelnen schwierig geworden, alles für ihn Notwendige zu wissen – das gilt insbesondere für experimentelle Fächer, deren hochentwickelte Geräte Spezialfähigkeiten erfordern. Die Kooperation gestattet Wissenschaftlern, in ihre Forschung viele unterschiedliche Wissensgebiete einzubeziehen, und das obendrein in aktiver Teilnahme (statt die Informationen nur einem Buch zu entnehmen). Eine Zusammenarbeit erleichtert auch die Inangriffnahme interdisziplinärer Aufgaben, die heute zu den wichtigsten und interessantesten zählen. Natürlich sehen kleine Gruppen sich da enormen Herausforderungen gegenüber, und die Aufteilung der Arbeiten, die Diskussion von Laborresultaten und das Erörtern der daraus zu ziehenden Schlussfolgerungen können auch zu ziemlicher Zeitvergeudung führen. Die Nachteile werden jedoch für die meisten Wissenschaftler durch die Vorteile mehr als aufgewogen.

Solche Zusammenarbeit funktioniert (wenn sie funktioniert) nicht zuletzt auch deshalb, weil sie eine Betrachtung der anstehenden Probleme aus vielen unterschiedlichen Perspektiven garantiert. Genau das war bei der Suche nach dem SARS-Erreger ja der Fall: Weil in den verschiedenen Labors unterschiedliche Ideen über die mögliche Krankheitsursache ventiliert wurden, kam ein breites Spektrum an Möglichkeiten in Betracht. Dass mehrere Labors mit den gleichen Gewebeproben parallel forschten, schloss zwar das Risiko einer hohen Duplizierung ein, erwies sich angesichts der daraus resultierenden einzigartigen Daten aber als fruchtbar.

Eine Kooperation kann nur dann wirklich Erfolg haben, wenn sie den einzelnen Forscher in der Gruppe leistungsfähiger macht – was, wie zahlreiche Untersuchungen nachgewiesen haben, in überwiegendem Maße tatsächlich der Fall ist. Die Ökonomin Paula Stephan schreibt: »Kooperierende Forscher sind produktiver und produzieren häufig ›bessere‹ Wissenschaft als Einzelgänger.« Und der Sozialwissenschaftler Etienne Wenger ergänzt: »Die Lösung der heutigen komplexen Aufgaben erfordert eine Vielzahl von Perspektiven. Die Zeiten eines Leonardo da Vinci sind vorbei.«

Mit dieser Aussage ist jedoch keineswegs gemeint, dass die Zusammenarbeit persönliche Kreativität mindert oder erstickt. Sie hat sogar ein auf den ersten Blick überraschendes Phänomen gezeitigt: Je schöpferischer und berühmter ein Forscher ist, desto häufiger tut er sich heutzutage mit anderen zusammen. Und dies ist seit Jahrzehnten Usus. So haben beispielsweise D. J. La Solla Price und Donald B. Beaver in einer Analyse der Publikationen von 592 Naturwissenschaftlern bereits 1966 festgestellt, dass »der produktivste Forscher auch mit Abstand am meisten mit anderen kooperierte, und drei der vier nächstproduktivsten zählen zu den Forschern, die besonders häufig kooperativ arbeiten«. In einer ähnlichen Untersuchung verglich Harriet Zuckerman 41 Nobelpreisträger mit einer Auswahl vergleichbarer Wissenschaftler. Sie kam zu dem Ergebnis, dass diese Koryphäen häufiger in Zusammenarbeit mit Kollegen forschten. Nun ist das, zugegeben, für berühmte Wissenschaftler auch sehr viel leichter, weil ja eigentlich jeder davon träumt, einmal mit ihnen gemeinsam tätig sein zu dürfen. Andererseits hätte man doch wohl vermutet, sie könnten davon am wenigsten profitieren. Dass nun aber gerade sie in so hohem Maße auf ein Zusammenarbeiten mit Kollegen Wert legen, beweist, welch eine eminent wichtige Bedeutung das Kooperieren in der modernen Wissenschaft erlangt hat.

Eine globale Kooperation, wie wir sie bei der Identifizierung des SARS-Virus kennen gelernt haben, ist allerdings ungewöhnlich. Gewiss, die Wissenschaftler bilden heutzutage eine globale Gemeinschaft. Dennoch ist es so, dass ein Forscher auch heute vor allem mit Kollegen aus seiner engeren Umgebung zusammenarbeitet. So nutzen einer Untersuchung von Barry Bozeman zufolge die Wissenschaftler an den Universitäten lediglich ein Drittel ihrer Zeit, um mit Kollegen außerhalb ihrer unmittelbaren Arbeitsgruppe, und lediglich ein Viertel ihres Zeitpensums, um mit Kollegen jenseits der eigenen Universität zu kooperieren. Verwundern kann dies eigentlich nicht. Denn bei allem Gerede vom »Schwinden der Distanzen« arbeitet man bislang noch immer vorzugsweise mit Kollegen in der Nähe zusammen. Das Beispiel der SARS-Forschung hat allerdings sichtbar gemacht, dass sich hier ein Wandel anbahnt. Die neuen Technologien machen globale Kooperationen nicht nur prinzipiell möglich, sondern auch zunehmend so viel fruchtbarer, dass eine Begrenzung auf die Gegebenheiten innerhalb des eigenen Instituts oder der eigenen Universität geradezu kontraproduktiv erscheint. Es kann wirklich nicht überraschen, dass transnational agierende Forscher bei ihren Projekten mit einer wesentlich höheren Erfolgsquote aufwarten.

Nun ist aber die direkte, ausdrücklich gekennzeichnete Zusammenarbeit von Forschern bei Abhandlungen und bei konkreten Forschungsprojekten nur ein Element der Kollektivunternehmung Wissenschaft. Die Wissenschaft arbeitet ja insgesamt kollektiv, denn sie basiert auf freiem, offenem Informationsaustausch, und sie hat den freien Austausch von Informationen institutionalisiert. Ein Forscher, der eine bedeutsame Entdeckung macht oder experimentell die Gültigkeit einer Hypothese nachweist, behält sein Wissen in der Regel nicht für sich, um anschließend im Alleingang die Bedeutung zu ergründen oder davon weitere Theorien abzuleiten. Stattdessen veröffentlicht er seine Ergebnisse. Er macht sie allen zugänglich. Auf die Weise werden seine Daten allen zur Entwicklung neuer Hypothesen und zur Durchführung neuer Experimente nutzbar gemacht. Dabei lässt man sich von der Grundüberzeugung leiten, dass die Gesellschaft als Ganzes am Ende über größeres Wissen verfügt, wenn die Informationen so weit wie möglich verbreitet werden, statt nur auf wenige Personen beschränkt zu bleiben. Jeder Wissenschaftler ist, genau genommen, von den Arbeiten anderer abhängig.

In diese Richtung wies Isaac Newton, als er davon sprach, »auf den Schultern von Riesen« zu stehen. Newton, der den Hauptteil seiner Theorien völlig eigenständig erarbeitete und geradezu besessen war vom Verlangen nach Eigenständigkeit, wollte damit freilich nur ausdrücken, dass er mit seinen Einsichten auf den Vorleistungen von Kollegen aus früheren Zeiten gründete. Damit hob er hervor, dass Wissen in bestimmtem Umfang akkumulativ ist. (Man sollte allerdings nicht vergessen, dass Newton obiges Zitat in einem Brief an seinen Rivalen Robert Hooke formulierte und der Adressat von zwergenhaftem Wuchs war; insofern mag die Wendung natürlich auch ein grausamer Scherz gewesen sein.) Solches Wissen ist jedoch nicht nur kumulativ, sondern vor allem ein kollektives Wissen. Die Forscher stehen ja keineswegs nur auf dem Fundament der Leistungen ihrer Vorgänger. Sie sind nicht minder auf das Wissen ihrer zeitgenössischen Kollegen angewiesen und umgekehrt. Sie helfen einander selbst dann, wenn von ihnen aufgestellte Hypothesen sich als falsch erweisen. Damit wird nämlich klar, dass es nicht lohnt, in dieser Richtung weiterzuforschen.

Obwohl die Arbeit der einzelnen Forscher zur Akkumulierung von allgemein verfügbarem Wissen beiträgt, ist der eigentliche Zweck wissenschaftlichen Strebens ein ganz anderer. Forscher sind nämlich stets auf die Lösung spezifischer Probleme bedacht. Und sie möchten anerkannt werden. Es geht ihnen darum, die Aufmerksamkeit der Zeitgenossen zu erlangen, die Denkweise anderer Wissenschaftler zu beeinflussen. Den meisten liegt primär nicht an einer finanziellen Vergütung, sondern an einer Entlohnung im Sinne von Wertschätzung und Beachtung. Damit soll nun nicht etwa gesagt sein, dass Wissenschaftler weniger selbstbezogene und eigennützige Wesen als ihre Mitmenschen sind, sondern nur Folgendes: Die Naturwissenschaften sind auf eine Art und Weise strukturiert, dass selbstbezogenes Verhalten der Forscher sich zu unser aller Wohl auswirkt. Ihr individuelles Streben nach einem möglichst hohen Bekanntheitsgrad führt dazu, dass die Gruppe – vorab die Wissenschaftsgemeinde und dann, mittelbar, die Gesellschaft – klüger wird.

Die modernen Wissenschaften sind – wie das Netzwerk der internationalen Labors zur Erforschung der SARS-Krankheit – so strukturiert, dass keinem befohlen wird, was er zu tun hat. Es hat sicherlich groß angelegte, bedeutende Forschungsvorhaben gegeben, die zentral von oben gesteuert wurden – man denke nur an das »Manhattan Project« [den Bau der ersten Atombombe] oder an das Atlas-Missile-Projekt für Flugkörper –, bei denen Forscher eine Aufgabe unter direkter Anweisung zu bewältigen hatten, und dergleichen Projekte: Sie wurden zumeist im Regierungsauftrag durchgeführt und sind oft auch erfolgreich abgeschlossen worden. Außerdem ist vieles seit dem späten 19. Jahrhundert in den Forschungsabteilungen großer Unternehmen vorangetrieben worden, wo oftmals, wenngleich keineswegs immer, ein eher systematisierter Arbeitsstil mit Zielvorgaben und Kontrollen an der Tagesordnung war. In der ganzen Wissenschafts- und Technologiegeschichte war solch eine hierarchisch-bürokratisch dominierte Forschung jedoch eher die Ausnahme als die Regel. Im Allgemeinen waren die Forscher (zumindest die etablierten unter ihnen) sich selbst überlassen; sie konnten selbst bestimmen, welche wissenschaftlichen Interessen sie verfolgen wollten, wie sie die Dinge angingen und wie sie ihre Resultate auswerteten.

Damit soll wiederum nicht gesagt sein, dass die Entscheidungen von Wissenschaftlern in kindlicher Unschuld getroffen werden. Es betritt ja kein Forscher sein Labor als unbeschriebenes Blatt, als blutiger Laie beim puren Warten auf das, was die Resultate dann zufällig ergeben. Er beginnt seine Arbeit vielmehr als jemand, dessen Vorstellungen darüber, welche Aufgaben interessant sind, welche er lösen könnte und welche er lösen müsste, durch die Interessen (im Doppelsinn des Wortes) der Gesellschaft geprägt worden sind, der er angehört. Und da ein beträchtlicher Teil der Forschung seit jeher mit Regierungsgeldern oder über Stipendien beziehungsweise Zuschüsse finanziert wird, die von Forschungsgremien bewilligt werden, ist ein Wissenschaftler in seiner Ausrichtung direkt und konkret gar nicht selten durch die Interessen von Kollegen beeinflusst. Dennoch bleibt eines entscheidend: So etwas wie ein »Wissenschaftszar« existiert in der wissenschaftlichen Forschung nicht. Und zumindest in den Ländern des Westens bauen wir darauf, dass in der Wissenschaft Individuen, die in eigenem Interesse handeln, kollektiv mehr zuwege bringen, als es bei zentral von oben diktierten Vorgaben möglich wäre.

Nun ist es für Forscher aber gar nicht so leicht, ihren individuellen wissenschaftlichen Neigungen und Interessen nachzugehen – sehr viel schwieriger jedenfalls, als man gemeinhin glaubt. Denn sie stehen zwar miteinander in einem Wettbewerb um Anerkennung und Aufmerksamkeit. Die gewünschte Anerkennung beziehungsweise Aufmerksamkeit kann ihnen aber nur von eben jenen Kollegen zuteil werden, mit denen sie im Konkurrenzverhältnis stehen. Die Wissenschaft bietet uns also das Paradox eines Sektors, der zugleich extrem durch Wettbewerb und durch Kooperation geprägt wird. Die Suche nach Anerkennung gewährleistet einen unentwegten Zufluss unterschiedlichster Denkansätze, denn mit Umformulierungen bereits bekannten Wissens ist Berühmtheit da nun einmal nicht zu erlangen. (Wodurch die Auswirkungen der unter Wissenschaftlern besonders hoch entwickelten Neigung zur Beobachtung der Interessen von Kollegen um ein Beträchtliches abgeschwächt werden, denn das Streben nach Eigenständigkeit setzt Forscher natürlich unter Druck, von konventionellen Denkwegen abzuweichen.) Im Übrigen begünstigt die Wettbewerbsmentalität die Eliminierung fehlerhafter Hypothesen, weil – so der Philosoph David Hull – man sich mit einem Nachweis von Fehlern in der Beweisführung von Kollegen einen Namen machen kann. Entscheidend bleibt aber trotz allem: Solcher Wettbewerb ist nur auf der Basis eines hohen Niveaus von kooperativem Verhalten denkbar. Wissenschaftler, die in einer Abschottung gegenüber den Arbeiten ihresgleichen mit Erfolg forschen, sind wahrlich eine Seltenheit.

Diese so einmalige wie erfolgreiche Melange von Kooperation und Wettbewerbsdenken ist nur dank des eigentümlichen Ethos der Wissenschaft zustande gekommen – eines Ethos, das öffentlichen Zugang zu allen Informationen stipuliert. Es geht zurück auf die Anfänge der naturwissenschaftlichen Revolution im 17. Jahrhundert. Im Jahr 1665 gab die Royal Society in London, eine der frühesten Gesellschaften zur Förderung der Wissenschaften (und die zweifelsfrei bedeutendste von allen), die erste Nummer ihrer Zeitschrift Philosophical Transactions heraus. Es war gewissermaßen der Zeugungsakt der modernen Naturwissenschaft. Diese Zeitschrift initiierte nämlich den Gedanken, demzufolge alle neuen Entdeckungen kostenfrei eine größtmögliche Verbreitung finden müssen. Herausgeber war Henry Oldenburg, der Sekretär – nach heutigem Sprachgebrauch: Geschäftsführer – der Royal Society. Er hatte als Erster die Idee, dass Geheimhaltung dem wissenschaftlichen Fortschritt schadet. Oldenburg vermochte die Wissenschaftler seiner Zeit zu überzeugen, dass es in ihrem eigenen Interesse läge, für ihre Erkenntnisse auf ein Eigentumsrecht zu verzichten – weil ihnen besser gedient wäre, wenn sie stattdessen als deren Entdecker anerkannt würden. Er hatte die Eigentümlichkeit von Wissen begriffen: Im Unterschied zu anderen Gütern wird es durch Nutzung nicht »verbraucht«; seine Verbreitung führt also nicht zu einem Wertverlust – im Gegenteil: Dadurch gewinnt es an Wert; je größer die Verbreitung, desto höher die potenzielle Valenz, weil sich das Spektrum möglicher Nutzanwendungen erweitert. Es war diese Einsicht, die, wie John Mokyr ausgeführt hat, den Grundstein der heutigen Wissenschaft legte. Mit ihr begann »die Freiheit der Wissenschaft, weil unser Wissen über die Natur auf die Weise zunehmend vom [bürgerlichen] Eigentumsbegriff gelöst wurde und wissenschaftlicher Fortschritt, statt geheimniskrämerisch auf einen kleinen Kreis von Eingeweihten beschränkt zu bleiben, wie es im Mittelalter üblich war, mit der Öffentlichkeit geteilt wurde. Auf diese Weise wurde die wissenschaftliche Erkenntnis zu einem öffentlichen Gut.«

Es war solch eine freie Verfügbarkeit, die den Erfolg der westlichen Wissenschaft begründete. Die offene Wissenschaft hat das individuell selbstsüchtige Verhalten der einzelnen Wissenschaftler kollektiv segensreich werden lassen. Die Wissenschaftler hatten ihre Bereitschaft bekundet, ihre Erkenntnisse publik zu machen, weil sie dadurch Anerkennung und öffentlichen Einfluss erlangten. Um es in Begriffen des Marktes zu umschreiben: Das Entgelt der Wissenschaftler besteht in ihrem Gewinn von Aufmerksamkeit. Der Wissenschaftssoziologe Robert K. Merton brachte dies auf einen berühmten Nenner: »In der Wissenschaft wird Privateigentum dadurch begründet, dass man seine Substanz weggibt.«

Heute lautet die Schicksalsfrage der westlichen Wissenschaft: Wird sie die wachsende Kommerzialisierung überstehen? Natürlich herrschen zwischen Naturwissenschaft und Kommerz seit Jahrhunderten enge Beziehungen. Doch die großen Unternehmen, die heute einen stetig wachsenden Anteil von Forschung und Entwicklung finanzieren, glauben Informationen aus wirtschaftlichen Interessen unter Verschluss halten zu müssen, statt sie in den freien Umlauf zu bringen, und das könnte die Wissenschaft elementar verändern. Traditionell ist Wissenschaft, um den Ökonomen Warren Hagstrom zu zitieren, keine Tausch-, sondern eine »Schenkwirtschaft«. Noch ist unter Wissenschaftlern und in der Öffentlichkeit die Vorstellung wirksam, dass die Wissenschaft essentiell aus »unsichtbaren Kollegien« besteht, die einander im gemeinsamen Interesse an Wissenserweiterung verbunden sind. Unternehmen sind jedoch generell weder Schenker, noch gedeihen sie auf der Basis von Kollegialität untereinander. Weil die Finanzierung aus öffentlichen Mitteln für die Wissenschaft, insbesondere aber die Grundlagenforschung, ausschlaggebend ist, bleiben die Forscher in gewissem Maße vom kommerziellen Druck isoliert. Und wenngleich das Patentsystem die Nutzung einer Erfindung durch andere einschränkt, trägt es doch dazu bei, den freien Informationsfluss aufrechtzuerhalten. Ein Forscher kann für seine Erfindung ja nur dann ein Patent erlangen, wenn er die Details seiner Erfindung preisgibt. Der Konflikt zwischen Wissenschaft und Wirtschaft ist jedoch unbestreitbar. Die Philosophie von Unternehmen, Forschungen zwar zu finanzieren, jedoch gleichzeitig zu verlangen, dass sie unterdrückt werden, wenn die Ergebnisse nicht ihren Vorstellungen und Wünschen entsprechen, würde Henry Oldenburg gar nicht gefallen haben.

Über wissenschaftliches Arbeiten im Sinne eines Strebens nach Anerkennung zu sprechen könnte den Eindruck erwecken, als seien Forscher ruhmsüchtige Wesen (was bei manchen natürlich der Fall ist). Anerkannt zu sein ist aber etwas völlig anderes, als eine »Berühmtheit« beziehungsweise ein »Modestar« zu sein. Es ist der Lohn für echte Leistungen und interessante Entdeckungen. Klar, dass solche Anerkennung von Wissenschaftlern auch aus rein menschlichen Gründen ersehnt wird – weil Reputation einfach gut tut. Sie möchten aber vor allem aus dem Grund anerkannt werden, weil neue Ideen nur über Anerkennung in den allgemeinen Wissensfundus aufgenommen werden. Das ist im Zusammenhang kollektiver Problemlösungen insofern eigenartig, als diese Anerkennung eine allgemeine ist: Es ist die Gemeinschaft der Wissenschaftler, die entscheidet, ob eine wissenschaftliche Hypothese wahr beziehungsweise neuartig ist oder nicht. Damit soll nun nicht gesagt sein, dass wissenschaftliche Wahrheit von der Beurteilung durch den Betrachter abhinge. Der Coronavirus hat SARS verursacht, bevor die WHO publik machte, dass er der Erreger dieser Krankheit ist. Nur: Für die Wissenschaft wurde er dazu erst, als weitere Forscher die Resultate der Labors geprüft hatten und akzeptierten, dass sie wirklich bewiesen, was die Labors als bewiesen ausgegeben hatten. Unter dieser Voraussetzung sind inzwischen Universitäts- und Pharmalabors in aller Welt damit beschäftigt, diagnostische Verfahren und Impfstoffe zu entwickeln, nur weil die ganze Wissenschaftsgemeinschaft in diesem Punkt Übereinstimmung erzielte. Robert K. Merton hat das Phänomen mit folgenden Worten umschrieben: »So etwas wie eine wissenschaftliche Wahrheit, an die nur eine Person glaubt und die von der übrigen Wissenschaftsgemeinschaft bezweifelt wird, gibt es nicht. Ein Gedanke wird erst dann zur Wahrheit, wenn eine überwiegende Mehrheit von Wissenschaftlern sie zweifelsfrei akzeptiert. Eben das ist letztlich gemeint mit dem Ausdruck vom ›Beitrag zur Wissenschaft‹: Es handelt sich um ein Angebot, das, wie immer provisorisch, in den generellen Wissensfundus aufgenommen worden ist.«

Das klingt in unseren Ohren so selbstverständlich, dass leicht übersehen werden kann, was für ein immenses Vertrauen in das Urteilsvermögen der gesamten Wissenschaftsgemeinschaft es voraussetzt. Statt sich darauf zu verlassen, dass eine kleine Elite von Wissenschaftlern die Gültigkeit neuer Ideen verkündet, schleudern Wissenschaftler ihre Ideen einfach in die Welt hinaus im Vertrauen darauf, dass diejenigen Ideen überleben, die zu überleben verdienen. Dieser Prozess ist grundverschieden von der Funktionsweise von Demokratien oder Märkten. Hier werden ja keine förmlichen Abstimmungen durchgeführt, hier tragen Ideen auch keinen ausgeschilderten Preis. Und doch stellt dieser Prozess einer Aufnahme neuer Ideen in den allgemeinen Wissensfundus im Wesentlichen so etwas wie einen (stillschweigenden) Glauben an die kollektive Weisheit der Wissenschaftler dar.

Nun ist es natürlich so, dass es theoretisch gesehen eigentlich gar keines Vertrauens in das Urteil anderer bedürfte; ein erfolgreiches Experiment muss ja wissenschaftlich wiederholbar sein. Falls ein Experiment funktioniert, wird es immer wieder funktionieren, ganz gleich, ob die überwiegende Mehrheit der Wissenschaftler es anerkennt oder nicht. Die Sache ist jedoch komplizierter. Denn die meisten Wissenschaftler werden die Experimente von anderen nie nachvollziehen. Sie werden darauf vertrauen, dass die Messwerte stimmen und die Experimente so methodisch einwandfrei durchgeführt worden sind, wie es der Experimentator angegeben hat. Eine erfolgreiche Hypothese ist eine Hypothese, die von den meisten Wissenschaftlern als glaubwürdig anerkannt wird – und nicht etwa eine Hypothese, welche die meisten Wissenschaftler, jeder für sich, experimentell überprüft und als wahr bestätigt haben. Und wurde eine Hypothese erst einmal akzeptiert, so genügt es, um sie zu erschüttern, auch nicht, wenn die Werte, auf denen sie basiert, in einem Wiederholungsexperiment nicht bestätigt werden können. Der ungarische Naturwissenschaftler und Philosoph Michael Polany hat es so erklärt: »Falls Sie ein wohlbekanntes Experiment vergeblich zu wiederholen versuchen würden, so werden Sie zunächst einmal nicht das Experiment in Zweifel ziehen, sondern, und das mit Recht, an Ihrer eigenen Geschicklichkeit zweifeln.« Das ist für die Wissenschaft auch gut so, denn wenn Forscher permanent einer des anderen Experimente überprüften, würden sie ihre ganze Zeit auf ausgetrampelten Pfaden verbringen, statt Neuland zu betreten. Im Übrigen müssten sie, um die Ergebnisse eines anderen Forschers zu testen, eine ganze Menge anderer Dinge als korrekt voraussetzen, die sie mit Sicherheit selbst nicht überprüft hätten. In diesem Sinne hat der Wissenschaftshistoriker Stephen Shapin ein Experiment kommentiert, bei dem er das DNA eines Tieres extrahierte: »Ich habe bei der Extraktion des DNA [selbstverständlich] vorausgesetzt, dass die Bestimmung des angelieferten Tiergewebes, die Geschwindigkeit der Trennschleuder, die thermometrischen Ablesungen, die qualitative und quantitative Zusammensetzung etlicher Lösungen korrekt waren und dass die Gesetze der Arithmetik stimmten.«

Experimente können selbstverständlich wiederholt werden, und dies geschieht auch. Wissenschaftlicher Betrug wird aufgedeckt. Es geht uns in diesem Zusammenhang nicht darum zu behaupten, dass Wahrheit immer relativ ist – nein. Aus der Tatsache, dass die Kenntnisse von Wissenschaftlern auf den Mitteilungen anderer basieren, ergeben sich vielmehr zwei wichtige Konsequenzen. Erstens: Gute Wissenschaft erfordert einen so hohen Grad des Vertrauens zwischen Wissenschaftlern, dass sie selbst dann, wenn sie in Konkurrenz zueinander stehen, trotzdem stets in dem Sinne kooperieren, dass sie bei ihren Messungen die Regeln des Fairplay wahren. Zweitens, und dies ist noch entscheidender: Die Wissenschaft hängt nicht nur von einem sich stetig erneuernden Pool allgemein bekannten Wissens ab, sondern auch von einem stillschweigenden Vertrauen in die kollektive Weisheit der wissenschaftlichen Gemeinschaft, zwischen glaubwürdigen und unglaubwürdigen Hypothesen unterscheiden zu können.

Nun hat dieses idealisierte Bild von den Methoden der Wahrheitsfindung in der Wissenschaftsgemeinde leider ein kleines Manko: jenes nämlich, dass wissenschaftliche Studien zum größten Teil von der Allgemeinheit nicht wahrgenommen werden. Wie eine Untersuchung nach der anderen ergeben hat, finden die meisten wissenschaftlichen Abhandlungen kaum Leser, während ein geringer Prozentsatz sich einer zahlreichen Leserschaft erfreut. Berühmte Naturwissenschaftler werden erheblich öfter zitiert als ihre unbekannteren Kollegen. Wenn ein berühmter Wissenschaftler mit anderen zusammenarbeitet, wird ihm ein unverhältnismäßig hoher Anteil des Resultats zugeschrieben. Und wenn zwei Wissenschaftler – oder zwei wissenschaftliche Teams – unabhängig voneinander die gleiche Entdeckung machen, wird der beziehungsweise das berühmtere am Ende auch da den Lorbeer davontragen. Merton hat dieses Phänomen in Anspielung auf Verse des Matthäus-Evangeliums als den »Matthäus-Effekt« bezeichnet: »Wer hat, dem wird gegeben, und er wird die Fülle haben; dem, der nichts hat, wird aber auch das genommen, was er hat.«

Man kann einen solchen Matthäus-Effekt durchaus als heuristisches Verfahren verstehen: Es dient Wissenschaftlern als eine Art Sieb, um den immensen Informationsfluss zu kanalisieren, der täglich über sie hereinbricht. Und da es im Wissenschaftsbetrieb eine Menge Überschüssiges gibt – soll heißen, es kommt häufig vor, dass mehrere Wissenschaftler auf die gleiche Hypothese stoßen oder die gleichen Experimente durchführen –, würde der Matthäus-Effekt immerhin das Positivum zuwege bringen, dass manchen Arbeiten, die sonst ebenfalls untergingen, eine gewisse Aufmerksamkeit zuteil wird. Dennoch: Die mit der Anerkennung von Namen verbundene Macht ist beunruhigend. So erzählt der Genetiker Richard Lewontin eine Geschichte von zwei Abhandlungen, die er gemeinsam mit dem Biochemiker John Hubby verfasst hatte und die nacheinander in derselben Ausgabe einer wissenschaftlichen Zeitschrift als Beiträge erschienen. Die zwei Abhandlungen, schreibt Lewontin, »stellten nach Konzeption, Aufbau und Stil eine echte Gemeinschaftsarbeit dar«. Bei einer Abhandlung wurde als Verfasser zuerst Hubby, bei der anderen Lewontin zuerst genannt. Es gab keinen offenkundigen Grund, warum eine der beiden Abhandlungen größeres Interesse hätte wecken sollen. Doch der Beitrag, als dessen Verfasser zuerst Lewontin genannt wurde, wurde dann in der wissenschaftlichen Fachliteratur um 50 Prozent häufiger zitiert. Lewontin kann es sich nur so erklären, dass er als Genetiker zu jenem Zeitpunkt bereits recht bekannt, während Hubby ein noch relativ unbeschriebenes Blatt war. Bei der Abhandlung mit dem Namen Lewontins vorweg vermuteten die Kollegen, dass es in höherem Maße auf seinen Arbeiten fußte und deshalb wertvoller sein müsse.

Die Sache hat natürlich auch eine Kehrseite, die wahrlich nicht unproblematisch ist – geht doch die Hochachtung, die illustren Namen gezollt wird, mit einer Neigung zur Missachtung unbekannterer Forscher einher. Diesen Tatbestand hat der Physiker Luis Alvarez bereits vor Jahrzehnten mit folgender Erklärung zu rechtfertigen versucht: »In der Physik herrscht keine Demokratie. Man kann nicht so tun, als ob irgendein zweitrangiger Kerl das gleiche Recht auf eine Meinung hat wie [Enrico] Fermi [ein italienischer Nobelpreisträger des Jahres 1938, dessen Arbeiten wesentlich zur Nutzung der Kernenergie beitrugen].« Solche Einstellung mag im Sinne einer Ökonomie der Aufmerksamkeit verständlich sein – da man außerstande ist, allen zuzuhören und alles zu lesen, was jedermann schreibt, hört und liest man eben nur die Besten. Diese Sichtweise impliziert allerdings etliche sehr fragwürdige Voraussetzungen: etwa die, dass wir, auch ohne sie vorher gehört oder gelesen zu haben, selbstverständlich wissen, wer zu den Zweitrangigen zählt, wie auch die, dass alles, was Fermi sagte, eo ipso von Bedeutung war. Damit läuft man jedoch Gefahr, bedeutende Forschungen zu übersehen, nur weil ihr Urheber jemand war, dessen Name (noch) kein Gütezeichen ist. Ein klassisches Beispiel für ein aus solcher Haltung erwachsendes Fehlurteil und die Folgen bietet Gregor Mendel. Seine grundlegenden Arbeiten zur Erblehre wurden übergangen, weil er ein Mönch ohne wissenschaftliche Reputation war – mit dem Ergebnis, dass er sich später nicht mehr um eine Publikation seiner Erkenntnisse bemühte.

Es kann hier nicht darum gehen, Reputation als irrelevant abzutun. Die Meinung eines Menschen, der nachweislich große Leistungen erbracht hat, hat nun einmal eine besondere Glaubwürdigkeit; und sie verdient auch Respekt. Nur darf Reputation nicht dazu führen, dass wissenschaftliche Erkenntnisse nach sozusagen hierarchischen Kriterien bewertet werden. So etwas widerspräche dem Ethos der Wissenschaften, das dem Prinzip der Leistungsgesellschaft entspricht. In einem berühmten Essay über die Leitlinien der Wissenschaft hat Merton einmal geschrieben: »Die Akzeptanz oder Ablehnung von Ansprüchen, in die Ränge der Wissenschaft aufgenommen zu werden, darf nicht von persönlichen oder sozialen Attributen des Betreffenden abhängen. Rassische Zugehörigkeit, Nationalität, das Glaubensbekenntnis, die soziale Herkunft und menschlichindividuelle Qualitäten sind irrelevant.« Ideen dürfen den Sieg nicht nach Maßgabe dessen davontragen, der sie vertritt (oder sich gegen sie stellt), sondern gemäß ihrem immanenten Wert. Das mag eine Utopie sein, jedoch enthält sie einen wichtigen Kern.


NEUNTES KAPITEL

Komitees, Geschworene und Teams:
Die Columbia-Katastrophe, und wie kleine Gruppen funktionieren können

Am Morgen des 21. Januar 2003 führte das für den NASA-Raumflug STS-107 – den 28. Flug der Weltraumfähre Columbia – verantwortliche Mission Management Team (MMT) eine Telefonkonferenz durch. Es war seit der Mission der Columbia am 16. Januar die zweite. Don McCormack war eine Stunde zuvor von Mitgliedern des Teams zur Bewertung von Trümmerschäden (DAT) instruiert worden. Das DAT setzte sich aus Ingenieuren der NASA, von Boeing und Lockheed Martin zusammen, die während der vorausgegangenen fünf Tage hauptsächlich mit dem Einschätzen möglicher Folgen eines starken Trümmereinschlags an der Columbia befasst gewesen waren. Während des Eindringens in die Atmosphäre war ein großes Schaumstoffteil der linken Zweifuß-Zone des äußeren Brennstofftanks der Fähre abgebrochen und in die linke Tragfläche des Shuttles gekracht. Keine der Kameras, die den Flug observierten, hatte ein klares Bild des Einschlags geliefert; insofern war es schwierig zu ermessen, welchen Schaden das Schaumstoffteil angerichtet hatte. Und wenngleich das DAT schon vor dem 21. Januar einen Antrag auf Umlaufbahnfotos der Columbia gestellt hatte, war dieses Gesuch noch nicht genehmigt. Das DAT hatte also versucht, das Beste aus den bis zu diesem Zeitpunkt verfügbaren Informationen zu machen. Es hatte die Größe des Schaumstoffteils und die Geschwindigkeit geschätzt, mit der es in der Columbia eingeschlagen war, und mithilfe des so genannten »Crater«-Algorithmus dann zu berechnen versucht, wie tief ein Stück Trümmer solcher Größe bei einer derartigen Geschwindigkeit in die Thermalschutzkacheln hätte eindringen können, mit denen die Tragflächen des Shuttles bedeckt waren.

Das DAT war noch zu keinerlei Schlussfolgerungen gelangt, hatte McCormack aber klar und deutlich zu verstehen gegeben, dass Grund zur Besorgnis bestand, was McCormack jedoch gegenüber dem MMT während der Telefonkonferenz verschwieg. Der Einschlag des Schaumstoffteils wurde überhaupt erst im letzten Drittel der Konferenz erwähnt und kam auch erst nach Erörterungen über ein blockiertes Kameragerät, die wissenschaftlichen Experimente an Bord der Columbia, eine undichte Wassertrennschleuder und anderes mehr zur Sprache. Dann erst bat Linda Ham, die Leiterin des MMT, McCormack um einen Bericht über die neuesten Entwicklungen. McCormack gab lediglich bekannt, dass man den möglichen Schaden [eines Schaumstoffteil-Einschlags an der Fähre] und Maßnahmen zu seiner möglichen Behebung prüfe. Er fügte hinzu, dass die Columbia fünf Jahre zuvor auf ihrer Mission STS-87 von einem ähnlichen Einschlag betroffen gewesen sei und »ziemlich signifikanten Schaden« erlitten habe. Dazu die Stellungnahme von Linda Ham: »Und ich glaube echt nicht, dass wir da viel machen können; also ist das echt auch kein Faktor, [der] während der Flugzeit [beachtet werden müsste], weil wir da [sowieso] nicht viel machen können.«

Mit anderen Worten: Ham hatte für sich bereits entschieden, dass der Einschlag des Schaumstoffteils belanglos sei. Mehr noch: Sie hatte auch für alle Konferenzteilnehmer entschieden, dass er nichts zu bedeuten habe – was doch sehr erstaunt angesichts der Tatsache, dass das MMT hier überhaupt erstmals Näheres zu diesem Einschlag erfuhr. Eigentlich hätte McCormack an dieser Stelle den potenziellen Einschlagschaden erläutern und über entsprechende Erkenntnisse aus früheren Vorfällen von Trümmerschäden bei Weltraumfähren berichten müssen. Stattdessen ging die Konferenz einfach weiter.

Im Rückblick ist natürlich immer alles glasklar, und man macht es sich vielleicht zu einfach, wenn man – so wie nach dem 11. September den US-Nachrichtendiensten – dem MMT der NASA Versagen vorwirft, weil es nicht voraussah, was der Columbia beim Wiedereintritt in die Erdatmosphäre am 1. Februar widerfahren würde. Selbst vehemente NASA-Kritiker haben zu bedenken gegeben, es sei ein Fehler, die Kritik auf dieses eine Team zu konzentrieren, weil auf diese Weise tief verwurzelte organisatorische und mentale Probleme verdeckt würden, die der NASA generell zu schaffen machen. (Es sind in vielem die gleichen Probleme wie 1986, als die Challenger explodierte.) Zugegeben: Die NASA ist ein Musterbeispiel für organisatorische Funktionsstörungen; damit ist aber noch keineswegs zufriedenstellend erklärt, warum das MMT sich anlässlich der kritischen Lage der Columbia dermaßen fehlerhaft aufführte. Beim Durchschauen der Dokumentation, die das Columbia Accident Investigation Board (CAIB) zusammengestellt hat, wird die Einsicht unabweisbar, dass dem Team andere Optionen offen standen, die die Überlebenschancen der Crew möglicherweise drastisch verbessert hätten. Die Mitglieder des MMT wurden bei vielen unterschiedlichen Gelegenheiten dazu gedrängt, sich die für eine angemessene Einschätzung der für den Sicherheitsstandard der Fähre erforderlichen Informationen zu beschaffen. Sie wurden darauf hingewiesen, dass das Schaumstoffteil sehr wohl genügend Schaden hätte anrichten können, um beim Wiedereintritt des Shuttles in die Erdatmosphäre ein »Durchbrennen« zu verursachen. (Dabei dringt die Hitze durch die Schutzschicht der Kacheln in den Rumpf ein.) Die Möglichkeit einer schweren Beschädigung der Fähre ist sogar von der Teamführung selbst ausgesprochen worden. Und trotzdem beschritt das MMT als Gruppe nicht einmal im Ansatz den richtigen Weg zur Erwägung von Maßnahmen zur Rettung der Columbia-Crew.

Die Verhaltensweise des MMT liefert ein anschauliches Beispiel dafür, wie die Arbeit einer kleinen Gruppe nicht ausgerichtet werden darf und warum Menschen innerhalb einer solchen Gruppe statt klüger dümmer werden können. Das ist in zweierlei Hinsicht von hohem Interesse. Zum einen sind kleine Gruppen inzwischen zum festen Bestandteil des Alltagslebens in den USA geworden, und sie treffen folgenschwere Entscheidungen. Die Urteile der Geschworenenjurys bestimmen darüber, ob Menschen ins Gefängnis kommen oder nicht. Aufsichtsräte legen, zumindest in der Theorie, Unternehmensstrategien fest. Außerdem spielt sich unser Berufsleben mehr und mehr in Teamarbeit oder zumindest in Konferenzen ab. Die Frage, ob kleinere Gruppen zur Lösung komplizierter Probleme imstande sind, ist also alles andere als akademisch.

Zweitens: Kleine Gruppen unterscheiden sich in bedeutsamer Weise von Gruppen wie Märkten, Wettannahmen oder dem Fernsehpublikum, die sowohl statistisch erfassbare Größen als auch Experimentierfelder darstellen. Wettteilnehmer erhalten in Form der Punktestreuung, Investoren mit den Kurswerten des Börsenmarkts ein Feedback. Die Beziehung der Mitglieder kleiner Gruppen aber ist eine ganz andere. Investoren betrachten sich nicht als Marktteilnehmer; die Mitglieder des MMT dagegen fühlten sich sehr wohl ihrem Team zugehörig. Die kollektive Weisheit etwa der Iowa Electronic Markets ergibt sich aus zahlreichen voneinander unabhängigen individuellen Beschlüssen, und nicht aus einer bewusst gefällten Gruppenentscheidung. Doch selbst die zu einer Durchführung eines Experiments oder Projekts ad hoc gebildete kleine Gruppe hat ihre eigene Identität. Es ist daher unvermeidlich, dass die Mitglieder einer Gruppe einander in der Urteilsfindung beeinflussen.

Daraus ergeben sich, wie wir sehen werden, zwei Konsequenzen. Einerseits kann es vorkommen, dass wegen solch unmittelbarer gegenseitiger Beeinflussung ihrer Mitglieder kleinere Gruppen miserable Urteile fällen; sie fallen im Übrigen tendenziell auch unvorhersehbarer und extremer aus. Andererseits ist eine kleine Gruppe eben sehr viel mehr als nur die Summe ihrer Teile. Eine erfolgreiche Kleingruppe, deren Mitglieder von Angesicht zu Angesicht zusammenarbeiten, besitzt zudem auch eine über den gewöhnlichen Wortsinn hinausgehende kollektive Intelligenz. Sie veranlasst jedes ihrer Mitglieder zu intensiverem Bemühen und zu stärkeren Denkanstrengungen; gemeinsam erreichen sie optimalere Schlussfolgerungen, als es Individuen für sich allein möglich wäre. David Halberstam hat in seinem Buch The Amateurs (1985) über die Rudermannschaften bei Olympischen Spielen geschrieben: »Wenn Ruderer den für sie schönsten Augenblick in ihrem Boot beschreiben sollten, haben sie mehrheitlich nicht so sehr an den Wettstreit um den Sieg gedacht als an das Bootserleben, wenn alle acht Ruder gleichzeitig gemeinsam ins Wasser eintauchen, an die Erfahrung einer nahezu vollkommenen gemeinsamen Identität. In solchen Augenblicken war ihnen zumute, als ob sich das Boot aus dem Wasser höbe. Diesen Moment fassten die Ruderer mit dem Begriff ›Schwingung‹.« Im Zustand solcher Schwingung scheint das Boot in einer fast schwerelosen Bewegung dahinzugleiten. In diesem Augenblick eines perfekten Aufeinander-eingestimmt-Seins empfinden die Ruderer sich als einen einzigen Organismus. Verallgemeinernd könnte man sagen: Eine gut funktionierende kleine Gruppe lebt in einer mentalen Schwingung.

Eine solche Schwingung ist allerdings schwer zu bewirken. Um ehrlich zu sein: Nur wenige Organisationen haben es verstanden, kleine Gruppen zu bilden, die konstant hervorragend zusammenarbeiten. Trotz aller Lippenbekenntnisse – vor allem seitens amerikanischer Unternehmen – betreffend die immense Bedeutung von Teams und die Notwendigkeit, Konferenzen fruchtbarer zu gestalten, sind wirklich konstruktive kleine Gruppen noch immer die Ausnahme. In der Regel ist es so, dass sie ihre Mitglieder keineswegs tüchtiger machen; es sieht eher so aus, dass sie deren Leistungsfähigkeit mindern. Es besteht leider nur allzu oft Anlass, Ralph Cordiner, dem früheren Vorstandsvorsitzenden des US-Konzerns General Electric, Recht zu geben: »Wenn Sie mir auch nur eine einzige großartige Entdeckung oder Entscheidung eines Komitees nennen können, dann werde ich Ihnen die eine Person in diesem Komitee ausfindig machen, die einzig und allein auf die Idee gekommen ist – beim Rasieren, auf dem Weg zur Arbeit, oder während die anderen einfach bloß herumquatschten. Hinter jeder Lösung eines Problems, hinter jeder zum Erfolg führenden Entscheidung durch ein Komitee steht ein einzelner Mensch, der auf die richtige Idee kam.« Aus dieser Sicht sind kleine Gruppen lediglich ein Hemmschuh für Kreative, die ihre Zeit eigentlich viel besser nutzen könnten, wenn sie nicht in Sitzungen und Konferenzen hocken müssten.

Das Verhalten des MMT ist dafür ein deutlicher Beleg. Zunächst einmal nahm sich dieses Team seines Problems nicht offenen Auges und Sinnes an, sondern unter der vorgefassten Annahme, dass die Frage, ob ein loses Stück Schaumstoff die Weltraumfähre ernsthaft beschädigen könnte, bereits beantwortet sei. Nun gut, um fair zu sein: Dabei mag auch ein gewisses Pech mitgespielt haben, weil einer der technischen Berater des Teams von Anfang an fest überzeugt war, dass ein Schaumstoffstück einfach keinen schlimmen Schaden verursachen könne, und diese Überzeugung auch allen kundtat, die es hören wollten. Doch es gab eine ganze Menge Hinweise, die in die gegenteilige Richtung deuteten, und das Team sah keine Veranlassung, von diesen Hinweisen aus weiterzudenken. Es ist vielmehr den umgekehrten Weg gegangen. Weil es bezweifelte, das etwas ernsthaft schiefgelaufen sein könnte, setzte es sich über die Notwendigkeit hinweg, weitere Informationen zu sammeln; so kam es zur Abweisung des DAT-Gesuchs um Umlaufbahnfotos. Und selbst wenn Mitglieder des MMT von der Möglichkeit sprachen, dass die Columbia in Schwierigkeiten sein könne, wurde eine entsprechende Diskussion eingeengt durch ihre Überzeugung, dass es keine echten Schwierigkeiten gab; darum wurden Hinweise, die dem widersprachen, erst gar nicht ernst genommen. Das Team fiel dem psychologischen Phänomen des Suchens nach Bestätigung zum Opfer; es suchte, unbewusst, nur nach Informationen zur Bekräftigung seiner bereits feststehenden Meinung.

Verstärkt wurden solche Schwierigkeiten noch dadurch, dass das MMT sich für informierter und klüger hielt, als es war. So wies es das Gesuch der Raumfähren-Manager um Fotos beispielsweise mit der Begründung zurück, solche Fotos seien zwecklos, da der zur Identifizierung der winzigen Lokalität des Trümmereinschlags erforderliche Grad von Bildauflösung nicht realisierbar sei. Wie das CAIB später monierte, hatte aber kein Mitglied des MMT den nötigen Sicherheitspass, um überhaupt wissen zu können, wie hochgradig die Bildauflösung der Fotos sein würde; und es hatte sich vorher auch niemand beim Verteidigungsministerium – das für die Aufnahmen zuständig war – nach der zu erwartenden Bildqualität erkundigt. Das heißt, die Mitglieder des MMT »trafen kritische Entscheidungen über mögliche Bildqualitäten auf der Basis geringer beziehungsweise nicht existenter Kenntnisse«. Ihre Selbstsicherheit grenzte an Dreistigkeit.

Sozialwissenschaftler unterscheiden zwei Typen von Geschworenenjurys. Es gibt Jurys, die sich bei ihrer Bewertung eines Falles primär am Be- und Entlastungsmaterial orientieren; sie stimmen gewöhnlich gar nicht ab, ohne die Sache zuvor länger debattiert, das Beweismaterial sondiert und alternative Erklärungen für den Tathergang bedacht zu haben. Andere Jurys dagegen betrachten es als ihre Aufgabe, schnellstmöglich ein eindeutiges Urteil zu fällen; sie stimmen ohne jede vorherige Diskussion ab, und nachfolgende Debatten dienen im Wesentlichen nur dem Zweck, die Vertreter einer abweichenden Minderheitenmeinung in ihrem Sinne umzustimmen. Solche Jurys arbeiten urteilsbezogen. Genau das hat eben auch, wenngleich kaum bewusst, das MMT getan, wie insbesondere an der Formulierung der Fragen Linda Hams deutlich wird. So schickte die MMT-Chefin beispielsweise am 22. Januar – am Tag nach der Sitzung, auf der das fragliche Schaumstoffstück erstmals erwähnt wurde – an zwei Teamangehörige E-Mails zum Thema, ob der Einschlag des Schaumstoffstücks die Sicherheit der Columbia gefährden könne: »Können wir davon ausgehen, dass der Verlust eines Schaumstoffteils vom Außentank wegen der Dichte [der Atmosphäre] dem Flugkörper keinen Schaden zufügen kann, der ›die Sicherheit des Fluges‹ gefährdet?« Die Frage war in einer Form gestellt, dass sie eine bestimmte Antwort präjudizierte; sie gab die erwartete Antwort vor. Unter dem Anschein, dass es hier um weitere Nachforschungen ging, blockte sie ebensolche Nachforschungen gleich ab. Ein Teammitglied verweigerte übrigens die erwartete Antwort. Austin Lambert antwortete mit »NEIN«, in Großbuchstaben, um anschließend anzufügen, dass sich die Möglichkeit einer gravierenden Beschädigung der Fliesen durch das Schaumstoffstück zu diesem Zeitpunkt in keiner Weise von vornherein »AUSSCHLIESSEN« lasse. Doch Austins Mahnung zur Vorsicht fand wenig Beachtung.

Das mangelnde Nachfassen lässt sich möglicherweise mit der stillschweigenden Annahme des Teams erklären, dass im Falle eines Schadens ohnehin nichts zu machen sei. Man erinnere sich an die bereits zitierte Aussage Linda Hams auf der Sitzung vom 21. Januar: »Und ich glaube echt nicht, das wir viel machen könnten. Es ist also für die Dauer des Fluges nicht echt ein Faktor, weil es nicht viel gibt, was wir tun könnten.« Zwei Tage später traf sich Calvin Schomburg – der technische Experte, der von Anfang an ausgeschlossen hatte, dass das Schaumstoffteil die Fliesen ernsthaft beschädigen könnte – mit Rodney Rocha, einem NASA-Ingenieur, der zum inoffiziellen DAT-Sprecher geworden war. Das DAT trieb mittlerweile die zunehmende Sorge um, der durch das Schaumstoffstück verursachte Schaden könne beim Wiedereintritt in die Erdatmosphäre zu einem Ausbrennen der Columbia führen. Schomburg beendete die Diskussion mit der Bemerkung: Falls die Kacheln tatsächlich ernsthaft beschädigt worden sein sollten, könne »man nichts dagegen machen«.

Diese Annahme war jedoch falsch. Bei einem frühzeitigen Aufdecken des an den Kacheln entstandenen Schadens wäre ein Eingreifen durchaus möglich gewesen. Im Rahmen der CAIB-Untersuchungen haben NASA-Ingenieure sogar zwei unterschiedliche Strategien demonstriert, dank derer die Crew der Columbia sicher auf die Erde hätte zurückkehren können. (Das Raumschiff selbst war vom Augenblick des Schaumstoffteileinschlags dem Untergang geweiht.) Es besteht natürlich kein Grund, warum das MMT von diesen Strategien hätte wissen müssen. Und doch ist an diesem Punkt wiederum festzustellen, dass es sein Urteil ohne vorherige Beschäftigung mit der Faktenlage traf. Das Urteil ließe sich grob mit den Worten zusammenfassen: »Falls es ein Problem gibt, werden wir es nicht lösen können« – und es war ganz zweifellos dieses Urteil, das auch die Haltung des Teams zur Frage prägte, ob es überhaupt ein Problem gab. Der Bericht des CAIB zitiert übrigens persönliche Aufzeichnungen einer namentlich nicht genannten NASA-Quelle, denen zufolge Linda Ham bei der Ablehnung des DAT-Gesuchs um Fotos von der Tragfläche der Columbia »…sagte, die Sache werde nicht mehr verfolgt, weil wir nichts machen könnten, selbst wenn wir etwas entdeckten«. Aus diesen Worten spricht nicht gerade das Ethos, dank dessen Apollo 13 sicher zur Erde zurückzukehren vermochte.

Kleine Gruppen laufen insbesondere Gefahr, zu sehr auf Konsens zu setzen. Als extreme Form eines Gruppendenkens haben wir es bereits in dem Bericht von Irving Janis über die Planungen zur Invasion der Schweinebucht kennen gelernt; dort hatten die Mitglieder der Gruppe sich auf eine Weise mit der Gruppe identifiziert, dass allein die Möglichkeit einer von ihrem Denken abweichenden Meinung praktisch unvorstellbar wurde. Auf subtilere Weise können kleinere Gruppen unsere generelle Neigung verschlimmern, die Illusion von Gewissheit der Wahrheit des Zweifels vorzuziehen. Am 24. Januar kamen die DAT-Ingenieure erneut mit Don McCormack zusammen, der mittlerweile ihr inoffizieller Verbindungsmann zum MMT geworden war, um ihm die Befunde ihrer Untersuchung über den Einschlag des Schaumstoffteils in die Fähre vorzutragen. Die Präsentation fand in einem Konferenzraum statt, der so überfüllt war, dass sich Techniker selbst auf dem Flur mit einem Stehplatz begnügen mussten – ein deutliches Indiz dafür, wie groß ihre Besorgnis war. Die DAT-Ingenieure hatten fünf Szenarien vom möglichen Verlauf des Unfalls auf der Columbia entwickelt und waren zu der Schlussfolgerung gelangt, dass die Raumfähre wahrscheinlich nicht gefährdet war – eine Schlussfolgerung, die sie allerdings mit dem ausdrücklichen Hinweis auf die Unzulänglichkeit der ihnen zur Verfügung stehenden Instrumente und den Mangel an zuverlässigen Informationen erheblich einschränkten. Das MMT hatte ihnen die Möglichkeit eines Fotografierens der Columbia aus der Umlaufbahn verweigert – die DAT-Ingenieure konnten also nicht wissen, an welcher Stelle der Weltraumfähre das Schaumstoffstück überhaupt eingeschlagen war. Und der von ihnen verwendete »Crater«-Algorithmus war eigentlich zur Einschlagberechnung von Trümmerstücken entwickelt worden, die um einige hundert Male kleiner waren als das auf die Columbia geprallte Schaumstoffteil. Darum war völlig offen, inwieweit ihre Berechnungen zu den richtigen Ergebnissen geführt hatten. Mit anderen Worten: Die DAT-Ingenieure hoben ausdrücklich hervor, wie ungenau, wie unsicher ihre Analyse war. Die Leitung der NASA aber nahm stattdessen nur ihre Schlussfolgerungen zur Kenntnis.

Eine Stunde später trat das MMT zusammen. McCormack resümierte die DAT-Ausführungen wie folgt: »Sie geben natürlich die Möglichkeit einer bedeutsamen Beschädigung [der Weltraumfähre] zu erkennen. Die Thermalanalyse liefert aber keine Indizien für die Möglichkeit eines [auf die Weltraumfähre] durchgreifenden Brandes.« Und weiter: »Bei alledem herrscht offenkundig eine ziemliche Unsicherheit hinsichtlich der Größe des Trümmerstücks, und wo es unter welchem Winkel eingeschlagen ist. Die Sache ist kompliziert.« Das war nun zwar eine recht verschwommene Umschreibung der Tatsache, dass die Stellungnahme der DAT-Ingenieure auf einer ganzen Menge von nicht überprüften Annahmen beruhte. Es war jedoch immerhin der Versuch einer Warnung vor übereilten Rückschlüssen. Linda Ham aber stellte erneut eine Frage, die sich aus sich selbst beantwortete: »Das heißt: kein durchgreifender Brand, was bedeutet: kein katastrophaler Schaden [an der Weltraumfähre]. Das heißt: Die [lediglich] lokale Hitzeentwicklung würde einen Austausch von Fliesen bedeuten?« Und McCormack entgegnete: »Nach allem, was wir in Erfahrung gebracht haben, steht bis jetzt eine Infragestellung der Sicherheit des Fluges nicht an.« Worauf Linda Ham neuerlich eine Frage stellte, die ein echtes Problem von vornherein ausschloss: »Also kein Flugsicherheitsproblem. Nichts, was diesen Weltraumflug infrage stellt. Nichts, was wir anders machen müssten. Es geht also gut aus, oder?« Nach einer kurzen Diskussion zwischen Ham, McCormack und Calvin Schomburg meldete sich dann noch ein anderer Teilnehmer der Telefonkonferenz mit einer Beschwerde zu Wort: Er habe die Aussage McCormacks in diesem Wortwechsel akustisch nicht verstehen können. Worauf wieder Ham das Wort ergriff, um die Intervention McCormacks knapp und bündig zusammenzufassen: »Er hat in Übereinstimmung mit Calvin [Schomburg] nur wiederholt, dass die Fähre nicht in Brand geraten wird; damit ist jede Frage nach der Sicherheit des Fluges erledigt. Es geht also eher um eine Art von Problem, wie wir es bereits bei früheren Weltraumflügen zu meistern hatten. Ist das alles? Okay. Keine weiteren Fragen?« Damit war das Schicksal der Columbia besiegelt.

Was an dieser Konferenz vom 24. Januar befremdet, ist das Fehlen jeglicher Diskussion und eines Minderheitenvotums. Das CAIB kritisierte zu Recht, dass McCormack in seinem Resümee der DAT-Darlegungen nicht ein einziges Wort über die klar geäußerten methodischen Vorbehalte verlor, dass er mit keiner Silbe erwähnte, ob das Fazit unter den DAT-Ingenieuren selbst umstritten war. Noch befremdlicher: Auf der Konferenz stellte nicht ein einziges MMT-Mitglied auch nur eine Frage. Kein Mitglied äußerte Interesse, die DAT-Studie einzusehen. Man hätte eigentlich erwarten dürfen, dass jemand McCormack nach dessen Erwähnung der Unsicherheitsfaktoren darum gebeten hätte, die Unsicherheitsfaktoren genauer zu erklären, oder vielleicht sogar, die Risiken zu quantifizieren. Es hat ihn aber niemand darum gebeten. Das mag zum Teil dadurch zu erklären sein, dass Ham so offenkundig darauf drängte, die Sache zu Ende zu bringen, und völlig überzeugt war, dass es da nichts weiter zu bereden gab. Ihre brüske Zusammenfassung der Zusammenfassung McCormacks – »Kein durchgreifender Brand. Kein katastrophaler Schaden« – schnitt im Grunde jeglicher Diskussion den Faden ab. Wer einmal an einer Firmenkonferenz teilgenommen hat, weiß genau, dass die Wendung »Okay. Keine weiteren Fragen?« effektiv bedeutet: »Weitere Fragen sind nicht zugelassen.«

Bis zu einem gewissen Maße ist die falsche Entscheidung des MMT aus ganz besonderen Eigentümlichkeiten der NASA-Kultur zu erklären. Wir stellen uns die NASA als von Grund auf leistungsbezogene Behörde vor; sie funktioniert jedoch in Wahrheit sehr hierarchisch. Deshalb wurden die Befürchtungen des DAT vom MMT nicht ernst genommen – obwohl die DAT-Ingenieure beim Einschlag des Schaumstücks sofort schwere Bedenken äußerten, obwohl sie nachdrücklich erklärten, Bilder von der Tragfläche des Raumschiffs zu benötigen, um das Ausmaß des Schadens wirklich bewerten zu können. Außerdem verletzte das MMT alle Regeln zur sauberen Urteilsbildung in kleinen Gruppen. Zunächst einmal waren die Diskussionen im Team gleichermaßen zu strukturiert und zu unstrukturiert verlaufen. Zu strukturiert waren sie in dem Sinne, dass die meisten Diskussionen – keineswegs nur im Zusammenhang mit dem Schaumstoffeinschlag – sich darin erschöpften, dass Linda Ham eine Frage stellte und ein Teammitglied antwortete. Und sie waren ungenügend strukturiert, weil nicht einmal der leiseste Versuch unternommen wurde, anderen Mitgliedern des Teams die Möglichkeit zu geben, die von der Vorsitzenden formulierten Fragen auf andere Weise zu stellen. So etwas ist fast immer ein Fehler, weil die Entscheidungen dann nämlich auf einer äußerst begrenzten informativen und analytischen Grundlage getroffen werden. Heute können wir auf die Resultate jahrzehntelanger Forschungen über Gruppenentscheidungen zurückgreifen. Sie lassen klar erkennen: Gruppenbeschlüsse sind umso erfolgreicher, wenn sie einer festen Tagesordnung folgen und wenn die Leiter strikt darauf achten, dass jeder Teilnehmer eine Chance zur freien Meinungsäußerung bekommt.

Und, wie schon angedeutet: Das MMT hat sozusagen das Pferd von hinten aufgezäumt. Sein Beschluss stand von Anfang an fest. Infolgedessen wurde jede neu hereinkommende Information umgedeutet und ins bereits feststehende Urteil eingepasst. Es ist ein charakteristisches Problem kleiner Gruppen, dass sie große Mühe haben, neue Informationen zu berücksichtigen – wie der Sozialpsychologe Garold Stasser nachgewiesen hat. Er führte beispielsweise ein Experiment mit einer achtköpfigen Gruppe zur Bewertung der Leistungen von 32 Psychologiestudenten durch. Alle Mitglieder der Gruppe erhielten zu jedem Studenten zwei relevante Informationen (etwa über das Studienjahr und über die Prüfungsnoten); anschließend erhielten zwei Mitglieder der Gruppe über jeden Studenten zwei zusätzliche Informationen (etwa über ihre Leistungen im Unterricht); schließlich wurden einem weiteren Mitglied der Gruppe nochmals zwei neue Informationen zu den Studenten bekannt gegeben. Somit standen der Gruppe insgesamt am Ende sechs relevante Informationen über die Studenten zur Verfügung. Genutzt haben die Mitglieder der Gruppe zur Bewertung der Studenten – mit unerheblichen Ausnahmen – lediglich die allen Gruppenmitgliedern zu Anfang mitgeteilten Informationen. Was danach hinzukam, wurde entweder als unwesentlich oder als unzuverlässig erachtet. Stasser vermochte übrigens auch nachzuweisen, dass in unstrukturierten, freien Diskussionen die meistdebattierte Information – paradoxerweise – die allen gemeinsam bekannte Information ist. Noch erstaunlicher aber ist Folgendes: Es kommt sehr häufig vor, dass eine später eingeführte und registrierte Neuinformation ohne Auswirkung bleibt, weil ihr Inhalt missverstanden wird. Neue Botschaften werden häufig einfach umgebogen, damit sie den Inhalt der alten Botschaften bestätigen – ein besonders heikler Punkt, da gerade ausgefallene Nachrichten oft einen besonders wichtigen Informationswert besitzen. (Wenn Leute lediglich Dinge sagen, die wir von ihnen erwarten, werden sie unser Denken kaum ändern.) Oder sie werden so angepasst, dass sie einem Vor-Urteil entsprechen.

Das größte Manko des MMT aber lag – nicht in soziologischer, sondern in mentaler Hinsicht – in der Homogenität des Teams. James Oberg – früher selbst Leiter eines Teams zur Überwachung von Weltraumflügen, heute NBC-Korrespondent – verdeutlichte diesen Umstand anhand eines Vergleichs: Die NASA-Teams, die die Apollo-Raumflüge betreuten, hätten, wie er betont, aus sehr viel unterschiedlicheren Personen bestanden als das MMT – eine Aussage, die zunächst einmal Verwunderung auslöst. Denn die Ingenieure der Mission Control in den späten sechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts wirkten doch ungemein konformistisch; sie hatten alle miteinander den gleichen Bürstenschnitt, und sie trugen die immergleichen kurzärmeligen weißen Hemden. Gewiss. Aber, wie Oberg ausführt, waren sie zumeist in den unterschiedlichsten Branchen tätig gewesen, bevor sie NASA-Angestellte wurden. Dagegen kommt heute die große Mehrheit des NASA-Personals direkt von der Universität. Von daher haben diese Leute eine ähnliche Mentalität, und das ist von Nachteil; denn ob Diskussionen in kleinen Gruppen fruchtbar sind oder nicht, hängt wesentlich von der Vielfalt der Denkweisen ihrer Mitglieder ab. Die Politikwissenschaftlerin Chandra Nemeth konnte in zahlreichen Untersuchungen mit Scheinjurys nachweisen, dass allein die Tatsache eines abweichenden Minderheitenstandpunkts bei einer kleinen Gruppe eine nuanciertere Entscheidung sowie einen rigoroseren Entscheidungsfindungsprozess bewirkt. Das trifft selbst dann zu, wenn die Minderheitenposition sich als wenig vernünftig herausstellt. Es ist die Konfrontation mit einer abweichenden Meinung an sich, welche die Mehrheit nötigt, ihre eigene Position zu hinterfragen. Das soll nun keineswegs heißen, dass es bei einer idealen Geschworenenjury so zugeht wie im Film Die zwölf Geschworenen, in dem ein einziger Abweichler elf Männer, die schon bereit sind, ihr Urteil abzugeben, zu überzeugen vermag, dass sie alle miteinander falsch liegen. Es bedeutet jedoch, dass eine Gruppe schon dank einer einzigen abweichenden Meinung zu einem weiseren Urteil gelangen kann. Man darf vermuten, dass die Entscheidung des MMT ganz anders ausgefallen wäre, wenn in diesem Team auch nur eine einzige Person den Part des Advocatus Diaboli übernommen und dezidiert die Auffassung vertreten hätte, dass der Einschlag des Schaumstoffteils die Tragfläche der Weltraumfähre ernsthaft beschädigt haben könnte.

Ohne einen solchen Advocatus Diaboli könnten die Gruppendiskussionen das MMT wahrscheinlich sogar noch in seiner falschen Vorgehensweise bestärkt haben. Der Grund dafür liegt im Phänomen der so genannten Gruppenpolarisierung. Wir denken für gewöhnlich, dass Beratungen rationale und gemäßigte Urteile garantieren; wir nehmen an, dass Menschen umso weniger extremen Positionen zuneigen, je länger sie über eine Sache debattieren. Studien zu Geschworenenjurys und zahllose Experimente der vergangenen drei Jahrzehnte deuten jedoch eher auf das Gegenteil hin.

Die Gruppenpolarisierung ist bis heute ein ziemlich rätselhaftes Phänomen. Es gibt offenkundig Situationen, in denen es sich kaum oder überhaupt nicht auswirkt. Unter gewissen Umständen aber führen Diskussionen, wie Soziologen seit den sechziger Jahren immer wieder demonstriert haben, nicht zu einer Mäßigung, sondern zur Radikalisierung von Standpunkten. Solche Studien galten anfangs der Erforschung menschlicher Risikobereitschaft. Dazu wurden Personen befragt, wie sie sich in bestimmten Situationen verhalten würden. So wurde ihnen beispielsweise folgende Frage gestellt: »Wie sollte jemand mit einer schweren Herzerkrankung sich entscheiden, wenn ihm mitgeteilt wird, er müsse seinen Lebenswandel komplett ändern oder sich einer Operation unterziehen, die ihn entweder heilt oder unter die Erde bringt?« Oder: »Ein Elektroingenieur hat eine sichere, aber schlecht bezahlte Stelle. Ihm wird eine andere Stelle angeboten, wo er beträchtlich mehr verdienen, die ihm allerdings auch weniger Sicherheit bieten würde. Sollte er die Stelle wechseln?« Die Fragen wurden zunächst Einzelnen vertraulich gestellt. Anschließend wurden Gruppen gebildet, die die Fragen kollektiv beantworten sollten. Die Forscher waren anfangs der Auffassung, dass Gruppendiskussionen bei Menschen eine Neigung zu radikaleren Positionen, also einen »Risikoumschlag«, bewirken. Mit der Zeit wurde dann aber deutlich, dass der Umschlag in beide Richtungen gehen konnte. War eine Gruppe aus allgemein risikoscheuen Personen zusammengesetzt, so wurden sie durch eine Diskussion noch vorsichtiger; risikofreudige tendierten in einer Gruppe zu noch waghalsigeren Positionen. Andere Untersuchungen zeigten, dass Leute mit einer pessimistischen Zukunftserwartung nach Diskussionen noch viel pessimistischer wurden. Und in amerikanischen Zivilrechtsprozessen gewähren Geschworene mit einer Neigung, bei Klagen auf Schadenersatz hohe Summen festzusetzen, den Klägern nach der Beratung in der Jury im Allgemeinen noch höhere Beträge.

In jüngerer Zeit hat der Juraprofessor Cass Sunstein von der Chicago University der Polarisierung viel Aufmerksamkeit gewidmet. Wie sein Buch Why Societies Need Dissent [»Warum Gesellschaften den Dissens brauchen«] zeigt, ist dieses Phänomen sehr viel verbreiteter als früher angenommen, und es kann gravierende Folgen zeitigen. Als Daumenregel gilt: Diskussionen tendieren dahin, Gruppen insgesamt wie auch ihre einzelnen Mitglieder in Richtung extremerer Positionen zu bewegen, als sie vor Beginn der Gespräche bezogen haben.

Wie kommt es nun aber zu solcher Polarisierung? Zum einen, weil Menschen sich stark vom »gesellschaftlichen Vergleich« leiten lassen – und dabei geht es um sehr viel mehr als um das gewöhnliche (und selbstverständliche) Phänomen, dass jedermann sich permanent mit allen anderen vergleicht. Hier geht es nämlich darum, dass man sich andauernd mit den anderen vergleicht, um sich der eigenen Position innerhalb der Gruppe zu versichern. Konkreter gesagt: Wenn man mit dem eigenen Standpunkt anfangs eine mittlere Position in der Gruppe bezieht, dann aber den Eindruck gewinnt, die Gruppe habe sich sozusagen nach »rechts« bewegt, neigt man dazu, persönlich ebenfalls nach »rechts« zu wechseln, weil man so – das heißt im Verhältnis zu den anderen – seinen »Standort« innerhalb der Gruppe wahrt. Damit bestärkt man natürlich wiederum den Rechtsdrall der ganzen Gruppe, und auf diese Weise entwickelt das Phänomen des gesellschaftlichen Vergleichs eine Eigendynamik, die schlussendlich zur objektiven Bestätigung einer subjektiven Wahrnehmung führt.

Nun ist freilich zu beachten, dass eine solche Polarisierung mitnichten eine bloße Folge des Bemühens Einzelner um Übereinstimmung mit ihrer Gruppe ist. Sie ergibt sich seltsamerweise gerade auch aus ihrem Bestreben, alles zu tun, um die genau richtige Antwort auf eine Frage zu finden. Wir haben bereits im Rahmen der Erörterung des sozialen Beweises – man erinnere sich nur an die Fußgänger, die dadurch veranlasst wurden, in den leeren Himmel hochzuschauen – das Phänomen kennen gelernt, dass Menschen, die persönlich unsicher sind, was sie glauben sollen, sich hilfesuchend an anderen Mitgliedern ihrer Gruppe orientieren. Und eben darin besteht ja auch der Zweck von Gruppendiskussionen. Falls aber eine Gruppe von vornherein mehrheitlich einen Standpunkt vertritt, wird sie darin durch die Mehrzahl der folgenden Diskussionsbeiträge bestärkt. Insofern werden Personen, die sich des eigenen Standpunkts anfangs ungewiss waren, wahrscheinlich dahingehend überzeugt werden – nicht zuletzt aus dem schlichten Grund, dass das meiste, was sie zu hören bekommen, in ebendiese Richtung zielt. Im Übrigen ist es ja so, dass Menschen mit besonders ausgeprägten Überzeugungen auch argumentativ außergewöhnlich stark sind und ihre Argumente in der Regel zudem laut und vernehmlich vortragen.

Das ist umso bedeutsamer, als sämtliche Forschungen eines belegen: Das Ergebnis von Gruppendiskussionen wird in hohem Maße durch die Reihenfolge der Diskussionsbeiträge bestimmt. Je früher die Wortmeldungen, desto größer ihr Einfluss auf den Verlauf der Diskussion: Sie legen in der Regel den Rahmen für die weiteren Argumente fest. Das läuft dann ähnlich wie bei den Informationskaskaden: Ist die Richtung einmal vorgegeben, so wird es für einen Andersdenkenden schwer, sie zu stoppen und umzulenken. Das müsste nicht unbedingt ein Problem sein, wenn die frühen Redner wirklich wüssten, wovon sie sprächen. Leider ist es jedoch so, dass insbesondere, wenn es Fragen betrifft, auf die es keine eindeutig richtige Antwort gibt, der bestinformierte Redner keineswegs immer die größte Wirkung ausübt. So sind zum Beispiel zwei Drittel der Obleute von Geschworenenjurys – sie führen und gestalten den Verlauf der Juryberatung – Männer; und während der Beratungen reden Männer auch bei weitem mehr als Frauen, obwohl niemand je hat begründen können, warum das männliche Geschlecht ein besseres, tieferes Verständnis von Schuld oder Unschuld eines Angeklagten besäße. In Gruppen, deren Mitglieder einander kennen, wird der Verlauf der Diskussionen weithin durch gesellschaftliche Statusunterschiede geprägt: Menschen höheren Standes reden mehr und öfter. Auch das wäre weiter nicht schlimm, wenn dem höheren gesellschaftlichen Ansehen eine größere Sachkenntnis entspräche – was eben häufig leider nicht der Fall ist. In einer Serie von Experimenten, bei denen es um die Lösung logischer Probleme ging, hat sich beispielsweise herausgestellt, dass Militärpiloten ihre Antworten mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit überzeugender verteidigen als Navigationsoffiziere, selbst wenn die Piloten Unrecht und die Navigationsoffiziere sachlich Recht hatten; und die Navigationsoffiziere ließen den Piloten den Vorrang – auch wenn sie ihnen nie zuvor begegnet waren –, weil sie annahmen, dass Piloten allein aufgrund ihres höheren Ranges wahrscheinlich Recht hatten.

Diese Form von Respektbezeugung spielt in kleinen Gruppen insofern eine beträchtliche Rolle, als Ideen dort selten nur wegen ihres rein immanenten Wertes obsiegen. Um von der gesamten Gruppe akzeptiert zu werden, bedürfen sie – mögen sie in sich auch noch so einleuchtend sein – eines Vorreiters. Darauf beruht übrigens auch einer der Gründe, warum ein populärer Standpunkt im Verlauf einer Diskussion noch an Popularität gewinnt. Er hat nämlich von Anbeginn mehr Fürsprecher. In einem Markt oder einer Demokratie wirkt dieser Faktor sich allein wegen der schieren Menge potenzieller Entscheidungsträger relativ gering aus. In einer kleinen Gruppe dagegen ist ausschlaggebend, ob ein Standpunkt – ganz gleich, wie vernünftig er auch sein mag – einen starken Fürsprecher hat. Und je mehr kleine Gruppen ihre Wortführer nach gesellschaftlichem Ansehen oder aufgrund von Beredsamkeit beziehungsweise Redseligkeit statt nach geistigen Qualitäten oder Sachverstand aussuchen, desto geringer ist die Chance auf weise Entscheidungen.

Nun mag es komisch dünken, Redseligkeit als Problemfaktor zu bezeichnen. Doch Redseligkeit wirkt sich bei allen möglichen Entscheidungen kleiner Gruppen enorm einflussreich aus. Wer in kleinen Gruppen oft und lang spricht, wird von den anderen nahezu automatisch für bedeutend gehalten. Es ist zwar nicht so, dass Vielredner bei den übrigen Gruppenmitgliedern besonders beliebt wären, doch man hört ihnen – zumindest eine gewisse Zeit lang – zu. Und Reden erzeugt Reden. Wie gruppendynamische Untersuchungen immer wieder bestätigen: Je mehr einer redet, desto häufiger wird er vom Rest der Gruppe angesprochen – mit dem Ergebnis, dass diejenigen, die im Mittelpunkt stehen, im Verlauf der Diskussion in einer Gruppe noch an Bedeutung gewinnen.

Das wäre nun ganz in Ordnung, wenn Menschen sich zu einem Problem nur im Falle vorhandener Sachkenntnisse zu Wort melden würden. So etwas kommt selbstverständlich oft genug vor. Insgesamt steht Vielrednerei jedoch leider in keinem eindeutigen Verhältnis zur Sachkenntnis. Im Gegenteil: Wie schon das oben erwähnte Beispiel der Militärpiloten zeigt, neigen Menschen, die sich als Führungspersönlichkeiten betrachten, zur Überschätzung der eigenen Kenntnisse; sie projizieren eine völlig unberechtigte Selbstgewissheit und Fachkennerschaft. Und weil im Übrigen – so die Politologen Brock Blomberg und Joseph Harrington – Menschen mit extremen Überzeugungen tendenziell unflexibler und ihres eigenen Standpunkts zunehmend sicherer werden als Menschen mit gemäßigten Überzeugungen, führen Diskussionen gewöhnlich dazu, dass Gruppen mittlere, gemäßigte Positionen aufgeben. Natürlich liegt die Wahrheit nicht immer in der Mitte. Und wenn die Leute, die gleich zu Beginn einer Diskussion und dann weiterhin oft das Wort ergreifen, den besten Sachverstand und Durchblick hätten, wäre das Phänomen einer Polarisierung in Gruppen vermutlich auch kein sonderliches Problem. So ist es aber ein großes Problem.

Da könnte man natürlich leicht versucht sein, kleine Gruppen von Strategieplanungen und Entscheidungsfindungsprozessen auszuklammern beziehungsweise ihre Rolle dabei jedenfalls einzuschränken. Wäre es da nicht vielleicht vernünftiger, eine solche Verantwortung in die Hände einer zuverlässigen Person zu legen, bei der wir gewiss sicher sein dürfen, dass sie keine extremen Ansichten entwickeln wird, statt damit eine Gruppe von zehn oder zwölf Personen zu betrauen, die, wie es scheint, irgendwann plötzlich auf die Idee kommen kann, von einer Klippe zu springen? Es wäre jedoch falsch, solcher Versuchung nachzugeben. Zum einen ist es durchaus möglich, solche Gruppen gewissermaßen zu entpolarisieren. Es gibt eine Untersuchung, bei der Menschen in Sechsergruppen aufgeteilt wurden, deren jede sich wiederum aus zwei Untergruppen von drei Personen mit stark konträren Meinungen zusammensetzte. Die Studie ergab, dass die Gruppe sich während der Diskussion von extremen Standpunkten weg- und ihre Mitglieder sich aufeinander zubewegten. Sie ergab ferner, dass diese Gruppen mit abnehmender Polarisierung auch bei faktischen Fragen mit genaueren Antworten aufwarteten.

Aber entpolarisierte Gruppen treffen nachweislich auch bessere Entscheidungen, und sie lösen Aufgaben besser als die meisten ihrer Mitglieder individuell – erstaunlicherweise oft sogar besser als ihr gescheitestes Mitglied. Das ist insofern überraschend, als man gemeint hätte, dass ein oder zwei verwirrte Mitglieder das kollektive Urteil ihrer Gruppe in die falsche Richtung drängen würden. (Bei einer kleinen Gruppe kann man sozusagen nicht darauf bauen, dass die Irrtümer sich ausgleichen.) Dafür gibt es allerdings kaum Indizien.

Eine besonders eindrucksvolle Studie zur Effizienz kleinerer Gruppen wurde 2000 von den Wirtschaftswissenschaftlern Alan S. Blinder und John Morgan an der Princeton University durchgeführt. Blinder war Mitte der neunziger Jahre des vorigen Jahrhunderts stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender des amerikanischen Federal Reserve Board gewesen – und die bei dieser Tätigkeit angesammelten Erfahrungen hinterließen bei ihm ein tiefes Misstrauen gegenüber Entscheidungen per Komitee. (Zinssatzänderungen werden vom Federal Open Market Committee beschlossen, das aus zwölf Mitgliedern besteht, darunter sieben Vertreter des Federal Reserve Board und fünf Vorstandsvorsitzende regionaler Federal-Reserve-Banken.) Mit diesem Hintergrund vor Augen entwarf er gemeinsam mit Morgan einen Plan, um herauszufinden, ob Gruppen – und zwar rasch – intelligente Entscheidungen zu treffen vermögen; denn Komitees wird ja unter anderem häufig eine ineffiziente Arbeitsweise vorgeworfen.

Zu dieser Untersuchung gehörten zwei Experimente, die grob die Herausforderungen des »Fed« spiegeln sollten. Im ersten dieser Experimente wurden Studenten Urnen mit der gleichen Anzahl roter und blauer Bälle ausgehändigt und ihnen zu verstehen gegeben, dass das Verhältnis sich nach den anfänglichen zehn Entnahmen ändern würde, und zwar so, dass danach 70 Prozent der Bälle blau und 30 Prozent rot sein würden (beziehungsweise umgekehrt); es ging darum, dass sie so bald wie möglich feststellen sollten, welche Farbe überwog – was in etwa der Aufgabe des »Fed« entsprach, herauszufinden, wann die Wirtschaftsverhältnisse sich ändern und eine Veränderung der Geldpolitik notwendig wird. Um eine rasche Entscheidung zu fördern, wurde den Studenten für jede Ballentnahme nach dem Wechsel eine Strafe angedroht. Die Studenten spielten das Spiel zunächst jeder für sich, anschließend in einer Gruppe mit der Möglichkeit einer Diskussion, danach wieder individuell und schließlich noch einmal als Gruppe. (Diese Anordnung diente zur Überprüfung des Lerneffekts.) In der Gruppe fielen die Entscheidungen nicht nur schneller, sondern auch genauer aus. (Die Gruppe bemerkte den Richtungswechsel in 89 Prozent der Fälle rechtzeitig; die individuelle Quote lag bei 84 Prozent.) Und die Gruppe schnitt sogar besser ab als die tüchtigste Einzelperson für sich.

Beim zweiten Experiment wurde den Studenten noch mehr abverlangt. Sie hatten im Grunde die Rolle von Zentralbankern zu übernehmen, also in etwa Zinssätze gemäß sich ändernden Inflationsraten und Arbeitslosenzahlen festzulegen. Bei dem Experiment ging es, genauer gesagt, um die Frage: Waren die Studenten in der Lage zu erkennen, wann eine wirtschaftliche Verschlechterung einsetzte, und ob sie daraufhin einen zinspolitischen Wechsel in der richtigen Richtung vornehmen würden. Auch hier traf die Gruppe bessere Entscheidungen als die jeweiligen Individuen, die sich sehr viel häufiger für Zinskursänderungen im falschen Sinne aussprachen; dazu brauchte die Gruppe übrigens auch nicht mehr Zeit als die Einzelpersonen. Noch relevanter war aber Folgendes: In keinem Fall bestand eine Beziehung zwischen der Leistung des gescheitesten Individuums einer Gruppe und der Gesamtleistung der Gruppe, der es angehörte. Mit anderen Worten: Es war auf jeden Fall ausgeschlossen, dass eine gute Gruppenentscheidung auf die individuelle Superklugheit eines einzelnen Mitglieds rückführbar war. Alle Gruppen waren wirklich gescheiter als selbst die gescheitesten unter ihren Mitgliedern. Die Bank of England wiederholte das Experiment von Blinder und Morgan für sich und gelangte zum gleichen Resultat: Es ist möglich, dass Gruppen sehr rasch Entscheidungen treffen und ihnen dabei klügere Entscheidungen gelingen, als es selbst ihre klügsten einzelnen Mitglieder vermöchten.

Solche Einsicht kann im Lichte der bisherigen Ausführungen dieses Buches nicht eben überraschen. Dennoch sind diese Untersuchungen in zweierlei Hinsicht hoch interessant. Sie beweisen nämlich erstens, dass Gruppen zum Treffen von Entscheidungen mitnichten unbedingt ineffizient arbeiten müssen. Was wiederum bedeutet: Die Diskussion eines Problems kann, wenn zielführend betrieben, wertvoll sein – wenngleich sie von einem gewissen Zeitpunkt an nur marginale Vorteile bringt, die im Vergleich mit den Kosten des Aufwands zu hoch sind. Was den zweiten positiven Punkt betrifft, so liegt er eigentlich auf der Hand, obwohl man sich dessen erstaunlicherweise nicht bewusst ist: Es ist völlig sinnlos, wenn im Rahmen von Führungsstrukturen kleineren Gruppen Verantwortung übertragen wird, ohne dafür zu sorgen, dass die Meinungen ihrer Mitglieder als Ergebnis freier, offener Diskussion auch zum Tragen kommen. Wenn ein Unternehmen oder eine Organisation kleine Binnengruppen in ihre Entscheidungsprozesse einbezieht, muss auch gewährleistet sein, dass deren Beschlüsse dann tatsächlich umgesetzt werden. Falls eine Unternehmensleitung Teams bildet und ihnen dann eine lediglich beratende Funktion einräumt, beraubt sie sich des eigentlichen, echten Vorteils von Teams: nämlich deren kollektiver Weisheit. Die zu Beginn dieses Kapitels erzählte Geschichte von der Tragödie der Weltraumfähre Columbia enthält ein sonderlich irritierendes Moment: dass im Mission Management Team niemals über irgendein Problem offen und frei abgestimmt worden ist. Die Mitglieder dieses Teams haben, jedes für sich, über Details aus dem von ihnen verantworteten Teilbereich Bericht erstattet. Ihre darüber hinausgehenden Meinungen jedoch waren nie gefragt; sie wurden niemals zu einem Gesamtbild der Situation kumuliert. Das war der für die Katastrophe entscheidende Fehler. Es war und bleibt ein fundamentaler Fehler – selbst wenn die Columbia von ihrer Weltraummission sicher heimgekehrt wäre.
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Das Unternehmen:
Ist der neue Boss wie der alte?
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Am Dienstag und Samstag jeder Woche fährt auf der East Side des New Yorker Broadway im Viertel SoHo ein großer Lieferwagen vor. Die Fracht, die bei seiner Entladung ans Tageslicht kommt, besteht jedoch nicht, wie zu erwarten wäre, aus Süßtomaten von New Jersey oder Zuckermais von Long Island. Es sind vielmehr regalweise zartfarbene Hemdkleider, eng geschnittene schwarze Röcke und elegante Damenjacken, die – von Weitem – direkt von einem Laufsteg der jüngsten Mailänder Modemesse zu kommen scheinen, in Wirklichkeit aber allesamt aus einer megagroßen Lagerhalle der Firma Zara in der Stadt La Coruña in der spanischen Provinz Galicia stammen. Und mit höchster Wahrscheinlichkeit sind all die hochmodischen Stücke nur drei Wochen vor ihrer Anlieferung in SoHo nicht mal ein Gedankenblitz im Kopf eines Designers gewesen.

Anlieferungen zweimal wöchentlich mögen im Gemüsehandel üblich sein. Bei Textilien sind sie dagegen völlig ungewöhnlich. Es ist das besondere Dilemma der Modebranche, dass ein enormer Zeitabstand zwischen den ersten Skizzen eines Rockes im neuesten Chic und seinem Eintreffen im Laden liegt – mit der Konsequenz, dass die Einzelhändler nicht auf aktuelle Kundenwünsche reagieren können, sondern versuchen müssen zu erraten, was ihre Kunden in sechs oder neun Monaten vielleicht wünschen werden. Marktprognosen sind schon schwierig genug, was den Verkauf von Fernsehern oder Abspielgeräten für DVDs angeht. Bei einer so kurzlebigen Ware wie Modekleidung ist es nahezu unmöglich – weswegen selbst erfolgreiche Textilhersteller oft auf Bergen unverkaufter Stücke sitzen bleiben, die sie dann preislich reduzieren oder als Ramsch loswerden müssen – was Schnäppchenjäger frohlocken lässt, für die Unternehmen jedoch ein ziemliches Unglück bedeutet.

Dieses ineffiziente Geschäftsmodell ersetzte das Unternehmen Zara durch etwas völlig Neues. Statt pro Saison einmal neue Erzeugnisse anzubieten, beliefert Zara seine 600 Läden in aller Welt zweimal wöchentlich. Statt jährlich 200 oder 300 neue Modelle herzustellen, bringt Zara pro Jahr mehr als 20000 Novitäten heraus. Lagerüberbestände gibt es keine. »Ladenhüter« werden häufig binnen Wochenfrist aus den Regalen entfernt, sodass Zara keinerlei Preisreduzierungen vornehmen und auch nicht ramschen muss. Jeder Filialleiter eines Zara-Geschäfts ist mit einem Handy ausgestattet, das ihn direkt mit den Designstudios des Unternehmens in Spanien verbindet: damit er täglich berichten kann, was seine Kunden kaufen, was sie verschmähen und was sie gern kaufen würden, ohne es in seinem Laden zu finden. Der letztlich entscheidende Vorzug aber besteht in Folgendem: Dieses Unternehmen benötigt lediglich zehn bis fünfzehn Tage vom Entwurf – der gewiss oft vom letzten heißen Schrei anderer Modehäuser abgekupfert ist – bis zum Angebot des Kleidungsstücks im Laden. Was bedeutet: Wenn irgendetwas sich als neuester modischer Schrei durchsetzt, gibt es davon wahrscheinlich schon eine erschwingliche Variante in den Zara-Geschäften. Diese Kombination von Schnellreaktion, modisch aktuellem Design und Preisvorteil macht Zara »zum vermutlich innovativsten und [in seiner Auswirkung auf Modehäuser] verheerendsten Einzelhändler der Welt«, so Daniel Piette, der Modechef des französischen Luxusgüterkonzerns LVMH.

So ungemein schnell vermag Zara nur deshalb zu reagieren, weil das Unternehmen sich dementsprechend strukturierte. Wie die meisten Modeeinzelhändler bezieht Zara 90 Prozent seiner Stoffmaterialien aus dem Ausland – mit einem entscheidenden Unterschied: Die Konkurrenz lässt ihre Erzeugnisse in der Regel von Zulieferfirmen in Asien oder Südamerika produzieren. Zara dagegen verarbeitet die aus dem Ausland bezogenen Rohmaterialien selbst. Dazu betreibt das Unternehmen 14 hochautomatisierte Fabriken in Spanien. Dort arbeiten Roboter rund um die Uhr, um die noch unbearbeiteten Stoffe zu prägen, zu schneiden und zu färben. Auf diese Weise sichert Zara sich die Kontrolle über die gesamte weitere Fertigung. Statt einen festen Auftrag zur Herstellung von beispielsweide 10000 Caprihosen vergeben zu müssen, kann es darum Erzeugnisse in äußerst geringen Stückzahlen produzieren und zunächst einmal beobachten, wie sich die anfänglichen paar hundert Stücke verkaufen lassen, bevor man die Produktion erhöht. Wenn ein Modell sich durchsetzt, kann Zara über Nacht die Produktion steigern. Und mit der Schlussphase der Produktion, in der die geschnittenen Stoffe zu Röcken, Kleidern und Anzügen gefertigt werden, betraut Zara ein eigenes Netzwerk von rund 300 kleinen Werkstätten in Galicia und im nördlichen Portugal. Auf diese Weise wahrt Zara die Vorzüge der traditionellen Fertigkeiten des selbstständigen Handwerks, ohne die Endkontrolle über seine Erzeugnisse aufgeben zu müssen; denn die kleinen Werkstätten verstehen sich mehr als Teilhaber denn als Zulieferer des Unternehmens.

Es ist diese Flexibilität, die Zara von dem Kernproblem aller Einzelhändler ausnimmt: Warenberge, die keiner haben will. Nun würde es in einem idealen Geschäft natürlich nie Waren geben, die nicht binnen eines Tages nach Anlieferung verkauft wären; demgemäß dürfte ein Lagerbestand eigentlich immer nur für einen Tag reichen. So weit ist Zara noch lange nicht. Für den Warenumschlag eines Zara-Ladens ist ein Monat erforderlich, das heißt: Sein Wareninventar summiert sich auf einen Monatsbestand. Im Vergleich zur übrigen Modeindustrie generell ist das bereits eine beachtliche Leistung. So schlägt der komplette Sortimentsbestand des Konkurrenten GAP sich etwa nur in einem Dreimonatszyklus um – mit der Folge: Wenn GAP die Bedürfnisse seiner Kunden auch nur einmal falsch einschätzt, sind die Läden mit preisreduzierten Waren voll gestopft. Geringe Lagerbestände bedeuten außerdem niedrige Preise; gängige Ware ist nämlich im Allgemeinen auch billiger. Mit anderen Worten: Zara kann seine Waren günstiger anbieten, weil ein höherer Bedarf für seine Artikel besteht. Und die erheblich höhere Warenumschlaggeschwindigkeit bewirkt ferner, dass bei den Kunden nie Langeweile aufkommt.

Zara zeichnet sich also durch zweierlei aus. Erstens stellt es sich auf den steten Wandel der Kundenwünsche ein, indem es sich darum bemüht, dass kein Kunde den Laden betritt, ohne zu finden, was er sucht (beziehungsweise umgekehrt: ohne dort zu viel zu sehen, was er nicht haben will). Man könnte es auch so ausdrücken: Zara setzt alles daran, sein unternehmerisches Verhalten mit dem gegenwärtigen und künftigen Kundenverhalten zu koordinieren. Darin unterscheidet Zara sich nicht sonderlich von Brian Arthurs Computer-»Agenten«, die ihre Handlungen mit den Handlungen aller potenziellen Besucher der Bar El Farol zu koordinieren trachteten, oder selbst mit der Art und Weise, wie zwei Fußgänger ihre Bewegungen koordinieren, wenn sie einander auf einem engen Bürgersteig passieren. Die Fußgänger wollen einander natürlich ausweichen; Zara dagegen möchte seinen Kunden begegnen; die Herausforderung ist jedoch eine ähnliche.

Zum anderen versteht Zara sich ausgezeichnet darauf, die Handlungen und Entscheidungen Zehntausender von Angestellten zu koordinieren, sodass sie ihre ganze Kraft und Aufmerksamkeit auf ein Ziel richten: Kleidung herzustellen und zu verkaufen, die die Leute kaufen möchten. Die Zara-Filiale in SoHo öffnet täglich um zehn Uhr vormittags. Trifft der Lieferwagen dienstags und samstags dort ein, so wird er prompt von jemandem abgefertigt. Wenn die Zara-Designer einen neuen Stil entwickelt haben, machen die Roboter sich sofort ans Schneiden der Stoffe. All diese Aktivitäten müssen genau aufeinander abgestimmt sein, damit so wenig Energie und Kraft verloren gehen wie nur eben möglich. Besonders gut koordinierte Unternehmen florieren; die anderen haben schwer zu kämpfen.

Etwas ist hier aber nun besonders bemerkenswert: dass Zara nämlich das eigene Handeln mit dem all seiner Kunden zu koordinieren vermag, obwohl es über sie keine Macht oder Kontrolle hat. Die Koordination findet durch den freien Markt über den Preis statt. Wenn Zara hinreichend gute Produkte zu entsprechend vernünftigen Preisen anbietet, kommen Kunden in die Läden. Und Zara vermag sein Verhalten auch mit dem seiner Stofflieferanten zu koordinieren, obwohl es über sie ebenfalls keine Macht und Kontrolle hat. Die Koordination findet wiederum mittels des Marktes statt (in diesem Fall freilich unter dem Schutz von Verträgen). Warum muss Zara aber die Tätigkeit seiner Angestellten managementmäßig koordinieren? Oder, umgekehrt gefragt: Warum benötigen die Angestellten zu ihrer Koordination Zara? Wieso bedarf es großer Unternehmen, um die Tätigkeiten von Menschen und Güterbewegungen in aller Welt zu orchestrieren, wenn doch eine Koordination durch den Markt möglich ist? Warum existieren überhaupt Unternehmen?

Hier haben wir es mit einem echten Paradoxon zu tun: Obwohl alle Unternehmen auf dem Markt konkurrieren, setzen sie zur Verwirklichung ihrer Ziele essentiell marktfremde Instrumente ein – Pläne, Befehle, Kontrollen. Der britische Ökonom D. H. Robertson hat es bildhaft umschrieben: »In diesem Ozean unbewussten Kooperierens« stellen die Unternehmen »Inseln bewusst ausgeübter Macht dar; [sie sind] wie Klumpen von gerinnender Butter in einem Eimer Buttermilch«. Wenn Zara ein neues Kleidungsstück produzieren will, holt die Firma keine Angebote von draußen ein, um den günstigsten Preis zu finden. Vielmehr geben die Manager des Unternehmens dem eigenen Designteam den Entwurfauftrag. Das Unternehmen vertraut den angestellten Designern, dass sie für ihren Arbeitgeber gute Arbeit leisten werden, und die Designer vertrauen dem Unternehmen, dass sie nicht nach etwaigen Missgriffen bei Entwürfen auf die Straße gesetzt werden.

Warum gibt Zara den Designauftrag nicht einfach außer Haus? Aufträge wie Hausmeisterdienste und Rasenpflege werden von den meisten Unternehmen doch auch an Betriebsfremde erteilt. Andere Firmen lagern die gesamte Produktion ihrer Waren aus. (So hat Nike beispielsweise keine eigenen Fabriken.) Warum da stehen bleiben? Warum hält man sich nicht an die Produktionsweise eines Kleinfilms? Unabhängige Filmemacher haben kein fest angestelltes Personal. Da tun sich nur ein paar Leute zusammen: Einer schreibt das Drehbuch; einer erklärt sich bereit, Regie zu führen; ein anderer stellt das Kapital zur Verfügung; man wählt die Schauspieler und ein Produktionsteam aus; der Film wird gedreht, man sucht sich eine Verleihfirma, und die Gruppe geht wieder auseinander, vielleicht ohne dass man sich je wiedersieht. Warum wird nicht alles so gemacht?

Die erste – und immer noch beste – Antwort auf diese Frage fand der britische Ökonom Ronald Coase bereits im Jahr 1937. Für ein komplettes Outsourcing sah Coase folgende Schwierigkeit: All die vielen dazu erforderlichen Verhandlungen und Verträge kosten eine Menge Zeit und Mühe. Es ist aufwändig, die jeweils richtigen Leute aufzutreiben und jedes Mal neu den zu zahlenden Preis auszuhandeln. Es ist aufwändig, dafür zu sorgen, dass alle ihre Zusagen einhalten. Und es kostet Mühe und Zeit, dass zu guter Letzt alle das ihnen zustehende Geld bekommen. Coase fasste diese Faktoren mit dem Begriff »Transaktionskosten« zusammen, wozu auch »Recherche- und Informationskosten, Unkosten durch Verhandlungen und zur Entscheidungsfindung, die Kosten zur Aufrechterhaltung reibungsloser Abläufe und für Zwangseintreibungen« zählen. Bei einem richtig geführten Unternehmen fallen die Transaktionskosten niedriger aus. Wenn Ihr E-Mail-System im Eimer ist, lässt sich die Sache rascher und einfacher durch den Bürotechniker im Haus als durch eine externe Firma beheben. Für ein Unternehmen ist es oft vernünftiger, Vollzeitbeschäftigte zu haben, die für anfallende Arbeiten jederzeit zur Verfügung stehen, als jedes Mal neu nach qualifizierten Leuten Ausschau halten zu müssen. Und ganz gewiss ist es beim Planen von Zukunftsprojekten sehr viel leichter, wenn man ein Unternehmen mit tausenden Beschäftigten hat, als für jede Planung ein neues Team zusammentrommeln zu müssen. Außerdem: Wer, wenn nicht ein Großunternehmen, würde für den Bau einer Halbleiterfabrik, die die Produktion erst in drei Jahren aufnehmen wird, schon zwei Milliarden Dollar investieren?

Die interne Aufgabenlösung hat natürlich ihre eigenen Schwierigkeiten. Da können dann manchmal die Vorzüge des Outsourcings überwiegen. Nehmen wir zum Beispiel dieses Buch. Ich bin kein Angestellter von Doubleday – stattdessen habe ich mit diesem Verlagshaus einen Vertrag über ein Werk geschlossen, das mein Vertragspartner verkaufen wird. Theoretisch könnte der Verlag sich einen Stab von fest angestellten Autoren halten. Es würde ihm ersparen, an Auktionen für Buchrechte teilzunehmen oder mit Literaturagenten zu verhandeln (da hätte er es vermutlich zudem mit Autoren leichter, die ihre Termine nicht einhalten). Der Verlag ist jedoch der Überzeugung, er habe mehr Chancen, besonders interessante Titel zu finden, wenn er für viele unterschiedliche Schriftsteller offen steht, und ist darum bereit, das ganze Prozedere auf sich zu nehmen, das mit dem Rechteerwerb eines Einzelwerks jedes Mal wieder von vorn anfängt. (Eine Möglichkeit, dieses Prozedere ein wenig zu reduzieren, also die Transaktionskosten zu senken, sind Mehrbuchverträge mit Autoren.)

Auch wenn die Unternehmen es im Allgemeinen nicht so sehen: Das Problem, das sie bei ihren Überlegungen, ob sie outsourcen sollen oder nicht, eigentlich beschäftigt, betrifft die Vor- und Nachteile kollektiven Handelns. Bei einer internen Lösung berauben sie sich in gewissem Sinne einer Fülle von Optionen, deren jede eine Geschäftsverbesserung bedeuten könnte: Sie reduzieren die Menge eingehender Informationen, weil sie die Zahl der Informationsquellen begrenzen, zu denen sie Zugang haben. Was sie dafür allerdings gewinnen, sind jene Vorteile, welche sich aus den Möglichkeiten rascheren Handelns und dem Wegfallen der Notwendigkeit zu unentwegtem Feilschen und Verhandeln ergeben. In der Regel werden Unternehmen Dinge selbst in die Hand nehmen, wenn es billiger und einfacher ist, als sie außer Haus zu geben; oder wenn es sich um so wichtige Dinge handelt, dass es ein zu großes Risiko darstellen würde, die Ausführung Fremden zu überlassen. Für Zara spielt es eine entscheidendere Rolle, alles schnellstens und unter eigener Kontrolle produzieren zu können. Es wäre möglicherweise sogar kostengünstiger, die Stoffe etwa von einer Fabrik in China schneiden und färben zu lassen. Nur würde Zara damit eben seine maßgebliche Qualität opfern müssen: blitzschnell und konkret auf die Wünsche der Konsumenten einzugehen.
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Die Chancen und Risiken dieser verschiedenen Strukturen lassen sich seltsamerweise besonders gut an Hollywoodfilmen studieren, und hier insbesondere am Genre Gangsterfilme. Alle Gangsterfilme zeigen eine Gruppe von Männern (es handelt sich fast immer nur um Männer), die sich zu dem Zweck zusammengetan haben, auf unredliche Weise eine Menge Geld einzusacken. Die Definition träfe selbstverständlich auch auf völlig normale Unternehmen zu. Gangsterfilme beinhalten darüber hinaus oft erstaunlich genau die Herausforderungen, die bei allen Versuchen entstehen, egoistische Menschen zur Arbeit an einem gemeinsamen Ziel zu koordinieren. Die Gangster der Filme greifen, grob gesagt, auf drei Unternehmensstrukturen zurück. Die erste exemplifiziert Der Pate II, in dem ähnlich wie in traditionellen Firmen die Geschäfte hierarchisch gesteuert werden. Das Reich des Corleone-Clans wird ausdrücklich als eine Art weit gefächerter Konzern dargestellt, dem als Generaldirektor Michael Corleone vorsteht, der die Tätigkeiten des Clans unentwegt auf neue – darunter auch durchaus legitime – Geschäftszweige ausdehnt. Diese Struktur hat ihre Vorzüge: Der Mann an der Spitze kann sehr schnelle Entscheidungen treffen und dafür sorgen, dass sie auch rasch umgesetzt werden; sie ermöglicht langfristige Investitionen und Planungsziele. Und weil seine Statthalter allerorten das Sagen haben, kann Michael Corleone noch die fernsten Ableger wirksam steuern, ohne persönlich anwesend sein zu müssen; und weil die Geschäfte einen steten Cashflow erzeugen, vermag der »Pate« zudem größere Investitionen vorzunehmen, ohne auf Fremdkapital angewiesen zu sein.

Die Struktur hat freilich auch offensichtliche Schattenseiten. Michael Corleone hat Mühe, an die für ihn notwendigen Informationen zu gelangen, weil es häufig nicht im Interesse seiner Statthalter liegt, alles, was sie wissen, ihm gegenüber offen zu legen. Die Statthalter und das Fußvolk arbeiten zwar für die Corleones, was sie jedoch nicht davon abhält, Eigeninteressen zu verfolgen, etwa indem sie die Clan-Rivalen zugunsten persönlicher Vorteile ausnehmen beziehungsweise mit Informationen versorgen. Dergleichen Probleme nehmen mit wachsender Größe zu, denn mit der Ausdehnung des Imperiums wird es schwieriger, alles unter Kontrolle zu haben. Entscheidend ist jedoch vor allem Folgendes: Aufgrund der hierarchischen Struktur wird Michael Corleone in steigendem Maße von allen Denkweisen isoliert, die von seinem eigenen Standpunkt abweichen. Obwohl hunderte oder tausende Menschen für ihn tätig sind, ist das Unternehmen sozusagen immer weniger sein persönliches Eigentum. Er wird für die Interessen seines Clans allmählich ein Problemfaktor.

Ein ganz anderes Strukturmodell veranschaulicht Michael Manns Heat, in dem Robert De Niro das Haupt einer kleinen, verschworenen, hochprofessionellen bewaffneten Räuberbande spielt. Einem erfolgreichen Kleinunternehmen vergleichbar, weist sie alle Vorzüge kleiner, eng zusammenhaltender Gruppen auf: Man vertraut einander, ist spezialisiert und einer des anderen Fähigkeiten bewusst. Weil sich die Mitglieder kleiner Gruppen ausgesprochen leicht im Auge behalten können, lassen sie sich in ihrer Arbeit meist weniger gehen oder einfach nur mittragen, als dies Menschen in größeren Organisationen tun. Und da der Lohn direkt und unmittelbar mit den Bemühungen verknüpft ist, besteht für jedes Bandenmitglied ein Anreiz, zum Erfolg beizutragen.

Andererseits sind die Möglichkeiten der Bande als kleiner Gruppe beschränkt. Den Ambitionen ihrer Mitglieder sind durch die verfügbaren Mittel Grenzen gesetzt. Weil ihr Lohn einzig und allein vom eigenen Tun abhängt, können sie sich nicht viele Fehler leisten. Der Irrtum einer Person kann genügen, die ganze Gruppe zu vernichten. Der Niedergang der Bande beginnt, als sie eine weitere, ihr nicht bekannte Person aufnimmt, die sich nicht an das vereinbarte Skript hält und die wohl durchdachten Pläne der Bande schließlich zum Scheitern bringt.

Das dritte Strukturmodell findet sich in Filmen wie Asphaltdschungel und Reservoir Dogs, in denen ein paar Individualisten für einen einmaligen Coup zusammenkommen und dann wieder auseinander gehen – was übrigens auch der Machart der Produktionen unabhängiger Filmemacher ähnelt. Bei diesem Modell ist es möglich, Leute aufgrund ihrer diversen spezifischen Fähigkeiten (für Planung, Safeknacken, Sprengstoff und so fort) auszuwählen, damit dem Team die genau Richtigen angehören. Und wegen der Einmaligkeit jedes Projekts ist jeder motiviert, sein Bestes zu geben.

Die mit dieser Struktur verbundenen Schwierigkeiten hatte Ronald Coase im Sinn, als er von Transaktionskosten sprach. Es bedarf großer Anstrengungen, solch eine Gruppe zusammenzustellen. Zudem ist es schwierig zu gewährleisten, dass die Mitglieder im Interesse der Gruppe und nicht im Eigeninteresse arbeiten. Und wenn es innerhalb einer solchen Gruppe an Vertrauen mangelt (was dann nicht überraschen kann, da man einander persönlich ja nicht wirklich kennt), wird jeder eine erhebliche Energie darauf verwenden, sich der Glaubwürdigkeit der übrigen zu versichern. (Juwelendiebe haben ja ein Problem, das normalen Geschäftsleuten fremd ist: Es gibt keine Verträge, um sich zu gegenseitiger Verantwortung zu verpflichten.)

Der Blick auf die Gangsterfilm-Geschäftsstrukturen macht deutlich, dass es kein absolut ideales Organisationsmodell gibt. Wenn man einmal den offenen Markt verlässt und Menschen auf ein gemeinsames Ziel hin zu organisieren versucht, hat man mit unvermeidlichen Nebenerscheinungen zu kämpfen. Das erklärt auch, warum Unternehmen wie Zara im Grunde den Versuch machen, die drei in Gangsterfilmen üblichen Geschäftsstrukturen zu vereinen. Unternehmen möchten Struktur und institutionelle Verbundenheit des Traditionskonzerns wahren. Für einen Großteil der Tagesarbeit sind sie auf die enge Zusammengehörigkeit von kleinen Gruppen angewiesen. Und sie brauchen einen Draht zu Arbeitern und Denkern außerhalb.
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Lassen Sie es uns einmal so formulieren: Unternehmen existieren deshalb, weil sie die Kosten verringern, derer es bedarf, um eine größere Anzahl Menschen zum Erreichen bestimmter Zukunftsziele zu koordinieren. Zudem machen sie die Zukunft vorhersehbarer (jedenfalls den kleinen das Unternehmen betreffenden Aspekt von Zukunft) – eine interessante Definition, die freilich insbesondere durch ihre Auslassungen interessant ist. Sie enthält nämlich keinerlei Aussagen über die Beziehung der Unternehmen zu ihren Zulieferern und Kunden (ohne die absolut gar nichts erreicht werden kann, die aber nicht kommandiert werden können); sie enthält keine Aussage darüber, wie Unternehmen ihre Angestellten zu koordiniertem Handeln veranlassen sollten, und – das ist nun höchst interessant – sie enthält nicht einmal eine Silbe darüber, wie ein Unternehmen seine Ziele definiert und wie es solche Ziele optimal angeht. Mit anderen Worten: Der erwähnte Grund, warum Unternehmen existieren, erklärt überhaupt nicht, wie sie funktionieren.

Das haben wir für den größten Teil des 20. Jahrhunderts freilich schon zu wissen gemeint. Wir haben sogar angenommen, dass erfolgreiche Unternehmen in gewissem Sinne alle auf die gleiche Art und Weise arbeiteten. Erstens: Ein Unternehmen war vertikal integriert, das heißt, dass es die totale Kontrolle über nahezu seine gesamte Versorgungskette ausübte. Dabei gingen wenige so weit wie Henry Ford, der darauf bestand, dass die Ford Motor Company sogar die zur Automobilherstellung benötigten Rohstoffe wie Eisenerze und Sande in Eigenregie abbaute; alles in allem herrschte jedoch immerhin die feste Überzeugung, dass ein Unternehmen auch sämtliche für seine Erzeugnisse erforderlichen Teile, so weit wie nur eben möglich, selbst produzieren sollte. Zweitens bestand die Hierarchie eines Unternehmens aus vielen Managementebenen, deren jede für die nächstuntere verantwortlich war. Jede Managementebene konnte gewisse Aufgaben selbstverantwortlich wahrnehmen; schwierigere, komplexere oder Aufgaben mit Aspekten, die weiter reichten, wurden dagegen nach oben, in die Hände einer wichtigeren (und mutmaßlich kompetenteren) Person delegiert. Und drittens war das Gros der Unternehmen des 20. Jahrhunderts zentralisiert – was keineswegs immer bedeutete, dass die Zentrale sämtliche Entscheidungen der einzelnen Unternehmensbereiche vorwegnahm. Ja, der für den Unternehmenstypus des 20. Jahrhunderts prägende Konzern – General Motors – rühmte sich geradezu seiner dezentralen Struktur, da jeder seiner Bereiche – Buick, Chevrolet, Cadillac – im Rahmen der Tagesarbeit im Grunde wie ein eigenständiges Unternehmen geführt wurde. Die Zentrale entschied lediglich über Fragen, welche die strategische Ausrichtung oder die Struktur von General Motors betrafen. Das für den Konzern alten Stils generell ausschlaggebende Moment lag jedoch wohl in Folgendem: Schlussendlich befand sich die Entscheidungsmacht in der Hand einiger weniger Personen, häufig sogar eines einzigen Mannes: beim Chief Executive Officer (CEO) oder Vorstandsvorsitzenden.

Da kommt nun allerdings ein fundamentaler Widerspruch zum Vorschein. Denn je hierarchischer, je zentralisierter und je verknöcherter amerikanische Unternehmen wurden, desto mehr ergingen sie sich in hohlen Phrasen, die hierarchische Strukturen als tyrannisch und schädlich geißelten. Die Vorstellung, die in den neunziger Jahren des letzten Jahrhunderts zu einem Leitmotiv der Wirtschaft wurde – dass eine Arbeitermitbestimmung für den Erfolg eines Unternehmens unabdingbar sei –, ist seit nahezu einem Jahrhundert ein Dauerthema von Managementgurus. So haben beispielsweise etliche Konzerne schon in den zwanziger Jahren ihren Arbeitern und Angestellten Gewinnbeteiligung und Aktionärsstimmrechte eingeräumt. Etwa ein Jahrzehnt später behauptete die von dem Soziologen Elton Mayo ins Leben gerufene Human-Relations-Bewegung, den Nachweis erbracht zu haben, dass die Arbeiter zufriedener und produktiver seien, wenn sie für ihre Nöte und Sorgen beim Management Gehör zu finden glaubten. (Rückblickend scheinen Mayos Studien allerdings nur zu beweisen, dass die Arbeiter zufriedener und produktiver waren, wenn das Management ihnen Lohnerhöhungen gewährte.) Und in den Fünfzigern – sie gelten heutzutage als Glanzzeit der altvorderen, bürokratischen Firmenstruktur – herrschte eine fast manische Tendenz, innerbetrieblich Teams und Ausschüsse zu bilden sowie Sitzungen zu veranstalten. Das Buch The Organization Man – die klassische Kritik am Konformitätsdenken der Mittelschichten – entstand nicht zuletzt aus der Verzweiflung seines Verfassers William H. Whyte, der die Überschätzung solcher Gruppen in den Unternehmen nicht nachvollziehen konnte. Whyte zufolge waren die Konzerne einer maßlosen Überbewertung des mittleren Managements zum Opfer gefallen. »Idealisiert werden nicht die Wirtschaftsführer«, so schrieb er damals, »sondern vielmehr die subalternen Manager.«

Rhetorisch bekannte sich das Gros der US-Konzerne dezidiert zu kollektiven Entscheidungen. Freilich zeigten sie kaum Interesse, solche Rhetorik in die Tat umzusetzen – im Grunde versuchten sie es erst gar nicht. Kollektive Entscheidung wurde von ihnen allzu oft als Bemühen um Konsens missverstanden – was Whyte zu Recht besonders heftig anprangerte. Konsens hat nichts mit der Weisheit der Menge zu tun. Das Suchen nach Konsens begünstigt bloß ausgesprochen fade Problemlösungen auf Basis des niedrigsten gemeinsamen Nenners, die niemand vor den Kopf stoßen, aber auch keinerlei Begeisterung wecken. Statt einen freien Austausch von widersprechenden Meinungen zu fördern, neigen konsensorientierte Gruppen – vor allem, wenn deren Mitglieder einander persönlich bekannt sind – dazu, in vertrauten Bahnen auszuharren und provokative Diskussionen zu ersticken. Sollte die sprichwörtliche Wendung Recht haben, derzufolge ein Kamel das Werk eines Komitees ist, das ein Pferd entwerfen sollte, so war das Komitee mit Sicherheit auf dem Konsensweg.

Diese Haltung à la »Nun wollen wir mal alle nett zueinander sein« verschlimmerte das Problem der scheinbar endlosen Managementebenen, die sich die meisten Unternehmen nach Ende des Zweiten Weltkriegs zulegten. Paradoxerweise führte das Bemühen, den Entscheidungsprozess möglichst allumfassend zu gestalten, nicht zu einer geringeren, sondern zu einer größeren Isolierung der Spitzenmanager von den ehrlichen Meinungen der übrigen Unternehmensangehörigen. Bevor eine Entscheidung getroffen werden konnte, musste die Sache alle Ebenen der Management-Hierarchie durchlaufen haben. Und da die Entscheidung auf jeder Ebene von einem Komitee geprüft wurde, wurde die Sache mit jedem neuen Schritt, der sie weiter von der Arbeitsfront entfernte, noch mehr verwässert. Bei General Motors musste beispielsweise eine verhältnismäßig einfache Angelegenheit wie eine neue Scheinwerferform in fünfzehn Konferenzen diskutiert werden, an deren letzten fünf (!) wunderlicherweise der CEO teilnahm.

Fünfzehn Konferenzen – so etwas zeigt, dass selbst ein Unternehmen, das den Entscheidungsprozess wirklich demokratischer zu gestalten suchte, unter Demokratie eher endloses Diskutieren als eine breitere Verteilung der Entscheidungsmacht verstand. Es illustriert auch die bürokratische Verhärtung, die amerikanische Unternehmen in den späten sechziger und frühen siebziger Jahren des letzten Jahrhunderts durchmachten. Die endlos vielen Schichten des Managements schwächten die Bereitschaft, für die eigene Arbeit Verantwortung zu übernehmen. Manager glaubten, sie könnten sich einfach hinter die von ihren Untergebenen eingereichten Empfehlungen stellen und diese dann an die jeweiligen direkten Vorgesetzten weiterreichen. Da andererseits die Untergebenen wussten, dass letzten Endes ihr Boss die Verantwortung für die weitergeleiteten Informationen trug, nahmen sie wiederum an, er würde schon dafür sorgen, dass alles auf dem richtigen Weg sei. Und da weniger die Macht als die Illusion von Macht delegiert wurde, bestand für Arbeiter am unteren Ende wenig Anreiz, Eigeninitiative zu zeigen.

Trotz all seiner Unzulänglichkeiten war der Typus des amerikanischen Unternehmens im 20. Jahrhundert betreffs kostengünstiger und effizienter Massenproduktion jedoch ohne ernsthafte Konkurrenz, und in den siebziger Jahren hatten viele US-Firmen die Fähigkeit zur Koordinierung ihrer verschiedenen Bereiche verloren. Nun mag es den Anschein haben, als ob Unternehmen sich um eine Koordination nicht zu sorgen hätten, da sie ihr Personal schließlich per Kommando koordinieren könnten. Obwohl der Einsatz von Rang und Macht in der Fertigungshalle und in der Zentrale besser funktioniert als im täglichen Leben, wäre es jedoch vergebene Liebesmüh, ein ganzes Unternehmen durch Befehl und Kontrolle zu führen. Es ist viel zu zeitaufwändig; es erfordert viel zu viele Informationen – Informationen, mit denen Spitzenkräfte sich eigentlich nicht abgeben sollten; und es schwächt die Initiative von Arbeitern und Angestellten. Und eine nicht von oben diktierte Koordination hat das Potenzial, ein Unternehmen schlanker und flexibler zu machen – das aber ist nur dann möglich, wenn die Macht nicht in der Unternehmensspitze konzentriert ist oder so viele Managementebenen existieren, dass es notwendig wird, andere herumzukommandieren, weil die vielen Manager sonst nichts zu tun hätten. Auf amerikanische Unternehmen der siebziger Jahre traf beides zu. So trennten zum Beispiel den Vorstandsvorsitzenden bei Ford mehr als 15 Managementstufen von einem Werkshallenaufseher. Bei Toyota gab es deren bloß fünf.

Dafür hatten die US-Unternehmen im Fertigungsbetrieb einen hohen Preis zu zahlen. Man betrachte nur folgende Geschichte über eine Fabrik von General Motors im kalifornischen Van Nuys; erzählt hat sie Maryann Keller in ihrem Buch Rude Awakening [»Unsanftes Erwachen«]. Dort bemerkte ein Aufseher, dass zwei Arbeiter am Fließband einen Halter zur Befestigung des Sonnenschutzes einzubauen versäumten. Wenn dieser Halter nicht einmontiert würde, hätte am Ende des Fließbands der Teppich des Wagens herausgerissen und der Halter gesondert angeschweißt werden müssen. »Ich habe sie beiseite genommen und ihnen erklärt: ›Nun schaut euch mal an, was passiert, wenn ihr so etwas auslasst‹«, berichtete der Aufseher Maryann Keller. »Doch die Mechanikerin machte ihnen vor, wie sie die komplette Teppicheinlage herausreißen musste. Sie waren entsetzt. Und die Mechanikerin meinte erstaunt: ›Wollen Sie mir vielleicht sagen, dass dieser Halter zur Befestigung des Sonnenschutzes dient?‹ Sie verrichtete diese Arbeit bereits seit zwei Jahren, und niemand hatte es für nötig befunden, ihr zu erklären, was für ein Teil sie da eigentlich anschweißte.«

Die Hauptschwierigkeit eines starr hierarchischen, vielstufigen Unternehmens bestand – und besteht – wohl darin, dass es den freien Informationsfluss hemmt, nicht zuletzt deswegen, weil jeder der zahlreichen Chefs sich als Stolperstein oder künftiger Feind erweisen konnte. Thomas J. Peters und Robert H. Watermans Buch In Search of Excellence (1982) enthält das bemerkenswerte Organogramm eines nicht genannten Unternehmens; es veranschaulicht, wie viele verschiedene bürokratische Stufen eine neue Produktidee zu durchlaufen hatte, bis ihr die Genehmigung erteilt wurde. Es waren 223! Bei so vielen Ebenen zwischen den Leuten in der Führungsetage und den Arbeitern vor Ort fiel es den Spitzenmanagern schwer zu wissen, ob die Vorstellung, die sie sich vom Unternehmen gemacht hatten, der Realität entsprach.

Es kann nur einen Grund geben, tausende Menschen in einem Unternehmen zu organisieren – damit sie gemeinsam produktiver und intelligenter arbeiten. Dazu müsste der Einzelne sich dann aber genauso um solide Informationen und ihre Nutzung bemühen, wie wenn er ein kleines Geschäft führte, das sich auf dem Markt zu behaupten hat. Die gängigen Methoden zum Leistungsanreiz wirkten – und wirken – sich jedoch in allzu vielen Unternehmen so aus, dass abweichende Meinungen und eine unabhängige kritische Betrachtung der Dinge abgeblockt werden. So wies eine Studie des Jahres 1962 über junge leitende Angestellte nach: Je stärker sie um die weitere Karriere besorgt waren, »desto ungenauer kommunizierten sie problembezogene Informationen« – ein kluges Verhalten, denn eine andere Untersuchung betreffs 52 Personen des mittleren Managements brachte folgende Erkenntnis: Es besteht eine enge Beziehung zwischen einem beruflichen Aufstieg und dem Verschweigen von Fehlern und Problemen dem Chef gegenüber. Die erfolgreichsten leitenden Angestellten neigten dazu, Informationen über Rivalitäten, Auseinandersetzungen, Schwierigkeiten bei der Einhaltung von Budgets und dergleichen zurückzuhalten.

Und da tat sich ein weiteres fundamentales Problem auf: der Mangel an Diversität – nicht nur in kognitiver Hinsicht – unter Topmanagern. Es wurde noch dadurch verschärft, dass die meisten amerikanischen Großunternehmen keiner (oder nicht nennenswerter) Konkurrenz aus dem Ausland oder von kleineren Firmen des eigenen Landes ausgesetzt waren. Nur so lässt sich übrigens auch die Entscheidung von Ford in den späten fünfziger Jahren begreifen, hunderte Millionen Dollar in den Edsel zu investieren – in ein Automodell, für das kein Kundeninteresse bestand. Nur so wird auch verständlich, warum amerikanische Unternehmen in den Siebzigern und Achtzigern erstaunlich wenige Management- oder Produktinnovationen einführten. Den Spitzenmanagern fehlte schlicht die Erfahrung des Wettbewerbs; sie waren von externen Entwicklungen, neuen Denkansätzen und Perspektiven abgeschottet. In der abgeschiedenen Atmosphäre ihrer Führungssuiten verloren sie jeglichen Zugang zu der Art von Informationen, die für brauchbare Zukunftsprognosen und Lösungen von Organisationsproblemen nun einmal unerlässlich sind. Sie merkten schließlich überhaupt nicht mehr, wenn sich etwas gegen sie zusammenbraute, bis es faustdick kam. In den frühen siebziger Jahren begannen japanische und westdeutsche Firmen dann erheblich bessere Produkte sehr viel schneller als US-Unternehmen auf den Markt zu bringen und tatsächlichen Kundenbedürfnissen größere Beachtung zu widmen. Die komplizierten Managementhierarchien, die nach Ende des Zweiten Weltkriegs – in einer Zeit, als die amerikanischen Konsumenten aufgrund eher geringer Konkurrenzangebote kaum zwischen Alternativen wählen konnten – brauchbar gewesen sein mochten, waren wenig geeignet, um auf die im Wettbewerb mit den Japanern nun erforderlichen Veränderungen im Organisatorischen wie im Warensortiment einzugehen. Ja, die US-Unternehmen waren so lange ohne eine echte Konkurrenz gewesen, dass es eine Weile dauerte, bis sie überhaupt begriffen, was es heißt, sich in einem Wettbewerb behaupten zu müssen. Das urtypische amerikanische Produkt der siebziger Jahre war der 1971 vorgestellte Ford Pinto – ein hässliches, untermotorisiertes Auto, das bei heftigen Auffahrunfällen gelegentlich explodierte. Es scheint fast ein Wunder, dass Ford von diesem Modell in den Siebzigern eine Million Exemplare verkaufen konnte – das war freilich auch ein Abgesang. Im Laufe dieses Jahrzehnts gerieten Gewinne, Marktanteile und Produktivitätssteigerungen in einen freien Fall: Ende des Jahrzehnts stürzten, um nur zwei markante Beispiele zu nennen, Chrysler und Lockheed dermaßen ab, dass ihr Bestand nur durch Regierungsbürgschaften gesichert wurde; und Ford schien bereits der nächste Kandidat für solche Notmaßnahmen zu sein. Die herausragende Stellung amerikanischen Unternehmertums war zum Mythos, die USA waren zu einem Land geworden, das sich »selbst in den wirtschaftlichen Niedergang manövrierte«.
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Auf die Folgen der Selbstzerstörung des alten amerikanischen Unternehmensmodells in den siebziger Jahren reagierten die großen US-Firmen – das steht außer Zweifel – ausgesprochen positiv. Sie strukturierten sich neu. Ab den achtziger Jahren unterzogen sie sich einem Verschlankungsprozess und wurden wesentlich effizienter. Eine kritische Beschäftigung mit dem alten Unternehmensmodell und seinem Verfall lohnt freilich noch immer, denn seine Grundideen – dass eine weitgehende Integration sämtlicher Fertigungsprozesse, eine hierarchische Organisation und eine Konzentration der Entscheidungsbefugnisse auf wenige Köpfe Erfolgsfaktoren darstellen – blieben für die Wirtschaft der Vereinigten Staaten maßgebliche Faktoren. So führten zwar die Erfolgsgeschichten von IT-Unternehmen im kalifornischen Silicon Valley, die im Allgemeinen dezentralisierter aufgebaut sind, dazu, dass alle Firmen zumindest um den Eindruck einer Umlagerung von Entscheidungsbefugnissen nach unten bemüht sind. Es ist allerdings mehr Schein als Sein, wenngleich die erheblichen Fortschritte in der Kommunikationstechnologie die Verbreitung von Informationen an größere Gruppen von Angestellten erleichtert und kostengünstiger gestaltet haben.

Auch der Informationsfluss von unten an die Firmenspitze hat sich allem Anschein nach nicht wesentlich verbessert. Um etwas eigentlich ganz Selbstverständliches auszusprechen: Wenn Menschen nicht die Wahrheit erfahren, werden sie kaum die richtigen Entscheidungen treffen können. Und das bedeutet: Es müssen Ehrlichkeit und Offenheit herrschen, was den Stand der Dinge betrifft. Das bedeutet auch: Es muss offen und ehrlich ausgesprochen werden, wenn die Dinge nicht wie geplant vorankommen. Und das heißt wiederum: Die Unternehmenserwartungen müssen ehrlich und realistisch sein. Solch eine ehrliche Informationsteilhabe findet offenbar leider nur selten statt. Der Organisationstheoretiker Chris Argyris, der sich seit vier Jahrzehnten mit diesem Thema beschäftigt, kommt zu dem Schluss, dass in dieser Hinsicht in den meisten Unternehmen ein »unglaubwürdiges Verhalten« die Norm ist. Laut Argyris steht dem Austausch echter Information eine tief verwurzelte Furcht der Chefs vor einem Konflikt mit Untergebenen im Wege. Der autoritäre Entscheidungsstil hat insbesondere eine negative Konsequenz: Er verleiht den Entscheidungsträgern einen Schein der Vollkommenheit, der die anderen zu einer unterwürfigen Haltung verleitet – was sich Argyris zufolge umso schädlicher auswirkt, als Menschen in einer Organisation ohnehin dazu neigen, Konflikte und potenziellen Ärger zu umgehen. In diesem Licht scheint es bemerkenswert, dass in einem autokratisch geführten Unternehmen überhaupt wahre Informationen zum Vorschein kommen.

Dieses Problem wird noch dadurch verfestigt, dass Manager häufig nicht nach wirklicher Leistung, sondern im Verhältnis von Leistung zum Plansoll bezahlt werden. So bieten zum Beispiel viele Bonussysteme leitenden Angestellten für den Fall, dass sie ein vorgegebenes Ziel noch übertreffen, ein völlig unangemessenes Entgelt – mit dem Hintergedanken, Manager zur Verwirklichung schier unerreichbarer Ziele anzustacheln. Was dabei dann herauskommt, sind Täuschung und Irreführung durch den Manager. Erhellend ist dafür eine Erfahrung des Soziologen Donald Roy, der sich anfangs der fünfziger Jahre des letzten Jahrhunderts als Drehbankschlosser einer Maschinenfabrik verdingte, die ihre Schlosser nach Stückakkord bezahlte, beginnend mit einer Basisrate, die bei Erreichen einer gewissen höheren Akkordstufe erhöht wurde, ab einer nächsten dann nochmals – und Schluss. Aus Sicht der Arbeiter war die Festsetzung dieser Schwellen entscheidend. Wenn sie zu intensiv oder zu schnell arbeiteten, würde die Schwelle zur nächsten Akkordstufe erhöht werden – die Fabrik wollte den Schlossern schließlich keine Extras für ein normales Arbeitspensum zahlen. Was – wen wundert’s? – dazu führte, dass die Schlosser ihren Ausstoß einschränkten und langsamer arbeiteten, als möglich gewesen wäre. Statt sich alle Mühe zu geben, möglichst produktiv zu sein, verwandten sie viel Zeit auf Überlegungen, wie sie den Akkordlohn manipulieren könnten, damit sie so viel wie eben möglich verdienten. Donald Roy gab seinem Bericht die bezeichnende Überschrift: »Goldbricking in a machine shop« [»Drückebergerei in einer Maschinenwerkstatt«].

Es ist das gleiche Phänomen, das auch im Rahmen von Leistungs- und Bilanzvorgaben in Großunternehmen zutage tritt. Professor Michael C. Jensen von der Harvard Business School umriss es folgendermaßen: Wenn man einem Manager erklärt, dass er beim Erfüllen von Planvorgaben eine Bonuszahlung erhält, wird zweierlei geschehen. Zunächst einmal wird er versuchen, die Planziele so zu setzen, dass sie leicht erreichbar werden – indem er die Schätzungen für das folgende Jahr herunterspielt und die Chancen schlecht redet, dass sie erfüllt werden können. Sind die Zielvorgaben einmal gesetzt, so wird er, zweitens, alles daransetzen, sie zu realisieren – indem er unter anderem zu buchhalterischen Tricks greift, welche die Ergebnisse für dieses Jahr zu Lasten der Zukunft aufbessern. (Man denke hier nur einmal an das Verhalten von CEOs gegen Ende des vorigen Jahrzehnts angesichts des Erwartungsdrucks, dem sie seitens der Wall Street ausgesetzt waren.) Infolgedessen bezahlen laut Jensen »Unternehmen Menschen fürs Lügen«. Für die Erstellung von Zukunftsplänen sind Unternehmen auf solide Informationen angewiesen; aufgrund ihrer Organisationsweise bekommen sie ebendiese Informationen aber gerade nicht.

In diesem Zusammenhang ist ein Vergleich der unterschiedlichen Informationsbeschaffung durch Unternehmen und Märkte erhellend. Unternehmen bezahlen Menschen tendenziell nach der Maßgabe, ob sie tun, was von ihnen erwartet wird. In einem Markt dagegen werden Menschen einfach auf Grundlage dessen bezahlt, was sie tatsächlich schaffen. Der Eigentümer eines Delikatessengeschäfts macht schließlich nicht mehr Reibach, wenn er zum 31. Dezember feststellt, dass der Jahresumsatz seine Erwartungen überstiegen hat. Er verdient einfach so viel, wie er tatsächlich verdient – das müsste eigentlich auch für Großunternehmen gelten.

Die Anreize, die hierarchisch gegliederte Unternehmen bieten, verleiten Angestellte zur Verheimlichung und Vortäuschung von Informationen. In einem Markt haben Geschäftsleute dagegen Veranlassung, wertvolle Informationen aufzudecken und danach zu handeln (so etwa Informationen, welche Art Turnschuhe von den Kids im bevorstehenden Sommer favorisiert wird oder welches Stereogerät einen besonders vorteilhaften Kauf darstellt). Und sobald sie eine Information aufgespürt haben, wird sie in gewissem Sinne öffentlich. Darin liegt ja eben eine wesentliche Wirkung von Märkten: Menschen sowohl zum Suchen nach wertvollen Informationen als auch dazu zu motivieren, diese Informationen dann allgemein publik zu machen. Genau darum sollten auch Unternehmen sich bemühen – ihren Angestellten Anreize zu bieten, selbst Informationen zu erlangen und dann diesen gemäß aktiv zu werden.

Ein Mittel, das von Unternehmen seit Beginn der neunziger Jahre zunehmend eingesetzt wird, um die persönlichen Interessen der Beschäftigten mit Unternehmensinteressen zu verknüpfen, sind natürlich die Belegschaftsaktiensysteme, die Arbeitnehmer – das war jedenfalls der Sinn der Idee – am wirtschaftlichen Wohlergehen ihrer Firma Anteil nehmen lassen. Und sofern solche Aktienbezugsrechte einem großen Prozentsatz der Beschäftigten – statt lediglich einigen wenigen Spitzenmanagern – zugute kommen, haben sie sich offenbar wirklich positiv ausgewirkt. Die wichtigste Untersuchung dazu stammt von den Wirtschaftswissenschaftlern Joseph Blasi und Eric Kruse, die feststellten: Solche Aktienzuwendungen vermochten Produktivität, Gewinn und Börsenwert von Unternehmen zu steigern. Nun scheint dieses Resultat von Blasi und Kruse, ganz offen gesagt, doch einigermaßen erstaunlich; denn der Einfluss der überwiegenden Mehrheit der Beschäftigten – mögen sie sich in ihrer Arbeit persönlich auch noch so engagieren – auf das Gesamtergebnis eines Unternehmens ist eigentlich minimal. Doch offenbar wecken bereits geringe Aktienübertragungen ein Eigentumsbewusstsein; und Eigentümer verhalten sich bekanntermaßen für gewöhnlich verantwortungsbewusster als Mietlinge. Blasi und Kruse heben allerdings ausdrücklich hervor, dass dieses Modell wahrscheinlich nur in Unternehmen Früchte trägt, die der Mehrheit ihrer Beschäftigten Aktienbezugsrechte einräumen. Die meisten US-Unternehmen lassen den allergrößten Teil ihrer internen Aktienbezugsrechte jedoch lediglich einer winzigen Manager-Clique zugute kommen.

Viel wichtiger als eine richtige Verteilung von Aktienbezugsrechten wären allerdings die Aufhebung der starren Managementhierarchien und eine breitere Streuung wirklicher Entscheidungsmacht. Blasi und Kruse bemerken völlig zu Recht: »Die bloße Unternehmensmitbestimmung genügt nicht. Die materiellen Vorteile einer Angestellten-Eigentümerschaft oder einer anderen Form von Teilhabe an den Früchten von Eigentümerschaft müssen Hand in Hand gehen mit Arbeitsmethoden, die die Arbeiter mit größeren Entscheidungsbefugnissen ausstatten.« Es ist bezeichnend, dass die zwei höchst geachteten amerikanischen Vorstandsvorsitzenden des 20. Jahrhunderts – Alfred Sloan bei General Motors und Jack Welch bei General Electric – ausgewiesene Befürworter eines kollektiveren Managementstils waren. Obgleich Sloan auf einem Auge blind war, wenn es um die Fließbandarbeiter ging, verhielt er sich als Topmanager ansonsten entschieden antiautokratisch und weigerte sich beharrlich, eine Idee nach dem Rang beziehungsweise dem Status ihres Verfechters zu bewerten. »Unser dezentralisierter Aufbau und unsere Tradition, mit Argumenten zu überzeugen, statt lediglich Anweisungen zu geben, setzen alle Managementebenen unter Druck, ihre Vorschläge gut zu begründen«, schrieb er einmal. »Es ist jedoch generell so, dass alle Opfer, die der Verzicht auf eine potenziell brillante intuitive Idee mit sich bringen mag, im Allgemeinen durch die überdurchschnittlichen Resultate kompensiert werden, die von einer Unternehmensstrategie erwartet werden dürfen, welche sich gegen eine gut informierte und wohlwollende Kritik durchsetzen kann.«

In ähnlicher Weise bestand die wichtigste Neuerung, die Welch als Vorstandsvorsitzender bei General Electric (GE) einführte, in der Umformung des Konzerns zu einem »Unternehmen ohne Zäune«. Im Rückgriff auf Überlegungen von Coase suchte Welch die Trennwände zwischen dem Konzern und den Außenmärkten durchgängiger zu machen. Er beseitigte die Abgrenzungen zwischen den verschiedenen Bereichen innerhalb von GE mit dem Hinweis, dass ein interdisziplinäres Nachdenken über Probleme Vielfalt und Verschiedenartigkeit fördere. Er verringerte die Zahl der Managementebenen um ein Beträchtliches, damit die Führungskräfte nicht mehr so weit vom übrigen Konzernpersonal entfernt waren. Er führte die so genannten »Work-Out«-Sitzungen ein, in denen Manager oft einer scharfen offenen Kritik von Seiten ihrer Untergebenen unterzogen wurden. Fraglos hatte Welch nicht in allem Erfolg, und bei bestimmten Entscheidungen – so, wenn es beispielsweise um die Frage ging, ob zweistellige Milliardensummen für die Übernahme anderer Unternehmen ausgegeben werden sollten oder nicht – schien er Argumente beiseite zu schieben, die einer von ihm favorisierten Entscheidung zuwiderliefen. Doch seine Idee von einem Niederreißen der Zäune machte General Electric – im Unterschied zu den meisten amerikanischen Unternehmen alten Stils – zu einem blühenden Konzern.
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Wie würde also eine breitere Streuung echter Entscheidungsbefugnisse aussehen? Zunächst einmal sollten lokale Entscheidungen möglichst von Personen aus dem konkreten Aufgabenumkreis getroffen werden. Friedrich Hayek hat, wie wir bereits sahen, hervorgehoben, dass für eine Effizienz der Märkte stillschweigendes Wissen entscheidend ist. Solches Wissen, das nur aus Erfahrung rühren kann, ist aber auch für eine effiziente Unternehmensarbeit essentiell. Statt anzunehmen, dass alle Probleme nach oben weitergeleitet und die Lösungen dann wieder von oben nach unten durchgegeben werden müssen, sollten Unternehmen davon ausgehen, dass, wie im Markt, auch bei ihnen Personen mit Vor-Ort-Wissen oft am besten geeignet sind, eine praktikable, wirksame Lösung zu finden. Die Vorzüge von Spezialisierung und Kenntnissen vor Ort überwiegen häufig die Managementexpertise.

Zu diesem Punkt wird zwar in vielen Unternehmen viel Vernünftiges gesagt, doch ist eine echte Einbeziehung der Beschäftigten bis heute eine Seltenheit. (Nach Schätzung von Blasi und Kruse werden von höchstens zwei Prozent der amerikanischen Unternehmen »Hochleistungs-Arbeitsmethoden« ernsthaft genutzt.) Dabei ist die positive Wirkung einer Dezentralisierung mehr als hinreichend belegt – nicht nur in den im Verlauf dieses Buches diskutierten Untersuchungen, sondern auch durch praktische Unternehmensresultate weltweit. In jüngster Zeit legten Nitin Nohria, William Joyce und Bruce Johnson eine umfassende Untersuchung über gut funktionierende Unternehmen vor und gelangten zu folgendem Resultat: In den besten Unternehmen »waren die Beschäftigten und Manager zu erheblich mehr Eigenentscheidungen ermächtigt und zur Suche nach Optimierungsmöglichkeiten ihrer persönlichen wie der Tätigkeit des Unternehmens ermutigt«.

Eine Dezentralisierung hat zwei Vorteile. Zum einen arbeiten Menschen umso engagierter, je mehr Verantwortung sie für ihr eigenes Umfeld tragen. In einer klassischen Untersuchung zu diesem Thema wurden zwei Gruppen in getrennten Räumen mit dem Lösen von Puzzles und Korrekturlesen beauftragt, während im Hintergrund laufend willkürlich laute Geräusche ertönten. Die erste Gruppe wurde damit allein gelassen, während die zweite die Möglichkeit erhielt, die Geräusche durch einen Knopfdruck auszuschalten – die zweite Gruppe schaffte die fünffache Anzahl Puzzles und übersah beim Korrekturlesen erheblich weniger Fehler, obwohl sie den Knopf nie gedrückt hat. Entscheidend war, dass ihr der Knopf zur Verfügung stand. Das Resultat ist durch zahlreiche andere Studien bestätigt worden: Allein die Chance, die Arbeitsbedingungen selbst zu gestalten, führt zu beträchtlicher Leistungssteigerung.

Zum zweiten erleichtert eine Dezentralisierung die Koordination. Statt dauernd auf Anweisungen und Androhungen zurückgreifen zu müssen, können Unternehmen darauf bauen, dass ihre Beschäftigten neue, rationellere Arbeitsmethoden finden werden – was weniger Aufsicht erfordert, die Transaktionskosten reduziert und es Managern gestattet, sich auf andere Dinge zu konzentrieren. Als Paradebeispiel solcher Organisationsform gilt das Produktionssystem von Toyota (TPS) mit seiner Ausgangsidee, dass die Beschäftigten der ersten Linie in vielen Berufsbelangen ausgebildet werden und den Ablauf des Produktionsprozesses von ihrer Basis her verstehen sollten, damit sie die eigene Tätigkeit im Sinne des Unternehmens optimal durchführen können. In diesem Sinne wurde bei Toyota auch das traditionelle Fließband aufgegeben, an dem jeder Arbeiter, von seinen Kollegen isoliert, häufig nur mit der Montage eines einzigen Autoteils befasst war. Stattdessen wurden Teams mit Verantwortung für den eigenen Produktionsbereich gebildet. Jeder Beschäftigte kann dort, wenn er bemerkt, dass etwas nicht richtig läuft, eine Schnur ziehen und so das Fließband zum Stillstand bringen. Allerdings wird diese Schnur selten benutzt. Es ist hier wie bei dem Knopf im oben erwähnten Experiment: Es genügt einfach schon, dass er vorhanden ist.

Das Konzept der Dezentralisierung ist vor allem in einem Punkt scharf kritisiert worden. Selbst wenn Arbeiter und ihre unmittelbaren Vorgesetzten mehr Befugnisse über ihr direktes Umfeld erhielten, hieß es, würde die eigentliche Macht doch weiterhin beim Topmanagement verbleiben. Dass die Beschäftigten härter arbeiten, wenn ihnen mehr Einfluss auf die Gestaltung der eigenen Arbeitsbedingungen eingeräumt wird, wäre demgemäß keine interessante positive, sondern eine deprimierende Entwicklung – sie könnte zum Aufbau einer bloßen Fassade führen, mittels derer die Arbeiter betrogen werden. So hat beispielsweise der Managementtheoretiker James Hoopes in seinem vor kurzem erschienenen Werk False Prophets darauf hingewiesen, dass Befürworter einer mehr demokratisch strukturierten Kapitalgesellschaft sich entweder selbst etwas vormachen oder aber einen probaten Deckmantel für Führungskräfte liefern, die, wenn es wirklich darauf ankommt, das letzte Wort haben werden. Laut Hoopes gehört hierarchisches Machtdenken zum wesentlichen Kern der Unternehmen; es eliminieren zu wollen sei vergebene Liebesmüh.

Bei alledem ist jedoch ein besonderer Aspekt anzumerken. Dezentralisierte Märkte funktionieren außergewöhnlich gut, weil die Marktteilnehmer von den Kunden ein ständiges Feedback erhalten. Firmen, die keine guten Leistungen erbringen oder zu teuer operieren, lernen ihre Lektion oder gehen Pleite. Ein direktes Feedback des Marktes spielt in Großunternehmen nicht hinein. Die einzelnen Abteilungen können zwar bezüglich ihres Leistungsvermögens Informationen einholen, der einzelne Beschäftigte jedoch wird für seine individuelle Leistung nicht belohnt (beziehungsweise bei mangelhafter Leistung nicht bestraft). Und wenngleich Konzernbudgets eigentlich das Urteil des Marktes über die einzelnen Unternehmensbereiche reflektieren sollten, herrschen da oft politische Gesichtspunkte vor. Insofern sind die Abteilungen natürlich darauf aus, vom Konzern mehr Ressourcen zu erhalten, als sie verdienen, selbst wenn es dem Gesamtunternehmen schadet. Ein typischer Fall für eine solche Praxis war Enron. Dort wurde jede Abteilung wie eine Insel geführt; jede hatte ihre eigenen Topmanager; jede Abteilung durfte sogar ihre eigene Informationstechnologie aufbauen oder kaufen – mit der Folge, dass viele Abteilungen nicht miteinander zu kommunizieren vermochten und, selbst wenn sie dazu in der Lage waren, Enron viele Dollarmillionen für eigentlich überflüssige Systeme draufzulegen hatte.

Arbeiter und Angestellte dürfen also nie vergessen, dass sie für das Unternehmen, nicht aber für eine seiner Abteilungen tätig sind. Auch hier beschritt Enron den Weg in die umgekehrte Richtung. Dort forcierte man den Wettbewerb zwischen Abteilungen und hielt sie förmlich dazu an, talentierte Mitarbeiter, Ressourcen und sogar Betriebsanlagen von ihren Kollegen im Unternehmen zu stehlen. Es ruft Erinnerungen an die schlimmen alten Tage bei General Motors wach, als die Rivalitäten zwischen verschiedenen Unternehmensbereichen oftmals größer waren als jene zu externen Konkurrenten. Der Vorstandsvorsitzende von General Motors skizzierte die damalige Verfahrensweise des Konzerns bezüglich der Entwicklung und Herstellung von Automobilen einmal folgendermaßen: »Da haben Typen [in der Entwicklungsabteilung] eine Karosserie gezeichnet und den Entwurf [an die Produktion] rübergeschickt und dem Typen dort erklärt: ›Nun bau das mal, wenn du kannst, du Arschloch.‹ Und der Typ [in der Montage] hat daraufhin gesagt: ›Herrgott noch mal, so kann man Metall überhaupt nicht stanzen; und es ist total unmöglich, die Sachen so zusammenzuschweißen.‹«

Die positiven Folgen des Wettbewerbs sind unbestreitbar. Massive interne Rivalitäten aber unterminieren den Zweck eines Unternehmens mit einer formalen Struktur, indem sie die Größeneffekte verringern und die Kosten der Beaufsichtigung des Arbeitsverhaltens der Beschäftigten noch erhöhen. Man sollte den Mitarbeitern mehr trauen dürfen als den Kollegen in anderen Firmen. In einem Konzern wie Enron war es umgekehrt. Und weil der Wettbewerb innerhalb eines Unternehmens ohnehin ein künstlicher ist – man konkurriert ja miteinander nicht auf dem Markt, sondern um eine interne Ressourcenzuteilung –, sind die vermeintlichen Effizienzgewinne illusorisch.

Auch wenn viele Unternehmen de facto noch immer eher der alten Ford Motor Company ähneln als Toyota oder dem Stahlhersteller Nucor – bei Nucor existieren lediglich vier Managementebenen: Vorarbeiter, Abteilungsleiter, Werksdirektoren und der Vorstandsvorsitzende –, ist den meisten leitenden Angestellten zumindest bekannt, dass eine Dezentralisierung der Verantwortung und der Entscheidungsbefugnisse die alltägliche Funktionsweise eines Unternehmens positiv verändern kann. Das gilt in noch höherem Maße, seit sich der Charakter der Arbeit für die meisten Amerikaner verändert hat. An einem altmodischen Fließband war die von oben gesteuerte Koordinierung der Arbeitsabläufe möglicherweise die beste. (Dem widerspricht freilich die Optimierung der Automobilherstellung bei Toyota.) Doch in Dienstleistungsunternehmen, deren Wert auf geistiger Arbeit beruht, wird eine Behandlung der Angestellten als kleine Rädchen im großen Räderwerk des Betriebs nicht funktionieren.

Was bisher vor allem fehlt, ist ein Bewusstsein dafür, dass die in diesem Buch vorgestellten nichthierarchischen Methoden den Unternehmen beim Lösen jener Kognitionsaufgaben helfen können, bei denen es um die Formulierung von Strategien und Taktiken geht. Dazu gehört alles – von Entscheidungen über potenzielle neue Produkte, das Errichten neuer Werkshallen, die Festsetzung von Preisen und Nachfrageprognosen bis hin zu Fusionen. Heute obliegt in den meisten Unternehmen die letztliche Entscheidung darüber einer Person: dem Generaldirektor. Und doch sind solche Aufgaben wahrscheinlich am ehesten durch kollektive Entscheidungen, und sei es durch solche kleiner Gruppen, lösbar.

Es ist eine der bemerkenswerten Widersprüche der neunziger Jahre, dass Unternehmen trotz zunehmender Sensibilisierung für die Vorteile der Dezentralisierung und die Bedeutung von nichthierarchisch geordneten Arbeitsabläufen gleichzeitig ihre CEOs als Superhelden feierten. Und dies taten natürlich nicht nur die Unternehmen, sondern auch die Investoren, die Medien und sogar die allgemeine Öffentlichkeit. In den vierziger Jahren des letzten Jahrhunderts war der Name Alfred Sloan für den durchschnittlichen Amerikaner kein Begriff gewesen. Fünf Jahrzehnte später wusste er sehr wohl, wer Jack Welch war. Die entsprechende Wende kam mit den achtziger Jahren, als Lee Iacocca durch die Rettung des maroden Automobilkonzerns Chrysler zum Symbol des wieder auflebenden amerikanischen Kapitalismus wurde. Richtig Fahrt nahm der neue Trend dann in den neunziger Jahren auf, als selbst äußerst gewöhnlich wirkende Personen schon nach ein paar Erfolgsjahren zu »Visionären« gestempelt wurden. Wie Professor Rakesh Khurana von der Harvard Business School bemerkte, erwarteten Firmen von ihren Vorstandsvorsitzenden, dass sie sich als »Unternehmensretter« bewährten.

Problematisch daran war nicht nur der Hype, die Aufbauschung selbst, es waren auch nicht die enormen Dotationen, welche CEOs aller Schattierungen während dieses Jahrzehnts für sich an Land zu ziehen verstanden. Problematisch war vor allem, dass die Leute solchem Aufbauschen tatsächlich glaubten; sie glaubten wirklich, dass die richtige Person an der Spitze schon den Unternehmenserfolg garantiert. Die Vorstellung fand ihren populären Ausdruck etwa in dem stetig wiederholten Satz, dass ein CEO wie John Chambers beim Konzern Cisco »300 Milliarden Dollar an Shareholder-Value« geschaffen habe – als ob allein er Cisco nicht nur die Vorherrschaft in einem ganzen Technologiesektor gesichert habe, sondern auch persönlich dafür verantwortlich sei, dass die Investoren den Wert der Cisco-Aktie übersteigerten. Völlig grundlos war freilich auch letztere Annahme nicht. In einer bemerkenswerten Neunziger-Jahre-Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Burson Marsteller erklärten 95 Prozent der befragten Anleger, bei Aktienkäufen sei für sie der Ruf des Unternehmensleiters maßgeblich.

Das kann nur verwundern, denn es gibt kaum Belege dafür, dass Einzelpersonen durchgehend zu außergewöhnlich korrekten Prognosen oder herausragenden strategischen Entscheidungen in der Lage sind. Es ist Thema einer offenen Diskussion, inwieweit CEOs überhaupt eine ausschlaggebende Rolle spielen. Nach Auffassung mancher Wirtschaftswissenschaftler ist ihr Beitrag zur Unternehmensleistung eher gering. Und selbst überzeugte Verfechter der These, dass Vorstandsvorsitzende die Geschicke eines Unternehmens maßgeblich beeinflussen, geben vorsorglich zu bedenken, dass ihr Einfluss sowohl positiv als auch negativ sein kann.

Die Beurteilung der Leistungen von CEOs fällt darum so schwer, weil es an objektiven Vergleichsmöglichkeiten mangelt und ihre Entscheidungen in der Regel keine eindeutigen, messbaren Folgen zeitigen. Das wenige vorliegende Datenmaterial stimmt freilich ganz und gar nicht zuversichtlich. Bereits innerhalb der ersten zwölf Monate erweisen sich rund 80 Prozent aller neu auf den Markt geworfenen – also vermutlich durch den gerade amtierenden CEO abgesegneten – Produkte als Blindgänger. Und obwohl während der neunziger Jahre die Gehälter von Führungskräften in schwindelnde Höhen stiegen, wuchsen die Renditen der Unternehmen nicht wesentlich. Es ist ferner bezeichnend, dass ungefähr zwei Drittel aller Firmenübernahmen und -fusionen letzten Endes zu einer Kapitalvernichtung führten. Um es ganz unmissverständlich auszudrücken: Ohne diese Akquisitionen wäre es den meisten aufkaufenden Firmen wesentlich besser ergangen. Der Grund liegt auf der Hand. Die Entscheidung über eine Fusion ist eine Grundsatzfrage von Entweder-oder, eine Frage der Art, die nur von einem CEO aufgeworfen und (wenngleich es der Absegnung durch den Aufsichtsrat bedarf) beantwortet werden kann. Da Firmenaufkäufe und Unternehmensfusionen in den meisten Fällen aber schlecht ausgehen und sich somit als Fehlentscheidungen erweisen, können CEOs auf keinen Fall als generell außergewöhnlich tüchtige »Macher« bewertet werden.

Selbstverständlich gibt es punktuell jederzeit einzelne CEOs mit herausragenden Leistungsbilanzen, leitende Angestellte, die ihre Konkurrenten in den Schatten stellen, die Bedürfnisse der Konsumenten vorausahnen und ihr Personal motivieren. Andererseits ist die Wirtschaftslandschaft des letzten Jahrzehnts jedoch übersät mit CEOs, die zunächst als Genies gefeiert und dann wegen strategischer Fehler als Nieten abgetan wurden. So wurde beispielsweise Gary Wendt während seiner Zeit als Leiter von General Electric Capital als einer der hellsten Köpfe des Landes gerühmt; sein Verstand war »scharf wie ein Laserstrahl«, um einen Zeitschriftenartikel der frühen neunziger Jahre zu zitieren; man hielt ihn wegen der immensen Geldmengen, die sein Unternehmensbereich generierte, sogar für die »Geheimwaffe« von General Electric. Dann wurde Wendt 2000 mit der Führung des angeschlagenen Finanzkonzerns Conseco betraut; dafür bekam er bei Vertragsabschluss gleich 45 Millionen Dollar auf die Hand, mit der Aussicht auf weitere 50 Millionen als Bonuszahlung. Während seines ersten Jahres im Amt schnellte der Wert der Conseco-Aktie auf das Dreifache; die Anleger erhofften sich von ihm Zauberkunststücke; sie hatten sich auch zwei Jahre später noch nicht eingestellt, als Wendt plötzlich den Job hinschmiss. Conseco ging Bankrott, und die Aktien waren keinen Pfifferling wert. Ähnliche Geschichten könnten von Kodak-, Xerox-, AT&T- und Lucent-Konzernbossen erzählt werden, nicht zu vergessen den größten all dieser Aussetzer, Bernard Ebbers bei WorldCom, der eine kleine Telefongesellschaft in einen Telekommunikationsgiganten verwandelte, den er mit gleichem Karacho in die Pleite führte.

Es geht hier nicht darum, diese Topmanager als Dummköpfe bloßzustellen – ganz im Gegenteil. Diese Leute degenerierten keineswegs über Nacht von brillanten Wirtschaftsführern zu tumben Toren. Sie waren zum Schluss ihrer Karriere genau so gescheit und tüchtig wie zu Beginn. Nur – sie waren einfach die meiste Zeit über nicht tüchtig genug, um die richtigen Antworten zu finden, und das wahrscheinlich aus dem Grund, dass so etwas keinem Menschen überhaupt möglich ist. Es ist auch ganz natürlich, dass wir erfolgreiche Menschen bewundern und ihre Fortune irgendeiner angeborenen Eigenschaft zuschreiben. Gelegentlich darf man das auch mit einigem Recht. Doch im Fall von Konzernmanagement ist solches Denken gefährlich. Professor Sydney Finkelstein nahm sich des Phänomens Unternehmensfehlschläge in einer faszinierenden Studie an und kam zu dem Schluss: »Neue CEOs sollten mit der gleichen Vorsicht genossen werden wie Investmentfonds: Erfolg in der Vergangenheit bedeutet noch keine Garantie für Erfolge in der Zukunft.«

Diese Warnung ist aus mehreren Gründen berechtigt: Zunächst einmal: Der Ökonom Armen Alchian wies 1950 darauf hin, dass in einem Wirtschaftssystem wie dem unsrigen, in dem eine enorm große Anzahl Menschen und Firmen voranzukommen streben, Erfolg nicht unbedingt ein Indikator von Tüchtigkeit und Weitblick ist; er mag auch »das Resultat günstiger Umstände« sein. Um es knallhart auszudrücken: Erfolg kann Glückssache sein. Alchian umschrieb die Situation bildhaft: Man stelle sich tausende Reisende vor, die mit willkürlich gewählten Zielen und Routen von Chicago im Wagen aufbrechen. Man nehme ferner an, dass nur an einer der gewählten Strecken eine Tankstelle existiert – klar, dass nur ein Reisender aus Chicago sein Ziel erreichen wird. Es wäre jedoch kurios, daraus zu folgern, dass diese eine Person mehr als die anderen Reisenden wusste. Sie hatte halt einfach nur das Glück, auf der richtigen Straße unterwegs gewesen zu sein. Alchian wollte damit notabene nicht zu verstehen geben, dass die meisten erfolgreichen Geschäftsleute nun ebenfalls nur Glück haben, ebenso wenig, dass Tüchtigkeit belanglos wäre. Er betonte damit lediglich, dass es schwierig ist zu erkennen, warum ein Unternehmen am Ende gut gefahren ist.

Alchian machte damit auch deutlich, dass Unternehmen häufig deshalb gedeihen, weil sie in einer konkreten Situation über die angemessenen Fertigkeiten verfügen. So besaß etwa Henry Ford ohne Zweifel ein außergewöhnliches Verständnis von der Funktionsweise einer Fabrik und sogar von Arbeitern. Fünfzig Jahre früher oder sechzig Jahre später hätte dieses Verständnis ihm jedoch relativ wenig genutzt. Ford hatte verdientermaßen Erfolg; er verdankte ihn freilich auch der Tatsache, dass er zur richtigen Zeit am richtigen Platz war. Seine Zeit war eigentlich schon mit den dreißiger Jahren vorbei. Vorher hatte er tatsächlich die mächtigste Produktionsfirma der Welt aufgebaut; jetzt steuerte er dieses Unternehmen seinem Niedergang entgegen; es wurde von General Motors überholt. Es ist, wie wir bereits im Kapitel über Diversität gesehen haben, eine tief verwurzelte, schwer auszuräumende Vorstellung, dass menschliche Klugheit in allen Konstellationen gleichermaßen erfolgreich ist. Sie führt aber in die Irre. Während seiner Studie bezüglich Firmenkatastrophen gaben Finkelstein zwei Beobachtungen immer wieder zu denken: »Die merkwürdige Neigung von CEOs und leitenden Angestellten, bei neuen Wagnissen zu glauben, dass sie absolut richtig liegen, und die Tendenz zu einer Überbewertung von Managerqualitäten, indem bei neuartigen Unternehmungen selbst unter markant andersartigen Gegebenheiten Erfolge der Vergangenheit als maßgeblich betrachtet werden.«

Es gibt keine Methode der Entscheidungsfindung, die eo ipso einen Unternehmenserfolg garantiert, denn Unternehmen haben Entscheidungen von unglaublicher Komplexität und Vielfältigkeit zu treffen. Andererseits ist bekannt, dass negative Entscheidungen umso wahrscheinlicher werden, je mehr in einer komplizierten Situation mit ungewissem Ausgang die Macht einer einzigen Person anvertraut ist. Deshalb täten Unternehmen gut daran, Kognitionsaufgaben in nichthierarchischer Form zu lösen. Was würde das für die Praxis bedeuten? Der Informationsfluss sollte nie mithilfe von Organigrammen gelenkt werden. Unternehmen können Methoden zur Entstehung kollektiver Weisheit nutzen – sie könnten zum Beispiel interne Entscheidungsmärkte einrichten, wenn sie angemessene Zukunftsprognosen zu finden suchen –, potenziell sogar dann, wenn sie die Wahrscheinlichkeit alternativer Strategien evaluieren wollen. Unternehmen haben sich des Instruments interner Märkte seltsam zögerlich bedient, trotz aller Wegweisung durch die experimentelle Wirtschaftswissenschaft; und es gibt inzwischen immerhin auch einige wenige Beispiele aus der Praxis, die ihre Nützlichkeit unterstreichen. So ließ Hewlett-Packard Ende der neunziger Jahre durch die Ökonomen Charles R. Plott und Kay-Yut Chen künstliche Märkte für Verkaufsprognosen seiner Drucker einrichten. (Dazu wurden, um Marktdiversität zu gewährleisten, Beschäftigte aus unterschiedlichen Abteilungen von Hewlett-Packard herangezogen. Sie kauften und verkauften Hewlett-Packard-Aktien, je nachdem, wie sie die Verkäufe im folgenden Monat oder Vierteljahr einschätzten.) An jedem dieser Märkte, deren Dauer nur eine Woche betrug, nahmen nicht sonderlich viele – zwischen 20 und 30 – Personen teil; sie trafen sich in der Mittagspause und abends. Im Laufe von drei Jahren übertrafen die Einschätzungen dieser internen Märkte die Unternehmensprognosen in 75 Prozent der Fälle.

Noch eindrucksvoller war ein jüngerer Versuch bei Innocentive, einem Zweigbereich des Pharmakonzerns Eli Lilly. Dort sollte ein interner Entscheidungsmarkt das Gespür der Angestellten dafür testen, welche neuen Produkte Aussicht auf eine Zulassung durch die FDA, die amerikanische Lebensmittel- und Arzneimittelkontrollbehörde, hatten. Die Beurteilung der Marktfähigkeit projizierter Medikamente zählt zu den wichtigsten Investitionskriterien von Pharmaunternehmen – deren Renditen sind abhängig von einer Maximierung der Zahl der schließlich zugelassenen und einer Minimierung der neu entwickelten Medikamente, denen eine Zulassung versagt bleibt. Eine zuverlässige Methode zur Prognostizierung, welche neuen Medikamente mit hoher Wahrscheinlichkeit von der FDA genehmigt werden, ist also enorm wertvoll. Innocentive lieferte eine sachliche Beschreibung und die experimentellen Daten von sechs Medikamenten; bei dreien war eine amtliche Zulassung, bei den drei anderen eine Ablehnung sicher. Nach Eröffnung des internen Marktes – der aus Firmenangehörigen unterschiedlichster Art bestand – wurden die Sieger sehr rasch identifiziert; ihre Werte stiegen rasant nach oben, die Preise der Nieten sanken.

Entscheidungsmärkte sind für Unternehmen insofern besonders geeignet, da sie die Schwierigkeiten umgehen, die den Informationsfluss allzu oft behindern: Büropolitik, Speichelleckerei und eine Verwechslung von Rang und Status mit Kenntnissen. Die Anonymität dieser Märkte und die Tatsache, dass sie eine relativ eindeutige Lösung liefern, während sie den einzelnen Teilnehmern gleichzeitig Anreiz zur Aufdeckung und Beachtung solider Informationen bieten, sichern ihnen eine kaum zu überschätzende Bedeutung.

Entscheidungsmärkte sollten eine Informationsbasis für wichtige Unternehmensentscheidungen bilden, diese jedoch nicht vorwegnehmen. Andererseits ist es – in Anbetracht der uns bekannten Vorzüge kollektiver Entscheidungsprozesse sowie der hohen Bedeutung von Diversität – wenig sinnvoll, dass die Entscheidungsbefugnis bei einer einzigen Person liegt. Ja, je bedeutender eine Entscheidung, desto wichtiger ist es auch, dass sie nicht einem oder einer Einzelnen überlassen wird. Theoretisch tragen sämtliche Konzerne dieser Notwendigkeit Rechnung – durch die Einrichtung einer letzten Instanz: des Aufsichtsrats. In der Praxis delegieren die Mitglieder dieses Gremiums solche Macht an den Vorstandsvorsitzenden. Die Vorstellung, dass Autorität und Macht sich letztlich auf einen Einzelnen zu konzentrieren hätten, ist offenbar schwer aus der Welt zu räumen. Alph Bingham, der CEO von Innocentive, umriss das Problem kürzlich mit folgenden Worten: »Ein System, in dem die CEOs von [Bankkonzernen wie] Goldman Sachs, Morgan Stanley und Merrill Lynch allmorgendlich nach dem Aufstehen ganz für sich allein den Aktienwert der Unternehmen festlegten, würde uns äußerst suspekt vorkommen. Wir gehen davon aus, dass der Markt davon mehr versteht als einige wenige Personen, mögen sie auch noch so gescheit sein. Dagegen kommt es uns gar nicht komisch vor, dass der CEO eines Pharmakonzerns jeden Morgen nach dem Aufstehen bestimmt: ›In dieses Medikament werden wir weiterhin investieren und das andere dafür fallen lassen.‹«

Die besten Konzernchefs sind sich selbstverständlich der eigenen Grenzen bewusst. Darum wurden Entscheidungen bei General Motors in seiner Blütezeit durch »Gruppenmanagement« (Alfred Sloan) getroffen. Und der Managementguru Peter Drucker erklärte: »Ein kluger Vorstandsvorsitzender baut systematisch ein Managementteam um sich herum auf.« Die Quintessenz der Untersuchungen von Richard Larrick und Jack Soll ist auch auf Unternehmen anwendbar: Es ist ein Fehler, nach dem Manager zu suchen. Die Entscheidungen des amerikanischen Zentralbankrats, des Federal Reserve Board, werden schließlich auch nicht von Alan Greenspan, sondern vielmehr vom gesamten Bankrat getroffen. Angesichts der überall herrschenden Unsicherheiten wird das kollektive Urteil einer Gruppe leitender Angestellter selbst den klügsten Topmanager ausstechen. Man erinnere sich an John Cravens Suche nach der Scorpion: Eine verhältnismäßig kleine Gruppe von Personen mit unterschiedlichstem Informationshintergrund, die den wahrscheinlichen Ausgang ungewisser Ereignisse zu ergründen versuchten, traf kollektiv eine im Grunde perfekte Entscheidung. Was kann sich ein Unternehmen mehr wünschen?


ELFTES KAPITEL

Märkte:
Schönheitswettbewerbe, Bowlingbahnen und Aktienpreise

1

Das malaysische Finanzministerium machte 1995 den Vorschlag, eine bestimmte Sorte Unruhestifter für ihre Sünden büßen zu lassen. Als angemessene Form der Bestrafung empfahl es eine offiziell festgesetzte Zahl von Schlägen mit dem Stock. Und wer waren die Übeltäter, denen da eine Züchtigung mit dem Rohrstock angedroht wurde? Keineswegs Drogenhändler, korrupte leitende Angestellte oder selbst Kaugummispucker. Es handelte sich vielmehr um Aktienoptionshändler.

Die meisten Anleger kaufen eine Aktie in der Erwartung, dass ihr Wert steigen wird. Ein Optionshändler leiht Aktien und verkauft sie in der Erwartung, dass ihr Wert fällt, damit er sie dann zu einem niedrigeren Preis erwerben kann; der dabei entstehende Unterschied macht seinen Profit aus. (Wenn ich 1000 bis zu einem bestimmten Datum geliehene General-Motors-Aktien zum Preis von 30 Dollar pro Aktie veräußere, erhalte ich 30000 Dollar. Fällt ihr Kurswert auf 25 Dollar, so kaufe ich das Aktienpaket für 25000 Dollar zurück, erstatte sie ihrem ursprünglichen Eigentümer zum vereinbarten Termin zurück und streiche einen Gewinn von 5000 Dollar ein.) Das scheint eigentlich ein ziemliches harmloses Unterfangen. Nun setzen Optionshändler aber sozusagen Wetten gegen die aktuellen Aktienpreise der Unternehmen, und in den Augen vieler Menschen bedeutet so etwas: Sie versuchen aus dem Unglück anderer für sich Gewinn zu schlagen. Ein normaler Anleger gibt eine optimistische Wette ab. Ein Optionshändler sagt voraus, dass die Dinge sich zum Schlechten wenden, und Kassandras erwecken in der Regel nun mal weithin ein ungutes Gefühl. Infolgedessen sind Optionshändler aller Art – man kann fast jeden Vermögenswert, von Währungen bis zu Weizen und Gold, in Termingeschäften handeln – seit jeher mit Argwohn und Misstrauen beäugt worden. Der Vorschlag des malaysischen Finanzministers, Optionshändler körperlich zu malträtieren, mag ein Novum gewesen sein; die Feindseligkeit der Öffentlichkeit, die er mit seiner Empfehlung ins Kalkül zog, war es nicht. Optionshändler waren seit dem 17. Jahrhundert dem Zorn von Anlegern und Regierungen ausgesetzt. Napoleon betrachtete sie als »Staatsfeinde«. In New York waren Termingeschäfte dieser Art im frühen 19. Jahrhundert illegal; in England wurden sie 1733 ausdrücklich verboten, und dieses Verbot blieb bis Mitte des 19. Jahrhunderts unangetastet (obwohl es Hinweise darauf gibt, dass es klammheimlich umgangen wurde).

Eine besonders heftige Reaktion auf Termingeschäfte ereignete sich im Gefolge des großen Börsenkrachs von 1929. Damals wurden Optionshändler als Sündenböcke der wirtschaftlichen Not des Landes gebrandmarkt. Im US-Senat wurden sie als »ein geschäftliches Hauptübel unserer Zeit« und »eine wesentliche Ursache für das Andauern der Wirtschaftskrise« angeprangert. Ein Jahr nach dem Börsenkrach warnte die New York Stock Exchange Investoren davor, ihre Aktien auszuleihen. (Wenn die Optionshändler keine Aktien leihen können, können sie natürlich auch keinen Handel treiben.) Einem wissenschaftlichen Aufsatz von Charles M. Jones und Owen Lamont zufolge nahm »die allgemeine Stimmung gegen Optionshandel geradezu hysterische Formen an«. Der amerikanische Präsident Hoover zeigte sich über mögliche schädliche Folgen für die Öffentlichkeit besorgt. Selbst der FBI-Chef J. Edgar Hoover trat auf den Plan und verkündete, er werde überprüfen, ob die Optionshändler eine verschworene Gemeinschaft zur Senkung von Aktienpreisen gebildet hätten.

Der US-Kongress führte Anhörungen zu den angeblich ruchlosen Aktivitäten der Optionshändler durch, die aber nichts erbrachten, weil sich im Verlauf der Verfahren herausstellte, dass die eigentlichen Schurken zumeist aus dem normalen Aktiengeschäft kamen – sie hatten die Preise mit aufgebauschten Gerüchten und Aktienkaufgemeinschaften hoch getrieben und sich rechtzeitig zurückgezogen, bevor die Blase platzte. Trotzdem dauerte das Misstrauen an, und bald darauf wurde das Handeln mit Optionen durch eine bundesstaatliche Verordnung erschwert – einschließlich einer Bestimmung, die den Handel mit Termingeschäften für Investmentfonds untersagte. (Sie blieb bis 1997 gültig.) In den folgenden Jahrzehnten hat sich börsenmäßig einiges verändert, der Zorn auf die Optionshändler aber blieb. Nach heutiger volkstümlicher Meinung bilden Optionshändler ein Komplott, das falsche Gerüchte in die Welt setzt und unschuldige Unternehmen mit »brutalen Gangstermethoden« – so der Präsident des US-Kongresses, Dennis Hastert, in früherer Zeit – in den Ruin treibt. Obwohl Optionshändler genau den gleichen gegen Aktienmanipulation und Anlegertäuschung gerichteten amtlichen Verordnungen unterliegen wie andere Investmentfonds-Manager, herrscht gemeinhin die Überzeugung vor, dass Optionshändler imstande seien, Aktienpreise nach Belieben zu manipulieren.

Hört man auf die Kritiker, so müsste man sich Optionshändler als eine weltweit operierende Kabale finsterer Genies vorstellen, die Unternehmen nach Lust und Laune vernichten. Doch die paar hauptberuflichen Optionshändler in den USA kontrollieren insgesamt weniger als 20 Milliarden Dollar – angesichts eines Börsenmarkts im Wert von 14 Billionen ist das wie ein Tropfen im Ozean. (Hedgefonds, die über wesentlich mehr Kapital verfügen, handeln übrigens ebenfalls mit Aktienoptionen, aber nicht ausschließlich oder systematisch.) Im Großen und Ganzen ist die Börse also ein Markt, dessen Teilnehmer der Überzeugung sind, dass die Aktienpreise steigen.

Das Misstrauen beruht nicht allein auf den Verordnungen gegen Optionshandel. Hinzu kommt, dass die Mehrheit der Anleger – inklusive der meisten professionellen Investmentfonds-Manager – den Terminhandel reizlos findet: einerseits, weil mit Optionen zu handeln riskanter ist, als Aktien zu kaufen (die Aktien haben im Schnitt über lange Zeit stetig an Wert zugelegt); andererseits, weil beim Optionshandel die potenziellen Verluste grenzenlos sind (die Aktie könnte ja einfach weiter steigen). Außerdem gibt es da auch noch ein emotionales Problem.

»Früher habe ich den Optionshandel nicht schwieriger gefunden als den üblichen Aktienhandel«, erklärte der Chef des Optionsfonds Kynikos, Jim Chanos (der übrigens als Erster erkannte, dass der Enron-Konzern ein Kartenhaus war). »Schließlich erfordern beide Tätigkeiten die gleichen Fähigkeiten. In beiden Fällen muss man darüber urteilen, ob ein Aktienpreis den realen Wert eines Unternehmens spiegelt. Inzwischen bin ich der Ansicht, dass es sich doch um unterschiedliche Tätigkeitsfelder handelt. Es gibt nur ganz wenige Menschen, die in einer Atmosphäre permanenter Ablehnung beständig gute Leistungen zu erbringen vermögen, und wer mit Aktienoptionen handelt, hat unentwegt mit solch laut propagierter Ablehnung zu tun. Wir sind uns beim morgendlichen Betreten des Büros voll bewusst, dass Wall Street, die Medien und zehntausende PR-Firmen uns tagein, tagaus als Idioten verunglimpfen, und wir müssen erleben, dass der Markt Schwarz für Weiß ausgibt. Wir werden nicht von einem Dauerbeifallsgetrommel angefeuert wie Leute, die Aktien kaufen. Uns trommelt man nur unablässig auf den Kopf.« Angesichts all dessen kann es nicht verwundern, dass in einem normalen Jahr lediglich zwei Prozent der an der New Yorker Börse gehandelten Aktien ins Termingeschäft kommen. Zieht man die Verordnungen der amerikanischen Börsenaufsicht, der Securities and Exchange Commission (SEC), das viel höhere Risiko, den Widerstand der ganzen Branche, die sich dem Ziel der Wertsteigerung von Aktien verschrieben hat, sowie den zusätzlichen Makel in Betracht, »unamerikanischer Aktivitäten« bezichtigt zu werden, so wirkt es fast wie ein Wunder, dass überhaupt jemand mit Aktienoptionen handelt.

Das mag wenig bedauerlich erscheinen, da steigende Aktienpreise instinktiv als eine gute Sache empfunden werden. Nur sind steigende Aktienpreise an und für sich keine gute Sache. Es war in den neunziger Jahren der unglaubliche Anstieg der Enron-Aktie, der es dem Konzern erlaubte, riesige Mengen Kapital aufzunehmen, das dann in dunklen Schächten versickerte und zu hunderten Millionen Dollar in den Taschen der Manager verschwand – Kapital, mit dem die Anleger beispielsweise ihren Kindern eine ausgezeichnete höhere Bildung hätten finanzieren können. Ohne das Hochschnellen der Enron-Aktie wären also praktisch alle besser dran gewesen. Der Erfolg des Börsenmarkts ist nicht daran zu messen, ob die Aktienpreise steigen, sondern vielmehr daran, ob die Aktienpreise angemessen sind. Und es wird für einen Markt schwieriger, die angemessenen Preise zu finden, wenn es an Kapital zum Handeln mit Optionen mangelt.

Ausschlaggebend ist nicht, dass Optionshändler ungewöhnlich brillante Anleger sind oder mit ihrer Skepsis gegenüber den Zukunftsaussichten von Firmen stets richtig liegen. Es ist zwar wahr, dass Optionshändler wie Jim Chanos eine eindrucksvolle Bilanz vorweisen können, was das Aufdecken von gesetzeswidrigem Verhalten und von Korruption in Unternehmen betrifft, dass sie erkennen, wenn Aktienpreise Phantasievorstellungen, nicht aber eine Unternehmenssubstanz reflektieren. Doch kann uns nicht allein daran gelegen sein, dass die Aktienpreise korrupter Unternehmen auf dem Boden bleiben. Wir sollten dafür sorgen, dass alle Aktienpreise stimmen. Und eben deshalb ist das Termingeschäft mit Aktien aus einem ganz einfachen Grund von wirklichem Wert. Wir wissen: Es gelangen diejenigen Gruppen zu den besten Beurteilungen, in denen ein breites Meinungsspektrum und Informationsvielfalt gegeben sind, in denen die Befangenheiten Einzelner einander ausgleichen können. Wenn, wie wir erkannt haben, der Aktienpreis eines Unternehmens einen qualifizierten Durchschnitt von Anlegerbeurteilungen darstellt, ist er wahrscheinlich korrekter, als wenn alle Investoren aus der gleichen Ecke kommen. Es wurde bereits an früherer Stelle betont, dass Märkte wegen ihrer Größe und Tiefe glaubhaft verschiedenartig sind. Dass die überwiegende Mehrheit der Anleger partout dagegen ist, mit Optionsgeschäften auf eine Senkung der Aktienpreise zu setzen, beweist eines: Zumindest auf den Börsenmarkt trifft dies nicht zu. (In den Märkten für zahlreiche andere Vermögenswerte sind Termingeschäfte zwar auch nicht unbedingt beliebt, dort werden sie jedoch immerhin für notwendig und nützlich befunden.)

Der Mangel an Optionshändlern hat nicht zu bedeuten, dass das Urteil des Börsenmarkts immer fehlerhaft ist. Doch die eingeschränkten Termingeschäfte erhöhen das Risiko, dass der Preis einer Aktie wirklich bis ins Bodenlose durchknallt, wenn er erst einmal aus der Bahn gerät. So war es beispielsweise nahezu unmöglich, mit Aktien von Internet-Firmen im Optionsgeschäft zu handeln – was dazu beitrug, dass deren Aktien astronomische Preise erreichten. Nicht dass es, sondern dass es nur einen so geringfügigen Aktienoptionshandel gibt, ist eines der großen Übel im Wirtschaftsleben unserer Zeit.
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Dass so wenige Investoren sich auf Termingeschäfte mit Aktien einlassen, ist laut Jim Chanos insbesondere auf die Tatsache zurückzuführen, dass die meisten Menschen es psychisch nicht ertragen, sich einer permanenten Verachtung auszusetzen. Diese Erklärung hat mir von Anfang an eingeleuchtet. Die Vorstellung, dass wir bei unseren Entscheidungen auch dem Einfluss psychologischer Faktoren unterliegen, wird gemeinhin kaum überraschen. Wirtschaftswissenschaftler werden sich freilich an ihr stoßen; sie sind nämlich traditionell davon ausgegangen, dass der Mensch sich in ökonomischen Dingen von der Vernunft leiten lässt. Natürlich war auch der Mehrzahl der Ökonomen durchaus bewusst, dass Konsumenten sich nicht immer rein rational verhalten; sie waren jedoch der Überzeugung, dass sie grosso modo so handeln, als ob sie rationale Wesen wären. Und ohne eine klare Vorstellung, in welcher Weise der Mensch von Rationalität abweicht, ließe sich selbstverständlich auch die Funktionsweise der Märkte nicht präzise definieren. Hier hat sich nun seit kurzem ein Wandel vollzogen. Die Ökonomen bemühen sich nach Kräften um ein Verständnis des Verhaltens von Investoren und Konsumenten, woraufhin sie bei signifikanten Gruppen eindeutige Abweichungen von der Rationalität ausmachten.

So haben sie beispielsweise mittlerweile erkannt, dass Anleger sich manchmal herdenartig verhalten und unabhängigem Handeln das Gefühl von Sicherheit in der Gemeinschaft vorziehen oder dass Anleger neuesten, hochgradigen Meldungen allzu große Beachtung schenken, langfristigere Trends oder weniger dramatische Nachrichten dagegen unterbewerten – so wie Menschen sich ja auch ängstigen, bei einem Flugzeugabsturz ums Leben zu kommen, ihre viel gefährlicheren hohen Cholesterinwerte aber ignorieren. Und Investoren, die Managern nach einigen wenigen erfolgreichen Vierteljahresabschlüssen zutrauen, den Markt austricksen zu können, sind zufallsblind. Der Schmerz, den sie bei Verlusten empfinden, trifft sie härter als die Freude bei Gewinnen (nach einigen Darstellungen doppelt so heftig); darum halten sie fallende Aktien länger, als sie eigentlich sollten, weil sie meinen, dass ihnen Verluste erspart bleiben, solange sie solche Aktien nicht abstoßen. Vor allem aber leiden Anleger unter übertriebenem Selbstvertrauen, das sie unter anderem zu übertrieben häufigen Aktientransaktionen verführt, womit sie sich entschieden zu hohe Kosten aufhalsen. Brad M. Barber und Terrance Odean haben den Weg aller Aktien verfolgt, die in den USA von 1991 bis 1996 von 66000 Einzelpersonen gekauft und verkauft wurden. Der durchschnittliche Anleger schlug jährlich 75 Prozent seines Portfolios um – was die von Ökonomen empfohlene Häufigkeit bereits bei Weitem übertrifft. Bei den aktivsten Investoren, die den Markt überflügeln zu können meinten, belief die Umschlaggeschwindigkeit sich auf 250 Prozent. Sie haben es teuer bezahlt. Im gleichen Zeitraum betrug nämlich die durchschnittliche Gewinnquote des Marktes 17,9 Prozent. Im Vergleich dazu lag schon der durchschnittliche Anleger mit seiner Rendite von 16,4 Prozent zurück. Der hyperaktive Wertpapierhändler aber brachte es lediglich auf eine 11,4-prozentige Rendite. Diese Leute hätten besser daran getan, die Hände einfach in den Schoß zu legen.

Nun muss, was für Otto Normalverbraucher gilt, natürlich noch nicht unbedingt auf einen professionellen Vermögensverwalter zutreffen. Von Seiten verhaltensorientierter Wissenschaftler ist denn auch häufig folgendes Argument zu hören: Je erfahrener und professioneller ein Investor, desto rationaler wird er zu Werke gehen. Eine Reihe von Indizien weist freilich darauf hin, dass professionelle Anleger oft unter den gleichen Macken leiden wie der Rest der Menschheit. Auch sie rotten sich zusammen, auch sie überschätzen sich selbst; sie unterbewerten die Wirkung von Zufällen nicht minder; sie halten wie wir alle miteinander herausragende Leistungen für eine Folge von Tüchtigkeit und schlechte Leistungen einfach für Pech. Und angesichts der Tatsache, dass die überwiegende Mehrheit der Vermögensverwalter mit ihren erwirtschafteten Renditen unter Marktniveau liegt, fällt es wirklich schwer, sie als Vorbilder rationalen Verhaltens hinzustellen.

Wie nun soll man das jedoch verstehen, dass der durchschnittliche Anleger keineswegs mit dem rationalen Wesen identisch ist, das die Wirtschaftslehrbücher propagieren? Verhaltensorientierten Ökonomen zufolge ist es so zu erklären: Die Bewertungen des Marktes enthalten gravierende Mankos; man muss damit rechnen, dass sie auf die eine oder andere Weise dauernd danebenliegen. Diese Interpretation ist allerdings nicht beweisfähig. Außerdem: Auch wenn der individuelle Anleger irrational ist, kann das aus den Entscheidungen aller bestehende kollektive Endurteil ja durchaus rational und gescheit sein.

Betrachten wir an dieser Stelle doch einmal das Phänomen der Selbstüberschätzung. Sie bietet ohne Zweifel eine Erklärung für den hyperaktiven Aktienhandel und bringt den Handelnden mit Sicherheit persönliche Nachteile. Aber manövriert sie den Markt (oder den Preis einer bestimmten Aktie) systematisch in eine bestimmte Richtung? Das anzunehmen besteht kein Anlass, denn die Tatsache, dass die Anleger übermäßiges Vertrauen in die eigene Tüchtigkeit haben, sagt ja noch nichts darüber aus, in welcher Hinsicht sie sich selbst zu viel zutrauen. Ich kann mir des Wertanstiegs der soeben von mir erworbenen Aktie zu sicher sein oder kann mir zu sicher sein, dass die Aktie abstürzt, die ich soeben im Optionsgeschäft veräußert habe. Auf den Markt wird mein subjektives Gefühl der Sicherheit jedoch so oder so keine systematische Auswirkung zeitigen, weil ein übermäßiges Selbstvertrauen eben nicht mit einer gleichgearteten Einstellung zu Aktien korreliert. Wenn dem so wäre – wenn, beispielsweise, besonders selbstgewisse Menschen Hochtechnologie-Aktien verabscheuten –, würde es den Markt natürlich beeinflussen. Für eine derartige Korrelation gibt es jedoch keine Beweise. Gleiches gilt für unsere Überbewertung der neuesten Finanznachrichten. Auch wenn Anleger jüngsten Meldungen über ein Unternehmen eine zu große Bedeutung beimessen, heißt das keineswegs, dass die Meldungen von allen Investoren im gleichen Sinne überbewertet werden; denn eine Information wird ja von verschiedenen Anlegern unterschiedlich interpretiert.

Echten Schaden fügen dem Markt also nur jene Verhaltenseigenheiten zu, die systematisch Meinungsverzerrungen erzeugen – indem sie etwa die Bewertung einer Aktie oder die Einstellung zum Investieren überhaupt betreffen. Wie wir anhand der Arbeiten von Vernon Smith gesehen haben, können Märkte hervorragend Aufgaben lösen, ohne dass Anleger rational und Märkte vollkommen sein müssen. Oder um es anders zu formulieren: Die Irrationalität Einzelner vermag, gebündelt, eine kollektive Rationalität ergeben. Das wird durch ein Experiment der Ökonomen Karim Jamal und Shyam Sunder bestätigt. Einer der von verhaltensorientierten Wirtschaftswissenschaftlern ermittelten Aspekte ist die menschliche Neigung, sich bei Entscheidungen auf »Schlüsselfaktoren« zu verlassen, obwohl diese im Grunde nur willkürliche Zahlen sind – zum Beispiel der momentane Preis einer Aktie. Statt sich gründlich über ein Unternehmen zu informieren und aus seinen Zukunftschancen auf den angemessenen Wert der Aktie zu schließen, tendieren Anleger beispielsweise dazu, sich über Gebühr vom momentanen Kurswert der Aktie beeinflussen zu lassen. Sunder und Jamal stellten sich die Frage, wie sich so etwas auf den Markt auswirkt, und versahen hierzu eine Gruppe ihrer Roboter-Investoren mit einer simplen Strategie des Anpassens an Schlüsselwerte. Mit anderen Worten: Die Investoren gehen von irgendeinem Fixpunkt aus, und statt neue Informationen getrennt für sich zu betrachten, setzen sie die Informationen stets in Bezug zum Preis der Aktie zum Zeitpunkt des Kaufes. Sie passen – ganz im Sinne ökonomischer Theorie – ihre anfängliche Beurteilung der Aktie der neuesten Information an. Es spielt aber am Ende keine Rolle. Das Kaufen und Verkaufen der Roboter-Anleger konvergiert schließlich ganz in Nähe des optimalen Aktienpreises. Diese Händler verhalten sich irrational, und der Markt vermag es trotzdem zu richten.

Ließe sich nun behaupten, solche Verhaltenseigenheiten seien lediglich Anomalien, die für die Funktionsweise der Märkte irrelevant sind? Doch wohl kaum. Denn es treten, wie wir im Folgenden noch sehen werden, Perioden auf, während derer Märkte ganz offenkundig von Emotionen beherrscht werden und Aktienpreise grundfalsch sind. Und die weithin emotional bestimmte negative Einstellung zu Optionsgeschäften hat eindeutige Auswirkungen. Solange die Abweichungen von der Rationalität willkürlich bleiben, werden Fehler sich gegenseitig aufheben und wird die Gruppe eine angemessene Antwort finden. Sind die Fehler aber nicht willkürlich beziehungsweise zufällig, sondern systematisch beziehungsweise tendenziell, so werden Märkte sich schwerer tun, eine gute Lösung zu finden. Ein Beispiel beruht auf der Neigung der Amerikaner, zu wenig zu sparen. Laut ökonomischer Theorie ist der Konsum über den gesamten Zeitraum eines Erwachsenenlebens relativ stabil; das klingt ja auch plausibel, da für den Menschen jeder Lebensmoment eigentlich gleichermaßen wichtig ist: Warum sollte man also mit dem Älterwerden weniger Freude am Leben haben (indem man sich weniger gönnt)? Um sich das zu ermöglichen, müssten die Menschen jedoch während ihres Berufslebens einen beachtlichen Teil ihres Einkommens sparen, um des künftigen Konsums willen also ihren gegenwärtigen Konsum einschränken.

Das tun die meisten Amerikaner aber eben nicht. Es ist vielmehr so: Vom Zeitpunkt der Pensionierung an geht der Konsum stark zurück. Ältere Bürger müssen mit sehr viel weniger auskommen als während ihres Arbeitslebens. Das heißt nun aber nicht etwa, dass die Leute das Sparen grundsätzlich ablehnen würden – im Gegenteil: Bei Umfragen zeigen sie eine positive Einstellung zum Sparen. Nur benehmen sie sich, wenn es konkret ums Sparen geht, wie Oberschüler (und Schriftsteller): Sie spielen auf Zeit. Sie zögern es hinaus. In wirtschaftlichen Begriffen: Sie bewerten das Leben in der Gegenwart so viel höher als die Zukunft, dass Sparen ihnen wenig sinnvoll erscheint.

Das ist paradox. Denn obwohl Amerikaner nicht willens sind, um einer besseren Zukunft willen gegenwärtig Opfer zu bringen, erklären sie, diese künftig erbringen zu wollen, um ihre Langzeitaussichten zu verbessern. Obwohl sie also keinen Teil ihres heutigen Einkommens zu sparen gedenken, bekennen sie sich dazu, künftig beachtliche Teile ihres künftigen Einkommens auf die hohe Kante zu legen. Und das ist problematisch, da die Amerikaner es offenbar nicht fertig bringen, ihre künftigen Prioritäten richtig einzuschätzen. Es ist ja vielleicht sogar irgendwie begreiflich: Wir ändern uns, die Umstände ändern sich – wie könnten wir da zu wissen meinen, was wir in Zukunft wollen? Das bedeutet allerdings auch: Die Pläne, die wir in Voraussicht unseres morgigen Handelns machen, werden vielleicht nicht funktionieren. Um es auf den konkreten Punkt zu bringen: Wenn wir erklären, uns heute nicht ums Sparen zu kümmern, weil wir morgen damit anfangen werden, kann es auch nicht überraschen, wenn wir bei Anbruch des Morgens feststellen müssen, dass wir noch immer Geld ausgeben statt zu sparen.
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Bei der Debatte, ob Anleger rational oder irrational sind, geht es im Kern um die Frage: Ist der Börsenmarkt imstande, die Zukunft vorauszuerkennen? So unverblümt wird die Frage selten gestellt. Oft versucht man sie mit dem Hinweis zu umgehen, die eigentliche Messlatte bestehe darin, wie rasch der Markt auf Informationen reagiere. Doch es geht im Wesentlichen um etwas ganz anderes: Sind die Aktienpreise ein zuverlässiger Indikator dafür, wie viel Cash die Unternehmen in Zukunft generieren werden? Wenn der Pharmakonzern Pfizer aktuell einen Aktienwert von 280 Milliarden Dollar darstellt, müsste das Unternehmen – so es denn vom Markt richtig bewertet wird – im Laufe der nächsten zwei Jahrzehnte flüssige Mittel in Höhe von 280 Milliarden Dollar erwirtschaften.

Ob Pfizer das schaffen wird, ist jedoch äußerst schwierig zu ermessen. Man bedenke nur die vielen Faktoren, welche die Geschäfte des Konzerns in den nächsten 20 Jahren beeinflussen werden: die neuen Medikamente, die er entwickeln (oder eben nicht entwickeln) wird; die Arzneimittel, welche die Konkurrenzunternehmen entwickeln (oder nicht entwickeln) werden; Veränderungen der Arzneimittelbestimmungen, im Gesundheitsund Krankenversicherungswesen; Wandlungen der Lebensgewohnheiten und in der generellen Einstellung zu Pharmaprodukten; das Fortschreiten der Globalisierung und so weiter. Außerdem ergeben sich Fragen zum Unternehmen selbst, beispielsweise: Wird es in fünf Jahren noch vom selben Management geführt werden? Wie viele potenziell erfolgreiche Arzneimittel befinden sich derzeit in Vorbereitung? Werden auch in Zukunft herausragende Wissenschaftler für Pharmakonzerne tätig sein wollen, oder werden sie lieber für Biotech-Firmen arbeiten? Stattet der Vorstandsvorsitzende die Abteilung für Forschung und Entwicklung hinreichend mit Kapital aus und dergleichen mehr. Schließlich sind da auch noch die harten Fakten der Bilanzen zu bewerten. Wie wird sich die Einschätzung der Zukunftsfaktoren durch die Anleger auf sie auswirken? Erst wenn man das Resultat all dieser Überlegungen auf die nächsten 15 oder 20 Jahre projiziert, wird sich eine Zahl ergeben, die Pfizer auf die gleiche Weise bewertet, wie es der Aktienpreis tut. Wenn wir in zwei Jahrzehnten zurückblicken und behaupten könnten, dass unsere Beurteilung korrekt gewesen sei, käme es einem Wunder gleich.

Damit soll nicht gesagt werden, es sei unmöglich vorherzusagen, wie ein Unternehmen sich über die nächsten anderthalb Jahrzehnte entwickelt – wohl aber: Es ist verdammt schwierig. Vor einer Einschätzung der Leistungsfähigkeit des Marktes sollten wir uns also in Erinnerung rufen, was er eigentlich zu leisten hat. Der Wirtschaftswissenschaftler Fischer Black konstatierte einmal, dass nach seiner Auffassung der Markt als effizient betrachtet werden kann, wenn die Aktienpreise im Rahmen von 50 bis 200 Prozent des realen Unternehmenswertes liegen. (Läge der reale Wert eines Konzerns bei 10 Milliarden Dollar, so würde der Markt Fischer Black zufolge also gut funktionieren, wenn er den Konzern nie unter 5 Milliarden und nie über 20 Milliarden Dollar taxierte.) Auf den ersten Blick wirkt eine solche Aussage absurd. In wie vielen Positionen dürfte man das Ziel um 100 Prozent verfehlen und würde dann noch immer als verlässlich gelten?

Doch hier geht es um den Versuch einer zwei Jahrzehnte unsicherer Zukunft umfassenden Prognose. Ist in dem Zusammenhang eine Abweichung um 100 Prozent wirklich so ungenau? In Bezug auf korrekte Marktprognosen lautet die entscheidende Frage natürlich: »Korrekt im Vergleich wozu?« Um 100 Prozent danebenzuliegen – und, seien wir mal ehrlich, Aktienwerte liegen im Allgemeinen wohl eher weniger daneben – ist nicht eben toll, aber bestimmt besser als um 300 Prozent. Der Kerngedanke der These von einer Weisheit der Masse besteht nicht darin, dass eine Gruppe stets mit der richtigen Antwort, sondern dass sie im Schnitt konsequent mit einer besseren Antwort aufwartet, als irgendein Einzelner es vermöchte. Darum ist die Tatsache, dass nur ein winziger Bruchteil der Anleger durchgehend richtiger liegt als der Markt, der bis heute kräftigste Beweis für die Leistungsfähigkeit des Marktes – insbesondere wenn man bedenkt, dass die meisten Anleger lediglich eine kleine Auswahl von Aktien zu bewerten suchen, während der Markt den Preis für über 5000 Aktien zu bestimmen hat.

Trotzdem zapfen Märkte die Weisheit der Masse nur auf eine sehr unvollkommene Weise an. Der Wirtschaftswissenschaftler Robert Shiller vermochte überzeugend nachzuweisen, dass Aktienpreise sehr viel häufiger heftigen Schwankungen ausgesetzt sind, als Veränderungen des realen Wertes von Unternehmen dies rechtfertigen würden. Auf den Wettmärkten oder den internen Märkten von Iowa (IEM) fallen Meinungsschwankungen dezidiert milder aus; ein völliger Meinungsumschwung kommt dort nur ganz selten vor. Beim Football, bei Wahlen, einem Fernsehquiz oder bei einer Google-Suche gibt es eine klare Antwort, die zu einem bestimmten Zeitpunkt ein für alle Mal feststeht. Wer bei einer Rennwette auf ein Pferd setzt, weiß, ob er gewonnen oder verloren hat, sobald das Rennen vorbei ist; es macht überhaupt keinen Sinn, darüber zu grübeln, dass die Wette sich beim nächsten Rennen als richtig erweisen könnte. Und Google weiß, wenn man einen Suchbegriff eingibt, ob es die gewünschte Seite gefunden hat oder nicht. So ist es auch bei vielen Finanzmärkten – wenn man Weizentermingeschäfte auf November tätigt, weiß man im November einfach, ob man zu viel bezahlt oder ein Geschäft gemacht hat.

Solch eindeutiger Ausgang hat das große Plus, dass er die Masse auf dem Boden der Tatsachen hält. Märkte haben, wie wir noch sehen werden, unter anderem das Problem, dass sie einen fruchtbaren Nährboden für Spekulationen bilden. Spekulanten scheren sich nicht um Kalkulationen, ob die zukünftige Konzernleistung den momentanen Preis der Pfizer-Aktie rechtfertigt. Sie kaufen Aktien nicht, weil sie meinen, dass ihr Preis angemessen ist, sondern weil sie glauben, sie jemand anderem teurer weiterverkaufen zu können. Spekulanten geistern auf allen Märkten umher. Das Spekulieren ist jedoch schwieriger, wenn alle Welt weiß, dass der Markt in wenigen Wochen endet und dass ihr Gewinn und Verlust von der Genauigkeit ihrer Prognosen abhängen. Auf dem Aktienmarkt dagegen gibt es keine Art von Schlussmoment, keinen Zeitpunkt, an dem sich definitiv herausstellt, ob man richtig oder falsch liegt. Auch deswegen vermag die Aktie eines Unternehmens jede vernünftige Bewertung maßlos zu übersteigen, weil man sich immer vormachen kann, dass das Unternehmen aufgrund irgendwelcher künftiger Ereignisse einen solch hohen Wert repräsentiert. Und eben deswegen sind auf dem Aktienmarkt auch Gewinne möglich, selbst wenn man Aktien falsch einschätzt; denn wenngleich der Aktienmarkt den Preis schlussendlich richtig taxiert, kann der Aktienpreis über lange Zeit falsch sein; es gibt ja keine objektive Möglichkeit, um nachzuweisen, dass er falsch ist. Ob der Preis der Pfizer-Aktie am heutigen Tag angemessen ist, werden wir in 20 Jahren sicher wissen. Nur ist es vorläufig ohne Bedeutung. Genau das meinte John Maynard Keynes mit seiner Feststellung, dass Märkte länger danebenliegen können, als man in der Lage ist, solvent zu bleiben.

Diese Lektion hat im Sommer 1998 eine kleine Gruppe Spezialisten vergessen und damit schließlich die Welt an den Rand einer Katastrophe gebracht. Die Spezialisten waren beim Long-Term Capital Management (LTCM) tätig, einem 1994 von John Meriwether gegründeten Hedgefonds; Meriwether hatte aufgrund seiner Geschicklichkeit als Wertpapierhändler den Status einer Wall-Street-Legende erlangt. Er hatte einen Haufen von Wall-Street-Genies angeheuert, die sich mittels Computern beim Aufspüren von Einnahmequellen als wahre Teufelskerle erwiesen hatten. Und er holte auch einige der Gründerväter des modernen Finanzwesens mit ins Boot. Myron Scholes und Robert Merton hatten das Modell erfunden, das inzwischen von Anlegern in aller Welt zur Bewertung von Optionen genutzt wird. Es war ein Traumteam, dem der Erfolg gewiss schien. Obwohl Investoren bei LTCM mindestens zehn Millionen Dollar anlegen mussten und ein Viertel der jährlichen Gewinne an die Manager des Fonds gingen, rissen sich die Leute darum, dabei mitmachen zu dürfen, insbesondere nachdem LTCM vier Jahre in Folge höchst eindrucksvolle Profite vermeldet hatte.

Im August 1998 war dann jedoch plötzlich alles anders, als Russland seiner Verpflichtung zur Schuldenrückzahlung nicht nachkam. Die Anleger waren bereits wegen des wirtschaftlichen Zusammenbruchs der asiatischen Länder einige Monate zuvor nervös; der Zahlungsverzug Russlands löste nun eine massive Absetzbewegung in Richtung Güteaktien aus. Auf einmal wollte keiner mehr etwas haben, was nicht hundertprozentig sicher war, und alle hatten nur den einen Wunsch, alles abzustoßen, dem irgendein Geruch von Risiko anhaftete. LTCM saß auf Vermögenswerten in Höhe von Milliarden Dollar, die keiner kaufen wollte und deren Wert täglich weiter abstürzte. Es erlitt binnen weniger Monate Einbußen von 4,5 Milliarden Dollar, und als man im verzweifelten Bemühen, sich über Wasser zu halten, alles nur irgendwie Verkäufliche loszuschlagen suchte, rutschten die Preise noch tiefer nach unten. Wall-Street-Banken erlitten Verlust in Höhe von hunderten Millionen Dollar. Im September bildeten sie ein Konsortium, leisteten für den Fonds Sicherheiten und stellten ihm genügend Mittel zur Verfügung, um den Geschäftsbetrieb weiterführen zu können, bis die Lage sich wieder normalisiert hatte.

Warum ist nun alles so schiefgelaufen? Da spielen zwei besondere Eigenheiten von LTCM eine Rolle. Erstens griff LTCM in einem enormen Ausmaß auf Kredite zum Ankauf von Aktien zurück, was bedeutet: Es ging Risiken hauptsächlich mit geliehenem Geld ein. Zwar wies LTCM 1998 ein Eigenkapital von fünf Milliarden Dollar aus, doch hatte es von Banken und Wertpapiergesellschaften mehr als 125 Milliarden Dollar geliehen. Um es an einem konkreten Beispiel zu illustrieren: Wenn LCTM 100 Millionen Dollar in dänische Hypotheken-Pfandbriefe investieren wollte, setzte es aus Eigenmitteln vielleicht nur fünf Millionen Dollar ein. Für den Rest bürgten Banken.

Solange alles gut geht, lässt sich mit solcher Kreditfinanzierung eine satte Rendite auf die eigene Investitionssumme verdienen. Wenn beispielsweise der Wert der erwähnten dänischen Hypotheken-Pfandbriefe um zehn Prozent stieg, würde LTCM zehn Millionen Dollar Reibach machen – das heißt, es hätte das eigene Kapital (also nur die fünf Millionen) verdoppelt. Wenn die Dinge aus dem Ruder laufen, kann solch eine Finanzierungsmethode freilich ein Riesenproblem und sogar das Ende bedeuten. LTCM hatte immer wieder betont, dass es keine sonderlichen Wagnisse einging: Es investiere nicht in Märkte, auf denen die Preise von Tag zu Tag heftig schwankten. Folglich, so LTCM, war der Ankauf von Aktien mit Kreditmitteln auch nicht sonderlich riskant. Und so oder so – mit diesem Vertrauen auf geliehenes Geld gewann der Hedgefonds ein wesentlich größeres Gewicht; er kontrollierte ja sehr viel mehr Kapital. Im Vergleich zur Größe der globalen Finanzmärkte sind fünf Milliarden Dollar eine Kleinigkeit; dank der Art und Weise, wie LTCM sein Eigenkapital nutzte, wurde dieser Hedgefonds jedoch zu einem Hauptakteur.

Die zweite wichtige Eigenheit von LTCM: Der Fonds investierte in illiquide Märkte, das heißt in Märkte, in denen es nicht viele Käufer und Verkäufer gab. Die Finanzkanonen von LTCM nahmen (zu Recht) an, dass auf großen, tiefen Märkten – wie dem amerikanischen Aktienmarkt, auf dem große Scharen unentwegt versuchten, irgendwelche kleine Schritte vorwärts zu tun – schwer Geld zu machen sei. Darum bevorzugten sie kleinere Märkte und ausgefallenere Vermögenswerte wie dänische Hypotheken-Pfandbriefe. Dabei wandten sie mehrere Strategien an. Ihr Grundkonzept war jedoch relativ einfach. Sie hielten Ausschau nach zwei Vermögenswerten, deren Preise sich historisch im Einklang bewegten, und warteten ab, bis diese Werte sich, aus welchen Gründen auch immer, vorübergehend voneinander wegbewegten, also einer der beiden Vermögenswerte teurer wurde. Und dann kaufte LTCM den billigeren Vermögenswert, während es den teuren im Terminoptionsgeschäft verkaufte. Sobald die beiden Werte wieder konvergierten, stieg LTCM aus. Jeder Handel war ein kleiner Treffer. Das Ganze war wie ein »Staubsaugen von Nickelmünzen«, wie sich einer der Gründer von LTCM auszudrücken beliebte. Da der Hedgefonds aber ein riesiges Fremdkapital einsetzte, war er freilich ein sehr großer Staubsauger.

In der Theorie war das völlig in Ordnung. Nur waren damit ein paar heikle Voraussetzungen verbunden. Zum einen ging LTCM davon aus, dass die Preise binnen eines akzeptablen Zeitraums zu ihrem echten Wert zurückkehrten und nie allzu stark schwankten. Zum anderen konnte LTCM auf den von ihm bevorzugten kleinen Märkten und angesichts seiner ungewöhnlichen Handelsstrategien meist nur mit sehr wenigen Partnern geschäftliche Beziehungen aufnehmen. Wer Cisco-Aktien erwerben will, wird zahlreiche Personen finden, die diese Wertpapiere zu einem vernünftigen Preis verkaufen. Will man aber, wie LTCM, mit Kurswertschwankungen handeln, so stehen einem in der ganzen Welt nur einige wenige Unternehmen für derartige Geschäfte zur Verfügung – mit anderen Worten: Dann gibt es auf unserem Globus lediglich einen äußerst kleinen Kreis von Personen, mit denen man Handel treiben kann und die sich außerdem alle untereinander persönlich kennen.

Es steht völlig außer Frage, dass die Personen dieses exklusiven Zirkels blitzgescheit waren. Nur – es waren ihrer sehr wenige, und sie dachten in entscheidenden Punkten, etwa Risiko und Vergütung betreffend, sehr ähnlich. Ab Mitte der neunziger Jahre, als im Zuge der enormen Erfolge während der Anfangsjahre andere Firmen LTCM nachzueifern begannen, nahm die gleichartige Denkweise in den entsprechenden Kreisen noch zu – mit der Folge, dass niemand aufstand und seine Chance sah, als im Sommer 1998 die Sache aus dem Gleis geriet. LTCM hatte sein Geschäftsmodell auf der Basis des Gedankens entwickelt, dass die Preise für Wertpapiere wie dänische Hypotheken-Pfandbriefe stets auf das Niveau ihres wahren Wertes zurückfinden. Eine solche Strategie kann aber nur unter der Voraussetzung funktionieren, dass überhaupt jemand am Kauf von dänischen Hypotheken-Pfandbriefen interessiert ist, wenn ihr Wert abstürzt. Und im Sommer 1998 war keine der Personen, die diese Pfandbriefe als interessante Anlage empfunden haben könnten, an einem Kauf interessiert. Da in diesem Kreis die Geschäftsmethoden von LTCM geläufig waren, reichte allein die Tatsache, dass LTCM die Pfandbriefe verkaufen wollte, um sie nicht zu kaufen. Was LTCM damals gebraucht hätte, waren Investoren mit anderem Risikoverständnis. Doch im Sommer 1998 schienen sämtliche Anleger – zumindest all jene, mit denen LTCM zu tun hatte – nach dem gleichen Muster gestrickt zu sein. Besonders auffällig war dann, dass die Preise der verschiedenen Werte, die LTCM besaß, plötzlich alle miteinander in Zusammenhang gesetzt wurden, das heißt, sie bewegten sich in der gleichen Richtung, obwohl es dafür keinen Anlass gab. Grob ausgedrückt: In jenem letzten Monat genügte das Bekanntwerden der schlichten Tatsache, dass LTCM einen Vermögenswert besaß, und schon sackte er ab.

Wäre LTCM mehr Zeit geblieben, so hätte es sehr wohl überleben können. Viele, wenn auch nicht alle der von ihm aufgenommenen Posten waren gut, und die Wall-Street-Banken, die LTCM übernahmen, machten am Ende doch noch ihren Gewinn. Die Tatsache, dass LTCM langfristig gesehen richtig lag, spielte jedoch keine Rolle. Wenn Ende September 1998 jeder gewusst hätte, dass die dänischen Hypotheken-Pfandbriefe schon ihren Wert hatten, wäre der Preis nicht so gefallen und hätten sich Käufer eingestellt. Aber keiner konnte sich ein Bild davon machen, wie lange die abgestürzten Preise unten blieben oder die Krise andauern würde. Und weil LTCM so stark mit Krediten jonglierte, war der Spielraum für Irrtümer eng; denn jeder Fehler kam LTCM entsprechend teuer zu stehen.

Es ist eine Binsenweisheit, dass Kapitalmärkte abwechselnd von Angst und von Habsucht beherrscht werden. Am solidesten sind Märkte, die gleichzeitig von Angst und Gier angetrieben werden. Um eine Selbstverständlichkeit auszusprechen: Ein Käufer beurteilt die Zukunftschancen einer Aktie anders als der Verkäufer. Ersterer glaubt, dass sie im Wert steigen, Letzterer, dass sie an Wert verlieren wird. Recht behalten wird aber nur einer von beiden. Ausschlaggebend ist jedoch, dass der Markt durch die Interaktion solch unterschiedlicher Einstellungen einen sinnvollen Weg zur Verteilung von Kapital finden kann. LTCM betreffend waren unterschiedliche Einstellungen nicht existent. Alle dachten das Gleiche, weil die Gruppe der Entscheidungsträger zu klein und zu anfällig war, um sich gegenseitig imitieren zu dürfen. Dabei hatte es nichts zu bedeuten, wie intelligent jeder Einzelne war. Schlussendlich waren sie zu gleichartig, um gescheit zu sein.
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Der größte Börsenschwindel der fünfziger Jahre des letzten Jahrhunderts begann in einem heruntergekommenen Truthahnstall in der Kleinstadt Pearl River, US-Bundesstaat New York. Der Stall gehörte Gottfried Schmidt, einem Ingenieur und Modellhersteller, der überdies ein begeisterter Besucher von Bowlingbahnen war. Im Jahr 1936 begann Schmidt sich darüber zu ärgern, dass er niemanden fand, der ihm die Bowling-Pins aufstellte, wenn er nach Arbeitsschluss ein paar Runden spielen wollte. Damals mussten die Kegel noch manuell aufgestellt werden. Schmidt hatte die Idee, dass sie maschinell schnell und präzise aufgestellt werden könnten. Daraufhin bildete er mit zwei Automechanikern und einem anderen Ingenieur ein Team und machte sich mit ihnen im Truthahnstall hinter seinem Wohnhaus an den Bau des ersten automatischen Kegelaufstellers. Es war noch die Zeit der Weltwirtschaftskrise, sodass diese Erfinder sich mit Altmetallstücken, Fahrradketten und Gebrauchtwagenteilen begnügen mussten. Nach einem Jahr hatte Schmidt ein einigermaßen funktionierendes Modell beisammen und ließ es sich patentieren.

Nun trat Morehead Patterson auf, seines Zeichens ebenfalls Hobbyerfinder, aber auch Direktor bei American Machine and Foundry (AMF), einem Unternehmen, das auf die Herstellung von Maschinen für das Bäcker- und Tabakgewerbe spezialisiert war, jedoch nach Diversifizierungsmöglichkeiten suchte. Patterson erkannte, dass Schmidts Erfindung mit richtigem Marketing den Bowlingbahnbetrieb revolutionieren könnte. Da Bowlingbahnen so genannte »Kegeljungs« benötigten, konnten sie immer nur eine begrenzte Anzahl Bahnen betreiben. Außerdem war es so, wie Andrew Hurley in seinem Buch Diners, Bowling Alleys and Trailer Parks ausführt, dass das Verhältnis zwischen Kunden und Kegelboys bestenfalls gespannt war. Sozialreformer geißelten Bowlingbahnen als Lasterhöhlen. Diese Etablissements waren mit Billardsalons vergleichbar, allerdings lärmiger. Ein automatischer Pinaufsteller würde Ordnung und mechanische Präzision in die Kegelbahnen bringen; damit waren Expansion und eine gesellschaftliche Aufwertung möglich. Mit diesem Gedanken reiste Patterson nach Pearl River, fand Schmidt in seinem Truthahnstall und bot ihm einen Job an. Schmidt wurde bei AMF angestellt, die Firma exklusiver Nutznießer des Patents.

Ohne den Zweiten Weltkrieg wäre der automatische Pinaufsteller möglicherweise schon Anfang der Vierziger auf den Markt gekommen. So aber produzierte AMF fürs Erste Kriegsgüter. Als 1946 dann der erste Aufsteller gelang, hatte er noch ein paar Schwachpunkte, die es zu beseitigen galt. Das erste funktionierende Modell wurde schließlich 1951 auf einer Kegelbahn in Mount Clemens im Bundesstaat Michigan in Betrieb genommen.

Es schlug auf eine Weise ein, die alle Erwartungen Pattersons übertraf. Die Bowlingbahnen mutierten von schäbigen Spelunken zu Traumpalästen. Und weil die Maschinen tatsächlich schneller und leistungsfähiger als die Kegeljungs waren, gewann das Bowling an Rasanz und Anziehungskraft. Bowling avancierte zum idealen Familiensport, der auch den aufsteigenden Mittelstand faszinierte. Die Bowlingbahn erlangte den Ruf eines »Country Club des Volkes«. Ende der fünfziger Jahre gingen mehr als zehn Millionen Amerikaner mindestens einmal wöchentlich »bowlen«.

Der Boom zeitigte eine unerwartete Folge. Bowlingaktien wurden zum Liebling der Wall Street. Der Aktienwert der AMF und von Brunswick – eines weiteren Herstellers von Bowlingbahngeräten – stieg 1957/58 auf das Doppelte. Auch kleinere Hersteller wagten nun den Gang an die Börse. Investoren überschütteten die Branche geradezu mit Kapital. Man brauchte nur eine irgendwie mit Bowling verbundene Geschäftsidee zu haben, und schon floss das Geld. Überall in den USA entstanden Bowlingbahnen. 1960 waren es bereits 12000 Anlagen mit insgesamt 110000 Bahnen. Alles in allem pumpten Anleger während des Bowlingbooms zwei Milliarden Dollar in die Branche – und das war damals wirklich ein Haufen Geld.

Die Wall Street heizte den Begeisterungstaumel nach Kräften an. Analysten prophezeiten, dass die Beliebtheit dieser Sportart künftig im gleichen Maße wie in den Fünfzigern weiterwachsen würde. Sie sagten voraus, dass bald jeder Amerikaner wöchentlich zwei Stunden auf einer Bowlingbahn anzutreffen sein würde. Charles Schwab, dessen Karriere an der Wall Street damals gerade begann, war begeistert: »Man rechne sich das mal aus – 180 Millionen Menschen mal zwei Stunden wöchentlich mal 52 Wochen im Jahr. Das bedeutet wirklich eine Menge Bowling.« Der Hype katapultierte die Aktien von Kegelfirmen weiter nach oben. Die Begeisterung für alles, was mit Bowling zu tun hatte, verselbstständigte sich.

Sie verselbstständigte sich zu Tode. Im Vergleich zu ihrem Höchststand hatten die Kegelaktien bis 1983 80 Prozent an Wert eingebüßt. Es brauchte nahezu ein Jahrzehnt, bis sie dieses verlorene Terrain halbwegs zurückerobern konnten. So populär wie in der Eisenhower-Zeit ist Bowling in Amerika nie wieder geworden. Heutzutage existieren nur halb so viele Bowlingbahnen wie vor 40 Jahren – obwohl die USA inzwischen 100 Millionen mehr Einwohner zählen.

Diese kurzlebige Hysterie für Bowlingaktien ist ein Beispiel für Börsenschwindel – für einen jener kleinen Schwindelanfälle, wie sie auf allen Märkten für Vermögenswerte, vor allem an Börsen, regelmäßig vorkommen. So war zum Beispiel eine von den Verheißungen des Atomzeitalters hypnotisierte Wall Street wenige Jahre zuvor in Uranaktien vernarrt. Mitte der Sechziger konnten Anleger gar nicht genug von Mischkonzern-Aktien kriegen. Außerdem gab es da die Miniseifenblase in Form der Aktien des Immobilienkonzerns Sky Homes, deren Wert 1969 um das Zwanzigfache anstieg. PC-Hersteller, Unternehmen der Biotechnologie, Immobilienfirmen und noch einmal biotechnologische Unternehmen – sie alle waren während der vergangenen zwei Jahrzehnte Gegenstand eines Anlegerfiebers. Diese Seifenblasen blieben jedoch auf Teilbereiche des Aktienmarkts begrenzt. Ungleich verheerender sind jene historischen Augenblicke, wenn augenscheinlich alle Investoren dem Taumel verfallen und dem von Charles Mackay so genannten »Wahnsinn der Massen« erliegen – so kam es in England während der zwanziger Jahre des 18. Jahrhunderts zur berühmten »South Sea Bubble«, in den achtziger Jahren des letzten Jahrhunderts zum japanischen Immobilienmarktschwindel (damals war ein Grundstück in Tokio angeblich mehr wert als ganz Kalifornien) und natürlich zur Überhitzung der Hochtechnologiewerte in den neunziger Jahren. Bei einem echten Börsenschwindel verlieren Papier- und Realwert jede Relation zueinander. Die Preise steigen und steigen, weil die Menschen damit rechnen, dass sie noch weiter steigen – bis zu dem Moment, an dem sie eben nicht mehr steigen. Dann setzt die Panik des massenhaften Ausstiegs ein.

Börsenschwindel und -kräche sind Beispiele für Fehlläufe kollektiver Entscheidungsfindung. Während eines Börsenschwindels verschwinden alle Faktoren, die Gruppen intelligent machen – Unabhängigkeit, Diversifizierung, persönliches Urteil. Und solche Phänomene der Finanzmärkte haben einen riesigen Einfluss auf die »reale« Wirtschaft. Schließlich ist der Aktienmarkt eigentlich nur ein riesiger Mechanismus, der es Anlegern ermöglicht, (indirekt) zu bestimmen, wie viel Kapital verschiedenen Firmen zufließen sollte. Bei hohem Aktienwert kann ein Unternehmen mehr Kapital aufnehmen, als es ihm normalerweise möglich ist – entweder durch Aktienverkäufe oder Schuldverschreibungen. Mit dem Hochtreiben von Aktienkursen pumpen Anleger also Kapital in ein Unternehmen, das sie von anderen abziehen. Ist der Markt klug, so nutzen hochbewertete Unternehmen das aufgenommene Kapital produktiv und nutzbringend – was für das Unternehmen selbst wie für die Gesamtwirtschaft dann ein Segen ist.

Im Fall der Bowlingaktien verhielt sich der Markt allerdings nicht sonderlich klug – im Gegenteil: Hier versagten Anleger bei ihrer Aufgabe, den richtigen Unternehmen Kapital zuzuleiten. Sie investierten viel zu viel Geld in Bowlingaktien, und die Bowlingbahnunternehmen versäumten es, das von ihnen aufgenommene Kapital klug zu nutzen. In Erwartung einer Zukunft, die nie eintraf, haben sie überexpandiert. Das Bowlingbahnfieber war also nicht gerade ein Glanzzeugnis für die Weisheit der Menge. Nun sind große Börsenschwindel und -kräche allerdings ein eher seltenes Phänomen. Die Kenntnis, wie und warum sie entstehen, hilft jedoch zu verstehen, was bei Gruppenentscheidungen falsch laufen kann.

Beim Nachdenken darüber wird eines gleich klar: In der realen Wirtschaft kommt es nie zu solchen Erscheinungen wie auf dem Aktiensektor. Der Preis eines Fernsehgeräts verdoppelt sich nicht plötzlich über Nacht und bricht nicht ein paar Monate später wieder ein. Natürlich gibt es auch da Preisänderungen – Hersteller heben die Preise für knappe Waren an, Einzelhändler reduzieren die Preise von Waren, die sich nicht bewegen –, aber keine wilden Auf- und Abschwankungen. Und man wird da auch nie die Situation erleben, dass steigende Preise Menschen zu wachsenden Käufen reizen. (Genau das ereignet sich ja während eines Börsenschwindels.) Je teurer ein Fernsehgerät wird, desto mehr verringert sich das Kaufinteresse.

Solche Seifenblasen sind ein Charakteristikum von Finanzmärkten. Warum? Nun – was kauft man denn, wenn man eine Aktie erwirbt? Einen Bruchteil der künftigen Gewinne eines Unternehmens. (Wenn ich eine Aktie eines Unternehmens besitze und das Unternehmen pro Aktie zwei Dollar verdient, stecke ich zwei Dollar ein.) Man kauft damit aber auch noch etwas anderes: nämlich das Recht, diese Aktie wieder an jemand anderen zu veräußern – idealerweise an jemanden, der die Zukunft dieses Unternehmens positiver einschätzt und darum für die Aktie mehr zahlt, als man selbst ausgegeben hat.

Nun erwirbt man ein solches Recht selbstverständlich auch beim Kauf eines materiellen Produkts. Wenn man ein Produkt der realen Wirtschaft ersteht, ist man im Allgemeinen freilich an einem Wiederverkauf nicht vorrangig interessiert. (Das gilt selbst für Automobile.) So hängt der Wert eines Heimcomputers beispielsweise nicht von der Summe ab, für den man ihn an einen Nachbarn weiterverkaufen könnte, sondern vielmehr von dem Nutzen, den man selbst davon hat. Und mit wenigen Ausnahmen verlieren materielle Produkte mit der Zeit ja auch an Wert. Man erhält beim Wiederverkauf weniger, als man gezahlt hat.

Auf Finanzmärkten dagegen werden Dinge mit der Zeit oft wertvoller. Die Preise steigen. (Gleiches gilt für den Kunst- und den Antiquitätenmarkt.) Und deswegen ist es von hoher Bedeutung, ob ich meine Aktie oder meine Immobilie wieder verkaufen kann. Und nun das entscheidende Moment: Eben das macht die Einschätzung des Marktes, was meine Aktie wert ist, so wichtig. Was habe ich beim Kauf einer Aktie zu beachten? Rein theoretisch sollte ich mich darüber in Kenntnis setzen, was das fragliche Unternehmen in Zukunft verdienen wird. Wenn das Unternehmen über die kommenden 20 Jahre 60 Dollar (im Sinne eines abgezinsten Cashflow) pro Aktie verdienen wird, sollte ich bereit sein, 60 für das Papier zu zahlen. In der Praxis werde ich mich aber wahrscheinlich nicht einfach nur um die künftigen Gewinne des Unternehmens, sondern auch darum sorgen, was das Unternehmen nach Ansicht anderer an Rendite machen wird, weil das nämlich darüber entscheidet, ob ich in der Lage sein werde, die Aktie zu mehr als meinem Kaufpreis wieder zu veräußern.

Zur Veranschaulichung des Unterschieds zum täglichen Wirtschaftsverhalten sei folgendes Beispiel angeführt: Man betritt den örtlichen Lebensmittelladen, um einen Apfel zu kaufen, und hat wahrscheinlich eine gewisse Vorstellung von einem fairen Preis für dieses Obst. Wenn der Apfel nun aber 90 Cent kostet und man 75 Cent für angemessen hält, wird man deswegen nicht wutentbrannt aus dem Geschäft stürmen. Man weiß in solchen Situationen aber, wann man übers Ohr gehauen wird und wann man ein gutes Geschäft macht, weil man (wenn auch nicht bewusst) ein Gespür dafür hat, wie viel einem der Apfel wert ist – was man also davon hat.

Die Vorstellung von einem solch fairen Preis entsteht ohne ein Nachdenken darüber, was andere Menschen diesbezüglich über Äpfel denken. Gewiss, man weiß, was der Lebensmittelhändler für den richtigen Preis hält – es ist ja der Preis, den er verlangt. Und man hat ja auch früher schon Äpfel gekauft, hat also Erfahrungen, auf die man seine Idee von einem akzeptablen Preis stützt. Im Kern basiert unsere Entscheidung auf einer ganz einfachen Überlegung: Wie sehr mag ich Äpfel? Und wie gut ist dieser Apfel, den zu kaufen ich jetzt erwäge?

Man entscheidet folglich relativ selbstständig, ob man den Apfel kauft oder nicht kauft, so wie es zu jedem Zeitpunkt unzählige Apfelliebhaber, jeder für sich, ebenfalls tun. Auf der anderen Seite kalkulieren die Produzenten, wie viel sie der Anbau und der Transport ihrer Äpfel kostet. Im Preis von Äpfeln reflektieren sich folglich Millionen selbstständiger, voneinander unabhängiger Entscheidungen.

Im Gegensatz dazu reflektiert der Preis einer Aktie oft eine Reihe abhängiger Entscheidungen; denn was Menschen als Wert der Aktie ausmachen, hängt ja zumindest partiell von den Meinungen aller anderen über den Wert der Aktie ab. Der Ökonom John Maynard Keynes stellte diesen Prozess als eine Art Schönheitswettbewerb dar: »Ein professionelles Investieren lässt sich mit jenen Zeitungswettbewerben vergleichen, deren Teilnehmer aus hundert Fotografien die sechs hübschesten Gesichter zu wählen haben; den Preis erhält derjenige, dessen Wahl dem durchschnittlichen Geschmack aller Teilnehmer am nächsten kommt; aus diesem Grunde hat jeder Teilnehmer nicht etwa die Gesichter auszuwählen, die ihm persönlich am besten gefallen, sondern jene, von denen er meint, dass sie wahrscheinlich am ehesten das Augenmerk anderer Teilnehmer erregen, die diese Aufgabe alle miteinander unter dem gleichen Gesichtspunkt betrachten.«

Auf den letzten Satz kommt es an. Keynes hat erkannt: Was den Aktienmarkt besonders merkwürdig erscheinen lässt, ist die häufige Beschäftigung von Anlegern nicht nur mit der Einschätzung des durchschnittlichen Anlegers, sondern auch mit der Einschätzung dessen, was der durchschnittliche Anleger für die Meinung des durchschnittlichen Anlegers hält.

Aus diesem Spiel gibt es, hat man sich erst darauf eingelassen, kaum ein Entrinnen. Doch trotz Keynes: Am Aktienmarkt wird dieses Spiel nicht von allen betrieben. Manche handeln unabhängig und selbstständig, indem sie einfach das hübscheste Mädchen herausgreifen – das heißt die Aktie des besten Unternehmens – und darauf bauen, dass der Markt sich schließlich ebenfalls sozusagen für das hübscheste Mädchen entscheidet. Andere wählen die Mädchen, die sie persönlich als schön empfinden, die, wie sie vermuten, aber auch von anderen wahrscheinlich als attraktiv empfunden werden. Und wieder andere verhalten sich im Sinne der Empfehlung Keynes’. Aus diesem Grund ist der Aktienmarkt für gewöhnlich ein sich stets wandelnder und dabei doch relativ stabiler Mix aus abhängigen und unabhängigen Entscheidungen.

Zu Seifenblasen und Krächen kommt es auf dem Börsenmarkt, wenn der Mix sich zu sehr in Richtung abhängiger Entscheidung verschiebt. Im Fall der Bowlingaktienblase beispielsweise deuteten Anleger die steigenden Aktienpreise von AMF und Brunswick als einen Beweis dafür, dass alle Welt Bowling echt für den nächsten großen Boom hielt. Weil die Bowlingaktien allem Anschein nach bei jedermann äußerst beliebt waren, wollten die Anleger solche Aktien besitzen, was diese wiederum noch attraktiver machte. So entstand der Eindruck, dass man beim Kauf von AMF-Aktien überhaupt nicht verlieren könnte, weil es doch jederzeit irgendwen geben müsste, der bereit wäre, einem diese Wertpapiere wieder abzunehmen. Und mit anhaltendem Wertanstieg der Aktie schwand der Anreiz, sie einer unabhängigen Überprüfung zu unterziehen, die vielleicht zu einer gesunden Skepsis gegenüber dem ganzen Bowlingboom geführt hätte. Infolgedessen machte die für einen soliden Markt unabdingbare Meinungsvielfalt einer Art von Starrsinn Platz. Alle behaupteten, Bowling sei die Sache schlechthin, und deshalb glaubten alle, dass Bowling eben die Sache schlechthin sei.

Ein Börsenkrach ist lediglich die Umkehrung eines Börsenschwindels. Er kommt allerdings plötzlicher, und er ist bösartiger. Bei einem Börsenkrach sind die Investoren alle auf ähnliche Weise am »realen« Wert einer Aktie desinteressiert und zugleich auf ganz ähnliche Weise von der Idee besessen, sie zu verkaufen. Rätselhaft ist vor allem, warum Börsenkräche sich zum jeweiligen Zeitpunkt ereignet haben; denn fast alle größeren Crashs scheinen im Vergleich zu ihren unmittelbaren Anlässen völlig unverhältnismäßig gewesen zu sein. Die vermutlich bisher beste Erklärung hierfür hat der Biologe Per Bak geliefert, der einen Börsenkrach mit dem Zusammensturz eines Sandhaufens verglich. Wenn man einem Sandhaufen weitere Körner hinzufügt, behält er beim Anwachsen seine Form, bis es irgendwann plötzlich ein Sandkorn zu viel ist und der Haufen in sich zusammenfällt.

Heutzutage sind Anleger mit Sicherheit besser informiert als in früheren Zeiten. Sie wissen, dass Börsenschwindel existieren und selten – falls überhaupt je – gut ausgehen. Warum sind solche Seifenblasen dann aber so schwer zu beseitigen?

Zur Beantwortung dieser Frage ist ein Experiment hilfreich, das im Experimental Economics Laboratory der Technical University of California (Caltech) durchgeführt wurde. Dort wurde Studenten Gelegenheit gegeben, über 15 Perioden mit Anteilen an einem fiktiven Unternehmen zu handeln. Jeder Student erhielt zu Beginn zwei Aktien und einen Geldbetrag, um weitere Aktien erwerben zu können. Zum Ende jeder Periode wurde für jede Aktie eine Dividende von 24 Cent ausgesetzt. Wer am Ende der ersten Handelsperiode eine Aktie besaß, erhielt 24 Cent. Wer eine Aktie über den gesamten Zeitraum des Experiments hielt, bekam 3,60 Dollar (0,24 × 15). Wäre ein Student also zu Beginn des Experiments gefragt worden, wie viel er für eine Aktie zu zahlen bereit wäre, hätte die richtige Antwort lauten müssen: »Nicht mehr als 3,60 Dollar.« Nach Schluss der ersten Periode hätte er für die Aktie eigentlich nicht mehr als 3,36 Dollar zahlen dürfen (3,60 – 0,24); nach Ende der zweiten Periode maximal bis zu 3,12 Dollar und so weiter.

Hier konnte es (anders als in einem echten Börsenmarkt) keine Ungewissheit über den Wert einer Aktie geben. Wer für eine Aktie mehr als die Summe zahlte, die er zum Schluss an Dividende einsammelte, zahlte schlicht zu viel. Während des Experiments sprang der Preis der Aktien jedoch sofort auf 3,50 Dollar, wo er bis fast zum Schluss blieb. Auch als die Aktien keine 3 Dollar mehr wert waren, tauschten Studenten nach wie vor für 3,50 Dollar. So war es auch noch, als der Aktienwert unter 2 Dollar, und sogar, als er unter 1 Dollar rutschte.

Was dachten sich die Studenten dabei? Der für das Experiment verantwortliche Wirtschaftswissenschaftler Colin F. Camerer befragte sie, warum sie Aktien zu einem Preis gekauft hätten, von dem sie eigentlich hätten wissen müssen, dass er verrückt war. »Darauf kam die Antwort: ›Natürlich habe ich gewusst, dass die Preise zu hoch waren. Ich habe aber beobachtet, dass andere Personen zu hohen Preisen kauften und verkauften. Da habe ich mir gedacht, dass ich getrost kaufen könnte, zwischendurch ein oder zwei Dividenden einsacken würde und die Aktien danach zum gleichen Preis wieder irgendeinem anderen Idioten verkaufen könnte.‹«

Das Caltech-Experiment ist aufschlussreich wegen seiner Radikalität. Die Studenten waren im Besitz aller Informationen, die sie zu einer richtigen Entscheidung benötigten – das heißt, um für eine Aktie keinen überhöhten Preis zu zahlen. Ihnen war bekannt, wann das Experiment beendet sein würde – dass ihnen also zum Abstoßen ihrer Aktien nur ein begrenzter Zeitraum zur Verfügung stand. Und, von ihren Zurufen für den Kauf und Verkauf von Aktien einmal abgesehen, kommunizierten sie auch nicht miteinander – sie vermochten einander auch nicht aufzuheizen. Und dennoch bildete sich eine Seifenblase. Das veranschaulicht, wie gefährlich es ist, in Abhängigkeit zu entscheiden.

Nun muss freilich eingeräumt werden, dass Seifenblasen an realen Börsenmärkten komplizierter und auch interessanter sind. Zunächst einmal: Dort wird einem gar nicht bewusst, dass man sich mitten in so einer Blase befindet. Camerers Studenten gestanden offen ein, dass sie nach einem noch größeren Dummkopf Ausschau hielten; in einem realen Börsenschwindel glauben – nicht alle, aber jedenfalls manche – Anleger dem Hype. Die Leute, die Cisco-Aktien zu einem Zeitpunkt kauften, als sie die teuersten Aktien der Welt waren, taten dies zweifellos, weil sie überzeugt waren, dass der Aktienwert einfach immer weiter steigen würde – und letzten Endes, dass der Konzern möglicherweise doch wirklich 350 Milliarden Dollar wert war.

Das Teuflische an einem Börsenschwindel besteht darin, dass er, je länger er dauert, desto weniger wie eine Seifenblase wirkt – zum Teil deshalb, weil niemand weiß, wann er endet (so wie man rückblickend auch nicht wirklich wissen kann, wann er eigentlich anfing). Es hat jede Menge Gurus gegeben, die 1998 den katastrophalen Niedergang der Nasdaq-Aktien prophezeiten. Wer zu dem Zeitpunkt ausgestiegen wäre, hätte jedoch einen 40-prozentigen Gewinn verpasst. Wäre man vor 1998 ausgestiegen, hätte man sogar einen 85-prozentigen Gewinn versäumt. Wie viele Jahre muss es auf dem Markt kontinuierlich aufwärts gehen, bevor der wahre Zustand klar zu werden beginnt?

Man macht es sich zu leicht, wenn man Börsenschwindel als Anfälle kollektiver Hysterie abtut. Die Sache ist wesentlich komplizierter. Wie wir im Kapitel über Imitationen und die Informationskaskaden gesehen haben, ist ein gewisses Huckepack-Reiten auf der Weisheit anderer unvermeidbar und oft durchaus von positiver Wirkung. Wenn Gruppen im Allgemeinen relativ intelligent sind (was bekanntlich der Fall ist), besteht eine keineswegs geringe Chance, dass ein Aktienpreis tatsächlich angemessen hoch ist. Zum Problem wird die Sache erst, wenn jedes Mitglied sich der Weisheit der Gruppe anzuschließen beginnt – dann fügt nämlich niemand mehr der Weisheit der Gruppe etwas hinzu. Zu Keynes ist anzumerken: Beim Schönheitswettbewerb besteht nur dann Aussicht, dass das hübscheste Mädchen gewählt wird – und zu diesem Zweck ist er schließlich da –, wenn einige Teilnehmer wirklich darüber nachdenken, welches Mädchen von allen das schönste ist.

So wie wir nicht verstehen, warum es zu Börsenkrächen kommt, haben wir bisher auch keine rechte Ahnung, wie Seifenblasen entstehen. Wir wissen nur: Sie können aus dem Nichts kommen. Bowling war während der fünfziger Jahre in den USA eine der beliebtesten Freizeitbeschäftigungen. Unternehmen der Biotechnologie haben die Pharmaindustrie revolutioniert. Und das Internet war eine wegweisende, umwälzende Technologie. Wo liegt also das Problem? Es liegt darin, dass eine Seifenblase des Börsenmarkts zunächst nichts weiter ist als ein folgerichtiger Versuch von Anlegern, sich an starke Wirtschaftstrends anzuhängen, sich aber bald zu etwas ganz anderem entwickelt. Die Versuchung, auf der Basis des Verhaltens anderer mit Aktien zu handeln, ist nahezu unwiderstehlich. Und wenn Investoren einander nachäffen, verfällt die Weisheit der Gruppe als Ganzes.

Informationen werden gewöhnlich als positiv betrachtet – je mehr, desto besser. Und eine der wesentlichen Herausforderungen jeder Volkswirtschaft beruht darauf, sicherstellen zu müssen, dass Investoren über die Firmen, in die sie investieren, informiert sind. Die Erfahrung mit Börsenschwindeln und -krächen gibt jedoch zu erkennen, dass gewisse Informationen unter gewissen Umständen die Dinge verschlimmern. Es kommt auf die Informationsquellen an, und die Art und Weise, wie eine Information dargeboten wird, kann eine profunde Auswirkung darauf haben, wie sie angenommen wird.

Die Börsenblase der neunziger Jahre fiel mit einer explosionsartigen Vermehrung von Finanznachrichten zusammen. Im Vergleich zum Jahrzehnt zuvor haben Investoren heute – dank Internet und Kabelfernsehen – Zugang zu immensen Informationsfunden. In den späten Neunzigern war die einflussreichste Quelle von Finanznachrichten zweifelsohne CNBC. »Ich halte CNBC für den Fernsehsender unserer Zeit«, schrieb der Kolumnist Andy Serwer von der Zeitschrift Fortune 1999. »Die Börsenhausse, derer wir uns Jahr um Jahr erfreuen, hat Investieren zu einem Volkssport werden lassen. Je mehr die Aktienwerte steigen, desto mehr Bürger nehmen am Börsenmarkt teil, und desto mehr schauen CNBC, um auf dem Laufenden zu bleiben.« (Serwers Formulierung – »Je mehr die Aktienwerte steigen, desto mehr Bürger nehmen am Börsenmarkt teil« – reflektiert notabene genau die Dynamik einer Börsenblase.) Während der Glanzzeit der Börse schauten wöchentlich sieben Millionen Menschen CNBC; wer sich für den Börsenmarkt interessierte, hatte gar keine andere Wahl. Serwer weiter: »CNBC ist überall zu sehen, in den Börsensälen, in den Maklerfirmen, gewiss, aber auch in den Fitnessclubs und Restaurants, in Blumenläden und auf den Erdöl-Bohrinseln, in Fabrikhallen und bei Studentenverbindungen, in Anwaltskanzleien und Gefängnissen.»

CNBC berichtete nonstop über das Marktgeschehen; am Fuß des Bildschirms lief unentwegt ein Band mit den aktuellen Börsenwerten; es gab regelmäßige Berichte über den letzten Stand der Kursnotierungen verschiedener Börsen. In gewissem Sinne war der Sender nur eine Plattform, über die der Markt gewissermaßen mit sich selbst kommunizierte. Mit wachsender Zuschauerschaft wuchs aber auch sein Einfluss. Statt die Märkte einfach bloß darzustellen, begann er sie – unabsichtlich – zu bewegen. Wichtiger war weniger, was auf CNBC gesagt wurde; Investoren kauften und verkauften vielmehr aus dem Grund, dass es auf CNBC gesagt wurde.

Die Wirtschaftswissenschaftler Jeffrey Busse und T. Clifton Green untersuchten die Reaktionen des Marktes auf den positiven Bericht über eine Aktie in der Sendung Midday Call. Der Aktienkurs reagierte fast unmittelbar. Er stieg in den ersten 15 Sekunden nach Sendebeginn. Binnen einer Minute nach Ende der Sendung versechsfachte sich der Handel mit der Aktie. Die Schnelligkeit der Reaktion bezeugt einerseits die große Fähigkeit des Marktes, neue »Informationen« zu absorbieren. Die Untersuchung zeigt aber auch, dass die Investoren keineswegs auf den Inhalt der Sendung ansprachen. Eine Viertelminute reicht ja wohl kaum aus, um zu überlegen, ob die Aussage von CNBC Hand und Fuß hat oder nicht. Die Investoren interessierte lediglich eines: Weil CNBC sich damit befasste, würde es zum Handel mit der Aktie kommen. Wenn man weiß, dass andere Menschen auf die Nachricht reagieren werden, bleibt nur noch die Frage, ob man selbst noch schnell genug handeln kann. (Handelt man zu spät, wird man am Ende Geld verlieren.) Der Börsenmakler Ken Wolff erklärte der Zeitschrift Business News gegenüber: »Für den Wertpapierhandel stellt CNBC ein Instrument zur frischen Inputgebung dar.« Und der ehemalige Hedgefonds-Manager und heutige Wirtschaftskolumnist James J. Cramer äußerte sich zur CNBC-Morgensendung Squaw Box wie folgt: »Man reagiert, wenn man hört, dass jemand in Squawk erscheint.«

Indem CNBC die Investoren mit Meldungen über die Meinungen anderer Investoren bombardierte, verstärkte der Sender das abhängige Moment des Börsenmarkts noch. In den Tagen vor CNBC konnten die Händler auf die Meinungen aller anderen eigentlich nur aus den auf dem Ticker erscheinenden Kursschwankungen schließen. Selbst wenn man sie hinsichtlich der Gründe beziehungsweise Motive zu entschlüsseln versuchte, blieb zwischen einem selbst und dem Markt ein Freiraum. In der jetzigen Welt ist ein persönliches Interpretieren der Finanznachrichten nicht mehr erforderlich (und vielleicht auch gar nicht mehr möglich). Man wird laufend belehrt, was Wertpapierhändler sagen und wie der »Markt« fühlt. Um die Metapher von John Maynard Keynes wieder aufzugreifen: Es ist ganz so, als ob CNBC den ganzen langen Tag hinausposaune, wer laut Meinung der anderen die Schönste im ganzen Land sei. Das macht es für den einzelnen Investor noch schwieriger als ohnehin, eine eigene, unabhängige Entscheidung zu treffen – was sich offensichtlich noch gravierender in Zeiten auswirkt, da die Investoren bereits einem Herdentrieb folgen. So wird beispielsweise an einem Tag, wenn CNBC mit der Schlagzeile MANIC MONDAY auf dem Bildschirm erscheint, jedwede Entscheidung der Investoren von der Panik erfasst, die der Sender vermittelt. Die Herdenmentalität wird epidemisch, weil es Mühe macht, überhaupt noch an etwas anderes als an das Tun der anderen zu denken.

Doch auch unter Ausklammerung des Herdenproblems ist fraglich, ob ein Hagel von Nachrichten Entscheidungen positiv beeinflusst. Eine Experimentenserie des Psychologen Paul Andreassen mit Business-Studenten am MIT ergab: Ein Mehr an Nachrichten muss nicht ein Mehr an Information bedeuten. Andreassen teilte die Studenten in zwei Gruppen auf, deren jede ein Aktienportfolio zusammenstellte und über jede Aktie hinreichend Bescheid wusste, um für sie einen offenbar angemessenen Preis zu zahlen. Anschließend teilte Andreassen der einen Gruppe lediglich die Kursänderungen ihrer Aktien mit. Diese Gruppe konnte nach Belieben kaufen und verkaufen; als Entscheidungsbasis hatte sie jedoch eben nur Kenntnis vom Wertzuwachs oder -verlust ihrer Aktien. Die zweite Gruppe wurde überdies permanent mit Finanzkommentaren zu den Entwicklungen gefüttert, mit dem überraschenden Resultat, dass sie schlechter abschnitt als die weniger gut informierte Gruppe.

Als Ursache vermutet Andreassen, dass die Zeitungsberichte naturgemäß die Bedeutung jeder Einzelinformation hochspielen. Verlor zum Beispiel eine Aktie an Wert, so wurde ihr Absacken normalerweise als Zeichen für weitere dräuende schwarze Wolken gewertet; zog eine Aktie an, schien es einen endlos blauen Himmel anzukündigen. Infolgedessen haben die Studenten Andreassens mit Informationszugang überreagiert. Sie kauften und verkauften wesentlich häufiger als die Studenten der Gruppe, die lediglich die Aktienpreise verfolgten; denn sie räumten jeder neuen Information eine übertriebene Bedeutung ein. Den anderen dagegen blieb gar keine andere Möglichkeit, als sich auf die Kernfakten zu konzentrieren, von denen sie sich bereits bei der Zusammenstellung ihres Aktienportfolios hatten leiten lassen.

Das Problem einer Überbewertung von Einzelinformationen eskaliert, wenn sie allen Marktteilnehmern zukommen. Bedenken sollte man diesbezüglich ein Experiment, das der Finanzanalyst Jack Treynor durchführte. Treynor ließ die Studenten seines Finanzseminars die Anzahl von Geleebonbons in einem Glaskrug schätzen – der durchschnittliche Schätzwert wich erwartungsgemäß um weniger als drei Prozent von der tatsächlichen Zahl der Geleebonbons im Glaskrug ab – es waren 850, der mittlere Schätzwert betrug 871 –, und eine derart relativ hohe Genauigkeit der Gruppe wurde nur von einem einzigen Mitglied übertroffen. Bis zu diesem Punkt lief alles auf eine Bestätigung des Marktexperiments von Francis Galton über das Schlachtgewicht des Ochsen hinaus.

Im zweiten Gang des Experiments aber wies Treynor seine Studenten ausdrücklich auf die Tatsache hin, dass der Krug diesmal nicht aus Glas, sondern aus Kunststoff bestand und nicht bis an den oberen Rand gefüllt war – womit er nahelegte, dass das Gefäß diesmal mehr Geleebonbons enthalten könnte. Und was geschah? Der mittlere Schätzwert der Gruppe lag um 15 Prozent daneben und war erheblich schlechter als etliche individuelle Schätzungen von Gruppenmitgliedern.

Damit wurde bewiesen: Die zusätzliche Information verzerrte die Betrachtungsweise der Studenten. Nun hatte Treynor ihnen ja nichts Falsches erzählt; nur war es eine Wahrheit, die so formuliert war, dass sie in eine bestimmte Richtung deutete – der Krug enthielt wahrscheinlich mehr Geleebonbons, als es auf den ersten Blick wahrscheinlich erschien –, und deshalb unterminierte sie die kollektive Weisheit der Gruppe.

Die Art und Weise, wie die Information dargeboten wurde, spielte dabei ebenfalls eine Rolle. Statt sozusagen einfach zu erklären, diesmal befänden die Geleebonbons sich in einem Plastikkrug, ließ Treynor sich lang und breit darüber aus, warum es seiner Auffassung zufolge von Bedeutung war, dass der Krug aus Kunststoff bestand – und damit entzog er den Studenten Information. Je mehr ihnen erzählt wurde, desto unklarer wurde ihnen, wie viele Geleebonbons der Krug enthielt.

Keine Frage, das Wirtschaftsleben und die Demokratien sind auf öffentliche Informationen angewiesen; darauf beruhen sie. Die Experimente von Andreassen und Treynor geben jedoch zu erkennen, dass die Bekanntmachung von öffentlich relevanten Informationen am besten ohne Hype oder sogar Kommentare von Personen in Machtpositionen funktioniert. In diesem Lichte handelt die amerikanische Zentralbank klug und weise, wenn sie Zinssatzerhöhungen nur in Form eines knappen Resümees ihrer Entscheidung bekannt gibt.

Klug sind Gruppen nur, wenn ein Gleichgewicht existiert zwischen ihrem Gemeinwissen und den privaten Erkenntnissen ihrer einzelnen Mitglieder – in einer unabhängigen Information, die eine Kombination aller Elemente, teils richtig, teils falsch, enthält –, das für das Fortbestehen der Weisheit einer Gruppe sorgt. Wie wir gesehen haben, wird die eigene Wertbeurteilung auf dem Börsenmarkt von den Entwicklungserwartungen anderer beeinflusst. Das spielt meist eine nur geringe Rolle, weil diese Erwartungen miteinander konkurrieren. In einem Börsenschwindel aber – oder wenn die Seifenblase platzt – kommt es zu einer Konvergenz der Erwartungen. An einem solchen Prozess sind die Medien beteiligt. In Boomzeiten ist keine warnende Stimme zu vernehmen, die heraufziehendes Unheil befürchtet; wenn die Dinge schlecht laufen, findet sich kaum eine Stimme, die Panikverhalten kritisiert. Auf diese Weise verschlimmern die Medien die Schleife des Feedbacks, die sich während eines Börsenschwindels bildet. (Verursachen tun sich solche Schleifen freilich nicht.) Wie schon erwähnt, ist es für Investoren ohnehin nicht leicht, voneinander unabhängig zu urteilen. Während einer Börsenseifenblase wird es praktisch unmöglich. Mit anderen Worten: Der Markt verwandelt sich in eine Pöbelhorde.

Man ist natürlich versucht zu behaupten, dass Investoren in einer Seifenblase einfach den Verstand verloren haben, dass sie sich irrational verhalten und dass sie einen riesigen Kater haben werden, wenn die Blase platzt. Die Wahrheit sieht anders aus: Die Investoren richten sich nach der Masse. So etwas ist auch sonst kein absonderliches Phänomen.

So hetzte etwa eine Menschenmenge im August 2001 eine sechsundzwanzigjährige Frau auf, von der Seattle Memorial Bridge zu springen. Die Frau hatte ihren Wagen mitten im Verkehrsstrom angehalten und war über das Geländer geklettert. Auf der Fahrbahn hinter ihrem verlassenen Wagen begann sich rasch ein Stau zu bilden; in Gegenrichtung kam der Verkehr wegen Schaulustiger ebenfalls ins Stocken. Die Polizei wurde gerufen und versuchte die Frau zu bewegen, das Brückengeländer zu verlassen. Unterdessen begannen verärgerte Fahrer, Fußgänger und Passagiere eines stecken gebliebenen Metrobusses die Frau anzuschreien, sie solle endlich springen. »Bring es hinter dich!«, brüllten sie. »Nun spring endlich! Spring, du Miststück! Los!« Die Polizisten taten alles, um die Frau zu beruhigen – vergeblich. Die Menge hörte nicht auf zu hetzen. Die Frau sprang und stürzte sechs Stockwerke tief in den Fluss. (Sie überlebte wie durch ein Wunder.)

Ungewöhnlich war an diesem Vorfall in Seattle, dass er sich an einem Morgen ereignete. Das Phänomen der hetzenden Menge selbst war jedoch kein Einzelfall. Der Soziologe Leon Mann beschäftigte sich mit einer ganzen Reihe von Selbstmordversuchen durch einen Sprung in die Tiefe; in der Hälfte der von ihm untersuchten Fälle wurde der Selbstmordkandidat von einer sich rasch zusammenrottenden Menge angestachelt, wozu es, wie Mann feststellte, eher bei Nacht kommt, wenn es leichter fällt, nicht identifiziert zu werden, man sich aber vor allem leichter als Teil einer größeren Menge empfindet, und je größer die Menge, desto wahrscheinlicher, dass sie einen Selbstmordkandidaten zum Sprung antreibt. Nun ist es gewiss so, dass, je größer eine Menge ist, desto stärker das Gefühl von Anonymität ist. Man darf aber auch annehmen, dass, je mehr Leute schrien, desto mehr Personen versucht waren, in das Gebrüll einzustimmen.

Nun sind hetzende Massen gewiss eher eine Seltenheit. Die Gruppendynamik, die sie erfasst, scheint jedoch sehr dem Verhalten von aufrührerischem Pöbel zu ähneln. Und die Art und Weise, wie ein aufrührerischer Pöbel sich zusammenrottet, scheint wiederum dem Entstehen einer Seifenblase des Börsenmarkts merkwürdig ähnlich. Der Mob wirkt während eines Aufruhrs wie ein Organismus mit eigenem Bewusstsein. Zugegeben, das Verhalten eines Mobs enthält eine Dimension des Kollektiven, das einer Gruppe von Personen abgeht, die einfach nur herumstehen. Wie der Soziologe Mark Granovetter hervorgehoben hat, ist die kollektive Eigenart eines Mobs nicht einem plötzlichen Absinken in einen Zustand des Wahnsinns zuzuschreiben, sondern vielmehr Folge einer äußerst komplexen Entwicklung. Laut Granovetter gibt es in jeder Gruppe Personen, die nie und nimmer an einem Aufruhr teilnehmen würden, und andere, die jederzeit zum Randalieren bereit sind – die »Anstifter« beziehungsweise Rädelsführer. Die meisten Menschen aber stehen irgendwie dazwischen: Ihre Bereitschaft zum Aufstand ist abhängig davon, was andere Leute in der Menge machen, insbesondere aber davon abhängig, wie viele Personen sich austoben. Und je mehr Leute durchdrehen, desto mehr Personen wird bewusst, dass sie ebenfalls bereit sind loszuschlagen. (Man erinnere sich an die Aussage von Andy Serwer: »Je mehr Aktien im Wert steigen, desto mehr Leute werden in den Markt einsteigen.«)

Das klingt nun ganz so, als ob ein Aufruhr unabwendbar wäre, sobald ein Individuum einen Krawall anfängt. Das ist Granovetter zufolge jedoch keineswegs der Fall. Entscheidend ist die Zusammensetzung der Menge. Besteht sie aus einigen wenigen Anstiftern und zahlreichen anderen, die bloß mitmachen, wenn ein erheblicher Prozentsatz der Menge aktiv wird, so wird wahrscheinlich gar nichts passieren. Eine Masse gerät nur dann in Rage, wenn sie »Radikale« – Personen mit einer niedrigen Hemmschwelle in Bezug auf Gewalttätigkeit – und eine Menge Leute enthält, die mitgerissen werden können. Insofern mag ein Aufruhr vielleicht in Gang kommen; sobald die Menge aber die Hemmschwelle überschreitet und gewalttätig wird, wird ihr Verhalten von ihren radikalsten Mitgliedern bestimmt. Ein Mob kennt die Weisheit der Menge nicht. Er denkt und handelt extrem.

Märkte bilden selbstverständlich die meiste Zeit über keine Seifenblasen. Und Granovetters Werk enthält auch eine Andeutung, wessen die Märkte bedürfen, um endlose Ausbrüche irrationaler Übereiferung oder irrationaler Verzweiflung zu vermeiden. Wenn es in einer Gruppe genügend Personen gibt, die unter keinen Umständen den Verstand verlieren – deren Handlungen also gänzlich unabhängig vom Verhalten der restlichen Gruppe sind –, wird ein Aufruhr sehr viel unwahrscheinlicher; denn je mehr Personen nicht losschlagen, desto mehr Menschen werden auch nicht randalieren wollen. Die Analogie zum Aktienmarkt liegt auf der Hand: Je mehr Anlieger da sind, die sich weigern, Aktien zu kaufen, nur weil andere Personen Aktien kaufen, desto unwahrscheinlicher ist es, dass die Seifenblase sich aufbläht. Je weniger Anleger sich im Markt so verhalten wie die Teilnehmer an dem von Keynes beschriebenen Schönheitswettbewerb, desto solider, fester und intelligenter werden die Entscheidungen des Marktes sein.


ZWÖLFTES KAPITEL

Demokratie: Träume vom Gemeinwohl
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Im Januar 2003 trafen sich 343 Menschen – sorgfältig ausgesucht, damit sie einen nahezu vollkommenen Querschnitt der amerikanischen Bevölkerung repräsentierten – für ein Wochenende der politischen Debatten in Philadelphia. Zur Debatte stand die Außenpolitik der USA. Das Themenspektrum reichte vom drohenden Krieg mit dem Irak über die Ausbreitung von Nuklearwaffen bis zur globalen Aids-Epidemie. Die Teilnehmer waren zuvor erst einmal befragt worden; man wollte eine Vorstellung von ihrem Standpunkt zu den verschiedenen Fragen gewinnen. Danach schickte man ihnen vorbereitende Texte zu, die in bewusst ausgeglichenen Formulierungen die relevanten Fakten darboten sowie einen Eindruck vom Stand der zur Zeit laufenden Diskussionen vermitteln sollten. Nach ihrer Ankunft in Philadelphia wurden sie in kleine Gruppen unter der Leitung professioneller Moderatoren aufgeteilt. Dann wurde das ganze Wochenende über debattiert, wobei die Teilnehmer zwischendurch Gelegenheit bekamen, Komitees aus Experten und politischen Persönlichkeiten mit divergierenden Meinungen zu interviewen. Zum Schluss wurden alle Teilnehmer noch einmal befragt. Man wollte feststellen, wie die Diskussionen sich ausgewirkt hatten.

Das Projekt mit der umständlichen Bezeichnung »National Issues Convention Deliberative Poll« war eine Idee des Politologen James Fishkin von der Universität Texas. Fishkin erfand die »deliberative Meinungsumfrage« aus einer Enttäuschung und Verärgerung über die begrenzten Daten der herkömmlichen Meinungsforschung und aus dem Gefühl heraus, dass Amerikaner entweder nicht die nötigen Informationen oder aber keine Gelegenheit hätten, intelligente politische Entscheidungen zu treffen. Deliberative Umfragen sind seither in Hunderten von Großstädten in aller Welt durchgeführt worden. Geboren wurden sie aus dem Gedanken, dass die politische Diskussion nicht auf Spezialisten oder Angehörige der politischen Klasse beschränkt bleiben dürfte und dass dazu auch keine Notwendigkeit besteht.

Bei hinreichenden Informationen und der Chance, die Dinge mit ihresgleichen zu bereden, sind gewöhnliche Bürger sehr wohl in der Lage, komplizierte Sachverhalte zu verstehen und sinnvoll zwischen verschiedenen Standpunkten zu wählen.

Fishkin möchte deliberative Umfragen landesweit zu einer regulären Einrichtung machen. Da sie ein genaueres Bild von den Ansichten der amerikanischen Wähler vermitteln, wäre es für Politiker sinnvoller, mehr ihnen als den Umfragen herkömmlicher Meinungsforschungsinstitute Beachtung zu schenken. Das ist ein surreales Projekt; nicht zuletzt sind deliberative Umfragen auch zu zeitaufwändig und zu kostspielig. (Und möglicherweise ist amtierenden Politikern auch gar nicht daran gelegen, dass die Wähler besser informiert sind.)

Die Idee einer »deliberativen Demokratie«, wie Fishkin sie gemeinsam mit dem Juristen Bruce Ackerman, einem Juraprofessor der Unversität Yale, propagiert, bietet sich als Zielscheibe für Kritik geradezu an. Der Richter Richard Posner spöttelt über die Erwartung, dass solche politischen Diskussionsveranstaltungen Amerikaner zu Vorbildern von Vernunft und Bürgertugend machen könnten. »Die Bevölkerung der Vereinigten Staaten bildet eine zutiefst philisterhafte Gesellschaft«, schreibt er in seinem Buch Law, Pragmatism, and Democracy. »Die Bürger haben wenig Geschmack an Abstraktionen, wenig Zeit und noch weniger Neigung, einen beachtlichen Teil ihrer Freizeit damit zu verbringen, sich zu informierten und zu verantwortungsbewussten Wählern auszubilden.« Und weiter: »Es ist sehr viel schwieriger, sich eine solide Vorstellung von dem für die ganze Gesellschaft Notwendigen zu machen, als sich darüber im Klaren zu sein, wo die eigenen Interessen liegen.«

Posner und die deliberativen Demokraten sind jedoch vor allem unterschiedlicher Meinung in der Frage, wozu die Demokratie da ist und was wir von ihr erwarten dürfen. Haben wir eine Demokratie, weil sie den Menschen ein Gefühl vermittelt, in alles einbezogen zu sein und ihr Leben selbst bestimmen zu können, und sie darum zur politischen Stabilität beiträgt? Haben wir eine Demokratie, weil die Bürger das Recht haben, sich selbst zu regieren, auch wenn sie dieses Recht auf lächerliche Weise nutzen? Oder haben wir eine Demokratie, weil die Demokratie ein ausgezeichnetes Instrument darstellt, um intelligente Entscheidungen zu treffen und die Wahrheit aufzudecken?
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Formulieren wir diese Frage zunächst einmal um: Wozu ist die Demokratie nach Meinung der Wähler da? Anfang der sechziger Jahre des letzten Jahrhunderts bot sich eine Gruppe von Wirtschaftswissenschaftlern der Politologie zum Suchen nach einer Antwort darauf an. Sie wollten die Methoden, die sie zur Untersuchung der Funktionsweise von Märkten entwickelt hatten, nutzen, um zu verstehen, wie Politik funktioniert. Der unausgesprochene Ausgangspunkt für die meisten Analysen des Marktes ist selbstverständlich die Verfolgung eigener Interessen. Märkte funktionieren, indem sie die Suche der Einzelnen nach dem eigenen Nutzen für kollektiv nützliche Ziele einspannen. Es war darum für diese neuen Erforscher des politischen Lebens ganz natürlich, davon auszugehen, dass alle politischen Akteure – Wähler, Politiker, Ordnungshüter – letztlich durch eigene Interessen motiviert werden. Die Wähler wollen nicht etwa einen Kandidaten durchsetzen, der sich um das Land als Ganzes kümmert (außer wenn es ihr persönliches Wohlergehen berührt), sondern einen, der sich ihrer Belange annimmt. Die Politiker wollen vor allem wiedergewählt werden, weswegen sie für Gesetze und Vorlagen primär nicht deshalb stimmen, weil sie ihrer Meinung nach dem Land am besten dienen, sondern weil sie glauben, damit die Wähler für sich gewinnen zu können – was oft dazu führt, dass sie einer Politik berechneter Geldzuwendungen huldigen und die Interessen von mächtigen Lobbygruppen berücksichtigen. Ordnungshüter möchten ihre Position sichern und über größere Mittel verfügen; folglich übertreiben sie die Bedeutung ihrer Arbeit und suchen immer neue Wege, um den Rahmen ihrer Aufgaben zu erweitern. Und anders als im Markt wirkt sich solch eigennütziges Verhalten in der Politik nicht unbedingt zum Nutzen der Allgemeinheit aus. Die erwähnten Wirtschaftswissenschaftler sahen einen Regierungsapparat, der sich ständig bloß vergrößerte und seine Kompetenzen ausbaute. (Jedes seiner Mitglieder hatte ein persönliches Motiv, noch etwas mehr vom Staatskuchen abzubekommen, keines beachtete die Belange der Allgemeinheit.) Sie sahen Behörden, die bequeme Arrangements mit Wirtschaftszweigen eingingen, die sie zu regulieren hatten, sodass die Wirtschaftspolitik die Interessen mächtiger Gruppen förderte.

Diese Wissenschaftler vertraten die so genannte »Public-choice«-Theorie – ein Ideengemenge, das bemerkenswert scharfsichtig und zugleich bemerkenswert beschränkt wirkte. Mit ihrer Darstellung einer Politik der Interessengruppen, ihrer Einsicht in das Ausmaß, in dem Langzeitprobleme zugunsten kurzfristiger politischer Überlegungen verdrängt wurden, und ihrer Deutung, wie viele Regulierungen in Wahrheit den Interessen der regulierten Unternehmen dienten, lieferten sie eine Erklärung für den unter Amerikanern weit verbreiteten Frust über die Regierung. Andererseits: Sie übersahen eindeutig ein paar äußerst wichtige Fakten mit ihrer Vorannahme, dass Prinzipien und das öffentliche Interesse in der Politik überhaupt nichts zu suchen hätten, dass die Wähler bei der Abgabe ihrer Stimmzettel lediglich an die spezielle eigene Situation und nicht im Geringsten an umfassendere soziale und politische Fragen dachten und dass Interessengruppen eine nahezu komplette Kontrolle über den gesetzgeberischen Prozess ausüben. Für diese Theoretiker war die Sachlage ganz einfach. Um James Buchanan und Gordon Tullock zu zitieren: »Das durchschnittliche Individuum handelt auf der Grundlage des gleichen übergreifenden Werterahmens, wenn es an einer Aktivität des Marktes teilnimmt und politisch aktiv ist.« Das war jedoch schlicht eine Behauptung, die sie nicht nachweisen konnten. Die Gegenposition, dass unterschiedliche Aktivitäten bei Menschen unterschiedliche Wertvorstellungen und Verhaltensweisen bewirken, war mindestens genauso plausibel. Behandeln wir unsere Familienangehörigen etwa in der gleichen Weise wie unsere Kunden?

Der springende Punkt ist nicht der, dass der Eigennutz bei Wählern keine Rolle spielt. Um hier nur etwas ganz Offenkundiges zu erwähnen: Selbst wenn jemand für den Kandidaten stimmt, der nach seiner Auffassung die Belange des ganzen Landes am besten vertreten wird, wird sein Eigeninteresse sich doch bei den Faktoren auswirken, die einen Kandidaten in seinen Augen als starken oder schwachen Kandidaten ausweisen. Natürlich wäre es sinnlos, Politik völlig abstrakt und neutral zu betrachten. Aber das heißt noch lange nicht, dass die Wählerentscheidung durch rein persönliche Interessen bedingt ist. Schon die Tatsache, dass jemand überhaupt wählen geht, zeigt, dass er nicht ausschließlich von egoistischen Motiven geleitet wird. In amerikanischen politischen Kreisen mag das Jammern über niedrige Wahlbeteiligungen ja normal, eine Pflichtübung sein. Aus der Sicht eines Ökonomen ist es erstaunlich, dass sich überhaupt jemand die Mühe macht zu wählen. Die eigene Stimme hat praktisch null Chance, den Ausgang der Wahlen zu ändern; und für die meisten Menschen haben alle Politiker – selbst der US-Präsident – nur einen ziemlich geringen Einfluss auf das tägliche Leben. Wenn aber meine Stimme keine Rolle spielt und es auch ziemlich egal ist, wer bei der Wahl gewinnt – warum soll ich dann wählen?

Die »Public-choice«-Theoretiker haben eine menschliche Grundneigung zu wählen nach besten Kräften wegzuerklären gesucht. So erklärte beispielsweise William Riker, dass die Menschen mit dem Wahlgang öffentlich ihre »parteiliche Vorliebe« bekunden und ihre »Teilnahme am politischen System« bekräftigen, statt den Ausgang einer Wahl beeinflussen zu wollen. Doch die spartanischere Deutung trifft wahrscheinlich zu. Die Leute wählen, weil sie wählen zu müssen glauben – auch Rikers Daten über Wahlen seit den fünfziger Jahren gaben zu erkennen, dass »Pflichtgefühl« der wichtigste Indikator ist, ob einer zur Wahl geht oder nicht – und weil die Menschen einen wie auch immer geringen Einfluss darauf nehmen möchten, wie ihre Regierung geführt wird. Im Übrigen: Wenn, wie manche Theoretiker es sehen, Wählen »expressiv« ist – das heißt, dass die Leute ihre Ansichten öffentlich ausdrücken statt tatsächlich den Ausgang einer Wahl zu beeinflussen suchen –, dann könnte das für die Gesellschaft vorteilhafter sein, als wenn sie ihre Stimme im Sinne persönlichen Eigennutzes und Vorteils abgeben.

Doch selbst wenn Menschen aus einem anderen Motiv als aus Eigennutz wählen, dann bedeutet das noch nicht, dass ihre konkrete Stimmabgabe etwas anderes als Eigennutz reflektiert. Die Eigennutz-Theorie hat jedoch ihre eigenen Grenzen. Zunächst einmal ist eine klare Beziehung zwischen Eigennutz (zumindest im engen Verständnis) und Wahlverhalten bisher nicht zu erkennen. Die meisten Amerikaner sind nicht wohlhabend, werden es auch nie sein; dennoch haben sie seit den achtziger Jahren nicht dafür gestimmt, die Steuern für die Reichen zu erhöhen und die entsprechenden staatlichen Mehreinnahmen zugunsten ihrer eigenen Wünsche zu verwenden. Und Donald R. Kinder und D. Roderick Kiewiet haben in einer Reihe von Studien Wähler befragt und festgestellt, dass zwischen ihrer privaten wirtschaftlichen Situation und ihrer Stimmabgabe keine Relation besteht, wohl aber zwischen ihrer Wahlentscheidung und ihrem Verständnis von der wirtschaftlichen Gesamtsituation. Noch aufschlussreicher sind Untersuchungen des Politologen David Sears. Sie zeigen, dass ideologische Anschauungen in viel stärkerem Maße auf die Haltung zu Sachfragen einwirken als eigene Interessen. So haben beispielsweise konservative Wähler, die nicht im Genuss einer Krankenversicherung sind, trotzdem gegen ein staatliches Krankenversicherungswesen votiert, das andererseits von Liberalen, die sich persönlich des Schutzes einer Krankenversicherung erfreuten, befürwortet wurde.

Aus all dem darf keineswegs abgeleitet werden, dass der amerikanische Durchschnittswähler die anstehenden Fragen vor der Abgabe seines Wahlzettels gründlich recherchiert und bedenkt. Nicht im Geringsten. Die Leute verlassen sich bei ihrer Wahlentscheidung primär auf lokales Wissen – so wie sie sich auch in einem Markt verhalten. Es besteht allerdings kein Widerspruch zwischen der Behauptung, dass die Einstellung der Leute zu politischen Fragen und Kandidaten von lokalen Gegebenheiten und Eigeninteressen gesteuert sei, und der Aussage, dass die Wähler gleichwohl ein Interesse daran haben, den besten Kandidaten für das Amt und nicht einfach nur den Kandidaten zu wählen, der für sie persönlich am besten ist.
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Nach einer von der Universität Maryland im Jahr 2002 durchgeführten Meinungsumfrage sind die Amerikaner der Auffassung, dass die USA für alle drei Dollar, die sie für militärische Belange ausgeben, einen Dollar Auslandshilfe leisten. (Ich vermag das kaum zu glauben, es ist aber Ergebnis dieser Meinungsfrage.) Tatsache ist: Die USA – unter allen Industrieländern der Staat mit dem niedrigsten Beitrag zur Auslandshilfe – leisten bei 19 Dollar Militärausgaben einen Dollar für Auslandshilfe. Wenn Amerikaner aber gefragt werden, ob die USA an Auslandshilfe etwa nicht zu viel Geld ausgäben, wird traditionell stets mit »Ja« geantwortet. Das ist möglicherweise darin begründet, dass – wie eine andere Umfrage der Universität Maryland zeigt – die Amerikaner glauben, dass die Vereinigten Staaten 24 Prozent ihres jährlichen Staatsbudgets für Auslandshilfe abzweigen.

Das Ergebnis dieser Umfrage ist kein Einzelfall. Es fällt wirklich nicht schwer aufzuzeigen, wie wenig die amerikanischen Wähler Bescheid wissen. So hat etwa eine Meinungsumfrage im Jahr 2003 nachgewiesen, dass die Hälfte der Befragten nicht einmal wusste, dass in den vorausgegangenen zwei Jahren eine Steuersenkung stattgefunden hatte. 30 Prozent der Amerikaner betrachteten Beiträge zur Sozialversicherung und zur Medicare – dem bundesgesetzlich vorgeschriebenen Gesundheitsdienst für Rentner – als Teil des Einkommensteuersystems, weitere 25 Prozent hatten dazu keine Meinung. Auf dem Höhepunkt des Kalten Krieges betrachtete die Hälfte der amerikanischen Bevölkerung die Sowjetunion als Mitglied der NATO. Ist es angesichts all dessen wirklich vorstellbar, das die amerikanischen Wähler vernünftige politische Entscheidungen treffen?

Nun ja, vielleicht nicht. Aber darum geht es in der repräsentativen Demokratie gar nicht. In einer repräsentativen Demokratie wie der unsrigen lautet die entscheidende Frage: Ist es wahrscheinlich, dass die Amerikaner den Kandidaten wählen, der die richtigen Entscheidungen trifft? Und das ist mehr als wahrscheinlich. Die Tatsache, dass die Amerikaner nicht wissen, wie viel Geld die Vereinigten Staaten für Auslandshilfe ausgeben, ist kein Zeichen mangelnder Intelligenz, sondern ein Indiz für mangelnde Information, das wiederum auf mangelndes Interesse an politischen Details deutet. Ein wesentlicher Punkt der repräsentativen Demokratie besteht jedoch darin, dass sie politisch im Kognitiven die gleiche Art von Arbeitsteilung erlaubt, die in den übrigen Bereichen der Gesellschaft gegeben ist. Politiker können sich spezialisieren und sich jene Kenntnisse aneignen, welche sie zu wohl überlegten Entscheidungen benötigen, und die Bürger können die Politiker überwachen und beurteilen, wie solche Entscheidungen sich auswirken. Es stimmt zwar, dass manche Entscheidungen nie auffallen und andere falsch interpretiert werden. Doch Entscheidungen, die konkret ins Leben der Bürger eingreifen – und das heißt: die wichtigsten Entscheidungen –, werden nicht übersehen, und in diesem Zusammenhang ist ein Wesenselement einer stabilen Demokratie der Wettbewerb. Im Wettbewerb werden Politiker eher vertretbare Entscheidungen treffen, weil sie eher damit rechnen müssen, nach falschen Entscheidungen abgestraft zu werden.

Eine reflexartige Reaktion auf die offenkundigen Mängel der Demokratie ist die Forderung, dass es uns allen besser gehen würde unter einer Führung durch technokratische Eliten, die objektiver zu urteilen und dem Gemeinwohl mehr Augenmerk zu widmen vermöchten. Aber in einem gewissen Maße werden wir ja längst von einer technokratischen Elite regiert; man denke nur an die bedeutende politische Rolle von nicht demokratisch gewählten Regierungsmitgliedern wie Donald Rumsfeld. Und man würde sich wahrlich schwer tun mit der Behauptung, dass Eliten gewöhnlich weiter über ihren weltanschaulichen Tellerrand blickten oder das imaginäre Gemeinwohl fest im Auge hätten. Einer isolierten, nicht demokratisch gewählten Elite die richtigen politischen Entscheidungen zuzutrauen wäre in Anbetracht aller Erkenntnisse über Gruppendenken, Gruppendynamik und die Folgen fehlender Vielfalt in Gruppen eine törichte Strategie.

Zudem geht die Idee, dass man zur Lösung komplexer Aufgaben einfach nur »die Experten fragen« muss, davon aus, dass die Experten übereinstimmende Antworten geben werden. Dem ist aber nicht so; falls dem aber so wäre, würde die Öffentlichkeit doch wohl auf ihre Ratschläge hören. Eliten sind genauso parteiisch und dem Gemeinwohl nicht mehr verpflichtet als der Durchschnittswähler. Ausschlaggebend ist im Übrigen folgender Gesichtspunkt: Wenn man den Umfang und die Größe einer Entscheidungsgruppe verringert, mindert man auch die Wahrscheinlichkeit, dass ihre letzthinnige Entscheidung die richtige ist. Und bei politischen Entscheidungen geht es nicht darum, wie etwas erledigt werden sollte, sondern darum, was zu tun ist, und um die Wahl, in welcher Art von Gesellschaft die Menschen leben sollten. Es besteht kein Anlass, Experten in solchen Fragen mehr Kompetenz zuzutrauen als dem durchschnittlichen Wähler. Thomas Jefferson jedenfalls hielt Experten da sogar für eher weniger geeignet. »Man stelle einen Bauern und einen Professor vor eine moralische Frage«, hat Jefferson geschrieben. »Ersterer wird sie ebenso trefflich und oft besser lösen, weil er nicht durch künstliche Regeln irregeleitet ist.«

Und schließlich ermöglicht das demokratische System die laufende Zufuhr von Vor-Ort-Wissen. In der Politik geht es letzten Endes über den Einfluss des Regierens auf das Alltagsleben der Bürger. Da mutet die Vorstellung kurios an, zur vernünftigen politischen Führung eines Landes bedürfe es einer weitestmöglichen Distanz der Politiker zum Alltagsleben der Bürger. So wie ein Markt jenen unablässigen Zustrom von Vor-Ort-Informationen braucht, die mit den Preisen gegeben sind, ist eine funktionierende Demokratie angewiesen auf den unentwegten Informationsfluss aus den Wählerstimmen. Es ist eine Information, die Eliten und Experten nicht erreicht, weil sie nicht Teil der Welt ist, in der sie leben. Richard Posner hat es so ausgedrückt: »Die Experten bilden in der Gesellschaft eine Klasse für sich – ihre Werte und ihre Perspektiven unterscheiden sich systematisch von denen gewöhnlicher Menschen. Ohne annehmen zu wollen, dass der Mann auf der Straße über tiefe Einsichten verfügt, die dem Experten versagt sind, oder dass er gegen Demagogie immun sei, dürfen wir es doch als beruhigend empfinden, dass die politische Macht von Experten und Nicht-Experten geteilt wird, statt ein Monopol von Ersteren zu sein.«
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Die Präambel der amerikanischen Verfassung erklärt es als ihr Ziel, »Gerechtigkeit zu schaffen« und »das allgemeine Wohl zu fördern«. Im Federalist 51 hält James Madison ausdrücklich fest, dass eine gute Regierung zwei Voraussetzungen zu erfüllen hat: »Erstens, Treue gegenüber dem Zweck der Regierung, als da ist das Glück des Volkes; zweitens ein Wissen um die Mittel, durch welche dieser Zweck erzielt werden kann.« Seine Furcht vor »Parteiungen« indes basierte auf der Vorstellung, dass sie es der Regierung erschweren, nach dem »Gemeinwohl« zu streben. Diese Furcht lebt fort in der vertrauten Kritik an der Macht von Interessengruppen und Lobbys, die die Bevorzugung von Sonderinteressen gegenüber den Interessen der breiteren Öffentlichkeit begünstigt. Und die (oftmals heuchlerischen) Klagen von Politikern über die Übel von Parteilichkeit in Washington finden nur deshalb Anklang bei den Wählern, weil die Bevölkerung spürt, dass Parteipolitik dem Wohl des ganzen Landes im Wege steht. Wie wir bereits in der Erörterung von eigennützigen Wählern gesehen haben, ist ein Politiker, der sich nicht irgendwie als Diener am Gemeinwohl darstellt, eine Rarität. Trotz unseres Wissens um die Realität in Washington, die durch politische Sonderinteressen und -begünstigungen bestimmt wird, bleiben wir der Vorstellung verhaftet, dass die Regierung in der Lage sein müsste, eine auf spezielle, lokale Interessen beschränkte Kirchturmpolitik zu überwinden.

Nur fehlt uns leider ein Maßstab, nach dem wir eine politische Entscheidung als »richtig« oder »falsch« beurteilen könnten, in scharfem Gegensatz zu den Märkten, wo wir (eines Tages in der Zukunft) zu evaluieren vermögen, ob eine Aktie den echten gegenwärtigen Wert des Unternehmens reflektiert oder ob der Preis einer Terminoption auf dem Iowa Electronic Market (IEM) den Ausgang von bevorstehenden Wahlen korrekt vorhersagte. Es steht auch, wie ich behaupten möchte, im Gegensatz zur Situation von Unternehmen, wo eine einfache und schlüssige Definition dessen existiert, was im Firmeninteresse liegt – nämlich mit legalen Mitteln den zinsabschlägigen Wert ihres künftigen Cashflows zu mehren. Das soll nun keineswegs heißen, dass jeder in dem Unternehmen Tätige sich ums Firmeninteresse scheren wird; oft handeln da Personen – wie etwa Vorstandsvorsitzende mit dem Segen von über die Maßen wohlwollenden Aufsichtsräten, die ihnen hunderte Millionen Dollar zahlen – im krassen Widerspruch zu den Interessen des Unternehmens. Der Witz ist hier jedoch der, dass wir über einen Maßstab verfügen – auch wenn es, zugegeben, kein sehr hoher oder moralisch bewundernswerter Maßstab ist –, der es uns annäherungsweise gestattet zu erkennen, ob eine bestimmte Strategie gut oder schlecht, ein Erfolg oder ein Irrtum war.

Die Demokratie betreffend ist solch ein Maßstab sehr viel schwieriger zu fixieren, nicht weil die Menschen egoistisch sind oder dem öffentlichen Interesse zuwiderhandeln – das trifft ja auch auf Unternehmen und sogar in einem Markt zu, wo viele Firmenbosse es vorzögen, wenn die Aktien nie das Niveau ihres wahren Wertes erreichten –, sondern weil, um mit dem Wirtschaftstheoretiker Joseph Schumpeter zu sprechen, »das Gemeinwohl für verschiedene Personen und Gruppen jeweils nur etwas Anderes bedeuten kann«. Es ist also durchaus möglich, dass zwei Politiker behaupten – und auch glauben –, im öffentlichen Interesse zu handeln, und dann total andersartige Kurse einschlagen. Wir mögen mit dem einen übereinstimmen und den anderen kritisieren. Wir sind jedoch offenkundig außerstande zu beweisen, dass einer von beiden gegen das Gemeinwohl gehandelt hat.

Es handelt sich hier um ein Problem von großer Bedeutung. Denn wenn wir in einem objektiven Sinn gewisse politische Kurse als einen Widerspruch zum Gemeinwohl darzulegen vermöchten, würde das Vertrauen der Demokratie auf kollektive Weisheit – reflektiert durch Wählerstimmen – eine exzellente Basis für ein gutes Entscheidungsfindungssystem ermöglichen, und stiegen die Aussichten, dass in einer Demokratie gute politische Strategien angenommen werden. Da wäre selbst das Faktum, dass die meisten Wähler nicht sonderlich gut informiert oder gebildet sind, nicht unbedingt ein Problem. Denn wir haben ja im Verlauf dieses Buches immer wieder gesehen, wie selbst Gruppen, die ein wahres Mischmasch von unterschiedlichsten Fähigkeiten sowie Graden von Engagement und Informiertheit darstellen, herausragende kollektive Entscheidungen getroffen haben, und es besteht kein Grund anzunehmen, dass Gruppen unter den meisten Umständen weise sind und sich in der politischen Arena auf einmal als täppisch erweisen sollten.

Wenn jedoch keine objektive Antwort auf ein Problem möglich ist, besteht allerdings leider kein Grund zu der Annahme, dass die Menge in der gleichen Weise klug und intelligent sein wird, wie es Francis Galtons Messebesucher, die Kunden von Robert Walker und die Webseiten-Wähler bei Google waren beziehungsweise sind. Die Wahl von Kandidaten und die politische Entscheidung in einer Demokratie stellen eben keine Kognitionsprobleme dar, sodass wir auch nicht erwarten dürfen, dass sie der Weisheit der Menge zugänglich sind. Andererseits besteht wiederum kein Anlass zu vermuten, dass ein anderes System – eine Diktatur, ein aristokratisches Regime oder eine Herrschaft der Eliten – eine bessere Politik treiben könnte, und die solchen Systemen immanenten Risiken (vor allem das Risiko der Ausübung von Macht ohne Kontrollen, die keine Rechenschaft schuldig ist) sind wesentlich größer als in einer Demokratie.

Wir könnten es nun einfach dabei belassen und froh sein, ein System zu haben, welches, um Churchills Gedanken aufzugreifen, das geringste Übel ist, statt eines, das einfach schlecht ist. Hier ist allerdings noch eine Bemerkung zu ergänzen. Ich habe zu Beginn des Buches darauf hingewiesen, dass Gruppen sich drei Arten von Problemen gegenübersehen – Kognitions-, Koordinations- und Kooperationsaufgaben – und dass bei ihrer Lösung eine kollektive Intelligenz, wie sie sich unter verschiedenen Umständen in unterschiedlichster Form manifestieren kann, hilfreich zu sein vermag. Die kollektiven Lösungen von Koordinations- und Kooperationsaufgaben differieren von Antworten auf Kognitionsprobleme. Sie sind unklarer und weniger definitiv – man erinnere sich an Brian Arthurs Lösung des El-Farol-Problems oder daran, wie die meisten Teilnehmer an Ultimatum- und Gemeingutspielen sehr unzulänglich definierte und dennoch echte Normen von Fairness beziehungsweise Gerechtigkeit und wechselseitiger Verantwortung durchsetzten. Solche Lösungen ergeben sich eher langsam, mit der Zeit – hier sei daran erinnert, wie Handelssysteme, in denen zunächst nur Familien- oder Clan-Angehörigen vertraut wurde, sich weiterentwickelten, bis sie eine ganze Welt umfassten, in der wildfremde Menschen glücklich und zufrieden miteinander Handel treiben. Und solche Systeme sind oft verwundbar und lassen sich zum Beispiel von Steuerhinterziehern und Trittbrettfahrern missbrauchen und ausbeuten.

Trotz solcher Einschränkungen stellen die Antworten auf Kooperations- und Koordinationsaufgaben echte Lösungen in dem Sinne dar, dass sie alles in allem funktionieren. Sie werden nicht von oben diktiert, sondern kommen von unten, aus der Menge. Und es handelt sich, grosso modo, um bessere Lösungen, als irgendeine Gruppe platonischer Wächter sie erfinden könnte. In dieser Richtung ließe sich auch die Demokratie deuten. Sie ist kein Instrument zur Lösung von Kognitionsproblemen, kein Mechanismus, um zu erkennen, was im öffentlichen Interesse ist. Sie ist jedoch ein System, um sich mit den fundamentalsten Problemen von Koordinierung und Kooperation zu befassen (wenngleich sie nicht ein für alle Mal gelöst werden können): Wie finden wir zu einem Zusammenleben? Wie lässt ein Zusammenleben sich wechselseitig positiv gestalten? Die Demokratie hilft den Menschen auf der Suche nach einer Antwort, weil die demokratische Erfahrung lehrt, dass wir nicht all das haben können, was wir haben wollen. Wir erfahren, wie unsere Kontrahenten obsiegen und erreichen, was wir für uns erhofften, und wir lernen es akzeptieren, weil wir begreifen, dass sie die Dinge nicht zerstören, die uns lieb und teuer sind, und wissen, dass wir noch eine Chance haben, das Erwünschte zu bekommen. In diesem Sinne lehrt die Demokratie uns die Vorzüge des Kompromisseschließens – das schließlich den Grundstein des Gesellschaftsvertrags bildet – und des Wandels erkennen. Die politischen Entscheidungen, die in Demokratien getroffen werden, mögen vielleicht nicht die Weisheit der Menge exemplifizieren. Die Entscheidung aber, solche Entscheidungen auf demokratische Weise zu treffen, ist ein Beweis für die Weisheit der Menge.
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Seite 7 ff.: Francis Galtons ursprünglicher Bericht über seinen Besuch der Messe bei Plymouth ist zu finden in: Francis Galton, »Vox Populi«, Nature 75, 7. März 1907, S. 450 f. Er hat das Phänomen des Weiteren erörtert in der Republik Leserbriefe dieser Zeitschrift: Francis Galton, »The Ballot-Box«, Nature 75, 28. März 1907, S. 509 f. Über den Wettbewerb schrieb er außerdem in seinen Erinnerungen: Francis Galton, Memories of My Life (Methuen, London 1908), S. 280 f. Für seine Darstellung der Weltausstellung von 1884 siehe Memories, S. 246.

Seite 10 f.: Der Begriff »beschränkte Rationalität« wird unter anderem ausgezeichnet erklärt in: Herbert Simon, »A Behavioral Model of Rational Choice«. Quarterly Journal of Economics (1955), S. 99–118; und in Herbert Simon, »Theories of Bounded Rationality«, in: C. B. McGuire und Roy Radner (Hrsg.), Decision and Organization. A Volume in Honor of Jacob Marschak (North Holland Publishing Company, Amsterdam 1972), S. 161–170.

Seite 12: Die Wendung »chase the expert« [»jagt hinter dem Experten her«) stammt aus Richard Larrick und Jack Soll, »Combining Opinions. Why Don’t People Average?«, einem Vortrag auf der zweijährlich stattfindenden Konferenz über »Behavioral Decision Research« [»Verhaltensforschung Entschlusskraft«]. Eine ähnliche Darstellung findet sich in Richard Larrick und Jack Soll, »Intuitions About Combining Opinions – Misappreciation of the Averaging Principle«. INSEAD-Arbeitspapier 2003/09/TM (2003). http://ged.insead.edu./fichiersti/inseadwp2003/2003-09.pdf.

Seite 12 f.: Charles Mackay, Extraordinary Popular Delusions and the Madness of Crowds (Harmony Books, New York 1980), S. xx. Das Zitat stammt aus Mackays Vorwort zur Ausgabe von 1852.

Für die Zitate von Baruch, Thoreau und Carlyle siehe Robert Menschel, Markets, Mobs, and Mayhem (Wiley, New York 2002), S. 37, 51 und 136. Für das Nietzsche-Zitat siehe Friedrich Nietzsche, Jenseits von Gut und Böse, in: Karl Schlechta (Hrsg.), Nietzsche, Werke in drei Bänden (Wissenschaftl. Buchgesellschaft, Darmstadt 1997), II, S. 637.

Seite 13 f.: Gustave Le Bon, Psychologie der Massen (Alfred Kröner, Stuttgart 1950), S. 16 ff.

Seite 14: Zum Thema kollektive Entscheidungsfindung, kollektives Handeln und Zusammenfließen anscheinend kleiner Elemente zu einem größeren (wenngleich nicht immer besseren) Ganzen stehen etliche ausgezeichnete Abhandlungen zur Verfügung. Zwei sind für mich besonders hilfreich gewesen: Kenneth J. Arrow, The Limits of Organization (Norton, New York 1974); und Thomas C. Schelling, Micromotives and Macrobehavior (Norton, New York 1978). Neuere intelligente Untersuchungen zur Selbstorganisation zum Aufkommen von Bottom-up-Strukturen sind Steven Johnson, Emergence (Scribner, New York 2001); und Howard Rheingold, Smart Mobs (Perseus, Boston 2002).

Seite 18 ff.: Die Darstellung vom Erfolg John Cravens basiert auf Sherry Sontag und Christopher Drew, Blind Man’s Bluff (Public Affairs, New York 1998). Drew und Sontag schildern auch Cravens mit der gleichen Methode durchgeführte erfolgreiche Suche nach einer im Atlantischen Ozean vor der Küste Spaniens verloren gegangenen Wasserstoffbombe.
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Seite 23: Die Angaben über die Leistungen des Publikums und der »Experten« in der TV-Show »Who Wants to Be a Millionaire? [»Wer wird Millionär?«] gehen auf ein Interview mit einer Sprecherin der Show zurück.

Seite 23 f.: Die Gruppenintelligenz war Gegenstand zahlloser Untersuchungen. Zu den bedeutenderen und interessanteren gehören Kate H. Gordon, »Group Judgements in the Field of Lifted Weights«, Journal of Experimental Psychology 7/1924, S. 398 ff.; Hazel Knight, »A Comparison of the Reliability of Group and Individual Judgments«, unveröffentlichte Magister-Dissertation, Columbuia University (1921); Herbert Gurnee, »Mate Learning in the Collective Situation«. Journal of Psychology 3/1937), S. 437–443; R. S. Bruce, »Group Judgements in the Field of Lifted Weights and Visual Discrimination«, Journal of Psychology 1/1935, S. 117 ff.; und Marjorie Shaw, »A Comparison of Individuals and Small Groups in the Rational Solution of Complex Problems«, American Journal of Psychology 44/1923, S. 491–504.

Eine gute Übersicht über die einschlägigen Studien – sie ist allerdings hinsichtlich ihrer Bedeutung skeptischer, als ich es bin – bieten Irving Lorge, David Fox, Joel Davitz und Marlin Brenner, »A Survey of the Studies Contrasting the Quality of Group Performance and Individual Performance, 1920–1957«, Psychological Bulletin 55/1958, S. 337–372.

Jack Treynor beschreibt sein Geleebonbon-Experiment in: Treynor, »Market Efficiency and the Bean Jar Experiment«, Financial Analyst Journal 43/1987, S. 50 ff.

Ein historischer Versuch der Nutzung von Gruppenintelligenz, den ich in diesem Buch nicht aufgegriffen habe, ist die Delphi-Methode, die in den frühen 1950er-Jahren im Rand Institute entwickelt wurde. Hier ging es um den Versuch, Zugang zur kollektiven Weisheit einer Gruppe von Experten zu finden und die typische Dynamik von Kleingruppen auszuschließen, welche Gruppenurteile häufig negativ beeinflusst. Eine gute Darstellung der Geschichte der Delphi-Methode findet sich bei Harold Linstone und Murray Turoff, The Delphi Method – Techniques and Applications (Addison-Wesley, Reading, MA, 1975). Die ursprünglichen Berichte des Rand Institute über kollektive Entscheidungsfindung – einschließlich etlicher Arbeiten aus der Zeit vor der Formulierung der Delphi-Methode – sind hoch interessant. Siehe z. B. A. Kaplan, A. L. Skogstad und M. A. Girshick, »The Prediction of Social and Technological Events«, Rand Institute paper 93/April 1949. Sämtliche Berichte sind bis heute bei Rand zugänglich, in veröffentlichter Form siehe Public Opinion Quarterly 14/1950, S. 93–110.

Seite 26 f.: Norman L. Johnson, »Collective Problem Solving – Functionality Beyond the Individual«, Los-Alamos-Arbeitspapier LA-UR-98-2227 (1998); und Johnson, »Diversity in Decentralized Systems – Enabling Self-Organizing Solutions«, Los-Alamos-Arbeitspapier LA-UR-99-6281 (1999), zugänglich unter http://ishi.lanl.gov/diversity/documents_div.html.

Seite 28 ff.: Michael T. Maloney und J. Harold Mulherin, »The Stock Price Reaction to the Challenger Crash – Information Disclosure in an Efficient Market«, 7. Dezember 1998, http://ssrn.com/abstract=141971. Die Veröffentlichung der Arbeit unter dem Titel »The Complexity of Price Discovery in an Efficient Market – The Stock Market Reaction to the Challenger Crash« war für das Journal of Corporate Finance geplant. Wie bereits von manchen Autoren bemerkt, scheint der Börsenmarkt die Zuschreibung der Verantwortung für die Columbia nicht sonderlich gut bewältigt zu haben. An dem Tag, als die Weltraumfähre beim Wiedereintritt in die Erdatmosphäre zerbrach, stürzte der Aktienwert des Konzerns Alliant Techsystems – derzeitiger Eigentümer des Unternehmens Thiokol, das noch immer Trägerraketen für Shuttles herstellt –, ab, obwohl es inzwischen als gesichert gilt, dass das Unglück durch ein Teil der Schaumstoffisolierung verursacht wurde, das beim Abheben in die Tragfläche der Columbia einschlug. Die Aktienhändler nahmen damals an, dass die Unglücksumstände des Jahres 2003 denen von 1986 glichen – ein Indiz für eines der vielen Probleme mit dem Aktienmarkt als Mechanismus für kollektive Entscheidungen (mit denen wir uns in späteren Kapiteln noch beschäftigen): dass Anleger nämlich dazu neigen, sich herdenartig zu verhalten, und einander in ihrem Verhalten imitieren. Die Reaktion auf die Challenger-Katastrophe erfolgte in einer relativ unverdorbenen Umwelt in dem Sinne, dass sich bis dahin noch kein vergleichbares Unglück ereignet hatte und es darum auch keine vorgegebene Weisheit gab, welche die Meinung der Menge formte.

Seite 33 ff.: Einen ausgezeichneten Überblick bietet Raymond D. Sauer, »The Economics of Wagering Markets«, Journal of Economic Literature 36/1998, S. 2021–2064. Sauers Beitrag enthält auch eine Erörterung der bedeutendsten Versuche, die These von der Leistungsfähigkeit des Sportwettenmarkts zu widerlegen.

Die Angaben zu Odds bei Pferderennen als Prognosen für den Ausgang der Rennen stammen von Sauer, a. a. O, S. 2033 f. Sie beruhen auf der vermutlich bemerkenswertesten Einzeluntersuchung über die prognostischen Qualitäten von Wettmärkten: die Studie von Arthur Hoerl und Herbert Fallin über sämtliche 1825 Rennen, die 1970 auf den Aqueduct- und Belmont-Park-Rennbahnen ausgetragen wurden. Hoerl und Fallin verglichen die tatsächliche Gewinnfrequenz jedes einzelnen Pferdes in jedem Rennen mit den Gewinnchancen, die ihm der Wettmarkt eingeräumt hatte. Sie wollten zwei Dinge eruieren: Waren die Odds (die subjektive Wahrscheinlichkeiten darstellen) gute Indikatoren der Häufigkeit, mit der ein Pferd gewinnt, und: Ergibt die Einschätzung des Wettmarktes zu den Gewinnchancen aller Pferde eine verlässliche Prognose bezüglich der Reihenfolge, mit der Pferde das Ziel erreichen?

Hoerl und Fallin gelangten zu folgender Erkenntnis: Mit nur ganz wenigen Ausnahmen entsprach die Einstufung der Pferde durch den Wettmarkt genau der Reihenfolge, in der die Tiere durchs Ziel liefen, und das völlig unabhängig von der Anzahl der in den Rennen eingesetzten Pferde – mal waren es in diesem Jahr fünf, mal zwölf Pferde: Der Wettfavorit trug in der Mehrheit der Fälle tatsächlich den Sieg davon, das laut den Wetten zweitbeste Pferd landete überwiegend auf dem zweiten Platz und so fort. Hoerl und Fallin befassten sich außerdem mit dem durchschnittlichen Schluss-Ranking der Rennpferde: Es nahm ausnahmslos, ganz genau gemäß dem Ranking der Pferde, in den Wetten ab.

Nach meinem persönlichen, in Fragen der Statistik eher naiven Verständnis ist es die Erklärung dafür, weshalb die Wetten die Prognosen eines Sieges vorwegnahmen. Als Beispiel mögen die 312 Rennen jenes Jahres dienen, in denen sieben Pferde antraten und der Favorit wettmäßig zu 33 Prozent als Sieger vorhergesagt wurde und aus den Rennen dann zu 34 Prozent als Sieger hervorging. Beim zweitplatzierten Pferd war das entsprechende Verhältnis 22 zu 21, beim drittplatzierten 16 zu 16, beim viertplatzierten 12 zu 12, beim fünftplazierten 9 zu 8, beim sechstplatzierten 6 zu 8 und beim an siebter Stelle platzierten Pferd 3 zu 2 Prozent. In den anderen Rennen kamen ähnliche Ergebnisse zustande, wenn auch nicht ganz so bestechend. Mit anderen Worten: Die subjektiven Prognosen der Wetter von Aqueduct und Belmont sagten nahezu perfekt die objektiven Wahrscheinlichkeiten voraus. Siehe dazu Arthur E. Hoerl und Herbert K. Fallin, »Reliability of Subjectice Evaluations in a High Incentive Situation«, Journal of the Royal Statistical Society 137/1974, S. 227 ff.; ebenfalls William O. Brown und Raymond D. Sauer, »Fundamentals or Noise? Evidence from the Professional Basketball Betting Market«, Journal of Finance 48/1993, S.1193–1209.

Für die abnehmende Leistung des Wettmarkts zum Ende der National-Football-League-Saison: Richard Borghesi, »Price Predictability – Insight from the NFL Point-Spread Market« (2003), www.cba.ufl.edu/fire/phdstudents/papers/borghesipercent20pricepercent20predictability.pdf.

Die Langzeit-Verzerrung ist belegt in: Richard H. Thaler und William H. Ziemba, »Parimutuel Betting Markets – Racetracks and Lotteries«, Journal of Economic Perspectives 2/1988, S.161–174.

Seite 39 f.: Lawrence Page, Sergey Brin, Rajeev Motwani und Terry Winograd, »The PageRank Citation Ranking – Bringing Order to the Web« (1998), http://www-dbpubs.standford.edu/pub/1999-66. Siehe auch Brin und Page, »The Anatomy of a Large-Scale Hypertextual Web Search Engine« (1998), http://www-db.Stanford.edu/~backrub/google.html.

Seite 41 ff.: Die Angaben zu den Leistungen der Iowa Electronic Markets (IEM) sind entnommen Joyce Berg, Robert Forsythe, Forrest Nelson und Thomas Rietz, »Results from a Dozen Years of Election Futures Market Research«, Arbeitspapier der University of Iowa (2000), http://www.biz.uiowa.edu/iem/archive/BFNR_2000.pdf.

Siehe auch Robert Forsythe, Forrest Nelson, George R. Neumann und Jack Wright, »Anatomy of an Experimental Political Stock Market«, American Economic Review 82/1992, S.1142–1161; und Joyce Berg, Forrest Nelson und Thomas Rietz, »Accuracy and Forecast Standard Error of Prediction Markets«, Tippie College of Business-Vervielfältigung (2001), http://www.biz.uiowa.edu/iem/archive/forecasting.pdf.

Die IEM-Website enthält eine Seite mit Links zu Forschungen über die potenzielle Effektivität von Prognosemärkten: http://www.biz.uiowa.ed/iem/archive/references.html.

Ein wichtiger Hinweis: Die meisten dieser Arbeiten dokumentieren die relative Genauigkeit der Prognosen der IEM, liefern dafür jedoch eine andere Erklärung, als ich sie in diesem Buch biete. Die Autoren schreiben den Erfolg der IEM nicht der Weisheit der Menge aller IEM-Händler zu, sondern eher einer kleinen Minderheit von rationalen und weit blickenden Investoren – den »marginalen Investoren« bzw. »marginalen Händlern« –, welche das kluge Verhalten des Marktes prägen, indem sie kaufen oder verkaufen, wann immer IEM-Preise ausufern (d. h. wenn sie vom echten Wert abweichen, was immer der sein mag). Das Gros der IEM-Händler ist, so wird hier argumentiert, voreingenommen und nicht sonderlich gut informiert, und falls sie tatsächlich für die Preisentwicklungen des Marktes maßgeblich sein sollten, so würden die Preise oft extrem daneben liegen; doch werde die Preisentwicklung in den IEM-Märkten eben entscheidend durch die Randgruppen bestimmt.

Die Vorstellung von »marginalen Investoren« wird auch von vielen Ökonomen zur Erklärung der relativen Leistungsfähigkeit der finanziellen Märkte herangezogen. Das scheint, rein intuitiv, eine plausible Erklärung zu sein, weil sie einerseits unserer tief verwurzelten Überzeugung entspricht, dass immer nur einige wenige hochintelligente Personen im Besitz der Wahrheit sind, und andererseits das Funktionieren der Märkte nicht in Abrede stellt. Diese Vorstellung ist dennoch das reinste Märchen. Denn marginale einzelne Händler (bzw. Randgruppen von Händlern), welche Preise diktieren, zu denen alle Anleger kaufen oder verkaufen, sind schlicht ein Ding der Unmöglichkeit. Selbst auf Aktienmärkten, auf denen manche Anleger über enormes Kapital verfügen, hat kein Investor genügend finanzielle Mittel, um die Macht des aggregierten Kaufens und Verkaufens aller anderen Investoren übertrumpfen zu können. (Natürlich steht es im Vermögen eines individuellen Anlegers, einen Vermögenswert zu erwerben, indem er dafür zu viel bezahlt, in solch einem Fall kauft auf dem Markt lediglich ein Anleger und bestimmt damit den Preis.) Das heißt, die Entscheidungen eines Einzelnen oder einer kleinen Gruppe von Investoren werden sofort umgestoßen, wenn »die Menge« anderer Meinung ist.

Das trifft auf die IEM ganz offensichtlich zu, da die Einsätze beim Kaufen und Verkaufen von Termingeschäften dort auf maximal 500 Dollar begrenzt sind. Wenn also das Sammelurteil seitens der Mehrheit von IEM-Händlern wirklich irrational und ungenau wäre, würde es die Wirkung der dagegen laufenden Bemühungen blitzgescheiter Investoren marginalisieren. Um ein konkretes Beispiel aus dem IEM-Markt zur US-Präsidentschaftswahl von 1996 zu nehmen, dessen genaue Prognosen ausdrücklich marginalen Händlern zugeschrieben worden ist: Laut Forsythe u. a. waren in diesem Markt von insgesamt 192 Händlern 28 »marginal«, und der durchschnittliche »marginale« Händler hatte im Vergleich zum durchschnittlichen »normalen« Händler die doppelte Summe investiert. Daraus ergibt sich, dass die »klugen« Händler aber nur etwa ein Viertel so viel Kapital wie die »dummen« Händler kontrollierten. Und das bedeutet: Wenn das kollektive Urteil der vermeintlich dummen Händler schlecht war, so hätten die klugen Händler keine Chance gehabt, es auszugleichen bzw. umzukehren.

In ihrem Beitrag aus dem Jahr 1992 liefern Forsythe u. a. überzeugende Belege dafür, dass die Händler, die sie als »marginal« einstuften, nachrichtliche Ereignisse aufmerksamer verfolgten und in ihren Urteilen objektiver waren als die meisten der IEM-Händler (die davon tendenziell durch ihre politischen Neigungen abgehalten wurden). Dennoch bleibt der Eiwand bestehen, dass die marginalen Händler für sich allein einfach nicht über die Mittel verfügten, die Preise zu bestimmen; folglich können sie auch nicht allein für die Genauigkeit des Gruppenurteils verantwortlich gewesen sein.

Wichtiger noch ist der Einwand, dass es einfach unsinnig ist zu meinen, dass in einem Markt wie dem IEM oder dem Aktienmarkt einige Investoren »marginal« und andere nichtmarginal sind. Alle Anleger können sich gleichermaßen mühelos im Markt einbringen oder ausklinken. Im Übrigen haben zwei Investoren mit dem gleichen Kapital den gleichen Einfluss auf die Preise, auch dann noch, wenn einer der beiden aktiv kauft und verkauft und der andere die Hände in den Schoß legt. Ein Wertpapier zu kaufen oder zu verkaufen berührt den Preis des Wertpapiers nicht mehr, als es nicht zu kaufen (wenn man es nicht besitzt) oder zu verkaufen (wenn man es besitzt). Und eine Entscheidung, eine Aktie zu halten ist ebenso folgenreich wie die Entscheidung, sie zu verkaufen. In diesem Sinne sind alle Anleger marginal (obwohl einige von ihnen mehr Einfluss ausüben (weil sie über mehr Kapital verfügen). Und der Preis einer Aktie oder eines Wertpapiers bezieht das Urteil eines jeden Investors des Marktes ein, selbst wenn dieses Urteil sich als Inaktivität äußert, die im Effekt bedeutet, dass der momentane Preis der richtige ist.

Damit soll keineswegs bestritten werden, dass manche Anleger klüger sind als andere oder dass die Anwesenheit kluger Händler auf einem Markt eine Rolle spielt. Je besser informiert Anleger sind, desto besser wird ihr kollektives Urteil wahrscheinlich ausfallen (sofern sie verschiedenartig sind und sie ihre Entscheidungen unabhängig treffen). Und wenn eine Gruppe eine Kognitionsaufgabe zu lösen hat, besteht, wie wir gesehen haben, immer die Möglichkeit, dass eine kleine Minderheit besser abschneidet als die Gruppe in ihrer Gesamtheit oder die meisten Individuen der Gruppe. Von 1998 an belegen die Zahlen in überzeugender Weise, dass die »marginalen Händler« Bush stark favorisierten – was natürlich hier die richtige Beurteilung darstellte, andererseits aber kaum überrascht; sonst hätte der Markt auch wieder keine kollektiv intelligente Beurteilung der Wahlchancen zu erzielen vermögen. Der Markt wäre ohne diese Händler weniger intelligent gewesen, aber – um einen eigentlich selbstverständlichen Aspekt zu erwähnen – er wäre auch weniger intelligent gewesen ohne Befürworter von Dukakis als Kandidat. (Dann wären nämlich die Gewinnchancen von Bush übertrieben worden.) Es ist unnütz, im Nachhinein die Teilnehmer eines Marktes isolieren zu wollen, die Recht gehabt hatten (weil in jeder Gruppe manche Teilnehmer richtiger urteilen als andere) – es sei denn, man wäre der Auffassung, dass es immer die gleichen Personen sind, die Recht behalten.

Zum Urteil eines Marktes tragen dessen sämtliche Teilnehmer bei (wie auch immer sie individuell eingestuft werden); auf diese wird das Urteil der Gruppe mehr oder weniger korrekt ausfallen. Im Jahr 1988 bewegten die »marginalen Händler« sich in die richtige Richtung. Für sich genommen haben sie den Markt allerdings nicht klüger gemacht; es ist nämlich letzten Endes unmöglich, dass das kollektive Urteil einer Gruppe gescheit ausfällt, wenn das aggregierte Urteil eines großen Teiles der Mitglieder einer Gruppe (außer sie würden bloß einen geringen Prozentsatz des Kapitals kontrollieren) dumm ist.

Es scheint außerdem aufschlussreich, dass in »Pari-Mutuel«-Wettmärkten so etwas wie ein »marginaler Wetter« gar nicht existiert. Jeder Wettteilnehmer, der auf ein bestimmtes Pferd setzt, erhält die gleichen Vorgaben, und der letzte Stand der Wetten ergibt sich aus allen gesetzten Wetten, stellt also einen gewichteten Durchschnitt dar. Und diese Märkte sind in ihren Prognosen, wie wir gesehen haben, die genauesten Wettmärkte.

Seite 43 ff.: Für Details zur Hollywood Stock Exchange siehe David Pennoci, Steve Lawrence, C. Lee Giles und Finn Arup Nielsen, »The Power of Play – Efficiency and Forecast Accuracy in Web Market Games«, NEC Research Institute technical report 2000-168 (2000) http.//artificial markets.com/am/pennock-neci-tr-2000-168.pdf. Die Angaben zu den Prognosen der Oscar-Preisverleihungen sind beeindruckender als die Daten zu den Prognosen der Einspielungen an den Kinokassen.

Siehe dazu auch David Pennock und Michael P. Wellman, »A Market Framework  for Pooling Opinions«, eine unveröffentlichte Studie (2001); sowie Pennock und Wellman, »Representing Aggregate Belief Through the Competitive Equilibrium of a Securities Market«, Thirteenth Conference on Uncertainty in Artificial Intelligence (Juli 1997), S. 392–400, http://dpennock.com/publications.hmtl. Diese Arbeiten sind interessant, weil sie aufzeigen, dass der Preis staatlich kontingierter Effekte – von Wertpapieren, die sich auszahlen oder nicht, je nachdem ob eine künftige Situation eintritt oder nicht – das kollektive, gewichtete Durchschnittsurteil aller im Markt solcher Effekten beteiligten Anleger darstellt.

Eine zum Verständnis der Verwendung von Wertpapiermärkten zum Testen neuer Produkte hilfreiche Studie ist Nicholas Chan, Ely Dahan, Adlar Kim, Andrew Lo und Tommaso Poggio, »Securities Trading of Concepts«, MIT eBusiness working paper no. 172 (2002), http://ebusiness.mit.edu/research/papers/172_Chan_STOC.pdf.

Siehe dazu auch Charles Plott, J. Wit und W.C. Yang, »Parimutuel Betting Markets as Information Aggregation Devices – Experimental Results«, Caltech Social Science working paper 986 (April 1997).

Robin Hanson von der George Mason University befasste sich ausführlich mit der Ausweitung von Entscheidungsmärkten auf andere Sektoren, darunter auch Naturwissenschaften und Regierungsfragen. Seine Aufsätze zu diesem Thema sind gesammelt unter http://hanson.gmu.edu/ifpubs.hmtl#hanson. Siehe insbesondere Hanson, »Could Gambling Save Science? Encouraging an Honest Consensus«, Social Epistemoloy 9/1995, S. 3–33.

Die Innovation Futures-Website http://www.technologyreview.com/trif/trif.asp steht allen kostenlos offen.

Um einen Eindruck von dem Spektrum der inzwischen angebotenen Verträge zu gewinnen, lohnt auch ein Blick in die Webseiten von NewsFutures und TradeSports. Eine seriöse Studie über die Leistungsfähigkeit oder Genauigkeit dieser Märkte steht allerdings noch aus.

Seite 45 f.: Ein noch unzureichend untersuchter Aspekt betrifft die Genauigkeit von Wahrscheinlichkeitsprognosen. So kostete beispielsweise im März 2003 ein TradeSports-Terminvertrag über das Herrschaftsende von Saddam Hussein gegen Ende April 2003 (bei einem Startwert von 1 Dollar) 80 Cents. Demgemäß hielt der Markt es zu 80 Prozent für wahrscheinlich, dass Saddam Hussein vor dem 1. Mai verschwunden wäre. (Von manchen wird allerdings infrage gestellt, ob der Preis von 80 Cents tatsächlich so zu interpretieren ist; es scheint jedoch eine vertretbare Übertragung.) Und zu dem Zeitpunkt war Saddam Hussein dann tatsächlich aus dem Amt gejagt. War also die Marktprognose korrekt? Lässt sich wirklich behaupten, dass eine achtzigprozentige Wahrscheinlichkeit für dieses Ereignis gegeben war? Es ist schließlich unmöglich, Geschichtliches zehnmal zurückzuspulen, um erkennen zu können, ob Saddam Hussein in acht von zehn Fällen wirklich Ende April gestürzt wurde, während er in zwei von zehn Fällen irgendwie an der Macht blieb.

Wahrscheinlich lässt sich eine Voraussagegenauigkeit nur über einen gewissen Zeitraum durch eine Beobachtung feststellen, wie häufig vorhergesagte Ereignisse tatsächlich zu 80 Prozent zustande kommen, das heißt wenn der Markt klug ist, müssten acht von zehn Ereignissen, denen eine achtzigprozentige Wahrscheinlichkeit eingeräumt wird, auch wirklich eintreten.

Es wäre logisch, hier einen gewichteten Durchschnitt zu verwenden, bei dem die Gewichtung, grob gesprochen, dem Grad der subjektiven Überzeugung der Personen bezüglich ihrer Einschätzungen entsprechen. In diesem Sinne funktionieren, zumindest in der Theorie, die Aktien- und Wettmärkte. In aller Wahrscheinlichkeit wirkt solche Gewichtung sich auf die Genauigkeit von Gruppenurteilen weniger positiv aus als gemeinhin angenommen, denn es gibt keine Indizien dafür, dass gut informierte Personen sich ihrer Prognosen sicherer sind als schlecht informierte Personen. Immerhin verursacht die Gewichtung keinen Schaden – selbst wenn die Genauigkeit einer Einschätzung das subjektive Vertrauen in ihrer Richtigkeit nicht erhöht, können gewichtete Fehleinschätzungen durch gewichtete richtige Einschätzungen ausgeglichen werden. Falls aber doch eine Korrelation zwischen Wohlinformiertheit und Selbstvertrauen bestehen sollte, wird eine Gewichtung der Stimmen nutzen. Das wird am einfachsten mittels einer mathematischen Überlegung verständlich: Jede einzelne Schätzung, die präziser als die Schätzung der Gruppe ist, rückt die Gruppenschätzung näher an die Wahrheit heran. Insofern ist es wichtig, dass gute Schätzungen möglichst einflussreich sind.

Eine weitere Anmerkung: Arrows Unmöglichkeitstheorem – es zeigt, warum kein Abstimmverfahren anscheinend problemlose Bedingungen erfüllt und gewährleistet, dass der Ausgang der Abstimmung die tatsächlichen Präferenzen der Gruppe reflektiert – kann nicht auf die Lösung von Kognitionsaufgaben durch Gruppen angewandt werden, denn zumindest der Theorie nach ist die Lösung solcher Probleme keine Frage eines Aggregierens von Vorlieben.

2. Kapitel

Seite 48 ff.: Eine seriöse Biographie von Ransom Olds existiert meines Wissens nicht. Eine farbige Darstellung seines Werdegangs und Schaffens findet sich in Duane Yarnell, Auto Pioneering (Lansing, Privatdruck 1949); und in Glenn Niemeyer, Automotive Career of Ransom E. Olds (Bureau of Business and Economic Research, Lansing 1963).

Seite 52 f.: Eine ausgezeichnete Darstellung des »Waggle Dance« und vielem anderen findet sich in Thomas Seeley, The Wisdom of the Hive (Harvard University Press, Harvard 1996). Ein lesenswertes Buch.

Seite 53: Rajeev Kumar Sah und Joseph E. Stiglitz, »Human Failability and Economic Organization«, American Economic Review 75/1985, S. 292 ff.

Sah und Stiglitz, »The Architecture of Economic Systems – Hierarchies and Polyarchies«, American Economic Review 76/1986, S. 716–727.

Seite 54: Jeff Bezos hat den Vergleich zwischen der Evolution des kambrischen Zeitalters und dem Internet an verschiedenen Stellen gezogen, so etwa in einem Interview mit der Zeitschrift Business Week vom 16. September 1999, http://www.businessweek.com/ebiz/9909/916bezos.htm.

Seite 56 f.: Scott Page beschreibt dieses Experiment in »Return to the Toolbox«, unveröffentlichte Arbeit (2002). Siehe auch Scott Page und Lu Hong, »Problem Solving by Heterogeneous Agents«, Journal of Economic Theory 97/2001, S. 123–163.

Seite 57 f.: Die grundlegende Studie ist James G. March, »Exploration and Exploitation in Organized Learning«, Organization Science 2/1991, S, 71–87. Die Zitate finden sich auf den Seiten 86 und 79.

Seite 59: Die Analyse der Schachspieler findet sich bei Herbert A. Simon und W. G. Chase, »Skill in Chess«, American Scientist 61/1973, S. 394–403. Für das Zitat von Chase siehe James Shanteau, »Expert Judgment and Financial Decision Making«, ein Beitrag in Risk Behavior and Risk Management, hgg. von Bo Green (Universität Stockholm, Stockholm 1995). Der Beitrag enthält einen hervorragenden Überblick über Expertenforschung. Siehe auch Shanteau, »Domain Differences in Expertise«, unveröffentlichte Arbeit der Kansas State University (2002), http://wwwksu.edu/psych/cws/downloads.htm.

Seite 60 f.: Die Zahlen zur Leistungsfähigkeit von Investmentfonds stammen aus John Bogle, John Bogle on Investing (McGraw Hill, New York 2001), S. 16–24.

J. Scott Armstrong, »The Seer-Sucker Theory – The Value of Experts in Forecasting«, Technology Review 83/1980), S. 16–24.

Shanteau, »Expert Judgment and Financial Decision Making« (II); siehe auch Shanteau, »Why Do Experts Disagree«, in: Risk Behavior and Risk Management in Business Life, hgg. von Bo Green u. a. (Kluwer Academic Press, Dordrecht 2000) S.186–196.

Terrance Odean, »Volume, Volatility, and Profit – When All Traders Are Above Average«, Journal of Finance 53/1998, S. 1887–1934.

Seite 64: Richard Larrick und Jack B. Soll, »Intuitions about Combining Opinions – Misappreciation of the Averaging Principle«, INSEAD-Arbeitsbericht 2003/09/TM (2003), http://ged.insead.edu/fichiersti/inseadwp2003/2003–09.pdf.

Seite 65 ff.: Die definitive Darstellung über Gruppendenken findet sich natürlich in Iriving Janis, Groupthink – Psychological Studies of Policy Decisions and Fiascoes (Houghton Mifflin, Boston 1982). Siehe auch Irving Janis und Leon Mann, Decision Making – A Psychological Analysis of Conflict, Choice and Commitment (The Free Press, New York 1977).

Siehe auch Salomon Asch, Social Psychology (Prentice Hall Inc., Englewood Cliffs, NJ, 1952) und des Weiteren Asch, »Effects of Group Pressure upon the Modification and Distortion of Judgments«, in: Harold Guetzkow (Hrsg.), Groups, Leadership and Men (Russell & Russell, New York 1963 [l951]), S. 177–190.
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Seite 69 f.: Der Bericht über die »Kreismühle« findet sich in: William Beebe, Edge of the Dungle (Holt, New York 1921).

Für eine zwingende Darstellung der Selbstorganisation in der Natur und menschlichen Gesellschaft siehe Steven Johnson, Emergence (Scribner, New York 2001). Johnsons Werk und mein Buch haben offenkundig ähnliche Wellenlängen, obwohl in seinem Modell der lokale Einfluss betont wird und generell positiv erscheint, während ich die Unabhängigkeit für essentiell halte und Einflüsse bei der Lösung von Koordinationsaufgaben im Großen und Ganzen negativ beurteile. Im Übrigen befasst sich Emergence nur am Rande mit dem Thema »Entscheidungsfindung«, da es, wie schon der Titel andeutet, mehr auf Selbstorganisation und das Entstehen von Ordnung eingeht.

Seite 71: Für eine ausgezeichnete Erörterung der konzeptionellen Grundlagen des methodologischen Individualismus und seiner Grenzen siehe Kenneth J. Arrow, »Methodological Individualism and Social Knowledge«, American Economic Review 84.2/1994, S.1–9.

Für das Zitat von Simon siehe Herbert J. Simon, Administrative Behavior (Free Press, New York, 3. Aufl. 1976), S. xvi.

Der maßgebliche Aufsatz zur Idee der Verankerung bzw. des Einbezogenseins und ihrer Beziehung zum ökonomischen Denken ist Mark Granovetter, »Economic Action and Social Structure – The Problem of Embeddedness«, American Journal of Sociology 91/1985, S. 481–510. Siehe auch Ronald S. Burt, Structural Holes – The Social Structure of Competition (Harvard University Press, Cambridge 1992).

Seite 72 f.: Das Straßenecken-Experiment wird geschildert in: Stanley Milgram, Leonard Bickman und Lawrence Berkowitz, »Note on the Drawing Power of Crowds of Different Size«, Journal of Personality and Social Psychology 13/1969, S. 79 ff.

Seite 74 ff.: Für David Romers brillante Analyse siehe David Romer, »It’s Fourth Down and What Does the Bellman Equation Say? A Dynamic-Programming Analysis of Football Strategy«, Arbeitspapier der University of California, Berkeley (2003), veröffentlicht als NBER-Arbeitspapier w9024 (2002), http://papers.nber.org./papers/w9024.

Seite 79: Michael Lewis, Moneyball (Norton, New York 2003).

Seite 80 f.: David S. Scharfstein und Jeremy S. Stein, »Herd Behavior and Investment«, American Economic Review 80/Juni 1990), S. 465–479.

Seite 82: John Maynard Keynes, The General Theory of Employment, Interest, and Money[dt.: »Die allgemeine Theorie der Beschäftigung des Zinses und des Geldes«] (New York, Harbinger 1964). S. 158. Das Werk wurde erstmals 1936 veröffentlicht.

Seite 82 ff.: Der Bericht über das Bohlenstraßen-Fieber ist entnommen Daniel B. Klein und John Majewski, »Plank Road Fever in Antebellum Amerikca – New York State Origins«, New York History, Januar 1994, S. 39–65.

Seite 84 f.: Über Informationskaskaden liegt ein immenses, stetig anwachsendes Schrifttum vor. Einen ausgezeichneten Führer zu dieser Literatur bietet eine von Ivo Welch unterhaltene Webseite unter http://welch.som.yale.edu/cascades/. Zwei bedeutende Beiträge sind Sushil Bikhchandani, David Hirshleifer und Ivo Welch, »A Theory of Fads, Fashion, Custom, and Cultural Change as Informational Cascades«, Journal of Political Economy 100/1992, S. 992–1026; und Bihkchandani, Hirshleifer und Welch, »Learning from the Behavior of Others – Conformity, Fads, and Informational Cascades«, Journal of Economic Perspectives 12/1998, S. 151–170.

Siehe auch Abhijit V. Banerjee, »A Simple Model of Herd Behavior«, Quarterly Journal of Economics 107/1992, S. 797–817; H. Henry Cao und David Hirshleifer, »Conservation. Observational Learning and Informational Cascades«, Dice Center working paper no. 2001–5 (2001), http://papers.ssrn.com/sol3//papers.cfm?abstract_id=267770; und Suzanne Lohmann, »The Dynamics of Informational Cascades – The Monday Demonstrations in Leipzig, East Germany 1989–91«, World Politics 47/1994, S. 42–101.

Ein genaues Kaskadenmodell und seine Funktionsweise wird außerdem beschrieben in Duncan Watts, Six Degrees (Norton, New York 2002).

Für ein außerordentlich reichhaltiges und menschliches Bild vom Funktionieren der Kaskaden in der wirklichen Welt siehe Malcolm Gladwell, Der Tipping Point – Wie kleine Dinge Großes bewirken können (Berlin Verlag, Berlin 2000). Robert Shiller, »Conversation, Information, and Herd Behavior«, American Economic Review 85/1995, S. 181 ff. Bezüglich eines allgemeinen Vorkommens von Kaskaden ist Shiller skeptisch. Er betont jedoch die Bedeutung des gesellschaftlichen Einflusses zur Erklärung von herdenartigem Verhalten.

Seite 88 f.: Für eine ausführlichere Darstellung der Kampagne von William Sellers zur Normierung der Schraube siehe James Surowiecki, »Turn of the Century«, Wired 10.01 (Januar 2002), http://www.wired.com/wired/archive/10.01/standards_pr.html.

Seite 90: Ein maßgeblicher Bericht über den »1000-Prozent-Mythos« findet sich in Andrew Odlyzko, »Internet Traffic Growth – Sources and Implications«, in: B. B. Dingel, W. Weiershausen, A. K Dutta und K.-I. Sate (Hrsg.), Optical Transmission Systems and Equipment for WDM Networking (II), Proceedings of the International Society for Optical Engineering (SPIE) 5247/2003, S. 1–15.

Seite 92: Herbert Simon, »A Mechanism for Social Selection and Successful Altruism«, Science 250/1990, S. 1665 ff. Simon verwendet den merkwürdigen Terminus »docility« [Gelehrigkeit, Fügsamkeit], um unsere Bereitschaft, unsere Altvordern und einflussreiche Menschen in der Gesellschaft nachzumachen, zu umschreiben. Ich weiche in meiner Darstellung der Imitation bzw. des Nachmachens insofern erheblich von Simon ab, als er davon auszugehen scheint, dass die meisten Menschen außerstande seien, zwischen sinnvollen und sinnlosen Imitationen zu unterscheiden.

Seite 92: Für die Geschichte über die Kapuzineräffin Imo siehe Lee Dugatkin, The Imitation Factor (The Free Press, New York 2001), S. 170 ff.

Seite 93: Robert Boyd und Peter J. Richerson, »Norms and Bounded Rationality«, in: Gerd Gigerenzer und Reinhard Selten (Hrsg.), Bounded Rationality – The Adaptive Toolbox (MIT Press, Cambridge 2001), S. 281–296. Boyd und Richerson sind zudem die Verfasser einer Reihe bedeutender Studien über die Möglichkeit einer evolutionären Weitergabe von Kultur, die für die Kapitel über Kooperation und Vertrauen in diesem Buch relevant sind.

Seite 93: Ivo Welch, einer der Urheber der Theorie von Informationskaskaden, hat diesen Gedanken vertreten, aber auch seit vielen Jahren über die Beziehung von übermäßiger Selbstsicherheit und Unternehmertum geschrieben. Siehe Antonio Bernardo und Ivo Welch, »On the Evolution of Overconfidence and Entrepreneurs«, Cowles Foundation discussion paper no. 1307 (2001).

Seite 94 f.: Die grundlegende Arbeit ist Bryce Ryan und Neal Gross, »The Diffusion of Hybrid Seed Corn in Two Iowa Communities«, Rural Sociology 8/1943, S. 15–24. Siehe auch Everett Rogers, The Diffusion of Innovations (The Free Press, New York 1983); und J. S. Coleman, H. Menzel und E. Katz, »The Diffusion of an Innovation Among Physicians«, Sociometry 20/1957, S. 253–270. Diese Schriften haben die Idee einer S-Kurve in Übernahmen von Technologie und die Bedeutung von Einfluss-Netzwerken begründet.

Seite 95 f.: Für eine ausgezeichnete Studie über Indien während der Grünen Revolution siehe Kaivan Munshi, »Social Learning in a Heterogeneous Population – Technology Diffusion in the Indian Green Revolution«, Arbeitspapier der Brown University (2003), http://www.econ.brown.edu/fac/Kaivan_Munshi/ag6.pdf. Sie wurde veröffentlicht im Journal of Development Economics 73/2004, S. 185–213.

Seite 97 ff.: Angela Hung und Charles Plott, »Information Cascades – Replication and an Extension to Majority Rule and Conformity-Rewarding Institutions«, American Economic Review 91/2001, S. 1508–1520.
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Seite 100 f.: Diese Darstellung von Bill Donovans Kampagne für eine nationale Geheimdienstbehörde bezieht sich auf Larry Valero, »›We Need Our New OSS, Our New General Donovan, Now…‹, The Public Discourse Over American Intelligence 1944–1953«, Intelligence and National Security 18/2003, S. 91–118.

Seite 101: Siehe Michael Warner (Hrsg.), Central Intelligence and Evolution (Center for the Study of Intelligence, Washington, DC, 2001). S. 1 www.cia.gov/csi/books/cia_origin/PDFS/19pdf. Es handelt sich hier um eine bemerkenswerte Sammlung von Dokumenten zur Entwicklung der amerikanischen Geheimdienste nach dem Zweiten Weltkrieg.

S. 102 f.: Roberta Wohlstetter, Warning and Decision (Stanford University, Palo Alto 1962).

Seite 103 f.: Richard Shelby brachte eine eigene Ergänzung zum Bericht des Senate Intelligence Committee heraus. Siehe Shelby, »September 11 and the Imperative of Reform in the U. S. Intelligence Community« (2002), S. 65, 21, http://intelligence.senate.gov/shelby.pdf. Der Kern der Kritik Shelbys am Versagen der Nachrichtendienste befindet sich auf den Seiten 21–45 dieses Berichts.

Seite 106: Friedrich Hayeks berühmtester Aufsatz zum Thema des lokalen Wissens ist F. A. Hayek, »The Use of Knowledge in Society«, American Economic Review 35/1945), S. 519–530. Siehe auch Hayek, Individualism and Economic Order (University of Chicago Press, Chicago1948). Obwohl die Idee von einer Weisheit der Menge Berührungspunkte mit Hayeks Arbeit aufweist – in Sonderheit mit seiner Überzeugung, dass soziale Mechanismen ohne »Topdown«-Führung intelligente Ergebnisse zeitigen können –, wäre Hayek meines Erachtens der Betonung, die ich auf die Vorzüge des Aggregierens lege, ablehnend gegenübergestanden. Hayek missfiel die Vorstellung vom Markt als einer riesigen Kalkulationsmaschine, und die Suche nach einer richtigen Antwort betrachtete er mit Skepsis. Vor allem aber widerstrebten ihm Bemühungen jeder Art, Intelligenz zu zentralisieren; er hielt sie sowohl für vergeblich (weil die Vielfältigkeit lokaler Kenntnisse nicht sinnvoll zu einem einzigen Urteil zusammengefasst werden könnte) als auch für gefährlich. Für ihn lag der besondere Vorzug des Marktes darin, dass er seine Ziele und Zwecke auf echt dezentrale Weise erreichte, indem die Leute miteinander sprachen und einander Informationen nur über das Medium des Preises vermittelten.

Die Hayek’schen Vorzüge des Marktes sind unbestreitbar, insbesondere wenn es um Koordinationsaufgaben geht. Ich glaube aber auch, dass die Angst vor dem Sozialismus und vor jeder Form von zentralisierter Macht Hayek zu einer Überbewertung der Schwierigkeiten des Aggregierens von Informationen und lokalem Wissen und zu einer Unterbewertung der potenziellen Positiva solcher Zusammenführung veranlasste. So ist beispielsweise ein parimutueller Markt völlig anders als Hayeks Vorstellung von einem Markt: Eine zentrale Stelle nimmt einen Aspekt aller Wetten heraus und aggregiert die Ergebnisse, um ein »Set of Odds« zu bilden, das für alle Wettteilnehmer gilt. Und doch gelingt ihm eine geradezu unheimlich genaue Prognose der Zukunft.

Für die Geschichte des demos siehe Brook Manville und Josiah Ober, A Company of Citizens (Harvard Business School Press, Boston 2003), S. 144. Die Bibelzitate stehen im Buch Exodus 18:17–26.

Seite 107 ff.: Ko Kowabura, »Linux – A Bazaar at the Edge of Chaos«, First Monday 5/2000, http://firstmonday.org/issues/isseu5_3/kuwabara/index.hmtl. Siehe auch Linus Torvalds, Just for Fun (HarperBusiness, New York 2001).

Seite 111 f.: Die Darstellung des irakischen Widerstandes als eine selbstorganisierendes, dezentrales Phänomen geht zurück auf Kevin Maney, »Military Strategists Could Learn A Thing or Two from the Sims«, USA Today, 1. April 2003. Der Punkt betreffend Strategie und Taktik stammt aus: Mark Steyn, »The War? That Was All Over Two Weeks ago«, Daily Telegraph, 4. Mai 2003.

Seite 112 f.: Aufschlussreiche Erörterungen zur dezentralisierten Struktur des amerikanischen Heeres finden sich bei Richard Pascale, Mark Millemann und Linda Gioja, Surfing at the Edge of Chaos (Crown, New York 2000), S. 135–141; und in Christopher Meyer und Stan Davis, It’s Alive (Crown Business, New York 2000), S. 156–164).
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Seite 120 f.: William H. Whyte, City – Rediscovering the Center (Doubleday, New York 1988), S. 56–63. Siehe auch Whyte, »The Gifted Pedestrian«, Ekistics, Mai/Juni 1984.

Seite 124 ff.: Brian Arthur hat das El-Farol-Problem dargelegt in W. Brian Arthur, »Inductive Reasoning and Bounded Rationality«, American Enocomic Review 84/1994, S. 406 ff.

Seite 126 f.: Ann M. Bell und William A. Sethares, »Avoiding Global Congestion Using Decentralized Adaptive Agents«, IEEE Transactions on Signal Processing 49/2001, S. 2873–2879.

Seite 128 ff.: Zum Grand-Central-Experiment siehe Thomas C. Schelling, The Strategy of Conflict (Harvard University Press, Cambridge 1960), S. 54–67.

Seite 130: Howard Rheingold, Smart Mobs (Perseus Books, Boston 2002). Wie schon durch die Ähnlichkeit der englischen Titel deutlich wird, gibt es zwischen Rheingolds und meinem Buch Berührungspunkte – insbesondere hinsichtlich der Kooperations- und Koordinationsmöglichkeiten von Gruppen ohne »Top-down«-Führung. In ihren zentralen Anliegen sind die beiden Werke jedoch recht unterschiedlich. Smart Mobs zeigt, wie Technologie es Menschen erleichtert, sich kollektiv zu guten (oder auch schlechten) Zwecken zu organisieren. [Der Ausdruck »smart« wird in Rheingolds Buchtitel mehr im Sinn von »selbstbewusst« denn »weise« verwendet.] Für »smart mobs« ist charakteristisch, dass sie sich selbst [ihrer eigenen Existenz] bewusst sind und kollektiv mit eigenem Ziel handeln können (bzw. es eines Tages zu tun vermögen). Das gilt auch für manche der in diesem Buch beschriebenen Mengen; doch im Allgemeinen wird eine Menge, je mehr sie sich ihrer selbst bewusst wird, entsprechend weniger weise (nach meinem Wortverständnis), weil jedes ihrer Mitglieder an Unabhängigkeit verliert.

Seite 131 f.: Jonathan Rauch, »Seeing Around Corners«, Atlantic Monthly 289/April 2002, S. 35–48.

Seite 133 ff.: Die Untersuchungen bezüglich der Untergrundbahn und des Sich-Vordrängens bei Warteschlangen sind neben vielen anderen der interessanten Arbeiten Milgrams Bestandteil von Stanley Milgram (Hrsg.), The Individual in a Social World (MacGraw-Hill, New York 1992). Milgrams Schilderung der Vorgeschichte zur Studie über die U-Bahn findet sich im Vorwort dieses Bandes (S. xix–xxxiii).
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Das Debakel des LTCM offenbart auch Probleme mit der wohl bekannten Theorie, dass Arbitragehändler für die Effizienz von Finanzmärkten ausschlaggebend sind. Dieser Theorie zufolge – sie gleicht der Vorstellung von der Bedeutung »marginaler Händler«, die in einer Anmerkung zur Erörterung der Iowa Electronic Markets (IEM) erwähnt wird – sind die meisten Anleger törichte, vielleicht irrationale Lämmer, denen in der Preiseinschätzung finanzieller Papiere dauernd Fehler unterlaufen; die Arbitragehändler sind die gewieften und mitleidlosen Wölfe (oder Haie), die jeden Fehler der anderen erkennen und ausnutzen und damit den Preis der Anlagen wieder ihrem echten Wert zuführen. Demgemäß wären es also die Wölfe (oder Haie), die eigentlich den Marktpreis bestimmen, während die Lämmer einfach nur dazu da wären, Fehler zu begehen, um den Wölfen einen finanziellen Anreiz zu bieten, bei dem Spiel einzusteigen.

Es ist dies eine populäre, wenngleich wenig ausgereifte Theorie, die zudem auf einer ganzen Reihe falscher Voraussetzungen basiert. Falls die meisten Anleger tatsächlich »irrational« in dem Sinne wären, dass sie, in ihrer Gesamtheit, für Finanzwerte systematisch falsche Preise ansetzen, so bestünde – selbst wenn der intelligente Arbitragehändler interveniert, um den Markt wieder zur Räson zu bringen – kein Anlass zu meinen, dass die Lämmer nicht in ihr irrationales Verhalten zurückfallen würden, wenn der Wolf sein Eingreifen beendet. Wenn Anleger irrational sein sollten, so wissen sie jedenfalls nicht, dass sie irrational sind. Sie sind genauso überzeugt, sich richtig zu verhalten, wie der Wolf. Und kluge Investoren verfügen einfach nicht über genügend Kapital, um hinsichtlich einer Anlage die Kauf- oder Verkaufsmacht aller übrigen Investoren zu übertrumpfen; es wäre folglich unbegreiflich, wie ihre Rationalität die Irrationalität der törichten Anleger ausgleichen könnte.

Die unausgesprochene Annahme hinter der Vorstellung, dass es die Arbitragehändler sind, die den Marktpreisen ein vernünftiges, rationales Niveau sichern, kann ja nur lauten: Sobald die gescheiten Anleger handeln, reift bei all den anderen bis dahin unvernünftigen Anlegern die Erkenntnis, dass sie sich töricht verhalten haben. Nur gibt es weder theoretisch oder empirisch noch anhand irgendwelcher Experimente einen Hinweis, dass so etwas der Fall sein könnte. So denn ein großer Prozentsatz der Anlieger unvernünftig sein sollte, würden sie nicht schlagartig ihre Meinung ändern, wenn da plötzlich jemand käme und einen Handel abschlösse, der implizierte, dass sie falsch liegen. In dem Augenblick, da das Kapital des Außenseiters erschöpft wäre, würden sie sich nämlich einfach wieder genauso unvernünftig bzw. irrational verhalten wie zuvor.

Hier könnte man nun dagegenhalten: Falls das eintritt, wird der Arbitragehändler aus seinem Handel Gewinn schlagen, während die irrationalen Anleger Geld verlieren werden – und aufgrund dessen würden die Preise auf Dauer schon zu einer rationalen Basis finden. Eine solche Argumentation übersieht allerdings den entscheidenden Punkt, der in Folgendem besteht: Ein rationaler Arbitragehändler kann ja immer nur dann Gewinn machen, wenn die Preise schlussendlich rational werden. Der Terminaktienhändler James Chanos bemerkte hierzu: »Wir können nur hoffen, dass der Markt am Ende zu der Einsicht gelangt, dass 2 + 2 = 4 ist.« Wenn jedoch – was ihm eh unmöglich wäre, doch betrachten wir die Sache hier einmal rein logisch – einzig und allein der Arbitragehändler einen der Realität angemessenen, rationalen Preis für Wertpapiere bewirken könnte, würde er nie Gewinn machen. (Mit anderen Worten: Wenn das Kaufen und Verkaufen von Wertpapieren durch den Arbitragehändler ihren Preis rational und reell machen würde, müsste er sich ja mit marginalen Gewinnspannen begnügen.) Demnach können Arbitragehändler nur florieren, wenn der Markt in seiner Gesamtheit von sich aus in Richtung echter Preis tendiert. Wie aber, so wäre dem nun wieder entgegenzuhalten, sollte dem Markt das möglich sein, wenn die Mehrheit der Anleger einfältige Schafe wären?

Genau dafür liefert die Geschichte von LTCM ein geradezu unumstößliches Exempel. Der Hedgefonds LTCM war in vielen der Märkte, in denen er sich engagierte, ja der Hauptakteur. Dort hätte er aber im Sinne der oben erwähnten Theorie lediglich peripher mitspielen dürfen – als jener »marginale Akteur«, der den Preis der Wertpapiere bestimmt. Nun war es aber so, dass LTCM in dem Moment, als die Dinge dort den Bach hinuntergingen, eine maßgebliche Kraft darstellte; und diese Tatsache hat ihm gar nicht geholfen. LTCM hatte dort verhältnismäßig enorme Kapitalmengen platziert; dennoch sackte der Wert seiner Anlagen dort ab – weil es dafür keine Käufer gab. Die Positionen von LTCM waren durchaus »rational«, und der Hedgefonds agierte auf diesem Markt durchaus als Wolf. Als die »Schafe« nun jedoch in Panik gerieten und die Flucht ergriffen, wurde der Wolf von ihnen zertrampelt.

Das ist zugegebenermaßen ein Extrembeispiel. Im Prinzip ist es freilich stets das Gleiche: Was immer der Preis eines Wertpapiers ist – sei er nun reell, vernünftig, also rational oder auch nicht: Es ist dieser Preis, der zählt, weil er gemäß der gewichteten mittleren Einschätzung auf genau diesem Niveau liegen sollte. Und das heißt: So denn Finanzmärkte überhaupt rational sind, muss das aggregierte Urteil der Mehrheit der Anleger gar nicht irrational sein. (Es wird nicht so genau richtig ausfallen wie unter Einbeziehung des Urteils der »marginalen Händler«, kann andererseits allerdings auch nicht so total danebenliegen, wenn der Marktpreis einigermaßen stimmt.) Oder anders ausgedrückt: Kollektiv betrachtet sind die Schafe die Wölfe.

Seite 310 ff.: Eine faszinierende Darstellung der Entwicklung des Bowling zum Volkssport bietet Andrew Hurley, Diners, Bowling Alleys, and Trailer Parks – Chasing the American Dream in Postwar Consumer Culture (Basic Books, New York 2002). Von Charles Schwab stammen die zitierten Aussagen über die »Seifenblase« der Bowlingindustrie anlässlich eines Interviews mit Charles Fishman, »Face Time with Charles Schwab«, Fast Company, Juli 2001, S. 66.

Seite 316 f.: John Maynard Keynes, The General Theory of Interest Employment, and Money (Macmillan, London 1936), S. 156.

Seite 318: Per Bak, How Nature Works (Springer, New York 1996).

Seite 318 f.: Colin F. Camerer, »Taxi Drivers and Beauty Contests«, Engineering & Science 1/1997, S. 17 ff.

Seite 321 f.: Einen interessanten Blick auf die Ursachen von Börsenschwindeln bietet Kavin Hassett, Bubbleology (Crown Business, New York 2001).

Seite 322: Andy Serwer, »I Want My CNBC«, Fortune, 24. Mai 1999.

Seite 322 f.: Jeffrey Busse und T. Clifton Green, »Market Efficiency in Real Time«, Journal of Financial Economics 65/2002, S. 415–437.

Siehe auch Marcia Vickers und Gary Weiss, »Wall Street’s Hype Machine«, Business Week, 3. April 2000, http://www.businessweek.com/2000/00_14/b3675001.htm; und James J. Cramer, »The Box Moves Stocks«, TheStreet.com, 6. Dezember 1999; http://thestreet.com/comment/wrong/834200.html.

Seite 324: Paul Andreassen, »On the Social Psychology of the Stock Market – Aggregate Attributional Effects and the Regressiveness of Predictions«, Journal of Personality and Social Psychology 53/1987, S. 490–498. Dies ist unter der Literatur zur experimentellen Wirtschaftswissenschaft wirklich eine der interessanteren Abhandlungen und wird doch nur selten erwähnt.

Seite 325 f.: Jack Treynor, »Market Efficiency and the Bean Jar Experiment«, Financial Analysts Journal 43/1987), S. 50 ff.

Seite 327 f.: Leon Mann, »The Baiting Crowd in Episodes of Threatened Suicide«, Journal of Personality and Social Psychology 41/1981, S. 703–709.

Seite 328 f.: Mark Granovetter, »Threshold Models of Collective Behavior«, American Journal of Sociology 83/1978, S. 1420–1443.

12. Kapitel

Seite 330 ff. Eine ähnliche Idee wird vorgetragen in: James Fishkin, Democracy and Deliberation (Yale University Press, New Haven 1952), sowie in: Fishkin, The Voice of the People – Public Opinion and Democracy (Yale University Press, New Haven 1996). Die »National Issues Convention« fand landesweit beträchtliche Aufmerksamkeit; ein Ausschnitt von fünf Stunden wurde live auf PBS und C-SPAN übertragen. Bruce Ackerman und James Fishkin umrissen ihre Idee von einem Tag der politischen Meinungsbildung in »Deliberation Day«, einer Abhandlung, die sie vortrugen auf der Konferenz »Deliberating About Deliberative Democracy« an der University of Texas (Februar 2000). Siehe auch Ackerman und Fishkin, Deliberation Day (Yale University Press, New Haven 2004). Nach dem jüngsten Vorschlag soll der Tag der politischen Meinungsbildung [Deliberation Day] zwei Tage umspannen und Arbeitgeber verpflichtet werden, ihren Angestellten für diese Zeit frei zu geben.

Seite 331 f.: Richard Posner, Law, Pragmatism, and Democracy (Harvard University Press, Cambridge 2003), S. 131 f., 164.

Seite 334: Die Nobelpreisvorlesung von James Buchanan (1986) bietet eine interessante Sicht auf die philosophischen und konzeptionellen Fundamente der »Public-choice«-Theorie, die Buchanan an anderer Stelle als »Politik ohne Romantik« umschrieben hat: http://www.nobel.se/economics/laureates/1986/buchanan-lecture.html.

Die Zitate von James Buchanan und Gordon Tullock sind entnommen Mark Kelman, »On Democracy-Bashing – A Skeptical Look at the Theoretical and ›Empirical‹ Practice of the Public Choice Movement«, Virginia Law Review 74/1988, S. 235, 252.

Seite 335: Die Zitate William Rikers entstammen dem Werk von Brian Barry, Sociologists, Economists, and Democracy (University of Chicago Press, Chicago 1978).

Seite 335: Kinder und Kiewiet verstehen Wähler eher als »soziotropisch« denn »egotropisch«; siehe Donald R. Kinder und D. Roderick Kiewiet, »Economic Discontent and Political Behavior – The Role of Personal Grievances and Collective Economic Judgments in Congressional Voting«, American Journal of Political Science 79/1979, S. 10–27; sowie Kinder und Kiewiet, »Sociotropic Politics – The America Case«, British Journal of Politics 11/1981, S. 129–161. David Sears und Carolyn Funk, »Self-Interest in American Opinions«, in: Jane Mansbridge (Hrsg.), Beyond Self-Interest (University of Chicago Press, Chicago 1990), S. 147–170. Siehe auch David Sears, Richard Lau, Tom Tyler und Harris Allen, »Self-Interest vs. Symbolic Politics in Policy Attitudes and Presidential Voting«, American Political Science Review 74/1980, S. 670–684.

Seite 336 ff.: Klagen über die Ignoranz der amerikanischen Wählerschaft sind seit über einem Jahrhundert in der amerikanischen Politik ein Dauerthema. Eine gute Diskussion über den informierten Wähler findet sich in Michael Delli Carpini, »In Search of the Informed Voter – What Americans Know About Politics and Why It Matters«, http://www.mtsu.edu/~seig/paper_m_carpini.html; und Michael Schudson, »America’s Ignorant Voters«, Wilson Quarterly 24/2000, S. 16.

Weitere Details finden sich in: Michael Delli Carpini und Scott Keeter, What Americans Know About Politics and Why It Matters (Yale University Press, New Haven 1997); sowie Michael Schudson, The Good Citizen – A History of American Civic Life (Harvard University Press, Cambridge 1999).

Seite 339: Posner, Law, Pragmatism and Democracy, S. 206.

Hinweis: Eine ausführliche Bibliographie ist verfügbar unter www.wisdomofcrowds.com und ebenso unter www.surowiecki.com.


REGISTER

Personenregister

Ackerman, Bruce 331

Alchian, Armen 286 f.

Alesina, Alberto 160

Alvarez, Luis 230

Andersen, Arthur 176

Andreassen, Paul 324, 326

Arafat, Jassir 45, 118

Argyris, Chris 273

Armstrong, J. Scott 60 ff.

Arrow, Kenneth J. 147 f., 150

Arthur, Brian 124 ff., 258

Asch, Solomon 67 f.

Axelrod, Robert 162, 171

Bak, Per 318

Banks, Allen 179

Barber, Brad M. 297

Barnum, Phineas Taylor 168

Baruch, Bernard 13

Beane, Billy 79

Beaver, Donald B. 218

Beebe, William 69

Belichiek, Bill 79

Bell, Ann M. 126 ff.

Berkowitz, Lawrence 72, 91

Berra, Yogi 124

Bezos, Jeff 54

Bickman, Leonhard 72, 91

Bikhchandani, Sushil 85, 87

Bingham, Alph 289

Black, Fischer 303

Blasi, Joseph 276 ff.

Blinder, Alan S. 251 ff.

Blomberg, Brock 250

Bowles, Samuel 160 f., 172

Boyd, Robert 93

Bozeman, Barry 219

Brin, Sergey 39

Brosnan, Sarah F. 157

Bryant, Kobe 45

Buchanan, James 334

Buffet, Warren 63

Bush, George W. 42

Busse, Jeffrey 322

Camerer, Colin 319 f.

Carlyle, Thomas 13

Castro, Fidel 66

Chamberlin, Edward 145

Chambers, John 284

Chanos, Jim 294 ff.

Chase, W. G. 59

Chen, Kay-Yut 288

Churchill, Sir Winston 342

Coase, Ronald 264, 277

Cordiner, Ralph 236

Cramer, James J. 323

Craven, John 19, 31, 290

Daganzo, Carlos 202, 206

Dahan, Ely 45

Dalai Lama 38

De Niro, Robert 263

Debreu, Gerard 147 f., 150

Defoe, Daniel 168

De Podesta, Paul 79

Donovan, Bill 100 f., 104

Dorgan, Byron 116 f., 119

Douglas, Michael 140

Drew, Christopher 18

Drucker, Peter 290

Dunlap, Al 166

Ebbers, Bernard 285 f.

Edison, Thomas A. 50

Einav, Liran 142

Elberse, Anita 44

Fehr, Ernst 190 f.

Feist, David 38

Fermi, Enrico 230

Feynman, Richard 29 f.

Finkelstein, Sydney 286 f.

Fishkin, James 331

Ford, Henry 51, 266, 287

Gächter, Simon 190 f.

Galton, Francis 7 ff., 26, 32, 70, 109, 128, 325, 342

Geddes, George 83

Gintis, Herbert 160 f., 172

Gladwell, Malcolm 87

Goldsmith, Cynthia 215

Gooding, Cuba jr. 140

Gordon, Kate H. 25

Gore, Al 42

Graetz, Michael 189

Granovetter, Mark 328 f.

Grasso, Richard 155 ff., 160 f., 185, 189

Green, T. Clifton 322

Greenspan, Alan 175, 290

Greif, Avner 167

Gross, Daniel 38

–, Neal 94

Halberstam, David 236

Hall, Robert 139

Ham, Linda 233, 238 f., 241 ff.

Hanson, Robin 45

Harrington, Joseph 250

Hastert, Dennis 293

Hayek, Friedrich 106, 144, 278

Helbing, Dirk 210 ff.

Hirshleifer, David 85, 87

Hooke, Robert 220

Hoopes, James 280

Hoover, Herbert Clark 292

–, J. Edgar 292

Hubby, John 229

Huberman, Bernardo 210

Hull, David 223

Hung, Angela 97 ff

Hurley, Andrew 311

Iacocca, Lee 283

Jackson, Michael 184

Jacoby, Lowell 113

Jamal, Karim 299

Janis, Irving 65, 67, 240

Jefferson, Thomas 339

Jensen, Michael C. 274 f.

Johnson, Bruce 279

–, Norman L. 26 f.

–, Steven 69

Jones, Charles M. 292

Joyce, William 279

Keefer, Philip 171

Keller, Maryann 269 f.

Keynes, John Maynard 82, 305, 316 f., 321, 323, 329

Khurana, Rakesh 283

Kiewiet, D. Roderick 335

Kinder, Donald R. 335

Klein, Daniel B. 82 ff.

Knack, Stephen 170 f.

Knight, Hazel 25

Kozlowski, Denis 174

Kruse, Eric 276 ff.

La Solla Price, D. J. 218

Lambert, Austin 239

Lamont, Owen 292

Larrick, Richard 12, 64, 290

Le Bon, Gustave 13 f.

Lenin, Wladimir 176

Leonardo da Vici 218

Levi, Margaret 189

Lewontin, Richard 229

Livingstone, Ken 197, 199, 202

MacCulloch, Robert 160

Mackay, Charles 12, 17, 313

Madison, James 339 f.

Majewski, John 82 ff.

Maloney, Michael T. 28 ff.

March, James G. 57 f.

Martin, Bob 36

Martz, Mike 73 f., 76 ff.

Marx, Karl 170

Mathewson, John 185 f.

Matthews, Mark 192

Mayo, Elton 267

McCormack, Don 232 f., 240 ff.

Mendel, Gregor 230

Meriwether, John 305

Merkel, Angela 40 f.

Merton, Robert K. 224, 226, 229, 305

Milgram, Stanley 72, 91, 133 ff.

Montesquieu, Charles de Secondat 168

Moreno, Byron 151 f.

Morgan, John 251, 253

–, John Pierpont 169

Moses (Bibel, AT) 106

Mueller, John 168

Mulherin, J. Harold 28 ff., 38

Munoz, Juan 206

Murray, Bill 38

Nagel, Kai 205 f.

Napoleon (franz. Kaiser) 292

Nemeth, Chandra 245

Newton, Isaac 220

Nietzsche, Friedrich 13

Nohria, Nitin 279

Oberg, James 244 f.

Odean, Terrance 61, 297

Oldenburg, Henry 223, 225

Olds, Ransom E. 48 f., 51

Olson, Mancur 182 f., 193

Orbach, Barak 142

Page, Lawrence 39

–, Scott 56 f.

Patterson, Morehead 310 f.

Pennock, David 44

Peters, Thomas J. 270

Philbin, Regis 23

Piette, Daniel 256

Plott, Charles R. 97 ff., 288

Polany, Michael 227

Posner, Richard 331 f., 339

Rauch, Jonathan 131

Raymonds, Eric 108

Reagan, Ronald 38

Resnick, Mitch 208

Rheingold, Howard 130

Richerson, Peter J. 93

Riker, William 335

Robertson, Dennis Holme 259

Rocha, Rodney 239

Romer, David 74 ff., 79

Roy, Donald 274

Rumsfeld, Donald 338

Ryan, Bryce 94

Sauer, Raymond D. 37

Scharfstein, David S. 80

Schelling, Thomas C. 128 ff.

Schlesinger, Arthur jr. 66

Schmidt, Gottfried 310 f.

Scholes, Myron 305

Scholz, John T. 192

Schomburg, Calvin 239, 242

Schröder, Gerhard 40

Schumpeter, Joseph 341

Schwab, Charles 312

Schwarzenegger, Arnold 41

Sears, David 336

Seeley, Thomas, 52

Sellers, William 88 f.

Serwer, Andy 322

Sethares, William A. 126 ff.

Shanteau, James 61

Shapin, Stephen 227 f.

Sharon, Ariel 45

Shelby, Richard 103 f., 114

Shiller, Robert 87, 304

Simon, Herbert A. 10, 59, 71, 92

Sloan, Alfred 277, 283, 290

Smith, Adam 105, 147, 168

–, Samuel 48, 51

–, Vernon L. 145 ff., 299

Soll, Jack B. 12, 64, 290

Sontag, Sherry 18

Stein, Jeremy C. 80

Stephan, Paula 218

Sunder, Shyam 299

Sunstein, Cass 247

Taleb, Nassim 64

Tella, Rafael di 160

Thoreau, Henry David 13

Tilly, Richard 168 f.

Torvalds, Linus 107, 110

Totti, Francesco 152

Treiber, Martin 211 f.

Treynor, Jack 25, 325 f.

Tullock, Gordon 334

Vicini, Mark 186

Vickrey, William 198, 202, 204

Waal, Frans B. M. de 157

Walker, Robert 34 f., 342

Wanamaker, John 168

Warner, Harry 60

–, Michael 101

Waterman, Robert H. 270

Watson, Thomas H. 60

Welch, Ivo 85, 87

–, Jack 277 f., 283

Wendt, Gary 285

Whyte, William H. 120 f., 267

Wohlstetter, Roberta 102 f.

Wolff, Ken 323

Wright, Robert 164

Wyden, Ron 116 f., 119

Zuckerman, Harriet 219


Orts- und Sachregister

Academy of Motion Picture Arts 43

Affen 92, 157 f.

–, Kapuzineraffen 157 f.

–, Makaken 92

Aktien, Bowling 312

–, Spekulationen mit 304 ff.

-kurse 300

-markt/-märkte 11, 35, 291–327

-optionshandel 291 ff., 300, 307

-preise 295

AltaVista 39

Altruismus 191

American Airlines, Preisgestaltung 138

American Football siehe NFL

American Machine and Foundry siehe AMF

– Medical Association 182

AMF 310 ff., 317

Anonymität 327

Anschlussverhalten 85

Apollo 13 siehe NASA, Apollo-Programm

»Arbeitsteilung, kognitive« 217 f.

Atlas-Missile-Projekt 221

Automobile, Antriebsformen 50

–, Fließbandherstellung 51

–, Serienherstellung 50 f.

Autonomie (des Individuums) 71

Bank of England 253

Barclays 165

Barneys (Modehaus) 141

Baseball 79

Bayern München 40

Bayessche Regel 19

Better Business Bureau 169

Bienen als Beispiel für Gruppenintelligenz 52

Blind Man’s Bluff (Buch, Sontag/Drew) 19

Bohlenstraßen 83 f., 86

–, Lebensdauer 83 f.

»-Fieber« (USA) 82 ff., 86

Börse siehe Aktienmarkt/-märkte

Börsenblase 174

-krach 318, 321

-markt siehe Aktienmarkt/-märkte

-schwindel 310, 312 ff., 318 ff., 326

Bowlingbahn, automatische 311

Briefkastenfirmen 185

Brooklyn 91

Brunswick 312, 317

Buch Exodus 106

Buchmacher, Funktion der 34 ff.

Business News (Zeitschrift) 323

CAIB 234, 238 ff., 242

Caltech 318

Cantor Index Holdings 44

Capitalism, Democracy and Ralph’s Pretty Good Grocery (Buch, Mueller) 168

Cashflow 29

Cayman Islands 185 f.

Center for Disease Control 214 f.

Challenger (Raumfähre) 28 ff., 38, 234

-Katastrophe 28 ff.

–, Reaktion des Aktienmarkts 28 ff.

–, Ursache der 29 f.

Cheers (TV-Serie) 127

China, VR 213 f.

Chrysler 272, 283

CIA siehe US-Geheimdienste, CIA

Cisco 284

CNBC (TV-Sender) 322 ff.

–, »Manic Monday« 324

–, »Midday Call« 323

–, »Squaw Box« 323

Columbia Accident Investigation Board siehe CAIB

Columbia-Katastrophe 232 ff., 237, 254

Conseco 285

Corriere della Sera (Zeitung) 152

»Crater«-Algorithmus 233, 241

DARPA 115

De Forest Wireless Telegraphy (Rundfunkgründer) 54

Defence Advanced Research Projects Agency siehe DARPA

Demokratie 330–343

–, »Public-choice«-Theorie 33 f.

–, deliberative 331 ff.

Der Tipping Point (Buch, Gladwell) 87

Deutschland 168, 264 f.

Dezentralisierung 54, 104 ff., 110 ff., 266, 277, 279 ff.

–, Definition 105 f.

–, US-Militär 112 f.

–, Vor- und Nachteile 106, 110, 114

Diners, Bowling and Trailer Parks (Buch, Hurley) 311

Diversität 54 ff., 65, 68, 108, 114, 208, 289

–, mangelnde 271

Dummheit, kollektive siehe Wahn, kollektiver

»Dynamic programming« 75

eBay 163

Egoismus 190

Eigennutz 161

Einkommen von Managern 160

Einzelintelligenz 23 f., 57

Eli Lilly 288

Emergence (Buch, Johnson) 69

England siehe Großbritannien

Enron (US-Unternehmen) 174, 176, 281 f.

Entscheidungen, abhängige 316 f., 323

–, kollektive (siehe auch Gruppenentscheidungen) 70, 89 f., 98, 112, 267, 289, 313

–, unabhängige 70 f., 123, 316 f.

Entscheidungsfindung, unabhängige 123

Eriekanal 82

Eriesee 82

Ernst & Young (US-Wirtschaftsprüfer) 175

Erster Weltkrieg 217

Experimente 8 ff., 25 f., 56 f., 59, 67 f., 72 f., 91, 93, 97 f., 125 ff., 133 ff., 145 f., 149 f., 156 ff., 172 f., 190 f., 244, 248 f., 252 f., 258, 279, 288 f., 318 f., 324 f., 342

–, Aktienhandel 318 f.

–, Aktienmarkt 45

–, Auktion, wechselseitige 146

–, Bälle in Urne 252

–, Bohnenschätzung 25

–, Computeranimation 125 ff.

–, Computersimulationen 26 f., 56, 93

–, Dezentralisierung 279

–, Diktator-Spiel 172 f.

–, Einzelschätzung 25 ff.

–, »El-Farol-Problem« 124 ff., 258, 342

–, Entscheidungsmarkt 288

–, Festlegung von Zinssätzen 252 f.

–, Geleebonbonschätzung 25 f., 325 f.

–, Gemeinwohl- 190 f.

–, Gemeinwohl-Spiel 172 f.

–, Gruppenkonformität 67 f.

–, Gruppenschätzung 25 ff.

–, Gurke und Weintraube (Affen) 157 f.

–, Himmelgucker 72 f., 91, 248

–, Informationen 324 f.

–, Käufer und Verkäufer 146 f., 149 f.

–, Kugeln in Vase 97 f.

–, Labyrinth 26 f.

–, Leistungsbeurteilung 244

–, Marktdiversität 288

–, Miltärpiloten und Navigationsoffiziere 249 f.

–, Ochsengewicht 8 ff.

–, Raumtemperaturschätzung 25

–, Schachspieler 59

–, Übereinstimmung, partnerschaftliche 129

–, Überlassung des Sitzplatzes 133 f.

–, »Ultimatum-Spiel« 156 ff., 163, 172 f., 190

–, Verabredung in New York 128 f.

–, Vordrängler 134 ff.

Experten, Bevorzugung von 12

–, Überbewertung von 63 f.

-entscheidungen 61 ff.

–, Qualität von 63

-prognosen 60 ff.

Extraordinary Popular Delusions and the Madness of Crowds (Buch, Mackay) 12

Fachwissen und -kompetenz, Überbewertung von 59 ff.

False Prophets (Buch, Hoopes) 280

FBI 101, 114

FDA 288 f.

Fedajin 111 f.

Federal Open Market Committee 252

Federal Reserve Board 290

Federalist 51 (US-Regierungsblatt) 339 f.

Feldforschungen 172

FIFA, Verschwörungsvorwurf gegen 152

Filmemacher, unabhängige 260

Forbes (Finanzmagazin) 187 f.

Ford (US-Konzern) 51, 269, 271 f., 282, 287

Ford-T (Automobil) 51

Forschung siehe Wissenschaft

Fortune (Zeitschrift) 322

Frankreich 214

Fußball, italienischer 152 ff.

–, –, Korruption 153

–, –, Manipulation 154

Fußball-WM 2002 151 f.

– –, Italien : Südkorea 151 f.

Fußgänger, Koordination 120 f.

Galicia 255, 257

Gallup (Meinungsforschungsinstitut) 11

GAP (Zara-Konkurrent) 258

Gazzetta dello Sport (Zeitung) 152

Geldwäscherei 186

General Electric 277 f.

– – Capital 285

General Motors 51, 266, 268 ff., 281, 287, 290

»Gleichgewichtshypothese« 148, 150

Goldman Sachs (Bank) 159, 175, 290

GolfOnline 38

Google (Suchmaschine) 11, 38 ff., 46, 52, 106, 122, 342

Großbritannien 164 f., 168, 214, 292

Grüne Revolution (Indien) 95

Gruppe(n), Entscheidungen der 16

–, Entscheidungen der, negative 16

–, Größe der 37, 56

–, homogene 58, 65, 67, 244

–, kleine 232–254

–, –, Advocatus Diaboli 245 f.

–, –, DAT 232 f., 237, 240 ff.

–, –, Effizienz 251 f.

–, –, Entpolarisierung 250 f.

–, –, freie Meinungsäußerung 243, 245 f.

–, –, Geschworenenjurys 235, 238 f., 245 f., 249

–, –, Gruppenpolarisierung 246 ff.

–, –, Informationsverarbeitung 244

–, –, Intelligenz siehe Gruppenintelligenz

–, –, interne Beeinflussung 235

–, –, Kooperation 236

–, –, Mangel an Homogenität 244 f.

–, –, Minderung der Leistungsfähigkeit 236

–, –, Mission Management Team siehe NASA, MMT

–, –, NASA, MMT 232 ff., 237 f., 240 ff., 244 f., 254

–, –, »Schwingung« 236

–, –, Urteilsbildung 243, 245, 251

Gruppe(n), Leistungssteigerung der 57

Gruppe(n), Zusammensetzung der 57 ff.

»Gruppe(n)« (Definition) 14

-denken 66, 78

-dynamik 328

-entscheidungen 62

-identität (bei Managern) 14

-intelligenz 10 ff., 15, 17, 23 ff., 32 f., 52, 58, 72, 91, 98 f., 104, 137, 235 f., 254, 303 f., 341 f.

–, Bedingungen für 32

–, Nutzung der 114

–, Teilinformationen 53

-verhalten 73

Guangdong 213

Guardian Bank and Trust Company 185 f.

Guatemala 66

Guyana 69

Hamas (Terrororganisation) 119

Handeln, kollektives 261

Handelsembargo 167

Hanoi 213

Hanse, deutsche 167

Harvard University 131

Herdendenken 12, 80, 82, 297

Herdentrieb/-verhalten siehe Herdendenken

Hewlett-Packard 288

Hollywood Stock Exchange siehe HSX

Hongkong 214 f.

HSX 43 f.

– und Oscar-Verleihung 43 f.

Human-Relations-Bewegung 267

Hysterie, kollektive 320

IEM 41 ff., 115, 235, 340

–, Zahl der Teilnehmer 43

Imitation siehe Nachahmung

Indien 95

»Individualismus, methodologischer« 71

Individualverkehr, Reduzierung 198

Indonesien 157

Informationen 71, 321 ff., 331

–, Aufspüren von 91

–, begrenzte 148 f.

–, Bündelung von (siehe auch »Informationskaskade«) 97, 114, 116

–, persönliche 98

–, Reduzierung von 261

–, schlechte 85

–, Überbewertung von 325

–, unvollständige 85

»Informationskaskade« 84 ff., 88 ff., 94 ff., 248, 310

–, Aufrechterhaltung 94

–, informativer Substanzverlust 86

–, negative/positive 94

–, Wirkungsweise 87 ff.

Infratest 41

Innocentive 288 f.

In Search of Excellence (Buch, Peters/Waterman) 270

»Insidertrading« 30 f.

Intelligenz, individuelle siehe Einzelintelligenz

–, kollektive siehe Gruppenintelligenz

Internal Revenue Service siehe IRS

Internet 38, 54, 104

Interstate 19 (I-19, US-Fernstraße ) 188

Investfonds-Manager 80 f.

Investitionen 54

– in Technologie 54

Iowa 11

Iowa Electronic Markets siehe IEM

Irak 45

-Krieg 111 f.

IRS (US-Steuerbehörde) 185, 189, 192

Jamaica (NY-Stadtteil Queens) 84

Japan 157, 214

Jordanien 117, 119

Journal of Political Economy 147

»kalibrieren« 61 f.

Kambrium (prähistorisches Zeitalter) 54 f.

Kanada 214

Kapitalismus 164, 166 ff., 174

–, negative Eigenschaften 166

–, Unpersönlichkeit des 170

Kazaa 163

Kenntnisse siehe Informationen

Kognition 15, 17, 342

Kommunikation (in der Gruppe) 17

Konformität 67 f., 73, 85

–, Druck zu 67, 79, 85

Konsum 300 f.

»Kontakter/Verkäufer« 87

Konvention(en) 132 f., 137 ff.

–, im Alltagsleben 133 ff.

–, im Wirtschaftsleben 137 ff.

–, –, Preisgestaltung 138 ff.

Kooperation 16, 154, 161 ff., 169, 173, 183 f., 188 f., 192 f., 214 ff., 218 f., 342 f.

– in kleinen Gruppen 236

–, wissenschaftliche 214 ff., 218 f., 222 f.

Kooperationsprobleme 154

Koordination (Koordinierung) 15, 62, 121 ff., 129, 131 ff., 136, 142 ff., 207 f., 258 f., 265, 342 f.

– bei Zugvögeln 142 f.

–, Zwang zur 122

Koordinationsprobleme 122, 127 f., 144

Korruption 165, 174

Koshima 92

»Kreismühle« 69 f.

Kuba 66

La Coruña 255

Ladenpreise, feste 168

Las Vegas 34

– –, Hotel Mirage 34

Law, Pragmatism, and Democracy (Buch, Posner) 331 f.

Linux (Computerbetriebssystem) 107 ff.

Lloyds 165

Lockheed (US-Konzern) 28, 272

London 8, 197 ff.

–, Weltausstellung 8

Long-Term Capital Management siehe LTCM

Lösung, kollektive 52

LTCM 305 ff.

LV-Gesellschaften 117 f.

LVMH (Luxusgüterkonzern) 257

Lycos 39

Maghrebiner 167

Manhattan Project 221

Marconi (Rundfunkgründer) 54

Marketing 49

Markt, Teilkenntnisse vom 145

Markt/Märkte 16, 45 f., 148, 173

Märkte, Effizienz der 148

–, experimentelle 146 f.

–, Grundcharakteristika der 46

–, ideale 149

–, illiquide 307

–, unvollkommene 149

–, Verschiedenartigkeit der 296

–, Verwendung für 45 f.

Marktprognosen 256, 303

Martin Marietta (US-Konzern) 28

Massachusetts Institute of Technology siehe MIT

»Masse« (Definition) 14

Massenwahn siehe Wahn, kollektiver

Meinungen, abweichende 66

Meinungsverzerrungen 299

»Menge« (Definition) 14

Menschen, soziologische Definition 72

Merrill Lynch (Bank) 159, 175, 290

Mexico City 201

Micro Rental and Sales (US-Unternehmen) 186

Microsoft 107 f.

MIT 45, 324

Mittelalter 167

Morgan Stanley 290

Morton Thiokol (US-Konzern) 28 f., 31 f.

Mount Clemens 311

Nachahmung 78, 81, 87, 90 ff., 320

– als Mittel zur Verbreitung von Ideen 92 f.

–, intelligente 93

–, Konsequenzen 93

Nairobi, US-Botschaft, Bombenattentat auf 102

NASA 234, 239 ff., 245

–, Apollo-Programm 240

Nasdaq-Aktien 320

-Index 175

National Football League siehe NFL

»National Issues Convention Deliberative Poll« 330 f.

National Security Act 101

– –Agency siehe US-Geheimdienste

Nature (Zeitschrift) 9

NESCO (Rundfunkgründer) 54

NetExchange 119

New York City 82, 120 f., 128 f., 135, 141, 199 f., 255, 292

– – –, Grand Central Station 129

– – –, SoHo 255, 258

New York Herald Tribune 100

New York Stock Exchange siehe NYSE

New York Times 29

Newport News 18

NFL 35 f., 73 ff., 79 f., 121

–, »New England Patriots« (NFL) 73 f., 77, 79

–, »New York Giants« 122

–, »Saint Louis Rams« (NFL) 73 f., 76 f., 122

–, Super Bowl 73 f.

Niederlande 214 f.

Nielsen Media Research 176 f., 181, 183

Nordstrom (Modehaus) 141

Normschraube, Serienherstellung der 88 f.

Nucor 282

NYSE 155, 175, 159, 161, 292

»Oakland A’s« (US-Baseball) 79

Office of Strategic Services siehe US-Geheimdienste, OSS

Off-Shore-Banken 186 f.

»Ordnung, spontane« siehe Koordination

Organization Man (Buch, Whyte) 120

Palästina 117

PangeRank-Algorithm 39

»Passierschein, einfacher« 121

Pearl Harbor, japanischer Überfall auf 65, 100, 102 f.

Pentagon, Washington D. C., Angriff auf das 103

»People meters« 176 ff., 180 ff.

Pepsi-Cola 177

Pfizer (US-Pharmakonzern) 302

Philadelphia 330

Philosophical Transactions (Zeitschrift) 223

Policy Analysis Market siehe US-Geheimdienste, PAM

Portugal 257

Preisgestaltung 138 ff.

–, Kinos 139 ff.

Problemlösung(en) (kollektive) 14, 27, 55

Prosozialität siehe »Verhalten, prosoziales«

Psychologie der Massen (Buch, Le Bon) 13 f.

Quäker (Religionsgemeinschaft) 164 f., 168, 176

–, Innovationen durch 165

und Andersgläubige 165

Ramones (Popgruppe) 38

»rationale Beschränktheit« (H. Simon) 10

Real Madrid 40

Redseligkeit 250

REO (Automobilfirma) 51

»Reziprozität, starke« 160 f.

Richmond-San Rafael Bridge 206

Risikobereitschaft 246

-scheu 79, 94 f.

Rockwell International (US-Konzern) 28

Royal Society 223

Rude Awakening (Buch, Keller) 270

Rundfunk, US-amerikanischer 54

–, –, Finanzierung 54

Russland 157, 306

S&P-500-Index 63

Saatchi & Saatchi (US-Werbeagentur) 179

Saatmaistest (USA) 94 f.

Sacramento 202

Saks (Modehaus) 141

Salina 83 f.

San Antonio 185

San Diego 208

San Francisco 199, 202

Santa Fe 124

– –, El Farol (Bar) 124 ff.

SARS (Viruserkrankung) 213 ff., 221, 226

–, Coronavirus 215 f., 218 f., 226

–, Ursachenforschung 214 ff.

»Schatten der Zukunft« 162 ff., 171, 174

–, individuelle 32

–, kollektive siehe Experimente, Gruppenschätzung

»Schelling Points« 130

Schraube siehe Normschraube

Schweinebucht-Invasion 65, 240

Scorpion (U-Boot) 18 ff., 290

Seattle 327

–, Memorial Bridge 327

Securities and Exchange Commission 294

»Seer-sucker«-Theorie 62

Seifenblasen siehe Börsenschwindel

Selbstüberschätzung 94, 250, 297 ff.

Serienentscheidungen 87

Silicon Valley 273

Singapur 200 ff., 214

Sioux Falls 182

Sky Homes (Immobilienkonzern) 313

Slate (Zeitschrift) 38

Smart Mobs (Buch, Rheingold) 130

South Dakota 182

»South Sea Bubble« 313

Spielfilme 140 ff., 262 ff.

–, Asphaltdschungel 264

–, B-Movies 142

–, Der Pate II 262 f.

–, Die zwölf Geschworenen 245

–, Don’t Say A Word 140

–, Findet Nemo 141

–, Gigli 141

–, Heat 263 f.

–, My Fair Lady 142

–, Reservoir Dogs 164, 264

–, Snow Dogs 140

–, Spitzenfilme 142

Sportwetten 34 ff.

Stanlay Steamer (Automobil) 50

Star-Logo (Computerprogramm) 208

Steuerhinterziehung 186 f., 193

Steuern, Entrichtung von 188 f., 191 ff.

–, –, als Lösung eines Kooperationsproblems 188 f.

–, –, Gemeinnützigkeit 188 f., 191

Straßenverkehr 197–212

–, Ampelsysteme 212

–, Autobahnen, automatisierte 209

–, Cross Bronx Expressway 203

–, Entscheidungen, intelligente 208

–, »Fahrer-Unterstützungsprogramm« 211

–, »Fluss, kohärenter« 210 f.

–, Interstate 15 (US-Fernstraße) 208

–, Interstate 5 (US-Fernstraße) 202

–, Koordination im 207 f., 209

–, PATH-Programm 208

–, Staus 197, 203, 205

–, »–, spontane« 206

–, –, Ursache von 206 f.

–, Stoßzeiten-Maut(gebühren) 197 ff., 202 ff.

–, Umweltverschmutzung, Reduzierung 201

–, »Verkehrsfluss, freier« 205

–, –, gleichmäßiger 210

»Street Life Project« 120 f.

Sunbeam (US-Unternehmen) 176

»Super Bowl« siehe NFL

»Sweeps«-System 178 ff., 183 f.

–, Mängel 178 f., 183

Technology Review (Zeitschrift) 45

Teilinformationen siehe Gruppenintelligenz

The Amateurs (Buch, Halberstam) 236

The Evolution of Cooperation (Buch, Axelrod) 162

The General Theory of Employment, Interest, and Money (Buch, Keynes) 82

The Logic of Collective Action (Buch, Olson) 182

The Wealth of Nations (Buch, A. Smith) 168

The Wisdom of the Hive (Buch, Seeley) 52

»Top quark« 217

Toyota 269, 279 f., 282

»Transaktionskosten« 260, 264, 279

Treiberameisen 69 f.

Trinkgeld 163 f., 293

Turtles, Termites and Traffic Jams (Buch, Resnick) 208

TV-Einschaltquoten 176

–, Ermittlung der 176 f., 178 ff., 184

TV-Konsumenten, demographischer Querschnitt 177 f.

TV-Werbung 181 f.

Tyco (US-Unternehmen) 174

U-Boot-Suche 18 ff.

Underwriters Laboratory 169, 175

Unix (Computerbetriebssystem) 107

Unternehmen, Existenzberechtigung 265

–, Glaubwürdigkeit von 175

–, Koordination in den 265

–, Marktwert von 175

–, vertikale Integration 265 f.

Unternehmensphilosophie 255–262, 265–290

–, Aufgabenlösung, interne 261

–, Outsourcing 260

–, Zara (Modeunternehmen) 255 ff., 264

Unternehmensstruktur 262–290

–, Aktionärsstimmrechte 267

–, Arbeitermitbestimmung 267, 277, 278 f.

–, dezentralisierte 266, 277, 279 ff.

–, –, Kritik an 280

–, Diversität 289

–, –, mangelnde 271

–, Eigentumsbewusstsein durch Aktienzuwendungen 276

–, Entscheidungen, kollektive 289

–, Gewinnbeteiligung 267, 276

–, »Gruppenmanagement« 290

–, hierarchische 262 f., 266, 270

–, –, Aufhebung der 277

–, Informationsfluss 270, 287

–, Informationspolitik 275 f.

–, Konflikt mit Untergebenen 273

–, Konsensbestrebungen 267 f.

–, Koordinationsverlust 269

–, Management 267 ff.

–, Organigramme 288

–, pseudodemokratische 268

–, »Work-Out«-Sitzungen 278

–, zentralisierte 266

–, Zukunftsprognosen 288

Urteil, kollektives 20, 32, 36 f., 126, 251

USA 157, 168 f., 188, 214

–, Auslandshilfe 336

US-Außenministerium 66

US-Automobilindustrie, Anfänge 48 ff.

US Federal Reserve Board 251 f.

US-Fernsehsender 177 ff., 182 ff.

–, ABC 179, 182

–, CBS 182

–, Fox 179

–, Konkurrenzkampf 179 f.

–, Lokalstationen 177, 182

–, NBC 179

–, Programmqualität 179, 184

US-Geheimdienste 100 ff., 105, 113 ff.

–, CIA 66, 101, 114, 119

–, Defence Intelligence Agency 101

–, Dezentralisierung 101 f.

–, Eigeninteressen 105

–, »fehlender Informationsaustausch zwischen« 103

–, FutureMAP-Programm 115 f.

–, mangelnde Auswertung von Informationen 114

–, National Imagery and Mapping Agency 101

–, National Reconnaissance Office 101

–, National Security Agency 101, 114

–, OSS 100

–, PAM 115 ff.

–, Versagen der 103 f.

–, Zentralisierung der 101, 104, 114

US-Kongress 101, 103

US-Präsidentschaftswahl 42

USS Cole, Bombenattentat auf 102

US-Unternehmen 271–290

–, »Managergurus« 283 ff., 290

–, Beurteilungen des Managements 284 ff.

–, Erwartungen 273

–, Informationsfluss 273

–, Management, Dotierung 274

–, –, Verhalten 275

–, –, Verschlankung 282

–, Neustrukturierung 272 f.

–, Rivalitäten zwischen Firmenbereichen 281 f.

–, Wettbewerbserfahrung, mangelnde 271 f.

US-Wähler 331 ff.

–, Demokratieverständnis 332 ff.

–, Wahlbeteiligung 334 f.

–, Wahlverhalten 335 f.

Verhalten, faires siehe Kooperation

–, irrationales 163, 300, 327 ff.

–, kollektives 183

–, koordiniertes siehe Koordination

»–, prosoziales« 161, 163 f., 172

–, verbindliches siehe Konvention(en)

Vernunft, kollektive siehe Gruppenintelligenz

Vertrauen (als Voraussetzung für Kooperation) 162, 166 ff., 170 ff., 259

»Vig« 35

Wahlprognosen 11

Wahlumfragen 41, 44

Wahlvoraussagen siehe Wahlumfragen

Wahn, kollektiver 12 f., 313

Wall Street 169, 175, 295, 306, 309, 312

Wall Street Journal 43 f.

Wal-Mart (Supermarktkette) 138

Warentermingeschäfte 296, 307

Warning and Decision (Buch, Wohlstetter) 102 f.

Waste Management (US-Unternehmen) 176

Wechselseitigkeit, Prinzip der 189

Weisheit der Masse siehe Gruppenintelligenz

– – Menge siehe Gruppenintelligenz

–, kollektive siehe Gruppenintelligenz

–, konventionelle 74, 90

Weltgesundheitsorganisation siehe WHO

»Wer wird Millionär?« (TV-Sendung) 23

Wettmarkt 41 ff., 117 ff.

–, NewsFutures 45

–, TradeSports 45

WHO 213 f., 226

Why Societies Need Dissent (Buch, Sunstein) 247

Windows (Computerbetriebssystem) 107

Wirtschaftsprüfer 175 f.

Wissen, akkumulatives 220 f.

–, individuelles 106 f.

–, kollektives 220 f.

–, lokales 106, 112, 114, 336

–, stillschweigendes 106

Wissenschaft(en) 213–231

–, Finanzierung der 225

–, freie Verfügbarkeit der 224

–, Geheimhaltung in der 223 f.

–, Gruppenintelligenz 227 f.

–, hierarchisch-bürokratische 221 f.

–, Kommerzialisierung der 224

–, Konkurrenz innerhalb der 222 f.

–, »Matthäus-Effekt« 229

– und Allgemeinheit 228

World Trade Center, New York, Angriff auf das 102 f.

WorldCom (US-Unternehmen) 176, 285 f.

Yahoo! 39

Zentralisierung 266

Zusammenarbeit siehe Kooperation

Zweiter Weltkrieg 100, 217, 311


DANK

Am Anfang dieses Buches stand gewissermaßen eine Kolumne, die ich bald nach Aufnahme meiner Tätigkeit beim Magazin The New Yorker im Frühjahr 2000 schrieb. Und die Entwicklung dieses Buches ist in vielem durch Kolumnen beeinflusst worden, die ich seither für die Zeitschrift verfasste. Wenn David Remnick mich fest eingestellt und mir somit Gelegenheit gegeben hätte, eine regelmäßige Wirtschaftskolumne im New Yorker zu veröffentlichen, würde dieses Buch aus mehreren Gründen heute nicht vorliegen. Ich bin ihm viel schuldig. Danke, David.

Henry Finder vom New Yorker hat die ersten Texte redigiert, die ich für die Zeitschrift verfasste. Er geleitete mich dort durch mein erstes Jahr als Kolumnist und ist eine stete Quelle geistiger Anregung geblieben. Henry besitzt die seltene Gabe, einem Autor das Gefühl zu vermitteln, dass seine Arbeit wichtig ist – nicht unbedingt für die Welt, sondern an und für sich. So ein Gefühl gegenüber der eigenen Arbeit ist für jeden Menschen hilfreich.

Ich möchte Nick Paumgarten, dem derzeitigen Redakteur meiner Kolumnen, danken, dass er so viel Zeit und Kraft auf meine Arbeit verwendet. Nick hat aus mir einen besseren Schriftsteller und dieses Buch, denke ich, zu einem besseren Buch gemacht, als es ohne ihn geworden wäre.

Michael Mauboussin, Chef der Abteilung für Investitionsstrategien bei der Bank Credit Suisse First Boston, hat mich mit seinen bemerkenswerten Schriften über den Aktienmarkt und komplexe Systeme zum Nachdenken über die Vorstellungen und Ideen gebracht, die dieses Buch beseelen; Michaels Arbeit bleibt für mich ein Prüfstein, und die Gespräche, die ich im Laufe des vergangenen Jahres mit ihm führen durfte, haben mir geholfen, über die in diesem Buch aufgeworfenen Fragen immer tiefer nachzudenken. Danke, Michael.

Mein Dank gebührt des Weiteren den Kollegen, die beim New Yorker für das Überprüfen der Fakten zuständig sind und für meine Kolumne mit mir zusammenarbeiten. Sie geben mir Sicherheit; ihre Hilfe macht meine Geschichten besser.

Lee Smith war einer der ersten Menschen, denen ich nach meinem Umzug in New York City begegnete, und meine Erfahrung des Lebens in New York ist untrennbar mit unserer Freundschaft verbunden. Dieses Buch handelt zum Teil vom Unterschied zwischen einer Gesellschaft und einer bloßen Ansammlung von Leuten, die nebeneinander leben. Der Unterschied ist mir in den Gesprächen mit ihm über das Besondere und den Wert eines Stadtlebens bewusst geworden.

Mein Verlagslektor Bill Thomas war als Erster der Überzeugung, dass in meinen unausgegorenen Vorstellungen über kollektive Entscheidungen das Zeug für ein Buch stecken könnte. Im Nachhinein bin ich ziemlich sicher, dass er es gelegentlich bedauerte, diesen Gedanken mir gegenüber je erwähnt zu haben; ich jedenfalls bin sehr dankbar, dass er es getan hat. Bill ist eine umwerfende Mischung aus hervorragendem Lektor und einem Buchmenschen der alten Schule und in allen Phasen des Schreibens für mich eine stete Stütze gewesen. Außerdem hat er die Geduld eines Hiob bewiesen. Ich möchte ihm für alles danken.

Meinen Brüdern David und Tim möchte ich danken – weil sie meine Brüder sind und auf mich aufpassen.

Der Gedanke, dass ich eines schönen Tages irgendwann mit Meghan O’Rourke sprechen und hören dürfte, was sie über die Welt zu sagen hat, flößte mir beim Schreiben dieses Buches Mut und Kraft ein. Und ihre Anregungen haben die Qualität des Buches erhöht. Ich kann mir gar nicht vorstellen, wie es ohne sie geworden wäre.

Chris Calhoun ist einer meiner besten Freunde. Außerdem ist er der beste literarische Agent, den sich ein Schriftsteller wünschen kann, und er hat dieses Buch ermöglicht. Während meines Schreibens habe ich unter anderem auch unsere sonst regelmäßigen Gespräche vermisst. Ich hoffe, sie können nun wieder beginnen.

Ich widme dieses Buch meinen Eltern.

OPS/images/p3.jpg
BORSEN ) MEDIEN





OPS/xhtml/Nav_9783864705144.xhtml




Inhalt





		Cover



		Titel



		Impressum



		Widmung



		INHALT



		Einleitung



		Erster Teil



		1. Die Weisheit der Massen



		2. Die entscheidende Bedeutung von Unterschieden: Locktänze, die Schweinebucht und der besondere Wert der Diversität



		3. Affe sieht was, Affe macht es: Über Nachahmung, Informationskaskaden und Unabhängigkeit



		4. Die Steinchen zusammenfügen: CIA, Linux und die Kunst des Dezentralisierens



		5. Aufforderung zum Tanz: Koordinieren ist ein schwieriges Geschäft



		6. Es gibt die Gesellschaft doch: Steuern, Trinkgelder, Fernsehen und Vertrauen









		Zweiter Teil



		7. Der Verkehr: Koordinationsversagen



		8. Der Wissenschaftsbetrieb: Kooperation, Konkurrenz und Reputation



		9. Komitees, Geschworene und Teams: Die Columbia-Katastrophe, und wie kleine Gruppen funktionieren können



		10. Das Unternehmen: Ist der neue Boss wie der alte?



		11. Märkte: Schönheitswettbewerbe, Bowlingbahnen und Aktienpreise



		12. Demokratie: Träume vom Gemeinwohl









		Anmerkungen



		REGISTER



		Personenregister



		Orts- und Sachregister









		Dank











OPS/images/9783864705144.jpg
Warum Gruppen kliger i
sind als Einzelne und wie
wir das kollektive Wissen
fUr unser wirtschaftliches,
soziales und politisches
Handeln nutzen kénnen

DIE
WEISHEIT
swromees DER
o4 VlEI_EN

PLASSEN

VERLAG





OPS/images/pub.jpg





